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EU-Ministerrat: Weitere Vertagung der Entscheidung zur Globalen Mindeststeuer

Am 06.12.2022 haben sich die EU-Finanzminister in Briussel getroffen. Auf der Agenda waren meh-
rere Themen, die zwar nicht sachlich zusammenhangen, von Ungarn aber politisch verbunden
wurden und die teilweise der Einstimmigkeit, also auch der Zustimmung Ungarns bedurfen und
teilweise mit qualifizierter Mehrheit, d.h. ohne Ungarn beschlossen werden kdénnen:

» Ukraine-Hilfen der EU i.H.v. € 18 Mrd. - Einstimmigkeit.

» Pillar Two-Richtlinie zur Umsetzung einer globalen 15%igen Mindeststeuer fir groBe Unterneh-
men in der EU - Einstimmigkeit.

» Entscheidung Uber Hilfen fir Ungarn i.H.v. € 7,5 Mrd. aus dem EU-Kohéasionsfonds, die abhan-
gen von Fortschritten bei der Korruptionsbekampfung in Ungarn - qualifizierte Mehrheit.

» Entscheidung Uber € 5,8 Mrd. Zuschisse an Ungarn aus dem Corona-Wiederaufbaufonds, die
an das Erreichen von Reformfortschritten in Ungarn gebunden sind - qualifizierte Mehrheit.

Mit Ausnahme von Ungarn haben alle EU-Mitgliedstaaten bereits seit Monaten Zustimmung zur Pil-
lar Two-Richtlinie signalisiert, weshalb die Zustimmung zu dieser Richtlinie am 06.12.2022 auf der
Tagesordnung stand. Der Richtlinienentwurf vom 22.12.2021 wurde nach einem Jahr intensiver
Diskussionen hierfir in der Fassung vom 25.11.2022 im Wesentlichen nur redaktionell geandert,
ist also in den Kernbestandteilen unverandert geblieben. Die Regierung von Viktor Orban hat im
ECOFIN-Meeting am 06.12.2022 ihre Vetopolitik fortgesetzt. Die grolRen EU-Staaten, allen voran
Deutschland und Frankreich, wollen Ungarn ,eine politische Bricke bauen”, um die genannten
Vorhaben alle noch im Jahr 2022 zu verabschieden. Die tschechische Ratsprasidentschaft ist zu-
versichtlich, dass zu allen genannten Punkten noch bis zum Jahresende eine Einigung erzielt wer-
den kann. Ein auBerordentliches ECOFIN-Meeting das ggf. am Montag, den 19.12.2022 stattfinden
konnte, ist in Vorbereitung.

FUr den Fall, dass die Pillar Two-Richtlinie dieses Jahr nicht mehr verabschiedet wird, haben sich
die Regierungen von Deutschland, Frankreich, Italien, Spanien und den Niederlanden bereits im
September 2022 darauf verstandigt, jeweils den Entwurf der Pillar Two-Richtlinie in nationales
Recht umzusetzen. Das BMF will hierzu im FrUhjahr 2023 einen deutschen Referentenentwurf ver-
offentlichen. Bis dahin ist mit weiteren Kommentaren seitens der OECD zu rechnen, u.a. zu den
von der Praxis mit besonderer Spannung erwarteten sog. Safe Harbours, also (temporaren) Er-
leichterungen bei der (Erst-) Anwendung des OECD-Regelwerks, auf welche die EU und auch
Deutschland Bezug nehmen werden.

EU-Kommission: Vorschlag eines Mallnahmenpakets zur Modernisierung der Umsatzsteuer

Am 08.12.2022 hat die Européaische Kommission eine Reihe von Mallnahmen vorgeschlagen, um
das Mehrwertsteuersystem der EU zu modernisieren, fir die Unternehmen effizienter und betrugs-
resistenter zu machen, indem die Digitalisierung geférdert wird.

Mit ihren Vorschlagen zur Anderung der MwStSystRL, zur Anderung der Mehrwertsteuer-Durch-
fihrungsverordnung sowie zur Anderung der Verordnung iiber die Zusammenarbeit der Verwal-
tungsbehdrden und die Betrugsbekdmpfung auf dem Gebiet der Mehrwertsteuer will die Kom-
mission der Diskrepanz zwischen den 30 Jahre alten Mehrwertsteuervorschriften und der aktuellen
digitalen Realitat entgegenwirken.

Die Kernelemente der Neuausrichtung lassen sich wie folgt fassen:
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Erstens soll eine Modernisierung der Mehrwertsteuer-Meldepflichten durch die Einfihrung digita-
ler Meldepflichten sowie die Ausweitung der elektronischen Rechnungstellung erfolgen.

Bislang war die Ausstellung von elektronischen Rechnungen von der Akzeptanz des Empfangers
abhangig. Der Richtlinienvorschlag andert dies, indem er Art. 218 MwStSystRL-E zeitlich abgestuft
modifiziert: Ab 2024 dirfen die Mitgliedstaaten vorsehen, dass Rechnungen elektronische auszu-
stellen sind, wahrend ab dem Jahr 2028 die elektronische Rechnungstellung den Standard bilden
und die Verwendung von Papierrechnungen nur noch die Ausnahme bilden solle.

Gemal dem Vorschlag sollen die Rechnungen fir innergemeinschaftliche Lieferungen und sons-
tige grenziiberschreitende B2B-Umsitze, die dem Ubergang der Steuerschuldnerschaft unterlie-
gen, innerhalb von zwei Tagen nach Ausfihrung des Umsatzes auszustellen sein, vgl. Art. 222
MwStSystRL-E. Diese Anderungen sollen ab 2028 anwendbar sein.

Daneben soll die Zusammenfassende Meldung in ihrer jetzigen Gestalt ersetzt werden, vgl.

Art. 262 ff. MwStSystRL-E. FUr innergemeinschaftliche Lieferungen, innergemeinschaftliche Er-
werbe und sonstige grenziberschreitende B2B-Umsitze, die dem Ubergang der Steuerschuldner-
schaft unterliegen, soll eine enstprechende elektronische Meldung an die Steuerbehdrden inner-
halb von zwei Tagen erfolgen. Diese Anderungen sollen ab 2028 Anwendung finden.

Zweitens werden die Vorgaben fir die sog. (Internet-)Plattformwirtschaft im Hinblick auf die Orts-
bestimmung von Umsatzen und die verstarkte Einbeziehung von Plattformen bei der Umsatzsteu-
ererhebung im Bereich der kurzfristige Vermietung von Unterkinften oder der Erbrinung von Per-
sonenbeférderungsleistungen aktualisiert. Diese Regelungen sollen ab 2025 anwendbar werden.

Drittens soll die Notwendigkeit von umsatzsteuerrechtlichen Mehrfachregistrierungen innerhalb
der EU vermieden werden. Dies soll durch die EinfGhrung einer sog. einzigen MwSt-Registrierung
erfolgen, welche eine Erweiterung der bestehenden Systeme der einzigen Anlaufstelle (OSS und
|OSS) darstellen wird. Diese Anderungen sollen ab 2025 gelten.

Bundeskabinett: Regierungsentwurf des Gesetzes zur Offenlegung von Ertragsteuerinformatio-
nen (Public Country-by-Country Reporting)

Das Bundeskabinett hat am 07.12.2022 den Regierungsentwurf eines Gesetzes zur Umsetzung der
Richtlinie (EU) 2021/2101 im Hinblick auf die Offenlegung von Ertragsteuerinformationen durch
bestimmte Unternehmen und Zweigniederlassungen beschlossen und in das Gesetzgebungsver-
fahren eingebracht. Die Regelungen sind im Vergleich zum Referentenentwurf (vgl. TAX WEEKLY
# 35/2022) in den wesentlichen Punkten gleich geblieben.

Geandert wurde insbesondere, dass gem. § 342 HGB-E die EWR-Staaten mit den EU-Mitgliedstaa-
ten gleichgestellt werden, indem nunmehr beide von der Definition der Drittstaaten ausgenom-
men werden. Der Regierungsentwurf enthalt weiterhin Anpassungen im Bereich der Pflichtanga-
ben des Ertragsteuerinformationsberichts gem. § 342h HGB-E: U.a. ist bei der Zahl der Arbeitneh-
mer und den zu zahlenden Ertragsteuern eine Angleichung an die aktuellen Anforderungen des in
§ 138a AO verankerten Country-by-Country Reportings zu erkennen. Schlielllich wurde die Sankti-
onierung der neuen Pflichten in § 3420 AO-E durch eine Erhéhung der GeldbulRe bzw. des Ord-
nungsgeldes im Falle einer Verletzung der Verdffentlichungspflichten von € 50.000 auf € 200.000
verscharft.

Das Gesetzgebungsverfahren wird aller Wahrscheinlichkeit nach bis zum Ablauf der Umsetzungs-
frist am 22.06.2023 abgeschlossen sein.
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BMF: Lohnsteuverabzug im Jahr 2023

Mit Bekanntmachung vom 18.11.2022 wurden die Programmablaufplane 2023 fir die maschinelle
Lohnsteuerberechnung und fur die Erstellung von Lohnsteuertabellen bekannt gemacht. Darin
waren die durch das Inflationsausgleichsgesetz fir 2023 vorgesehenen Anpassungen des Einkom-
mensteuertarifs, der Kinderfreibetrage und der Freigrenzen beim Solidaritatszuschlag enthalten.
Aullerdem war die im Entwurf des Jahressteuergesetzes 2022 (JStG 2022) vorgesehene vollstan-
dige BerUcksichtigung der Altersvorsorgeaufwendungen bei der Berechnung der Vorsorgepau-
schale eingearbeitet.

Anfang Dezember wurden vom Bundestag mit der beabsichtigten Anhebung von Arbeitnehmer-
Pauschbetrag von € 1.200 auf € 1.230 und Entlastungsbetrag fur Alleinerziehende von € 4.008 auf
€ 4.260 weitere Anderungen in das JStG 2022 aufgenommen, die Auswirkung auf die Berechnung
der Lohnsteuer haben.

Da der Bundesrat dem JStG 2022 voraussichtlich erst am 16.12.022 zustimmen wird, hat die Fi-
nanzverwaltung mit BMF-Schreiben vom 08.12.2022 festgelegt, dass Arbeitgeber bis zu einem
noch zu bestimmenden Zeitpunkt nach der Bekanntmachung der finalen Programmablaufplane
2023 die Lohnsteuer nach den am 18.11.2022 veroffentlichten Programmablaufplanen 2023 ermit-
teln durfen und bis dahin beim Lohnsteuerabzug die Anhebung des Arbeitnehmer-Pauschbetrags
und des Entlastungsbetrags fir Alleinerziehende noch nicht berlcksichtigen missen. Arbeitge-
ber, die die Lohnsteuer manuell ermitteln, kénnen fir diesen Ubergangszeitraum die Lohnsteuer-
tabellen 2022 weiterhin anwenden, wenn der Mitarbeiter nicht ausdricklich widerspricht.

Nach Ablauf dieser Ubergangsregelung muss der Lohnsteuerabzug nach § 41c EStG korrigiert
werden. Einzelheiten dazu werden zusammen mit der Bekanntmachung der geanderten Pro-
grammablaufplane 2023 festgelegt.

EUuGH: Unrichtiger Umsatzsteuerausweis nicht immer problematisch

In seinem Urteil vom 08.12.2022 (C-378/21) befasst sich der EUGH mit der Regelung zur Entste-
hung einer Steuerschuld fir unzutreffend hoch ausgewiesene Steuerbetrdge und grenzt deren An-
wendungsbereich ein.

Die Steuerpflichtige betrieb einen Indoor-Spielplatz in Osterreich. lhre Kunden waren ausschliel’-
lich Endverbraucher, denen kein Recht auf den Vorsteuerabzug zustand. Die hierfir von ihr ausge-
stellten Rechnungen wiesen Osterreichische Umsatzsteuer in Hohe von 20 % aus. Im weiteren
Verlauf stellte sich jedoch heraus, dass lediglich 13 % Umsatzsteuer hatten erhoben werden mus-
sen. Die Steuerpflichtige berichtigte deshalb ihre Mehrwertsteuererklarung und wollte die zu viel
bezahlte Umsatzsteuer vom Finanzamt gutgeschrieben bekommen. Das Finanzamt verweigerte
die Berichtigung. Zum einen sei die Steuerpflichtige nach dsterreichischem Recht verpflichtet, die
hohere Umsatzsteuer (entsprechend des Rechnungsausweises) zu entrichten, da sie die Rechnun-
gen nicht berichtigt habe. Und zum anderen wirde sie durch die beantragte Berichtigung unge-
rechtfertigt bereichert, da ihre Kunden die Kosten der héheren Mehrwertsteuer getragen hatten.

Im Hinblick auf die ihm vorgelegten Rechtsfragen kam der EuGH diesbeziglich zu folgendem
Schluss:

Nach Art. 203 MwStSystRL wird die Umsatzsteuer, welche trotz fehlendem tatsachlichen, steuer-
pflichtigen Umsatz in einer Rechnung ausgewiesen wird, vom Rechnungsaussteller geschuldet. Im
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Streitfall ware jedoch bei der Rechnungstellung fir die erbrachten Leistungen zumindest ein ge-
sonderter Umsatzsteuerausweis mit 13 % zutreffend gewesen. Folglich konne sich die nach Art.

203 MwStSystRL denkbare Steuerschuld nur auf den Unterschiedsbetrag zwischen den - fir die

Leistung geschuldeten - 13 % und den - tatsachlich in der Rechnung ausgewiesenen - 20 % be-
ziehen.

Die Regelung des Art. 203 MwStSystRL soll der Gefahrdung des Steueraufkommens entgegenwir-
ken, die sich gerade darin manifestiert, dass der Rechnungsempfanger den Vorsteuerabzug auf
Basis dieser Rechnung begehren kdnnte. Folglich kénne diese Regelung aber nur dann Anwen-
dung finden, wenn - kumulativ - die Umsatzsteuer zu Unrecht in Rechnung gestellt wurde und
der Rechnungsempfanger zudem sein Recht auf Vorsteuerabzug geltend machen kénnte. Aus-
weislich des Sachverhalts erbrachte die Klagerin ihre Leistungen aber ausschlielllich an Endver-
braucher. Diesen stehe jedoch gerade kein Recht auf den Vorsteuerabzug zu, weshalb das Vorlie-
gen einer Gefahrdung des Steueraufkommens ausgeschlossen sei. Folglich begrinde die unzutref-
fend ausgewiesene Umsatzsteuer in dieser Konstellation per se schon keine Steuerschuld der
Rechnungsausstellerin.

Das Urteil sollte auch fUr die deutsche Besteuerungspraxis Bedeutung haben. § 14c Abs. 1 UStG
fihrt ebenfalls zur Entstehung einer Steuerschuld in Hohe der unzutreffend ausgewiesenen Um-
satzsteuer. Nach Auffassung der Finanzverwaltung und des BFH soll eine zu hoch ausgewiesene
Steuer selbst dann vom Rechnungsaussteller geschuldet werden, wenn der Leistungsempfanger
diese Steuer nicht als Vorsteuer abziehen kann, vgl. Abschn. 14c.1 Abs. 1 Satz 6 UStAE. Die weite-
ren von der Finanzverwaltung aufgestellten Kriterien fir die Berichtigung eines solchen Sachver-
halts, namlich Rechnungsberichtigung und ggf. Rickzahlung des Unterschiedsbetrags (vgl. Ab-
schn. 14c.1 Abs. 5 UStAE), werden daher obsolet, wenn man, wie der EUGH bereits die Entste-
hung der Steuerschuld ausschlielit.

EuGH: Kein Dreiecksgeschiaft ohne ordnungsgemallie Rechnung

Im Hinblick auf die Voraussetzungen fUr die Anwendung des sog. Dreiecksgeschafts nach § 25b
UStG hat der EUGH in seinem Urteil vom 08.12.2022 (C-247/21) eine aullerst restriktive Auffas-
sung vertreten. Verwendet der Steuerpflichtige nicht einen spezifischen Hinweistext in der Rech-
nung, dirfe die Vereinfachungsregelung nicht angewendet werden.

Das innergemeinschaftliche Dreiecksgeschaft nach § 25b UStG ist eine Sonderform des innerge-
meinschaftlichen Reihengeschafts: Die drei beteiligten Unternehmer sind in jeweils verschiedenen
Mitgliedstaaten fir Zwecke der Umsatzsteuer erfasst und treten mit USt-IdNrn. aus verschiedenen
Mitgliedstaaten auf. Sofern diese Ausgestaltung gewahlt wird, kann der mittlere Unternehmer
verhindern, dass er sich im Bestimmungsmitgliedstaat, am Ende des Transportwegs, fir umsatz-
steuerrechtliche Zwecke registrieren lassen muss. Diese Vereinfachung erfolgt dadurch, dass die
Besteuerungspflicht des mittleren auf den letzten Abnehmer verlagert wird. Allerdings setzt die
MwStSystRL hierfir u.a. voraus, dass bei der Rechnungstellung vom mittleren Unternehmer an
dessen Abnehmer ein entsprechender Vermerk in der Rechnung enthalten ist.

Im Streitfall des Vorlageverfahrens kam der mittlere Unternehmer zwar seinen umsatzsteuerrecht-
lichen Pflichten nach, insbesondere erklarte er den Vorgang auch zutreffend in seiner Zusammen-
fassenden Meldung. Allerdings verwendete er in der Rechnung an seinen Abnehmer anstelle des
nach Art 226 Nr. 11a MwStSystRL vorgesehenen Hinweistextes ,Steuerschuldnerschaft des Leis-
tungsempfangers” den Vermerk ,Steuerfreies innergemeinschaftliches Dreiecksgeschaft”.
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Der EuGH kam zu dem Schluss, dass - speziell im Rahmen der fir Dreiecksgeschafte geltenden
Sonderregelung - der mittlere Unternehmer eines Dreiecksgeschafts die Angabe ,Steuerschuld-
nerschaft des Leistungsempfangers" nicht durch einen anderen Hinweis ersetzen kdénne. Der Sinn
und Zweck der nach Art. 226 MwStSystRL notwendigen Rechnungsangaben bestehe darin, den
Rechnungsadressaten Uber die rechtliche Bewertung des Umsatzes des Rechnungsausstellers zu
informieren. Dieser Zweck greife umso mehr, wenn der Rechnungsaussteller, wie beim Dreiecks-
geschaft, der Ansicht ist, dass ausnahmsweise nicht er, sondern der Empfanger der Lieferung die
Umsatzsteuer schulde.

Der EuGH stellt darUber hinaus klar, dass unterschiedliche Vorgaben in den Mitgliedstaaten zu der
Ausgestaltung des erforderlichen Hinweistextes unbeachtlich sein sollen. Es obliege dabei den
nationalen Gerichten entsprechende Variationen durch eine unionsrechtskonforme Auslegung der
nationalen Vorschriften zu verhindern.

Angesichts der Folgefrage, ob ein solcher Fehler in der Rechnungstellung nicht rickwirkend be-
richtigt werden kdnne, vertritt der EUGH eine ahnlich restriktive Auffassung. Die Rechtsprechung
zur Moglichkeit der rickwirkenden Rechnungsberichtigung bezog sich auf die Frage nach dem
Vorsteuerabzug, wenn Rechnungen bestimmten formellen Anforderungen nicht entsprochen ha-
ben sollten, im Ubrigen aber die materiellen Anforderungen fir den Vorsteuerabzug vorlagen.
Hingegen liege keine Berichtigung einer Rechnung vor, wenn eine materiell-rechtliche Vorausset-
zung fur die Anwendung der Dreiecksgeschaftsregelung (hier: der korrekte Hinweis nach Art. 226
Nr. 11a MwStSystRL) fehlt. Denn das nachtragliche Erfillen einer, fir die Steuerschuldverlagerung
auf den Empfanger einer Lieferung notwendigen Tatbestandsvoraussetzung, sei keine Korrektur,
sondern vielmehr die erstmalige Ausstellung der erforderlichen Rechnung.

In Deutschland kam es vermehrt zu finanzgerichtlichen Urteilen, in denen eine rickwirkende Be-
richtigungsmaoglichkeit unzutreffender Hinweise auf ein Dreiecksgeschaft bejaht wurde. Dem
setzt der EUGH mit seinen klaren Aussagen ein Ende. Fir Steuerpflichtige, die als mittlerer Unter-
nehmer in einem Dreiecksgeschaft auftreten, gilt es daher, sich zur Vermeidung unerwinschter
Besteuerungskonsequenzen genau an die entsprechenden Rechnungsvorgaben zu halten.

BFH: RUckstellungsbildung fir Verpflichtungen aus einem Kundenkartenprogramm

Der BFH hatte mit Urteil vom 29.09.2022 (IV. R 20/19) zu entscheiden, ob ein Handelsunterneh-
men, welches gegenlber seinen Kunden in Abhangigkeit von der Hohe des Warenkaufpreises Bo-
nuspunkte bzw. Gutscheine gewahrte, die der Karteninhaber innerhalb des Giltigkeitszeitraums
bei einem weiteren Warenkauf als Zahlungsmittel einsetzen konnte, am Bilanzstichtag fir noch
nicht eingeldste Bonuspunkte bzw. Gutscheine eine Ruckstellung fir ungewisse Verbindlichkeiten
zu bilden hatte.

Im Streitfall gewahrte die Klagerin, eine GmbH & Co. KG, ihren Kunden die sog. A-Card. Die Inha-
ber der A-Card erhielten beim Einkauf Bonuspunkte auf den jeweiligen Wert ihres Einkaufs in
Hohe von 3 %, wobei ein Cent einem Punkt entsprach. Die Bonuspunkte wurden auf das Bonus-
punktekonto des Karteninhabers Ubertragen und fortlaufend aufaddiert. Betrug der Bonuspunkte-
stand 1.800 erhohte sich der Bonus unter bestimmten Bedingungen auf 5 %. Die auf dem Bonus-
punktekonto gutgeschriebenen Punkte konnten ab einem Punktestand von 250 Punkten (ent-
spricht € 2,50) eingelost werden. Ab einem Bonuspunktestand von mindestens 600 Punkten (ent-
spricht € 6) erhielt der Inhaber der A-Card einen Gutschein in Hohe des tatsachlichen Guthabens
ausgestellt. Die Bonuspunkte sowie die Gutscheine verfielen nach Ablauf von 36 Monaten.
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Die Klagerin bildete in ihrer Bilanz zum 31.12.2010 eine Rickstellung fUr Bonuspunkte und Gut-
scheine, die sie Inhabern der A-Card gewahrt hatte. Nach einer AuRenprifung wurde die Rick-
stellung vom Finanzamt nicht anerkannt. Die Einlosungsverpflichtung begrinde weder eine zu
passivierende Verbindlichkeit noch eine ungewisse Verbindlichkeit, die in Form einer Rickstel-
lung gewinnmindernd BerUcksichtigung finden kénne. Das Finanzgericht gab der Klage hingegen
nahezu vollumfanglich statt.

Nunmehr hat der BFH im Revisionsverfahren, welchem das BMF beitreten war, die Auffassung des
Finanzgerichts bestatigt, wonach fir die am Bilanzstichtag nicht eingel6sten Bonuspunkte bzw.
Gutscheine eine Rickstellung fir ungewisse Verbindlichkeiten zu bilden ist. Das fir die Bildung
dieser Rickstellung notwendige Tatbestandsmerkmal der wirtschaftlichen Verursachung einer
Verbindlichkeit in der Zeit vor dem Bilanzstichtag sei im Streitfall mit der Gewahrung der Bonus-
punkte bzw. Gutscheine erfillt worden. Zwar sei der weitere Warenkauf aus der Sicht des Karten-
inhabers notwendig, um die tatsachliche Anrechnung seines in Gestalt von Bonuspunkten bzw.
Gutscheinen gesammelten Guthabens zu erreichen. Dieser Kauf bilde allerdings lediglich den Rah-
men fir die ErfGllung der Anrechnungsverpflichtung der Klagerin und damit die Realisierung des
vom Karteninhaber bereits verdienten Vorteils. Daher sei er in Bezug auf die Entstehung der Ver-
rechnungsverpflichtung der Klagerin - entgegen der Auffassung des Finanzamts und des BMF -
lediglich als wirtschaftlich unwesentliches Tatbestandsmerkmal anzusehen.

Auch das weitere fir die Rickstellungsbildung erforderliche Tatbestandsmerkmal, nach welchem
der Steuerpflichtige ernstlich damit rechnen musse, aus der Verpflichtung in Anspruch genom-
men zu werden, sei erfillt gewesen. Die Erfahrungswerte fir die Jahre 2006 bis 2009 hatte erge-
ben, dass von einer 60 bis 80%igen Wahrscheinlichkeit der Inanspruchnahme auszugehen sei.

Der Bildung einer entsprechenden Rickstellung stehe - wie das Finanzgericht zutreffend ent-
schieden habe - schlielilich auch das Passivierungsverbot des § 5 Abs. 2a EStG nicht entgegen.
Bereits die mit der Anrechnungsverpflichtung verbundene Gewahrung der Bonuspunkte bzw.
Gutscheine habe zu einer Belastung des zum Bilanzstichtag vorhandenen - und nicht wie in

§ 5Abs. 2a EStG vorausgesetzt, des zukUnftigen — Vermdgens der Klagerin gefihrt. Zudem fehle
eine Erfillungsbeschrankung, die an den Anfall kinftiger Einnahmen oder Gewinne anknUpft, denn
der Kunde kénne jederzeit weitere Einkaufe tdtigen und zur Bezahlung Bonuspunkte/Gutscheine
einsetzen und damit die Erfillungspflicht der Klagerin auslosen.

BFH: Wahlrecht zwischen Sofort- und Zuflussbesteuerung bei VerauBBerung von Wirtschaftsgi-
tern gegen wiederkehrende Beziige im Rahmen einer Betriebsaufgabe

Der BFH hatte mit Urteil vom 29.06.2022 (X R 6/20) darUber zu entscheiden, ob ein Steuerpflichti-
ger, der im Rahmen einer Betriebsaufgabe betriebliche Wirtschaftsgiter gegen wiederkehrende
BeziUge veraulert, wie bei der Betriebsveraullerung gegen wiederkehrende Beziige zwischen der
Sofortbesteuerung und der Zuflussbesteuerung des entsprechenden Gewinns wahlen kann.

Im Streitfall stellte die Klagerin, welche einen handwerklichen Betrieb fihrte und ihren Gewinn
durch Betriebsvermogensvergleich ermittelte, krankheitsbedingt Ende des Jahres 2013 den Be-
trieb ein. Einen Grol3teil der Wirtschaftsgiter ihres Geschaftsbetriebs verauRerte die Klagerin zum
Ubertragungsstichtag 02.01.2014 an die A-GmbH gegen Zahlung einer lebenslangen monatlichen
Rente in H6he von € 3.000 ab Januar 2014. Die Ubrigen Wirtschaftsgiter, worunter sich auch we-
sentliche Betriebsgrundlagen befanden, GberfUhrte sie in ihr Privatvermogen.
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Die Klagerin ging in ihren Steuererklarungen davon aus, dass lediglich die positive Differenz zwi-
schen den gemeinen Werten und den Buchwerten der in ihr Privatvermogen UberfGhrten Wirt-
schaftsgiter einer sofortigen Besteuerung unterliege, wahrend bezogen auf die von der A-GmbH
zu zahlenden wiederkehrenden Bezige ein Wahlrecht zur Zuflussbesteuerung bestehe. Demge-
geniber vertrat das Finanzamt die Auffassung, dass auch die stillen Reserven in den von der Kla-
gerin gegen Leibrente an die A-GmbH verdullerten Wirtschaftsgiter sofort zu versteuern seien.
Das Wabhlrecht zur Zuflussbesteuerung konne nur bei einer BetriebsverauRerung i.S.v. § 16 Abs. 1
EStG, nicht hingegen bei einer Betriebsaufgabe gewahrt werden. Das Finanzgericht teilte die Auf-
fassung des Finanzamts.

Nunmehr hat der BFH das Urteil der Vorinstanz in der Revision aufgehoben und der Klage nach
Mallgabe des Antrags der Klagerin stattgegeben. Zwar sei das Finanzgericht zutreffend von einer
Aufgabe des Gewerbebetriebs der Klagerin im Streitjahr 2014 ausgegangen. Jedoch habe es ver-
kannt, dass die Klagerin das Wahlrecht ausiben konnte, den Betriebsaufgabegewinn, soweit er
auf den Barwert der Leibrente entfallt, erst bei einem das Kapitalkonto und die Aufgabekosten
Ubersteigenden Zufluss der Rentenzahlungen zu realisieren und die Rentenzahlungen insoweit als
nachtragliche Einkinfte aus Gewerbebetrieb zu versteuern.

Im Fall der Betriebsverdullerung i.S.d. § 16 Abs. 1 Satz 1 EStG gegen bestimmte wiederkehrende
BeziUge koénne nach gefestigter Rechtsprechung und nach Auffassung der Finanzverwaltung der
Steuerpflichtige zwischen der Sofortbesteuerung und der Zuflussbesteuerung wahlen. Die Eroff-
nung dieses Wahlrechts zur Zuflussbesteuerung habe der BFH mit dem fir den VerauRerer ver-
bundenen Wagnis begrindet und erganzend auf den Versorgungscharakter dieser Zahlungen ab-
gestellt. Erstrecke sich die Versorgung des Berechtigten Uber eine langere Zeit, sei eine Milde-
rung des Grundsatzes der sofortigen Versteuerung der durch die Veraullerung des Betriebs reali-
sierten stillen Reserven geboten und wegen des Grundsatzes der Verhaltnismalligkeit der Besteu-
erung die Erfassung des VeraulBerungserl6ses erst im Zeitpunkt des Zuflusses notwendig.

Im Fall der vorliegenden Betriebsaufgabe, bei der WirtschaftsgiUter gegen langfristig wiederkeh-
rende Bezige, insbesondere Leibrenten, verdullert wirden, misse gleichfalls das Wahlrecht zur
Zuflussbesteuerung gewahrt werden, insbesondere wegen der zur einer BetriebsverauRerung ge-
gen langfristig wiederkehrende Zahlungen vergleichbaren Interessenslage. Wie bei einer Be-
triebsveraullerung liege das Interesse des VeraulRerers darin, fUr diese Verdulerung nicht mehr
Einkommensteuer zahlen zu mUssen, als er nach Mallgabe der tatsidchlich zugeflossenen Renten-
zahlungen musste. Dieses Risiko bestehe auch bei einer Betriebsaufgabe, weshalb eine gleiche
Behandlung von Betriebsverduferung und Betriebsaufgabe jeweils gegen wiederkehrende Be-
zlge zwingend geboten sei. Wie im Fall der BetriebsverauRerung kdnne das Wahlrecht zur Zu-
flussbesteuerung bei der Betriebsaufgabe im Wege einer normzweckorientierten teleologischen
Reduktion der §§ 16, 34 EStG (Sofortbesteuerung mit TarifermaRigung) im Verhaltnis zu § 24 Nr. 2
EStG (Besteuerung mit Zufluss) hergeleitet werden.
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Urteile und Schlussantrage des EUGH bis zum 05.12.2022

Aktenzei-
chen

C-141/20

C-269/20

C-512/21

C-620/21

Entscheidungs-
datum

01.12.2022

01.12.2022

01.12.2022

Stichwort

Vorlage zur Vorabentscheidung - Mehrwertsteuer - Sechste Richtlinie
77/388/EWG - Art. 4 Abs. 4 Unterabs. 2 - Steuerpflichtige - Mdglichkeit der
Mitgliedstaaten, Einheiten, die zwar rechtlich unabhangig, aber durch gegen-
seitige finanzielle, wirtschaftliche und organisatorische Beziehungen eng mit-
einander verbunden sind, zusammen als einen Steuerpflichtigen zu behan-
deln (,Mehrwertsteuergruppe') - Nationale Regelung, die den Organtrager
der Mehrwertsteuergruppe zum einzigen Steuerpflichtigen bestimmt - Be-
griff ,enge finanzielle Verbindung' - Erfordernis, dass der Organtrager zusatz-
lich zu einer Mehrheitsbeteiligung Uber eine Stimmrechtsmehrheit verfigt -
Fehlen - Beurteilung der Selbstandigkeit einer wirtschaftlichen Einheit nach
Mallgabe standardisierter Kriterien - Bedeutung

Vorlage zur Vorabentscheidung - Mehrwertsteuer - Sechste Richtlinie
77/388/EWG - Art. 4 Abs. 4 Unterabs. 2 - Steuerpflichtige - Moglichkeit der
Mitgliedstaaten, Personen, die zwar rechtlich unabhangig, aber durch gegen-
seitige finanzielle, wirtschaftliche und organisatorische Beziehungen eng mit-
einander verbunden sind, zusammen als einen Steuerpflichtigen zu behan-
deln (,Mehrwertsteuergruppe') - Nationale Regelung, die den Organtrager
der Mehrwertsteuergruppe zum einzigen Steuerpflichtigen bestimmt - Leis-
tungen innerhalb der Mehrwertsteuergruppe - Art. 6 Abs. 2 Buchst. b - Un-
entgeltlich erbrachte Dienstleistungen - Begriff ,unternehmensfremde Zwe-
cke

Vorlage zur Vorabentscheidung - Steuerrecht - Gemeinsames Mehrwertsteu-
ersystem - Richtlinie 2006/112/EG - Art. 168 - Recht auf Vorsteuerabzug -
Grundsatze der Steuerneutralitat, der Effektivitat und der VerhaltnismaRigkeit
- Steuerhinterziehung - Beweis - Sorgfaltspflicht des Steuerpflichtigen - Be-
rUcksichtigung der Verletzung von Verpflichtungen aus nationalen Vorschrif-
ten und aus dem Unionsrecht Uber die Sicherheit der Lebensmittelkette -
Auftrag des Steuerpflichtigen an einen Dritten zur Bewirkung der besteuer-
ten Umsatze - Charta der Grundrechte der Europaischen Union - Art. 47 -
Recht auf ein faires Verfahren

Vorabentscheidungsersuchen - Mehrwertsteuerrichtlinie - Art. 132 Abs. 1
Buchst. g - Befreiung der eng mit der Sozialfirsorge und der sozialen Sicher-
heit verbundenen Dienstleistungen - Als mit sozialem Charakter anerkannte
Einrichtung - Betreffender Mitgliedstaat, der den sozialen Charakter der Ein-
richtung anerkennt

Alle am 08.12.2022 veroffentlichten Entscheidungen des BFH (V)

Aktenzeichen

IVR18/19

IVR20/19

XR15/21

XR6/20

XR33/20

Entscheidungs- = Stichwort

datum

29.09.2022

29.09.2022

31.08.2022

29.06.2022

29.06.2022

Keine Anerkennung der nach Ablauf des Abzugsjahres ge-
anderten Gewinnverteilungsabrede fur den Fall der
Nichtinvestition nach § 7g EStG

Zur Rickstellungsbildung fur Verpflichtungen aus einem
Kundenkartenprogramm

Avalprovisionen als Schuldzinsen

Wabhlrecht zwischen Sofort- und Zuflussbesteuerung auch
bei Veraullerung von Wirtschaftsgitern gegen wiederkeh-
rende Bezige im Rahmen einer Betriebsaufgabe

Trennungsunterhalt durch Naturalleistungen
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https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=269401&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=31549
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=269402&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=31602
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=269406&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=88980
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=269422&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=90295
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202210230/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202210231/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202210234/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202210232/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202210233/
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Alle am 08.12.2022 veroffentlichten Entscheidungen des BFH (NV)

Entscheidungs- | Stichwort

datum

Aktenzeichen

Nichtzulassungsbeschwerde: Darlegung der grundsatzli-
IX B 82/21 17.11.2022 chen Bedeutung und eines Verfahrensmangels; Verstol}
gegen die Sachaufklarungspflicht

Gewinnerzielungsabsicht beim Betrieb einer Photovoltaik-

XB46/22 16.11.2022
anlage

Feststellungsklage; fehlendes Feststellungsinteresse bei
XIB106/21 14.11.2022 Eintritt sowohl der Festsetzungsverjahrung als auch der
Zahlungsverjahrung

Erinnerung gegen den Kostenansatz; Streitwert einer
Nichtzulassungsbeschwerde, wenn die Wiederaufnahme
XIE1/22 10.11.2022 eines Verfahrens erstrebt wird; Einwendungen gegen die
formlose Bekanntgabe des Beschlusses Uber die Verwer-
fung einer Nichtzulassungsbeschwerde als unzulassig

Zum Leistungsort der Umsatze einer auslandischen Zweit-
lotterie bei inlandischer Spielteilnahme Uber das Internet

XIR36/19 03.08.2022

Alle bis zum 02.12.2022 veroffentlichten Erlasse

Aktenzeichen
dungsdatum

Entschei- ‘ Stichwort

nmca2-s
7246/19/10002 01.12.2022  Umsatzsteuer: Gold- und Silberpreis 2023
:001

INCcCi-sS
7068/19/10002 29.11.2022  Umsatzsteuer: Verzeichnis der befreiten Goldminzen 2023
:005
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https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202250201/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202250208/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202250207/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202250203/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202250206/
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Steuerarten/Umsatzsteuer/2022-12-01-gold-silberpreis-2023.pdf?__blob=publicationFile&v=2
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Steuerarten/Umsatzsteuer/2022-12-01-gold-silberpreis-2023.pdf?__blob=publicationFile&v=2
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Steuerarten/Umsatzsteuer/2022-12-01-gold-silberpreis-2023.pdf?__blob=publicationFile&v=2
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Steuerarten/Umsatzsteuer/2022-11-29-verzeichnis-goldmuenzen-2023.pdf?__blob=publicationFile&v=2
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Steuerarten/Umsatzsteuer/2022-11-29-verzeichnis-goldmuenzen-2023.pdf?__blob=publicationFile&v=2
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Steuerarten/Umsatzsteuer/2022-11-29-verzeichnis-goldmuenzen-2023.pdf?__blob=publicationFile&v=2
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EXPLANATORY MEMORANDUM

1. CONTEXT OF THE PROPOSAL

. Reasons for and objectives of the proposal

Value added tax (VAT) is a major source of revenue in all EU Member States®. It is also a key
source of financing for the EU budget since 0.3%of VAT collected at national level is
transferred to the EU as own resources, representing 12% of the total EU budget. Despite the
key importance of VAT in budgetary policymaking, the VAT system is hampered by sub-
optimal VAT collection and control methods. It also imposes excessive burdens and
compliance costs.

The revenue loss, known as the ‘“VAT gap?’, delineates the issues caused by sub-optimal VAT
collection and control. Estimated at EUR 93 billion in total for 2020, a significant part of this
loss is due to missing trader intra-Community (MTIC) fraud®. The VAT gap also includes
revenues lost to domestic VAT fraud and evasion, VAT avoidance, bankruptcies and financial
insolvencies, as well as miscalculations and administrative errors. The VAT system is not
only prone to fraud, but has also become increasingly complex and burdensome for
businesses. In particular, the 30-year-old VAT rules for cross-border trade are not adapted to
doing business in the digital age, thus calling for reflection on how technology can be used to
reduce administrative burdens and related costs for businesses and at the same time fight tax
fraud.

Therefore, in its 2020 Action Plan for fair and simple taxation supporting the recovery?, the
Commission announced the legislative package ‘VAT rules for the digital age’, which was
also included in the 2022 Commission work programme®. This proposal is part of this
package, together with a proposal for a Council Regulation amending the Regulation (EU) No
904/2010 as regards the VAT administrative cooperation arrangements needed for the digital
age®, and the proposal for a Council implementing Regulation amending Council
Implementing Regulation (EU) No 282/2011 as regards information requirements for certain
VAT schemes’.

Following the announcement of the Commission’s Tax Action Plan, the Council stated that it
“supports the Commission’s suggestion to clarify, simplify and modernise the EU VAT rules”,
“welcomes the initiative announced by the Commission to modernise reporting obligations for
cross-border transactions (...) and the Commission’s intention to examine the need to adapt

! Eurostat: https://ec.europa.eu/eurostat/statistics-explained/index.php?title=Tax_revenue_statistics

2 The VAT Gap is the overall difference between the expected VAT revenue based on VAT legislation
and ancillary regulations and the amount actually collected:
https://ec.europa.eu/taxation_customs/business/vat/vat-gap_en

8 Europol:  https://www.europol.europa.eu/crime-areas-and-statistics/crime-areas/economic-crime/mtic-

missing-trader-intra-community-fraud

COM(2020) 312 final.

COM(2021) 645 final (Annex I, Point 20).

Please include reference when available.

Please include reference when available.
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the VAT framework to the platform economy”®. The European Parliament resolutions
generally support initiatives to fight VAT fraud®. Further, the European Parliament mentioned
its explicit support for the initiative saying it “looks forward to the legislative proposal for
modernising VAT reporting obligations™°. More recently, the European Parliament adopted a
resolution®! noting the potential for data and digital tools to reduce red tape and simplify
various taxpayer obligations, in particular in the area of VAT returns and recapitulative
statements, (...) and welcoming the Commission's proposal to modernise, simplify and
harmonise VAT requirements, using transaction-based real-time reporting and e-invoicing.
The resolution also emphasises that variances in the Member States’ tax regulations constitute
a cumbersome challenge and, while endorsing the Union One Stop Shop (OSS), the resolution
asks for its scope to be broadened to cover a wider range of services.

This package has three main objectives:

1) Modernising VAT reporting obligations!?, by introducing Digital Reporting
Requirements, which will standardise the information that needs to be submitted by
taxable persons on each transaction to the tax authorities in an electronic format. At
the same time it will impose the use of e-invoicing for cross-border transactions;

2 Addressing the challenges of the platform economy®3, by updating the VAT rules
applicable to the platform economy in order to address the issue of equal treatment,
clarifying the place of supply rules applicable to these transactions and enhancing the
role of the platforms in the collection of VAT when they facilitate the supply of
short-term accommodation rental or passenger transport services; and

3) Avoiding the need for multiple VAT registrations in the EU and improving the
functioning of the tool implemented to declare and pay the VAT due on distance
sales of goods*, by introducing Single VAT Registration (SVR). That is, improving
and expanding the existing systems of One-Stop Shop (OSS)/Import One-Stop Shop
(10SS) and reverse charge in order to minimise the instances for which a taxable
person is required to register in another Member State.

(1) VAT reporting and digital reporting requirements (DRRs)

The VAT Directive dates from the 1970s and, as such, the default reporting
requirements are not digital. This said, the global trend shows a move from

8 Council conclusions on fair and effective taxation in times of recovery, on tax challenges linked to
digitalisation and on tax good governance in the EU and beyond (FISC 226 ECOFIN 1097, doc.
13350/20).

9 European Parliament resolution of 24 November 2016 on towards a definitive VAT system and fighting

VAT fraud (2016/2033(INI)); European Parliament resolution of 4 October 2018 on fighting customs
fraud and protecting EU own resources (2018/2747(RSP)).

10 European Parliament resolution of 16 February 2022 on the implementation of the Sixth VAT
Directive: what is the missing part to reduce the EU VAT gap? (2020/2263(INI)).

1 European Parliament resolution of 10 March 2022 with recommendations to the Commission on fair
and simple taxation supporting the recovery strategy (P9_TA(2022)0082).

12 VAT reporting obligations refer to the obligation of VAT-registered businesses to make periodic

declarations of their transactions to the tax authority to allow monitoring the collection of VAT.
In this respect, the term ‘platform economy’ relates to supplies of services made via a platform.
14 https://ec.europa.eu/taxation_customs/business/vat/vat-e-commerce_en

13
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traditional VAT compliance towards real-time sharing of transaction-based data with
tax administrations, often based on e-invoicing. The VAT Directive® represents a
significant barrier towards digitalisation, as Member States need to obtain a
derogation for them to be able to adopt DRRs based on obligatory e-invoicing
requirements.

Even so, by means notably of such a derogation, several Member States have
introduced various types of DRRs, providing information to tax authorities on a
transaction-by-transaction basis. The measures have proven successful in increasing
VAT collection, thanks to the improvements in tax control and the deterrent effect on
non-compliance. The related increase in VAT revenue from 2014 to 2019 is
estimated to be between EUR 19 billion and EUR 28 billion in those Member States
which have introduced DRRs in this period, corresponding to an annual increase of
VAT revenue of between 2.6% and 3.5%1°.

The VAT Directive grants Member States a wide discretion to introduce the
obligations they deem necessary to ensure the correct collection of the tax and to
prevent evasion. Therefore, DRRs vary substantially from one Member State to the
other. They can consist of (i) the transmission of monthly reports of business
transactions, (ii) the real-time submission of invoices, (iii) the real or quasi-real time
transmission of invoice data, or (iv) the submission of tax and accounting data or
VAT records. Other Member States have implemented non-digital tools for reporting
transactions, such as listings which do not provide data at transactional level, but
only provide the values of sales or purchases per customer or supplier (listings of
suppliers and customers). All these requirements are in addition to the requirement to
submit VAT returns.

The scale of the problems caused by the rapid introduction of divergent digital VAT
reporting requirements and the need to act swiftly was confirmed by stakeholders
during the consultation!’. The resulting fragmentation in the regulatory framework
brings additional compliance costs for businesses that operate in different Member
States, and therefore have to comply with varying local requirements, and creates
barriers within the single market. With an increasing number of Member States

15

16

17

There is no explicit option available for Member States to introduce mandatory e-invoicing
requirements as a means of ensuring the correct collection of VAT and preventing VAT fraud. The
VAT Directive makes the use of e-invoices subject to their acceptance by the recipient, in Article 232;
this provision cannot be derogated via Article 273, which allows Member States to introduce other
obligations on taxpayers to ensure the correct collection of VAT and to prevent VAT fraud. Hence, if a
Member State wishes to introduce mandatory e-invoicing requirements, it must do so by requesting a
derogation from the Directive under Article 395, which is subject to the unanimous agreement of the
Council based on a proposal from the Commission.

To estimate whether DRRs improved VAT compliance, thus reducing the VAT gap and increasing
VAT revenues, an econometric analysis was carried out in the ‘VAT in the Digital Age’ study. The
effects of DRRs are estimated on two dependent variables: the VAT gap and C-efficiency. Full details
of the model specifications and the results are available in Annex 4 of the impact assessment report
accompanying this proposal (Commission staff working document SWD (2022) 393).

Summary of the public consultation can be found here: VAT in the digital age (europa.eu).
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implementing different models of digital reporting obligations®®, the costs of
fragmentation for multinational companies (companies with presence in more than
one Member State)?® are significant. EU-wide they are estimated at about
EUR 1.6 billion annually, of which EUR 1.2 billion are borne by small-scale
multinational companies and EUR 0.4 billion by large-scale multinational
companies®,

In addition, the current reporting system of intra-Community transactions (referred to
in the VAT Directive as ‘recapitulative statements’?!) does not allow Member States
to effectively tackle VAT fraud linked to these transactions The current
recapitulative statements date from 1993 and have not substantially changed since
then. They are ill-prepared for the digital economy and can hardly be compared to
the much more modern digital reporting systems implemented by some Member
States for domestic transactions.

Among other shortcomings, recapitulative statements only provide aggregated data
for each taxable person, and not transaction-by-transaction data. Moreover they do
not allow data from supplies to be cross-matched with that of acquisitions, as the
VAT Directive leaves the reporting of intra-Community acquisitions optional for
Member States and fewer than half of the Member States have introduced this
obligation. Further, theses data may not be available to tax authorities in other
Member States at the right time, both because of filing frequency because of the time
it takes for local tax authorities to upload data onto the system. These shortcomings
were rightly highlighted by almost two thirds of informed stakeholders responding to
the public consultation who totally or partly agreed that recapitulative statements
would be more effective in fighting intra-EU fraud if data were collected on a
transaction-by-transaction basis and closer to the moment of the transaction.

Any reform of the reporting of cross-border transactions inevitably entails changes to
administrative cooperation and exchange of data between the competent authorities
of the Member States and the VAT Information Exchange System (VIES)?.

18
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Different types of digital reporting requirements are currently in place in several Member States:
clearance e-invoicing (ltaly), real-time reporting (Hungary, Spain), SAF-T reporting (Lithuania, Poland,
Portugal), VAT listing (Bulgaria, Croatia, Czechia, Estonia, Latvia, Slovak Republic) and some
Member States publicly announced upcoming reporting requirements (France, Greece, Romania).

Based on Eurostat estimates, there are about 210 000 multinational companies (MNCs) in the Union,
85% of which have a local headquarters and the rest being controlled by foreign entities.

These mainly result from significant setup costs, especially in countries with more complex DRRs. For
compliance, a small-scale MNC can be expected to invest about EUR 10 000 for SAF-T requirements,
EUR 25 000 for real-time requirements and more than EUR 50 000 in case of e-invoicing. For a large
scale MNC, figures reach up to EUR 50 000 for SAF-T requirements, EUR 200 000 for real-time
requirements and EUR 500 000 for e-invoicing.

When a business sells goods or services to a business in another Member State, it is obliged to submit a
recapitulative statement to its Member State detailing the business to whom it has made the supply, and
the total amount of supplies to that business. The information is shared between Member States, and is
used to help ensure compliance.

In 1993, with the introduction of the Internal Market, the border controls were abolished and replaced
by reporting obligations of intra-Community supplies in the form of periodical recapitulative statements
for VAT purposes (a recapitulative statement is a simple form submitted on a monthly/quarterly basis
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These issues will be solved, in relation to the fight against VAT resulting from intra-
Community trade, by introducing a transaction-by-transaction reporting system that
will provide information to Member States in almost real time, in line with the
successful systems several Member States have implemented for domestic
transactions. In relation to the lack of harmonisation of domestic reporting systems,
the issues will be tackled by establishing a common template that those reporting will
have to follow, allowing taxable persons to always report data from electronic
invoices issued according to the European standard set up in Directive 2014/55/EU
on electronic invoicing in public procurement®,

(2) VAT treatment of the platform economy

The rise of the platform economy business model®* has triggered new problems for
the VAT system. One of these problems is VAT inequality.

Under VAT rules, a taxable person means any person (natural or legal) who,
independently, carries out any economic activity?®. Taxable persons are required to
register for VAT and charge VAT on their sales. However, individuals acting in their
private capacity are not considered as taxable persons. In addition, small enterprises
are exempt from VAT due to a simplification measure relieving them of VAT
administrative obligations.

Until recently, private individuals and exempted small enterprises were not
considered to have any impact on market competition with VAT registered
businesses. But the platform economy has introduced new business models that are
changing this situation.

Private individuals and small businesses can provide their VAT-free services via a
platform and with the economies of scale and network effect?®® be in direct
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by traders, in addition to their VAT return, to declare goods delivered and services provided to traders
in other Member States, containing the VAT number of the customers and the aggregated value of
supplies per customer during a given period). These recapitulative statements are stored in national
VAT databases. These databases are then connected through an electronic interface called VIES (VAT
Information Exchange System), with the Commission managing the communication links between the
Member States while national VIES applications are developed by the Member States. Tax
administrations access VIES information for control purposes, while economic operators use a module
of VIES, called the ‘VIES-on-the-web’(VoW) to check the validity of their client’s VAT number
registered in the European Union for cross-border transactions on goods or services.

Directive 2014/55/EU of the European Parliament and of the Council of 16 April 2014 on electronic
invoicing in public procurement.

‘Platform economy’ is used to describe a multi-sided model of transactions, where there are three or
more parties involved. In these transactions, an online platform facilitates the connection between two
or more distinct but interdependent sets of users. In these interactions, one of the parties to the platform
(providers or underlying suppliers) could offer services to the other party (consumer) in return for
monetary consideration. A platform usually charges a fee for the facilitation of the transaction.
According to Article 9 of the VAT Directive and its settled case-law the concept of “economic activity”
has a very broad meaning. The concept of “independently” however means that employees are not
treated as taxable persons.

The capacity to build networks through which any additional user will enhance the experience of all
existing users; an increased numbers of people or participants improve the value of a good or service.
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competition with traditional VAT registered suppliers. This means that, for example,
a hotel could be competing with accommodation listings which do not charge VAT
on their services. In Europe the cost of accommodation via a platform can be, on
average, some 8% to 17% cheaper than a regional hotel’s average daily rate?’. The
information provided by the “VAT in the Digital Age”?® study indicates that
(although it varies depending on the type of platform) up to 70% of the total of
underlying suppliers using a platform are not registered for VAT. More than two
thirds of respondents with an opinion on the issue had experienced such distortions
of competition.

The passenger transport and accommodation sectors have been explicitly identified
by the study as sectors in which VAT inequality is at its most apparent (in that the
accommodation platform model competes directly with the hotel sector, and the
passenger transportation platform model competes directly with private taxi firms).
These are also the two largest sectors of the platform economy?®, behind the sale of
goods via platforms (also known as ‘e-commerce’), which has its own rules
regarding the supply of goods.

Another problem area is the lack of clarity on VAT rules that apply to the services
rendered by these platforms and, in particular, to identifying the VAT status of the
underlying supplier.

The taxable status of those providing services through the platform determines the
VAT treatment of the platform facilitation services when the provider is established
in a different Member State to that of the platform. In such a situation, regardless of
whether the provider is a non-taxable person or a taxable person, the platform could
use the One Stop Shop or apply the reverse charge. However, this determination is
not straightforward, as the platforms often lack information they need to assess the
status of the underlying supplier.

In addition, various rules in the VAT Directive applicable to the platform economy
have been applied differently by Member States*®. For example, the facilitation
services charged by the platforms are regarded in some Member States as
electronically supplied services, while in others they are regarded as intermediary
services. Clarification of these rules is needed, as the current divergent application of
EU VAT rules across the Member States can lead to different places of supply being
applied®!, which can subsequently lead to double taxation or non-taxation.

One additional problem area relates to the obligations imposed on the platforms.
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https://ipropertymanagement.com/research/airbnb-statistics

VAT in the Digital Age. Final Report (vol. I — I11). Specific Contract No 07 implementing Framework
Contract No TAXUD/2019/CC/150.

Having an ecosystem value of EUR 38.2 billion and EUR 43.2 billion per annum

Table 25 of the VAT in the Digital Age Study (Part Il) shows that 44% of respondents found the
different application of the VAT rules by Member States to be a problem.

The place of supply of an electronically supplied service to a non-taxable person is the place where the
customer is established, whereas the place of supply of intermediary services to a non-taxable person is

where the underlying transaction is supplied, which, in the case of services relating to immoveable

property for example, would be where the property is located.
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Platforms are required to keep certain information®? relating to supplies facilitated by
them and to make this available on request to Member States. However, platforms
are faced with a number of different requirements from Member States regarding the
timeframe and format for this information. Therefore a regularisation is necessary. In
addition, in order to combat fraud platforms need to keep this information and make
it available not only for business to business (B2B) (as it is now) but also for
business to consumer (B2C) supplies.

These issues will be solved by introducing a deemed supplier model, by which
platforms will account for the VAT on the underlying supply where no VAT is
charged by the supplier, thereby ensuring equal treatment between the digital and
off-line sectors of short-term accommodation rental and passenger transport. In
addition, clarifications will be given on the treatment of the facilitation service to
allow for a uniform application of the place of supply rules, and steps will be taken to
harmonise the transmission of information from the platform to the Member States.

(3) VAT registration requirements in the EU

Businesses carrying out transactions taxed in other Member States still face
considerable VAT compliance burdens and costs, which constitute a barrier within
the single market. These are estimated as follows:

o The minimum one-off cost of VAT registration in another Member State is
EUR 1 200.

. The minimum ongoing cost, on a yearly basis, for VAT compliance in another
Member State is EUR 8 000 for an average business and EUR 2 400 for an
SME.

The VAT e-commerce package that entered into application on 1 July 2021 provided,
for the first time, comprehensive VAT legislation dealing with the e-commerce
economy (whereby consumers order, essentially via the internet, directly from
suppliers in other Member States and in non-EU countries). The schemes developed
(or extended) through the e-commerce package have alleviated the registration
burden for businesses carrying out transactions in Member States in which they are
not established, avoiding the need for the VAT registration of suppliers/deemed
suppliers in each Member State of establishment of their customer.

These schemes are known as the One-Stop-Shop (OSS) for supplies to consumers
within the EU and the Import One-Stop-Shop (IOSS) for the importation of small
parcels of consumer goods (where the value does not exceed EUR 150). Specific
VAT provisions and obligations were introduced for ‘platforms’ (introducing the
notion of a ‘deemed supplier’) which have a predominant position in the e-commerce
economy.

The implementation of the OSS and IOSS has proved to be a great success as shown
by the evaluation®® of the e-commerce package. The benefits of the OSS and 10SS
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Atrticle 242a of the VAT Directive.
See point 3 hereafter.
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for businesses and for the single market was confirmed by Member States in the
Council Conclusions® of the March 2022 ECOFIN.

However, some supplies of goods and services are not covered by either of these
simplification schemes and instead remain subject to burdensome VAT accounting
requirements in other Member States. These include certain types of supplies of
goods that, even though they may have a cross-border aspect, do not fall within the
definition of intra-EU distance sales of goods. As the I0SS is currently optional, its
capacity to alleviate the need for multiple VAT registrations is limited and the
complexity of the import process is not reduced as far as possible.

An extension of the scope of the OSS and I0SS would ensure a further decrease in
the need for multiple VAT registrations in the EU.

The VAT in the Digital Age proposal is a REFIT initiative that addresses the VAT rules in the
context of rising use of digital technology®®, among both tax authorities and the business
community. The VAT system has not yet fully taken advantage of the opportunities created
by these technological advances. New digital tools and solutions will help tax authorities
tackle the VAT Gap more efficiently while allowing for VAT compliance to be simplified and
reducing associated costs. This initiative thus seeks to further adapt the EU VAT framework
to the digital era.

. Consistency with existing policy provisions in the policy area

This initiative is consistent with the proposal®® tabled in 2018 by the Commission for a
definitive VAT system for the taxation of trade between Member States, which is still being
discussed in Council. This proposal aims to replace the transitional system in force today®’ by
treating intra-Community transactions in the same way as domestic ones. VAT would be due
in the Member State of destination of the goods® at the rate of that Member State but would
be charged and collected by the supplier in its own Member State. The VAT in the Digital
Age initiative has the potential to strengthen both the current and the definitive VAT system.

The VAT e-commerce package was designed to reshape, update and modernise the VAT
system to ensure its relevance and effective application to the new realities of the e-commerce
market. At the same time, the reforms sought to make VAT compliance easier for legitimate
businesses who carry out cross-border online commercial activity by taking a new approach to
tax collection. The main aim was to create a fairer, simpler and more harmonised system of
taxation. This proposal builds on the successful reform of the VAT e-commerce rules by
further reducing the need for non-identified trades to register in the Member State of

34 Council conclusions on the implementation of the VAT e-commerce package, ST 7104/22 of 15 March
2022.

3 2022 Commission Work Programme, Annex I1: REFIT initiatives, sub-section "An economy that works
for people” (No 20).

% COM(2018) 329 final.

3 Under the existing system VAT is not charged on cross-border transactions, contrary to domestic ones,

allowing taxable persons to buy goods free of VAT within the single market, breaking the chain of
fractioned payment and creating an incentive for fraud
8 This system would be extended to services at a later stage.
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consumption. This will inter alia include an update of the current e-commerce rules
applicable to Small and Medium Enterprises (SMEs) allowing SMEs to benefit from the
simplifications brought by both the new SME® and existing OSS schemes.

The initiative supports the EU’s sustainable growth strategy’® that refers to better tax
collection, reduction of tax fraud, avoidance and evasion and to the reduction of compliance
costs for business, individuals, and tax administrations. Improving taxation systems to favour
more sustainable and fairer economic activity is also part of the EU’s competitive
sustainability agenda.

. Consistency with other Union policies

The VAT in the Digital Age initiative is linked to the treaty-based goal of establishing a
functional internal market*' and reflects the European Commission’s priorities*? to improve
the business taxation environment in the single market, as well as to tackle differences in tax
rules that can be an obstacle to the deeper integration of the single market. This initiative
seeks to adapt the EU VAT framework to the digital era. Therefore, its objectives are also
consistent with one of the six top priorities of the Commission, ‘A Europe fit for the digital
age’, and its objective to empower businesses to seize the potential of the digital
transformation.

The Commission has set the improvement of tax collection and the reduction of tax fraud,
avoidance and evasion as priorities®®. These two topics are the cornerstone of the initiative.
The initiative also supports the EU’s sustainable growth strategy** that refers to better tax
collection, reduction of tax fraud, avoidance and evasion and to the reduction of compliance
costs for business, individuals, as well as tax administrations. Improvement of taxation
Systems to favour more sustainable and fairer economic activity is also included in the EU’s
competitive sustainability agenda.

The VAT in the Digital Age initiative runs alongside other Commission initiatives relating to
the Digital Economy, such as the recent proposal for a Directive to improve working

39 Council Directive (EU) 2025/285 on the common system of VAT as regards the special scheme for
small enterprises

Member States’ recovery and resilience plans envisage a wide set of reforms aimed at improving the
business environment and favouring adoption of digital and green technologies. These reforms are
complemented by important efforts to digitalise tax administrations as a strategic sector of the public
administration. (Annual Sustainable Growth Survey 2022 (COM(2021) 740 final)).

40

4 Article 3 of Treaty on European Union (TEU).
42 https://ec.europa.eu/info/sites/default/files/political-guidelines-next-commission_en_0.pdf.
43 Annual Growth Survey 2021 (see page 13) : https://ec.europa.eu/info/system/files/economy-

finance/2022_european_semester_annual_sustainable growth_survey.pdf.

Member States’ recovery and resilience plans envisage a wide set of reforms aimed at improving the
business environment and favouring adoption of digital and green technologies. These reforms are
complemented by important efforts to digitalise tax administrations as a strategic sector of the public
administration. (Annual Sustainable Growth Survey 2022 (COM(2021) 740 final)).
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conditions of people working through digital labour platforms*, and the ongoing work
relating to short-term rentals. Under these initiatives the general direction is to make
platforms more accountable and play a greater role in the regulatory framework. This is in in
line with the changes proposed in this Directive for the platform economy where, under
certain circumstances, platforms will be responsible for paying the VAT due instead of small
platform suppliers. This will improve the collection of VAT, as many of these suppliers are
unaware of their potential VAT obligations and would in any case encounter difficulties in
complying with these obligations.

The VAT in the Digital Age initiative also ensures consistency with existing legislation in the
digital area such, as the EU Directive on electronic invoicing in public procurement (B2G)*.
This Directive aims to facilitate the use of a common European standard on electronic
invoicing across Member States to promote interoperability and convergence at EU level.
This has the potential to reduce obstacles to cross-border trade that arise from the coexistence
of different national legal requirements and technical standards in e-invoicing. The VAT in
the Digital Age initiative provides for this European standard on electronic invoicing to be the
default method for digital VAT reporting requirements purposes.

This initiative is also consistent with the Customs Action Plan*’. Management of e-commerce
is one of the four key areas of action in the Customs Action Plan. As a result, the
improvement of the import one stop shop (I0SS) scheme in this proposal is limited to the
mandatory provision of this scheme for platforms. Any other improvement or extension, such
as the removal of EUR 150 threshold below which this simplification scheme can be used,
will be done in the framework of this customs reform?®,

In the final report of the Conference on the Future of Europe*® citizens call for ‘Harmonizing
and coordinating tax policies within the Member States of the EU in order to prevent tax
evasion and avoidance’, ‘Promoting cooperation between EU Member States to ensure that all
companies in the EU pay their fair share of taxes’. The VAT in the Digital Age initiative is
consistent with these goals.

4 The proposed Directive is expected to bring legal certainty on the employment status of people working
through digital labour platforms, improve their working conditions (including for self-employed people
subject to algorithmic management) and enhance transparency and traceability in platform work,
including in cross-border situations

46 Directive 2014/55/EU of the European Parliament and of the Council of 16 April 2014 on electronic
invoicing in public procurement.
4 Communication from the Commission to the European parliament, the Council and the European

Economic and Social Committee -Taking the Customs Union to the Next Level: a Plan for Action,
Brussels, 28.9.2020 (customs-action-plan-2020_en.pdf (europa.eu)).

48 Commission seeks views on upcoming EU customs reform (europa.eu).

49 Conference on the Future of Europe — Report on the Final Outcome, May 2022, Proposal 16 (1)-(3).
The Conference on the Future of Europe was held between April 2021 and May 2022. It was a unique,
citizen-led exercise of deliberative democracy at the pan-European level, involving thousands of
European citizens as well as political actors, social partners, civil society representatives and key
stakeholders.
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2. LEGAL BASIS, SUBSIDIARITY AND PROPORTIONALITY
. Legal basis

This Directive amends the VAT Directive on the basis of Article 113 of the Treaty on the
Functioning of the European Union. That Article provides that the Council, acting
unanimously in accordance with a special legislative procedure and after consulting the
European Parliament and the Economic and Social Committee, can adopt provisions to
harmonise Member States' rules in the area of indirect taxation.

. Subsidiarity (for non-exclusive competence)

This initiative is consistent with the principle of subsidiarity. Given the need to modify the
VAT Directive, the objectives of this initiative cannot be achieved by the Member States
themselves. Therefore, the Commission, which has responsibility for ensuring the smooth
functioning of the single market and for promoting the general interest of the EU, needs to
propose actions to improve the situation.

In addition, as the main problems at stake - sub-optimal VAT collection and control, and
excessive burdens and compliance costs - are common to all Member States, uncoordinated
fragmented national actions would have the potential to distort intra-EU trade. In the targeted
consultation®, businesses stated their preference in this regard to have VAT rules applied
uniformly at EU level, rather than having to comply with different reporting or registration
obligations at national level. As with platforms, there are significant distortions of
competition between the on-line and off-line markets in the short-term accommodation rental
and passenger transport sectors, as well as a non-harmonised approach to the place of supply
of the facilitation services. Therefore, the Commission needs to ensure that the VAT rules are
harmonised. Regarding VAT collection and control, the size of the VAT gap and its
persistence over time indicates that national instruments are not sufficient to fight cross-
border fraud, as shown by the estimated levels of MTIC fraud, which can only be fought
efficiently and effectively by coordinated action at EU level. The intra-EU aspect of VAT
fraud therefore requires EU intervention regarding reporting obligations.

. Proportionality

The proposal is consistent with the principle of proportionality and does not go beyond what
IS necessary to meet the objectives of the Treaties, in particular the smooth functioning of the
single market.

Proportionality is ensured by the fact that Member States will be able to decide whether or not
to introduce domestic reporting requirements based notably on whether the level of domestic
VAT fraud is an urgent issue for them. The requirement for interoperability or convergence of
national systems with the intra-EU digital reporting is necessary to adopt an EU wide DRR
framework.

%0 VAT in the Digital Age. Final Report (vol. 1V Consultation Activities). Specific Contract No 07
implementing Framework Contract No TAXUD/2019/CC/150.
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In the platform economy area, proportionality is ensured by focusing the measure on the
accommodation and passenger transport sectors, where the issue of VAT inequality is most
acute.

Proportionality is furthermore ensured by the fact that the ‘single VAT registration’ pillar of
the initiative does not interfere with national VAT registration processes. Instead, it focusses
on limiting the instances in which a trader who is established outside the Member State of
consumption is required to register for VAT in that Member State.

An EU-wide framework for handling VAT registration is proportionate as it will make the
functioning of the single market more sustainable. Removing the need for multiple
registrations within the EU can, by its very nature, only be achieved with a proposal to amend
the VAT Directive.

. Choice of the instrument

The proposal requires amending Directive 2006/112/EC on the common system of value
added tax (the 'VAT Directive'), Council Implementing Regulation (EU) No 282/2011 laying
down implementing measures for Directive 2006/112/EC on the common system of value
added tax and Council Regulation (EU) No 904/2010 on administrative cooperation and
combating fraud in the field of value added tax.

3. RESULTS OF EX-POST EVALUATIONS, STAKEHOLDER
CONSULTATIONS AND IMPACT ASSESSMENTS
. Ex-post evaluations/fitness checks of existing legislation

The e-commerce package came into application on 1 July 2021 and introduced a number of
amendments to the VAT rules governing the taxation of business-to-consumer (B2C) cross-
border e-commerce activity in the EU. The most noteworthy amendments include the
extension of the scope of the Union and non-Union Mini One Stop Shop (MOSS) schemes;
the abolition of the EUR 22 VAT exemption threshold for imported goods; and the
introduction of the 10SS (Import One-Stop Shop) and special arrangements to support the
collection of VAT on distance sales of imported goods not exceeding EUR 150.

The Commission conducted an ex-post evaluation of the first 6 months of application of the e-
commerce package. The initial results are very encouraging and are testament to the success
of the new measures. In total, in the first 6 months, almost EUR 8 billion of VAT was
collected via the three schemes (Union and non-Union OSS and I0SS). The results of the
evaluation show that approximately EUR 6.8 billion of VAT was collected in the Union One-
Stop Shop and non-Union One-Stop Shop schemes, which equates to at least
EUR 13.6 billion on an annual basis. Furthermore, in the first 6 months, approximately
EUR 2 billion of VAT was collected specifically in relation to imports of low value
consignments with an intrinsic value not exceeding EUR 150, which equates to around
EUR 4 billion on an annual basis. Of the EUR 2 billion of VAT that was collected in relation
to imports of low value goods in the first 6 months, almost EUR 1.1 billion was collected via
the Import One-Stop Shop. The package has met the goal of achieving a fairer and simpler
system of taxation, while protecting Member States’ VAT revenue has been met.

The implementation of the package has also helped to counter VAT fraud. Analysis from
customs data indicates that the top 8 10SS registered traders accounted for approximately
91% of all transactions declared for import into the EU via the 10SS. This is a very
encouraging statistic as it shows the impact the new ‘deeming’ provision for marketplaces has
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had on compliance. The proposal therefore envisages the introduction of a deemed supplier
regime in the accommodation and passenger transport sectors in the platform economy.

. Stakeholder consultations

On 6 December 2019, the European Commission’s Directorate-General for Taxation and
Customs (DG TAXUD) organised an event on ‘VAT in the Digital Age’ in Brussels,
Belgium. This event brought stakeholders working in the field of VAT together to reflect on
the opportunities and challenges that new technologies bring in the area of VAT. In particular,
the potential of using advanced technologies was discussed. The seminar also provided a
chance to share recent experiences on how Member States use digital solutions for VAT
reporting, collecting and fraud-detection.

The Commission worked with two expert groups for discussions at technical level: the Group
on the Future of VAT (GFV) and the VAT Expert Group (VEG). Meetings of the GFV
(9 February and 6 May 2022) and of the VEG (29 November 2021 and 10 June 2022) took
place to discuss different issues related to the VAT in the Digital Age initiative. A sub-group
‘VAT aspects of the platform economy’ composed of members of the GFV and the VEG, was
tasked with advising and assisting DG TAXUD by carrying out an in-depth analysis of the
problems related to VAT encountered by the different actors in the platform economy. The
outcome of its work can be found at: 2. GROUP ON THE FUTURE OF VAT (GEV) -
Library (europa.eu).

Two Fiscalis workshops also took place (May and October 2021) to gather feedback from
Member States and stakeholders on the interim report and the draft final report of the ‘VAT in
the Digital Age’ study.

A public consultation was also organised, from 20 January to 5 May 2022, resulting in 193
responses. The consultation sought stakeholders' views on whether the current VAT rules are
suited to the digital age, and on how digital technology can be used to help Member States
fight VAT fraud and to benefit businesses. The consultation report is available on the
initiative’s public consultation page: https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-
your-say/initiatives/13186-VAT-in-the-digital-age/public-consultation_en.

Stakeholders agreed there was a disconnect between the old VAT rules and today’s digital
age.

On VAT reporting, the respondents agreed that a DRR could bring benefits and made clear
their preference for an e-invoicing solution that can also be used for their internal processes.
Member States called for more autonomy in deciding on domestic DRR.

On platform economy, stakeholders broadly recognised problems, with more nuanced views
depending on the respondent’s business model. Those that would be impacted (i.e. platforms)
generally rejected the ‘deemed supplier’ provision and expressed their preference for the
status quo.

On VAT registration, stakeholders unanimously agreed that the scope of the OSS/IOSS needs
to be extended. Businesses also asked for the reverse charge to be made mandatory for B2B
supplies by non-established persons. There was also support for making the IOSS mandatory.
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. Collection and use of expertise

The Commission used the analysis carried out by Economisti Associati S.r.l., for the study
‘VAT in the Digital Age’ (running from October 2020 to March 2022)%. The final report was
submitted on 1 April 2022.

The study’s aim was first to evaluate the current situation with regard to the digital reporting
requirements, to the VAT treatment of the platform economy; and to the single VAT
registration and the Import One-Stop Shop and secondly, to assess the impacts of a number of
possible policy initiatives in these areas.

° Impact assessment

Examined by the Regulatory Scrutiny Board on 22 June 2022, the impact assessment for the
proposal obtained a positive opinion (Ares(2022)4634471). The Board recommended more
detail be added, to describe better the methodologies used for modelling and to further clarify
the options. The impact assessment was accordingly amended to include Member State and
sectoral perspectives on the platform economy, the econometric analysis/techniques used for
modelling were comprehensively described and the structure of the DRRs linked to the
options was detailed.

Several policy options were analysed in the impact assessment.

o For VAT reporting, the options ranged from a simple recommendation to introduce
an EU DRR and request for data in a specific format, to the introduction of DRR at
both EU and domestic level.

o On the VAT treatment of the platform economy area, the options ranged from
legal clarifications to the introduction of a wide ‘deemed supplier’ provision
applicable to all sales of services via platforms.

o For VAT registration the options related to intra-EU trade (different ranges of OSS
extension and the introduction of a reverse charge for B2B supplies by non-
established persons) and importations of low value consignments (making the 10SS
mandatory for different suppliers, with/without a certain limit and the removal of the
EUR 150 threshold for use of the 10SS).

The analysis revealed that best balance regarding the policy options in terms of effectiveness,
proportionality and subsidiarity would be achieved by combining the introduction of DRRs at
EU level, a ‘deemed supplier’ provision for the short-term accommodation rental and
passenger transport sectors and a combination of broader OSS extension, reverse charge and a
mandatory 10SS for platforms.

Between 2023 and 2032 this approach is expected to bring between EUR 172 billion and EUR
214 billion net benefits, including EUR 51 billion in savings. These savings include:

51 VAT in the Digital Age. Final report (vol. I — I11). Specific Contract No 07 implementing Framework
Contract No TAXUD/2019/CC/150.
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o EUR 41.4 billion from VAT reporting (EUR 11 billion from the removal of old
reporting obligations, EU 24.2 billion reduction of fragmentation costs,
EUR 4.3 billion savings pre-filled VAT returns, and EUR 1.9 billion e-invoicing

benefits);
J EUR 0.5 billion from streamlining and clarifications in platform economy area; and
o EUR 8.7 billion from removing VAT registration obligations. Environmental, social

and business automation benefits, as well as benefits related to the functioning of the
Internal Market (more level-playing field) and tax control efficiency are also
expected.

In line with the sustainable development goals No 8 and 9°2, a more efficient and sustainable
VAT system promotes economic growth, while digital reporting supports business automation
and fosters innovation. In line with the ‘digital by default’ principle, the introduction of digital
reporting saves paper invoices and benefits the environment.

The impact assessment and its annexes, the executive summary and the Board’s opinion on
the impact assessment are available at the consultation’s page on “Have your say” portal:
https://ec.europa.eu/info/law/better-requlation/have-your-say/initiatives/13186-VAT-in-the-

digital-age_en.

. Regulatory fitness and simplification

This proposal is a REFIT initiative to modernise the current VAT rules and take account of
the opportunities offered by digital technologies®. The proposal is expected to harmonise
VAT treatment and promote the provision of cross-border supplies in the single market, and
help improve tax collection and therefore ensure sustainable revenues during the recovery
from the COVID-19 pandemic.

The expectation is that companies engaged in cross-border transactions will see a net benefit
from the introduction of the proposal. Overall, the introduction of digital reporting
requirements (DRR) at EU level, the deemed supplier regime and the single VAT registration
(SVR), will support the ‘one in, one out’ principle or even go further, to ‘one in, multiple out’
taking account of the multiple obligations created by national authorities. The overall saving
over the 10-year period between 2023 and 2032 is estimated at EUR 51 billion and the total
implementation cost (for businesses and national administrations) is EUR 13.5 billion in the
same period.

The removal of recapitulative statements as a result of the DRR is expected to bring a net
benefit to companies engaged in cross-border transactions. However, companies that are not
active across borders, (the vast majority of micro and small entities) would incur costs related
to the introduction of a DRR. Those costs could be partly mitigated by the introduction of
additional services at national level, such as the pre-filling of VAT returns. As for the SVR, it
is expected to further reduce the need for multiple registrations in other Member States and

52 https://sdgs.un.org/goals.
3 2022 Commission Work Programme, Annex II: REFIT initiatives, sub-section "An economy that works
for people” (No 20).
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help reduce administrative burdens and related costs for businesses involved in cross-border
supplies in the single market.

The Fit for Future Platform included the VAT in the Digital Age in its annual work
programme for 2022, recognising its potential for reducing the administrative burden in the
policy field>. The evidence behind the opinion of this expert group of 5 December 2022 has
been taken into account during the preparation of this proposal.

. Fundamental rights
N/A
4. BUDGETARY IMPLICATIONS

The proposal is expected to increase VAT revenues for Member States. The operational
objectives are set at a VAT gap decrease of up to 4 percentage points compared with 2019
level, baseline included. The estimated overall benefit between 2023 and 2032 including
additional VAT revenue ranges between EUR 172 billion and EUR 214 billion.

5. OTHER ELEMENTS
. Implementation plans and monitoring, evaluation and reporting arrangements

The VAT Committee, an advisory committee on VAT issues in which representatives of all
Member States participate and which is chaired by Commission officials from the Directorate
General Taxation and Customs Union (DG TAXUD), will monitor the implementation of the
VAT in the Digital Age initiative, and discuss and clarify possible interpretation issues
between Member States regarding the new legislation.

The Standing Committee on Administrative Cooperation (SCAC) will deal with all possible
issues regarding administrative co-operation between Member States resulting from the new
provisions covered in this legislative package. In case new legislative developments are
required, the GFV and the VEG may be further consulted.

In addition, the Commission and the Member States will monitor and evaluate whether this
initiative is functioning properly and the extent to which its objectives have been achieved
based on the indicators set out in Section 4 of the impact assessment accompanying this
proposal.

. Explanatory documents (for directives)
The proposal does require explanatory documents on the transposition.

. Detailed explanation of the specific provisions of the proposal

Platforms: Articles 28a, 46a, 135 (3), 136b, 172a, 242a, 306

54 2022 annual work programme - fit for future platform en.pdf (europa.eu)
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A deemed supplier regime will be introduced in the short-term accommodation rental, and
passenger transport sectors of the platform economy (Article 28a). Under this measure, where
the underlying supplier does not charge VAT because they are, for example, a natural person
or they make use of the special scheme for small enterprises, the platform will charge and
account for the VAT on the underlying supply. This will ensure a level playing field between
platforms offering services and other traditional suppliers qualifying as taxable persons, while
not imposing a burden on the underlying suppliers operating through the platform. The
‘deemed supplier’ model is a simplification measure intended to facilitate the collection of
VAT in specific situations. This is typically the case when the intermediary in a transaction
(i.e. the platform) is better placed than the underlying supplier to ensure the collection of the
VAT due on this transaction. The reasons are either because it would be too burdensome for
this underlying supplier to collect the VAT (e.g. when the underlying supplier is a natural
person or a taxable person using special schemes for small enterprises), or because it is more
secure to collect it from this intermediary (when the underlying supplier is not established in
the EU). Further elements relating to the practical application of the measure are in the
accompanying proposal to amend Implementing Regulation (EU) No 282/2011.

In order to prevent abuse, it has been clarified that a transaction for which a platform is the
deemed supplier cannot be included in the special scheme for travel agents (Article 306).

Further, clarifications to the existing VAT legislation in this area have been introduced.
Namely:

o That the facilitation service provided by a platform should be regarded as an
intermediary service (Article 46a). This allows for a uniform application of the place
of supply rules for the facilitation service.

o That the supply by the underlying supplier to the platform shall be VAT exempt
without a deduction right (Article 136b).

o That the provision of short-term accommodation rental shall be regarded as a sector
similar in nature to the hotel sector, and therefore not eligible to be exempt from
VAT (Article 135). This ensures that the deemed supply from the platform to the
final consumer has the same VAT treatment as the provision of services from
traditional hotels to the final consumer.

o That the supply by the platform to the final customer should not impact on the
deduction right of the platform for its activities (Article 172a).

o That, for supplies falling outside the deemed supplier model, the platform will be
obliged to keep the records relating to both business to business (B2B) and business
to consumer (B2C) supplies (Article 242a). Accompanying legislation (the proposal
to amend Regulation (EU) No 904/2010) will standardise how this information is to
be transmitted to the Member States. For supplies falling within the deemed supplier
model, the normal VAT accounting rules will apply.

E-invoicing will be the general rule for the issuance of invoices: Articles 217, 218 and
232

The adaptation of the VAT Directive to the new digital reality requires a change in the
treatment given to electronic invoices. Until now, the VAT Directive has put on an equal
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footing paper and electronic invoices. Article 232 required that the issuance of electronic
invoices be subject to the acceptance of the recipient. This requirement impeded Member
States from implementing mandatory electronic invoicing that could be used as a basis for an
electronic reporting system. It also slowed down the development of electronic invoices, as
taxable persons could not adapt their invoicing systems to implement full electronic invoicing
because they had to issue paper invoices whenever the recipient did not accept electronic
invoices.

The proposal changes this situation, providing in Article 218 that electronic invoicing will be
the default system for the issuance of invoices. The use of paper invoices will only be possible
in situations where Member States authorise them. This authorisation cannot cover those
cases that are subject to the reporting obligations in Chapter 6 of Title XI, as that would
prevent or create difficulties for the automatic reporting of the data. Taxable persons will
always be allowed to issue electronic invoices according to the European standard. This
standard is the one adopted by the Commission Implementing Decision (EU) 2017/1870°°
according to the request laid down in Directive 2014/55/EU. The issuance and transmission of
electronic invoices cannot be conditional on a prior authorisation of validation by the tax
authorities of the Member State in order to be sent to the recipient. Several Member States
have been granted a special measure to apply mandatory e-invoicing, where such clearance
systems have been implemented. These systems can only be applied by those Member States
up to 1 January 2028, ensuring the convergence with the EU digital reporting system.

To ensure that taxable persons will not depend on the authorisation of the recipient to issue an
electronic invoice, Article 232 is deleted from the VAT Directive.

Further, the definition of electronic invoice in the VAT Directive is changed to align the
concept with the one in Directive 2014/55/EU on electronic invoicing in public procurement,
which regulates electronic invoicing in B2G transactions. As a result, when referring to
electronic invoices in the VAT Directive, reference will be made to structured electronic
invoices.

Deadline for the issuance of invoices on intra-Community supplies of goods and supplies
of services where the reverse charge applies: Article 222

In the case of exempted intra-Community supplies of goods and for services supplied by non-
established taxable persons subject to the reverse charge, the VAT Directive provides for a
deadline to issue an electronic invoice that could take up to forty-five days from the moment
the chargeable event occurred.

The new reporting system is built under the philosophy of real-time information. Given that
the reporting is based on the issuance of the invoice, such a deadline will delay excessively
the arrival of the information on those supplies to the tax administration. For that reason,

% Commission Implementing Decision (EU) 2017/1870 of 16 October 2017 on the publication of the
reference of the European standard on electronic invoicing and the list of its syntaxes pursuant to
Directive 2014/55/EU of the European Parliament and of the Council
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Article 222 sets up a deadline of two days after the chargeable event takes place for the
issuance of invoices in these cases.

Elimination of the possibility to issue summary invoices: Article 223

The aim of the new reporting system is to provide information on transactions in almost real-
time to the tax administrations and foster the use of electronic invoices. The possibility to
issue summary invoices for a calendar month goes against those goals. For that reason, Article
223 is deleted, so there will be no possibility to continue issuing summary invoices.

Content of the invoices: Article 226

The aim of the new reporting system is to provide the necessary information to tax
administrations while minimising the administrative burden for taxable persons. In order to
achieve the latter objective, the reporting system will take advantage of the issuance of an
electronic invoice to automate the process of reporting. However, for this to be possible, it is
necessary to include in the invoice all the information required by the tax administrations for
the reporting obligation.

This is the reason why Article 226 has been changed to ensure the inclusion in the invoice of
all the data that needs to be reported. The data elements added to the content of the invoice are
the identifier of the bank account in which the payment for the invoice will be credited, the
agreed dates and amount of each payment related to a concrete transaction, and, in the case of
an invoice that amends the initial invoice, the identification of that initial invoice.

Elimination of outdated Articles: Article 237

Article 237 provides for an obligation on the Commission to present a report to the European
Parliament and the Council on the impact of the invoicing rules. Given that this obligation has
already been fulfilled®®, there is no reason to keep this Article in the VAT Directive.

Digital reporting system for intra-Community transactions: Articles 262 to 271

One of the objectives of the initiative is to replace the outdated recapitulative statements with
a digital reporting requirements system for intra-Community transactions, which will provide
faster information on a transaction-by-transaction basis and with higher quality. That
information will feed into the risk analysis systems of the Member States to help them counter
the VAT fraud linked with the intra-Community trade, in particular Missing Trader Intra-
Community fraud. For that purpose, Chapter 6 of Title XI, which referred to the recapitulative
statements, refers now to digital reporting requirements, and its new section 1, to digital
reporting requirements for intra-Community transactions.

%6 Report from the Commission to the European Parliament and the Council assessing the invoicing rules
of Directive 2006/112/EC on the common system of value added tax (COM(2020)47).
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The digital reporting requirements for intra-Community transactions will cover the same
transactions that were covered by the recapitulative statements with the exception of the call-
off stocks under the conditions set out in Article 17a, which will cease to exist. For this
reason, the second paragraph of Article 262 is deleted. In addition, supplies of goods and
services subject to the reverse charge mechanism in accordance with Article 194 will also be
included in the recapitulative statements and consequently in the digital reporting
requirements.

Article 263 provides for the main features of the new digital reporting system: the information
has to be transmitted on a transaction-by-transaction basis, the deadline for the transmission
of the data is two working days after the issuance of the invoice, or after the date the invoice
should have been issued in case the taxable person has not complied with their obligation to
issue an invoice, the transmission of the data has to be carried out electronically, and Member
States will provide the means for that transmission. Finally, the information can be submitted
directly by the taxable person or by a third party on their behalf.

The transmission of the data can be done according to the European Standard. Member States
can provide for the transmission of the data from electronic invoices issued under a different
format, as long as they also allow the use of the European Standard. In any case, the data
formats allowed by Member States will have to guarantee the interoperability with the
European standard.

This provision provides flexibility to Member States and taxable persons to use different data
formats for the transmission of the data. However, it provides for at least one standard which
will be accepted by all Member States and therefore allows companies to submit their data on
intra-Community transactions according to the European Standard in any Member State,
without needing to adapt to different reporting systems.

The first paragraph of Article 264 provides for the information that has to be submitted for
each transaction. Basically, this information is the same that had to be submitted in the
recapitulative statements, but detailed for each transaction instead of aggregated by customer.
However, there are new fields that have been added to improve the detection of fraud. These
new fields are the reference to the previous invoice in case of rectification of invoices, the
identification of the bank account into which the payment for the invoice will be credited and
the dates agreed for the payment of the amount of the transaction. With a view to a full
standardization and interoperability, implementing rules shall be adopted by the Commission
to define a common electronic message to this purpose.

Article 266 allowed Member States to request additional data on intra-Community
transactions. This possibility runs counter to the desired harmonisation in this field. For that
reason, this Article is deleted from the VAT Directive, so taxpayers will always submit the
same information when they carry out an intra-Community transaction, irrespective of the
Member State in which the transaction takes place.

Avrticle 268 places an obligation on Member States to collect data from the taxpayers that, in
their territory, make intra-Community acquisitions of goods or transactions treated as such.
The collection of this data was optional for Member States under the recapitulative
statements.

The replacement of the recapitulative statements with a new digital reporting system requires
the modification of certain Articles of the VAT Directive which contained references to the
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recapitulative statements, to replace them with the reference to the new reporting system. This
is the case with Articles 42, 138a, 262, 265 and 267. Other Articles that regulated aspects of
the recapitulative statements and are no longer necessary with the new reporting system have
been deleted. This is the case with Articles 266, 269, 270 and 271.

Digital reporting system for supplies of goods and services for consideration carried out
within the territory of one Member State: Articles 271a to 273

Apart from replacing the recapitulative statements with a new digital reporting system for
intra-Community transactions, the initiative aims to achieve the harmonization of the existing
and future reporting systems for supplies of goods and services for consideration carried out
within the territory of the Member State, in order to avoid the administrative burden which
this fragmented framework entails for taxable persons operating cross-border. These systems
will align with the digital reporting system designed for intra-Community transactions,
simplifying compliance to taxpayers, which will be able to provide with a common format the
data required for both domestic and intra-Community transactions, in any Member State.

This harmonisation is achieved by the rules included in the new Section 2 of Chapter 6 of
Title XI.

The first paragraph of Article 271a allows Member States to put in place a reporting system
for supplies of goods and services carried out between taxable persons within their territory.
The second paragraph of Article 271a allows Member States to put in place reporting systems
for any other type of transaction. This second paragraph covers for instance, the reporting of
supplies of goods or services carried out by a taxable person to a private individual.

To be noted that Article 271a constitutes an option, but not an obligation for Member States.
However, if they decide to put in place a reporting system according to the first paragraph of
that Article, that is to say a reporting system for transactions between taxable persons within
the territory of their Member State, such a system will have to comply with the features laid
down in Article 271b.

The features of the reporting system in Article 271b are similar to the one designed for intra-
Community transactions: reporting on a transaction-by-transaction basis, transmission of the
data two working days after the issuance of the invoice, or after the date the invoice should
have been issued where the taxable person has not complied with their obligation to issue an
invoice, the possibility of transmitting the data directly by the taxable person or through a
service provider, and the possibility to transmit the data according to the European Standard.
Member States can put at the disposal of taxable persons additional tools to transmit the data.
The objective is, once again, to provide enough flexibility to Member States and taxable
persons to use different methods for the transmission of the data, while providing for at least
one standard which will be accepted by all Member States and therefore allowing companies
to submit their data according to the European Standard in any Member State, without
needing to adapt to different reporting systems.

It will be necessary to verify if the reform of reporting system achieves its objectives of
reducing the VAT gap and reducing the costs for taxable persons derived from the
fragmentation of those systems. For that reason, Article 271c asks the Commission to submit
by March 2033 a report evaluating the results achieved by this reform and, if necessary, a
proposal to overcome the limitations and proposing a further harmonisation of domestic
reporting. This deadline will allow to evaluate the reporting systems once they are fully
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implemented, account taken that the full adaptation to the harmonised requirements does not
need to take place until 2028.

To achieve the harmonisation of reporting systems it is not enough that the future systems are
implemented according to the features laid down in this initiative. Member States which
already have reporting systems in place for these transactions will have to adapt them to the
features of the harmonised reporting system. For that purpose, the initiative requires that this
adaptation takes place by 2028 at the latest.

Article 273 continues to give Member States freedom to implement these obligations which
they deem necessary to ensure the correct collection of VAT and to prevent evasion.
However, this freedom is limited in relation to reporting obligations, which can only be
implemented according to the provisions of Chapter 6 of Title XI, in relation to the
transactions under their scope.

Single VAT Registration (SVR) and improvements to the existing e-commerce rules and
the margin scheme

Modifications and clarifications to the existing VAT legislation have been introduced as set
out below.

Moving towards the taxation at destination principle and in line with Article 4 of Council
Directive (EU) 2022/542 amending Directives 2006/112/EC and (EU) 2020/285 as regards
VAT rates®, Article 14(4), point (1)(a), is modified to extend the definition of intra-
Community distance sales of goods to cover second-hand goods, works of art, collectors’
items and antiques. Furthermore, Article 35 is deleted and as such, these supplies are taxed at
the place of destination in line with Article 33 point (a). As a consequence, it allows for the
application of the OSS simplification scheme to declare these distance sales, thereby further
minimising the need to register in the several Member States.

In order to reduce opportunities for VAT avoidance, the new Article 39a provides that the
supplies of works of art and antiques without dispatch or transport (or supplies where the
dispatch or transport of the goods begins and ends in the same Member State) are taxed at the
place where the customer is established, has their permanent address or usually resides.

The application of the deemed supplier rule is extended by the modifications to Article 14a. In
particular, in respect of supplies of goods made within the EU, paragraph 2 is modified to
extend the application of the deemed supplier rule. Under its expanded scope, the deemed
supplier rule will now include all supplies of goods within the EU facilitated by an electronic
interface, irrespective of where the underlying supplier is established and the status of the
purchaser. In addition, a new paragraph 3 is inserted to provide for the application of the

57 Council Directive (EU) 2022/542 of 5 April 2022 amending Directives 2006/112/EC and (EU)
2020/285 as regards rates of value added tax.
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deemed supplier rule to certain transfers of own goods that are facilitated via an electronic
interface.

The provisions in the VAT Directive pertaining to call-off stock arrangements are amended to
introduce a cut-off date, 31 December 2024, beyond which, no new transfers of stock under
those arrangements can be effected. Article 17a, which governs call-off stock arrangements is
further amended by the insertion of a new paragraph to clarify that the Article will cease to
apply with effect from 31 December 2025. These amendments are introduced to reflect the
fact that the current call-off stock arrangements will no longer be required as the new OSS
simplification scheme for transfers of own goods is comprehensive and encompasses Cross-
border movements of goods that are currently covered by call-off stock arrangements.

Article 59c stipulates that there is a EUR 10.000 calendar-based threshold, below which
cross-border supplies of telecommunications, broadcasting and electronic (TBE) services and
intra-Community distance sales of goods, supplied by an EU established supplier who is
established in only one Member State, may remain subject to VAT in the Member State
where that taxable person supplying those TBE services is established, or where those goods
are located at the time their dispatch or transport begins. In addition to cross-border supplies
of TBE services, it is now clarified that only intra-Community distance sales of goods that are
supplied from the Member State where the taxable person is established are included in that
threshold.

The modification in Article 66 helps to clarify the timing of the chargeable event in respect of
supplies under the non-Union OSS and Union OSS simplification schemes.

The new paragraph 1a of Article 143 foresees that an implementing act shall be adopted to
introduce special measures to prevent certain forms of tax evasion or avoidance by better
securing the correct use and verification process of the I0SS VAT identification number of
the supplier or of the intermediary acting on their behalf that is required for the application of
the exemption provided for in point (ca) of Article 143(1).

In order to further minimise the need to register in a Member State where the taxation of a
domestic B2B supply occurs, the modification in Article 194 renders mandatory for the
Member States to accept the application of the reverse charge mechanism where a supplier,
who is not established for VAT purposes in the Member State in which VAT is due, makes
supplies of goods to a person who is identified for VAT in that Member State. This reform
will ensure that, in such circumstances, the supplier who is not identified there, does not have
to register in that Member State. Further, the modification excludes supplies of margin
scheme goods from the mandatory application of the reverse charge mechanism. To ensure
adequate follow-up of the goods, this type of supplies is now to be mentioned in the
recapitulative statement as referred to in Article 262.

As the new OSS simplification scheme for transfers of own goods covers cross-border
movements of goods that are currently covered by call-off stock arrangements, the
modifications in Articles 243(3) and 262(2) remove the provisions in the VAT Directive
pertaining to call-off stock arrangements with effect from 1 January 2026 as they are no
longer required. As already mentioned, a window of 12 months is foreseen so that call-off
stocks arrangements effected on or before 31 December 2024 can be finalised.
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The modification in Article 359 extends the scope of the non-union OSS to supplies of
services from non-EU business to all non-taxable persons, even if they do not have their
permanent address, nor do they usually reside, in a Member State.

The modification in Article 365 clarifies the time by which amendments can be made to the
relevant VAT returns in the non-Union OSS scheme. Amendments can now be made in the
same return insofar as these amendments take place before the time that the return was
required to be submitted.

For the purpose of the Union OSS scheme, the new paragraphs in Article 369a broaden the
definition of Member State of consumption to include supplies of goods according to Articles
36 (supply of goods with installation or assembly), 37 (supply of goods on board ships,
aircrafts or trains) and 39 (supply of gas, electricity, heating and cooling), and domestic
supplies of goods.

In Article 369D, it is stipulated that, for the above-mentioned types of supplies, the Union
OSS scheme can also be used insofar as these goods are supplied to non-taxable persons (or to
taxable persons or non-taxable legal persons whose intra-Community acquisitions of goods
are not subject to VAT pursuant to Article 3(1) of Directive 2006/112/CE). In addition, the
scheme can also be applied for domestic supplies of margin scheme goods to any other
taxable person supplied under the margin scheme by taxable dealers.

The modification in Article 369g(1) and the new paragraphs amend the content of the Union
OSS return to enable the inclusion of the above-mentioned supplies.

The modification in Article 369g(2) and the new paragraph (2a) clarify the information to be
provided in the Union OSS return in relation to the above-mentioned supplies and indicate
that zero rated and otherwise exempted supplies of goods are covered by the Union OSS and,
therefore, shall also be reported.

The modification in Article 369¢g(3) indicates that the Union OSS return shall include zero
rated and otherwise exempted supplies of services covered by the special scheme.

The modification in Article 369g(4) clarifies that amendments to VAT returns in the Union
OSS scheme after the time that the return had to be submitted, need to be done in a
subsequent return.

The modification in Article 369j stipulates that deduction is not possible in the VAT return of
the Union OSS scheme but that VAT is to be refunded in accordance with the appropriate
refund system.

The new paragraph in Article 369m makes the use of the IOSS mandatory for electronic
interfaces facilitating as deemed supplier certain distance sales of imported goods.

Avrticle 369p is amended to provide that, before commencing to use the special scheme for
Imports (10SS), a taxable person or an intermediary appointed on their behalf must indicate to
the Member State of identification the taxable person’s status as a deemed supplier in respect
of distance sales of goods imported into the EU.

The modification in Article 369r and the new paragraphs provide that, if a taxable person fails
to comply with the rules of the 10SS, they will be excluded from the scheme unless the said
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taxable person is obliged to use this scheme as deemed supplier. If such a deemed supplier
persistently fails to comply with the rules relating to this special scheme, they will incur other
sanctions rather than exclusion from the scheme.

The modification in paragraph 2 of Article 369t clarifies the time by which amendments can
be made to the relevant VAT returns for the 10SS scheme. If amendments are to be made
after the time that the return had to be submitted, these have to be done in a subsequent return.

The modification to Article 369w stipulates that, under the special scheme, VAT is not to be
deducted but to be refunded in accordance with the appropriate refund system.

The new Articles 369xa to 369xk provide for the application of a new scheme specifically
designed to simplify the VAT compliance obligations associated with certain transfers of own
goods.

Acrticle 369xa provides definitions that apply to the new scheme for transfers of own goods.
Capital goods, or goods that do not allow for a full right of deduction in the Member State
where the intra-Community acquisition takes place, are excluded from the special scheme.

Article 369xb defines the scope of the scheme. Any taxable person making transfers of own
goods, as defined in Article 369xa, can register to use this special scheme, in which case all of
their relevant transfers will be covered by the special scheme.

Acrticle 369xc requires taxable persons making use of the scheme to inform their Member
State of identification, by electronic means, in case of commencement, cessation or relevant
changes to their taxable activities covered by this special scheme.

Article 369xd provides that a taxable person using this special scheme shall, for the purpose
of transfers covered by that scheme, be registered in one Member State of identification only.
For the purpose of identification in the special scheme for transfers of own goods, the
Member State of identification shall use the individual VAT identification number already
allocated to the taxable person in respect of their obligations under the internal system.

Article 369xe provides for the circumstances under which taxable persons making use of the
scheme for transfers of own goods shall be excluded from that scheme, including, among
other situations, where they persistently fail to comply with the rules of the scheme or cease
their relevant activities.

Article 369xf stipulates that VAT returns shall be submitted every month by electronic means,
even when no relevant activity has been carried out.

Avrticle 369xg describes the information that the monthly VAT return shall contain and
stipulates that amendments to these returns, after the time that the return had to be submitted,
have to be done in a subsequent return.

Article 369xh sets out the requirements in relation to the currency to be used in the VAT
return.

Avrticle 369xi stipulates that, for transfers of own goods under the scheme, the intra-
Community acquisitions are exempt in the Member State to which the goods are dispatched or
transported.
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Article 369x] stipulates that deduction is not possible in the above-mentioned VAT return but
that VAT is to be refunded in accordance with the appropriate refund system or deducted as
inputs in the national VAT return of a Member State in circumstances where the taxable
person is already identified for VAT purposes in a Member State in respect of activities not
covered by the special scheme.

Article 369xk sets out the record keeping obligations for taxable persons making use of the
special scheme for transfers of own goods.
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2022/0407 (CNS)
Proposal for a
COUNCIL DIRECTIVE

amending Directive 2006/112/EC as regards VAT rules for the digital age

THE COUNCIL OF THE EUROPEAN UNION,

Having regard to the Treaty on the Functioning of the European Union, and in particular
Article 113 thereof,

Having regard to the proposal from the European Commission,

After transmission of the draft legislative act to the national parliaments,

Having regard to the opinion of the European Parliament?,

Having regard to the opinion of the European Economic and Social Committee?,

Acting in accordance with a special legislative procedure,

Whereas:

(1)

()
3)

The rise of the digital economy has significantly impacted on the operation of the
Union VAT system, as it is unsuited to the new digital business models, and does not
allow for the full use of the data generated by digitalisation. Council Directive
2006/112/EC2 should be amended to take account of this evolution.

The VAT reporting obligations should be adapted to address the challenges of the
platform economy and to reduce the need for multiple VAT registrations in the Union.

VAT revenue loss, known as the ‘VAT Gap’, was in 2020 estimated at
EUR 93 billion* in the Union, a significant part of which consists of fraud, in
particular missing trader intra-Community fraud®, estimated in the range of EUR 40-
60 billion®. In the final report of the Conference on the Future of Europe citizens call
for ‘Harmonizing and coordinating tax policies within the Member States of the EU in

oJc,,p..

oJc,,p..

Council Directive 2006/112/EC of 28 November 2006 on the common system of value added tax
(OJ L 347, 11.12.2006, p. 1).

The VAT Gap is the overall difference between the expected VAT revenue based on VAT legislation
and ancillary regulations and the amount actually collected:
https://ec.europa.eu/taxation_customs/business/vat/vat-gap _en

Europol:  https://www.europol.europa.eu/crime-areas-and-statistics/crime-areas/economic-crime/mtic-
missing-trader-intra-community-fraud

European Court of Auditors:
https://www.eca.europa.eu/Lists/ECADocuments/SR15 24/SR_ VAT _FRAUD_EN.pdf
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(4)

()

(6)

(7)

(8)

(9)

(10)

order to prevent tax evasion and avoidance’, ‘Promoting cooperation between EU
Member States to ensure that all companies in the EU pay their fair share of taxes’.
The VAT in the Digital Age initiative is consistent with these goals.

In order to increase tax collection on cross-border transactions and to end the existing
fragmentation stemming from Member States’ implementation of divergent reporting
systems, rules should be laid down for Union digital reporting requirements. Such
rules should provide information to tax administrations on a transaction-by-transaction
basis, in order to allow cross matching of data, increase the control capabilities of tax
administrations and create a deterrent effect on non-compliance, while reducing
compliance costs for businesses operating in different Member States and eliminating
barriers within the internal market.

To facilitate the automation of the reporting process for both taxable persons and tax
administrations, the transactions to be reported to tax administrations should be
documented electronically. The use of electronic invoicing should become the default
system for issuing invoices. Nevertheless, Member States should be allowed to
authorise other means for domestic supplies. The issuance of electronic invoices by
the supplier and its transmission to the customer should not be conditional on a prior
authorisation or verification by the tax administration.

The definition of an electronic invoice should be aligned with that used in Directive
2014/55/EU of the European Parliament and the Council’, to achieve standardisation
in the area of VAT reporting.

For the VAT reporting system to be implemented in an efficient manner, it is
necessary that the information reaches the tax administration without delay. Therefore,
the deadline for the issuance of an invoice for cross-border transactions should be set
at 2 working days after the chargeable event has taken place.

The electronic invoice should facilitate the automated transmission to the tax
administration of the data needed for control purposes. For this purpose, the electronic
invoice should contain all the data that have to be later transmitted to the tax
administration.

The implementation of the electronic invoice as the default method for documenting
transactions for VAT purposes would not be possible if the use of the electronic
invoice remains subject to the acceptance by the recipient. Therefore, such an
acceptance should no longer be required for the issuance of electronic invoices.

The Commission has complied with its obligation to present a report to the European
Parliament and the Council on the impact of the invoicing rules applicable from
1 January 2013 and notably on the extent to which they have effectively led to a
decrease in administrative burdens for businesses, as required by Article 237 of
Directive 2006/112/EC. As this obligation has already been fulfilled, it should be
removed from that Directive.

Directive 2014/55/EU of the European Parliament and of the Council of 16 April 2014 on electronic
invoicing in public procurement (OJ L 133, 6.5.2014, p. 1).
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(11)

(12)

(13)

(14)

(15)

(16)

(17)

The obligation to submit recapitulative statements for the reporting of intra-
Community transactions should be removed, as the digital reporting requirements for
intra-Community transactions cover, under their scope, the same transactions, but with
faster and more detailed information. The digital reporting requirements cover the
same transactions that the recapitulative statements with the exception of transactions
under call-off stocks arrangements, as referred to in Article 17a of Directive
2006/112/EC, which should be reported through the one-stop-shop (OSS) return.

In order to facilitate for taxable persons the transmission of the invoice data, Member
States should put at the disposal of the taxable persons the necessary means for such
transmission, which should allow that the data is sent by the taxable person directly or
by a third party on that taxable person’s behalf.

Whilst the information to be transmitted through the digital reporting requirements for
intra-Community transactions should be similar to what was transmitted through the
recapitulative statements, it is necessary to request taxable persons to provide
additional data, including bank details and payment amounts, so that tax
administrations can follow not only the goods but also the financial flows.

Placing an unnecessary administrative burden on taxable persons operating in different
Member States should be avoided. Therefore, such taxable persons should be able to
provide the required information to their tax administrations using the European
standard laid down in Commission Implementing Decision (EU) 2017/18708, which
fulfils the request laid down in Article 3(1) of Directive 2014/55/EU to create an
European standard for the semantic data model of the core elements of an electronic
invoice. Member States should be allowed to provide for additional methods to report
the data that could be easier for certain taxable persons to comply with.

In order to achieve the necessary harmonisation in the reporting of data on intra-
Community transactions, the information to be reported should be the same in all
Member States, without the possibility for Member States to request additional data.

An important element in the fight against VAT fraud related to intra-Community
transactions is to compare the data declared by the supplier with the data declared by
the customer. For that purpose, the person acquiring the goods and the recipient of the
services should be required to report the data on their intra-Community transactions.

Several Member States have put in place divergent reporting requirements for
transactions within their territories, leading to significant administrative burdens for
taxable persons which operate in different Member States, as they need to adapt their
accounting systems to comply with those requirements. In order to avoid the costs
derived from such divergence, the systems implemented in Member States to report
supplies of goods and services for consideration between taxable persons within their
territory should comply with the same features of the system implemented for intra-
Community transactions. Member States should provide for the electronic means for
the transmission of the information and, as is the case for intra-Community

Commission Implementing Decision (EU) 2017/1870 of 16 October 2017 on the publication of the
reference of the European standard on electronic invoicing and the list of its syntaxes pursuant to
Directive 2014/55/EU of the European Parliament and of the Council (OJ L 266, 17.10.2017, p. 19).
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(18)

(19)

(20)

(21)

(22)

(23)

(24)

(25)

transactions, it should be possible for the taxable person to submit the data in
accordance with the European standard laid down in Implementing Decision (EU)
2017/1870, even though the relevant Member State could provide for additional means
to transmit the data. The data should be allowed to be sent by the taxable person
directly or by a third party on that person’s behalf.

Member States should not be obliged to implement a digital reporting requirement for
supplies of goods and services for consideration between taxable persons within their
territory. However, if they are to implement such a requirement in the future, they
should align it with the digital reporting requirements for intra-Community
transactions. Member States which already have a reporting system for these
transactions in place should adapt such systems to ensure that the data are reported in
accordance with the digital reporting requirements for intra-Community transactions.

In order to evaluate the effectiveness of the digital reporting requirements, the
Commission should prepare an assessment report evaluating the impact of digital
reporting requirements on the reduction of the VAT gap and in the implementation
and compliance costs for taxable persons and tax administrations, in order to verify
whether the system has achieved its objectives or needs further adjustments.

Member States should be able to continue to implement other measures to ensure the
correct collection of VAT and to prevent evasion. However, they should not be able to
impose additional reporting obligations on the transactions that are covered by the
digital reporting requirements.

The platform economy has raised certain difficulties for the application of the VAT
rules -in particular the establishment of the taxable status of the provider of the service
and the level playing field between small and medium-sized enterprises (SMEs) and
other businesses.

The platform economy has led to an unjustified distortion of competition between
supplies performed through online platforms that escape VAT taxation, and supplies
performed in the traditional economy that are subject to VAT. The distortion has been
most acute in the two largest sectors of the platform economy behind e-commerce,
namely the short-term accommaodation rental sector and the passenger transport sector.

It is therefore necessary to lay down rules to address the distortions of competition in
the short-term accommodation rental and passenger transport sectors by changing the
role that platforms play in the collection of VAT (becoming the ‘deemed supplier’).
Under this model, platforms should be required to charge VAT where VAT is due but
the underlying supplier does not charge it because they are, for example, a natural
person or a taxable person using the special scheme for small enterprises.

Member States interpret the place of supply of the facilitation service provided by the
platforms to non-taxable persons differently. Therefore it is necessary to clarify this
rule.

Some Member States rely upon Article 135(2) of Directive 2006/112/EC to apply a
VAT exemption to short-term accommodation rental, while others do not. In order to
ensure equal treatment and consistency, whilst continuing to address the distortion of
competition in the accommodation sector, it should be clarified that this exemption
does not apply to short-term accommodation rentals. The criteria used to identify
short-term accommodation rentals, which shall be regarded as having a similar
function to the hotel sector, are only to be applied for the purposes of this Directive
and are without prejudice to the definitions used in other Union legislation. This
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(26)

(27)

(28)

(29)

(30)

Directive therefore does not create an EU definition of short-term accommodation
rentals.

In order to avoid that platforms making deemed supplies are inadvertently included in
the special scheme for travel agents, or vice versa, transactions for which the platform
is the deemed supplier should be excluded from that special scheme.

This proposal is without prejudice to the rules laid down by other Union legal acts, in
particular, Regulation (EU) 2022/2065 of the European Parliament and of the Council
of 19 October 2022 on a Single Market For Digital Services and amending
Directive 2000/31/EC (Digital Services Act)® regulating other aspects of the provision
of services by online platforms, such as obligations applicable to providers of online
platforms allowing consumers to conclude distance contracts with traders.

Council Directives (EU) 2017/2455% and 2019/1995'' amended Directive
2006/112/EC as regards the VAT rules governing the taxation of business-to-
consumer cross-border e-commerce activity in the Union. Those amending Directives
reduced distortions of competition, improved administrative cooperation and
introduced a number of simplifications. Whilst the amendments introduced by those
Directives that apply since 1 July 2021 have been largely successful, the need for
certain improvements have nevertheless been identified.

To this end, some existing rules should be clarified. This includes the rule on the
calculation of the EUR 10 000 calendar-based threshold laid down in Article 59c of
Directive 2006/112/EC, below which supplies of telecommunications, broadcasting
and electronic (TBE) services and intra-Community distance sales of goods, supplied
by a Union established supplier established in only one Member State, may remain
subject to VAT in the Member State where that taxable person supplying those TBE
services is established, or where those goods are located at the time their dispatch or
transport begins. Article 59c of Directive 2006/112/EC should be amended to ensure
that only intra-Community distance sales of goods that are supplied from the Member
State where the taxable person is established are included in the calculation of the
EUR 10 000 threshold, but not distance sales made from a stock of goods in another
Member State.

Directive 2006/112/EC should also be amended to clarify that all business-to-
consumer supplies of services, supplied within the Union by taxable persons
established outside the Union, fall within the scope of the special scheme for services
supplied by taxable persons not established within the Community (the non-Union
scheme), and not only supplies of services to Union established customers. Following

10

11

Regulation (EU) 2022/2065 of the European Parliament and of the Council of 19 October 2022 on a
Single Market For Digital Services and amending Directive 2000/31/EC (Digital Services Act) (OJ L
277, 27.10.2022, p. 1-102)

Council Directive (EU) 2017/2455 of 5 December 2017 amending Directive 2006/112/EC and
Directive 2009/132/EC as regards certain value added tax obligations for supplies of services and
distance sales of goods (OJ L 348, 29.12.2017, p. 7).

Council Directive (EU) 2019/1995 of 21 November 2019 amending Directive 2006/112/EC as regards
provisions relating to distance sales of goods and certain domestic supplies of goods
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(31)

(32)

the introduction of the new rules on VAT rates by Council Directive (EU) 2022/542%2
and the foreseen entry into force of the new SME rules!® and in order to cover
exemptions under Article 151 of Directive 2006/112/EC regarding supplies of goods
and services inter alia under diplomatic, consular arrangements and to certain other
international bodies, it is also necessary to broaden the Union OSS scheme under Title
XIl, Chapter 6, Section 3 of Directive 2006/112/EC by ensuring that zero-rated and
VAT-exempt supplies fall within the scope of that scheme, such as supplies by small
and medium-enterprises (SMEs). In addition, Directive 2006/112/EC should be
amended to clarify the time by which amendments by the taxable person making use
of the special schemes can be made to the relevant VAT returns across the three
existing simplification schemes; the non-Union OSS, the Union OSS and the Import
OSS (‘I0SS’). This clarification will allow taxable persons registered for the schemes
to make corrections to the relevant VAT returns up to the deadline of submission of
those returns. Finally, the timing of the chargeable event in respect of supplies under
the Union and non-Union OSS simplification schemes should be clearly settled in
order to avoid differences in the application of the rules amongst the Member States.

VAT identification is, in general, required in every Member State where taxable
transactions take place. However, to reduce the instances in which multiple VAT
registrations are required, Directive (EU) 2017/2455 introduced into Directive
2006/112/EC a number of measures to minimise the need for multiple VAT
registrations. In order to further reduce the need for multiple VAT registrations, a
number of extension measures have been identified to support the objective of a single
VAT registration in the Union. Rules should therefore be laid down to provide for
these extension measures.

Amongst other measures, Directive (EU) 2017/2455 extended the scope of the Mini
OSS to become a broader OSS, covering all cross-border supplies of services to non-
taxable persons taking place in the Union and all intra-Community distance sales of
goods. Exceptionally, electronic interfaces, such as marketplaces and platforms, which
become deemed suppliers for certain supplies of goods within the Union can also
declare certain domestic supplies of goods in the Union OSS scheme. To support the
objective of a single VAT registration in the Union, the scope of the Union OSS
scheme should be further expanded to cover other supplies of goods, including
domestic business-to-consumer supplies of goods in the Union by taxable persons who
are not identified for VAT purposes in the Member State of consumption, ensuring
that businesses do not need to register for VAT in each Member State where such
supplies of goods to consumers take place. In addition, the scope of the Union OSS
scheme should be expanded to also include domestic supplies of margin scheme goods
to any person, when those goods are supplied by a taxable person (taxable dealer) who

12

13

Council Directive (EU) 2022/542 of 5 April 2022 amending Directives 2006/112/EC and (EU)
2020/285 as regards rates of value added tax (OJ L 107, 6.4.2022, p. 1).

Council Directive (EU) 2020/285 of 18 February 2020 amending Directive 2006/112/EC on the
common system of value added tax as regards the special scheme for small enterprises and Regulation
(EU) No 904/2010 as regards the administrative cooperation and exchange of information for the
purpose of monitoring the correct application of the special scheme for small enterprises (OJ L 62,
2.3.2020, p. 13).
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(36)

is not identified in the Member State were such supplies of goods take place. This
amendment would allow taxable dealers to benefit from the OSS simplifications, and
allow for the VAT due on those supplies to be declared and paid in one Member State
of identification via the enlarged Union OSS scheme.

VAT is normally charged and accounted for by the supplier of the goods or services.
However, in certain circumstances Member States may provide that, under the reverse
charge mechanism, the recipient of the supply, rather than the supplier, is obliged to
account for the VAT due. To further support the objective of a single VAT registration
in the Union, rules should be laid down for the mandatory application by Member
States of the reverse charge mechanism in situations where a supplier is not
established for VAT purposes in the Member State in which VAT is due. A supplier,
making supplies of goods or services to a person who is identified for VAT in the
Member State where the supply is taxable, should be entitled to apply the reverse
charge. For control purposes, such supplies should be reported in the recapitulative
statement.

Directive (EU) 2017/2455 introduced into Directive 2006/112/EC the liability of
electronic interfaces, such as marketplaces and platforms, when acting as deemed
supplier, where they facilitate certain supplies of goods to consumers in the Union. In
terms of supplies of goods made within the Union, the deemed supplier rule is
currently limited to supplies of goods to non-taxable persons, where those goods are
supplied in the Union by taxable persons not established in the Union. In order to level
the playing field between Union and non-Union traders and minimise the costs of
doing business cross-border within the Union, measures should be adopted to further
reduce the compliance burden for Union sellers that operate via electronic interfaces.
Under its expanded scope, the deemed supplier rule would include all supplies of
goods within the Union facilitated by an electronic interface, irrespective of where the
underlying supplier is established and irrespective of the status of the purchaser.

Directive (EU) 2017/2455 introduced into Directive 2006/112/EC a specific
simplification, the 0SS, which was designed to reduce the VAT compliance burden
associated with the importation of certain low value goods to consumers in the Union.
Accordingly, taxable persons who opt to register for the I0SS do not need to register
for VAT in each Member State in which their eligible imports of goods to consumers
take place. Instead, the VAT due on those supplies can be declared and paid in one
Member State via the 10SS scheme. To further support and enhance VAT compliance
in respect of certain imported goods measures should be adopted to make the use of
the 10SS mandatory for electronic interfaces, such as marketplaces and platforms,
when they facilitate certain imports of goods to consumers in the Union. However,
taxable persons who operate electronic interfaces and who exclusively facilitate
domestic supplies in their Member State of establishment should fall outside the scope
of the measure.

In order to ensure uniform conditions for the implementation of Directive
2006/112/EC, powers should be conferred on the Commission to better secure the
correct use and the verification process of 10SS VAT identification numbers for the
purposes of the exemption provided for in that Directive. This empowerment should
allow the Commission to adopt an implementing act to introduce special measures to
prevent certain forms of tax evasion or avoidance. Such special measures involve,
inter alia, linking the unique consignment number with the 10SS VAT identification
number. Those powers should be exercised in accordance with the examination
procedure referred to in Article 5 of Regulation (EU) No 182/2011 of the European
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Parliament and of the Council'* and for this purpose the committee should be the one
established by Article 58 of Regulation (EU) No 904/2010 of the European Parliament
and of the Council®®.

The VAT registration of a supplier is required when that supplier is not identified for
VAT in the Member State where VAT is due. In particular, the transfer of a taxable
person's own goods to another Member State for, inter alia, the purposes of that
person’s e-commerce related activity triggers a need to register in the Member States
from and to where the goods are transferred. In congruence with the objective of a
single VAT registration in the Union, the instances in which multiple VAT
registrations are required should be further reduced by providing for the application of
a new scheme in the framework of the OSS schemes, which is specifically designed to
simplify the VAT compliance obligations associated with certain transfers of own
goods.

Directive 2006/112/EC provides for a simplified VAT treatment of goods transferred
under call-off stock arrangements where certain prescribed conditions are met. As the
OSS simplification scheme for transfers of own goods is comprehensive and
encompasses cross-border movements of goods that are currently covered by call-off
stock arrangements under article 17a of that Directive, it is necessary to phase out
these arrangements by including an end date prior to the complete removal of the call-
off stock provisions in Directive 2006/112/EC. Therefore, an end date of 31 December
2024 should be laid down, after which it will no longer be possible to effect any new
call-off stock arrangements. For call-off stock arrangements commencing on or before
31 December 2024, the relevant conditions, including the 12 month time limit for
transferring ownership of those goods to the intended purchaser, should continue to
apply. In parallel with the inclusion of this new end date, a new paragraph should be
inserted in the provisions pertaining to call-off stock arrangements to ensure that those
arrangements will cease to apply on 31 December 2025, as they will no longer be
required after that date.

The margin scheme operates by allowing taxable dealers to pay VAT on the difference
between the sale price and the purchase price of goods covered by the scheme namely
second-hand goods, works of art, collectors' items and antiques. To ensure that the
taxation of those specific supplies occurs in the Member State where the customer is
established, has his or her permanent address or usually resides, Directive
2006/112/EC should be amended to introduce a new place of supply rule. In addition,
Directive 2006/112/EC should be amended to specifically exclude supplies of margin
scheme goods from the mandatory application of the reverse charge mechanism.
However, to support the objective of a single VAT registration in the Union, and to
minimise compliance burdens, taxable dealers that operate under the margin scheme
can opt to register to use the Union OSS scheme to declare and pay the VAT due on

14

15

Regulation (EU) No 182/2011 of the European Parliament and of the Council of 16 February 2011
laying down the rules and general principles concerning mechanisms for control by Member States of
the Commission’s exercise of implementing powers (OJ L 55, 28.2.2011, p. 13).

Council Regulation (EU) No 904/2010 of 7 October 2010 on administrative cooperation and combating
fraud in the field of value added tax (OJ L 268, 12.10.2010, p. 1).
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certain supplies of margin scheme goods via that scheme, without the need to register
in multiple Member States.

In accordance with the Joint Political Declaration of 28 September 2011 of Member
States and the Commission on explanatory documents!®, Member States have
undertaken to accompany, in justified cases, the notification of their transposition
measures with one or more documents explaining the relationship between the
components of a directive and the corresponding parts of national transposition
instruments. With regard to this Directive, the legislator considers the transmission of
such documents to be justified.

Since the objectives of this Directive, namely bringing the VAT system into the digital
era, cannot sufficiently be achieved by the Member States but can rather, by reason of
the need to harmonise and encourage the use of Digital Reporting Requirements,
improve the VAT treatment of platforms, and reduce the instances in which a business
is required to register in other Member States, be better achieved at Union level, the
Union may adopt measures, in accordance with the principle of subsidiarity as set out
in Article 5 of the Treaty on European Union. In accordance with the principle of
proportionality as set out in that Article, this Directive does not go beyond what is
necessary in order to achieve those objectives.

Directive 2006/112/EC should therefore be amended accordingly,

HAS ADOPTED THIS DIRECTIVE:

Article 1
Amendments to Directive 2006/112/EC with effect from 1 January 2024

Directive 2006/112/EC is amended as follows:

(1)

(2)

Article 17a is amended as follows:
(@) in paragraph 2, point (a) is replaced by the following:

‘(a) goods are dispatched or transported by a taxable person, or by a third
party on his or her behalf, on or before 31 December 2024, to another
Member State with a view to those goods being supplied there, at a
later stage and after arrival, to another taxable person who is entitled
to take ownership of those goods in accordance with an existing
agreement between both taxable persons;’;

(b) the following paragraph 8 is added:
‘8. This Article shall cease to apply on 31 December 2025.’;
in Title V, Chapter 3a, the heading is replaced by the following:
‘CHAPTER 3a

16

0J C 369, 17.12.2011, p. 14.
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Threshold for taxable persons making certain supplies of goods covered by Article 33,

(3)

(4)

()

point (a), and certain supplies of services covered by Article 58°;

Article 59c is amended as follows:

(@)

(b)

in paragraph 1, point (b) is replaced by the following:

‘(b) services are supplied to a non-taxable person who is established, has a

permanent address or usually resides in any Member State other than
the Member State referred to in point (a), or goods are dispatched or
transported from the Member State referred to in point (a) to another
Member State; and’;

paragraph 3 is replaced by the following:
The Member State referred to in paragraph 1, point (a), shall grant

taxable persons carrying out supplies eligible under that paragraph the right
to opt for the place of supply to be determined in accordance with
Article 33, point (a), and Article 58, which shall, in any event, cover two

calendar years.’;

Article 66 is replaced by the following:

1.

‘Article 66

By way of derogation from Articles 63, 64 and 65, Member States may

provide that VAT is to become chargeable in respect of certain transactions or
certain categories of taxable person, at one of the following times:

(a)
(b)
(©)

2.

(@)

(b)

(©)
(d)

no later than the time the invoice is issued:;
no later than the time the payment is received,;

where an invoice is not issued, or is issued late, within a specified time no later
than on expiry of the time-limit for issue of invoices imposed by Member
States pursuant to the second paragraph of Article 222 or where no such time-
limit has been imposed by the Member State, within a specified period from
the date of the chargeable event.

The derogation provided for in paragraph 1 shall not apply to the following
supplies:

supplies of services covered by the special scheme as set out in Title XIl,
Chapter 6, Section 2 where those supplies are carried out by a taxable person
who is permitted to use that scheme in accordance with Article 359;

supplies covered by the special scheme as set out in Title XII, Chapter 6,
Section 3, where those supplies are carried out by a taxable person who is
permitted to use that scheme in accordance with Article 369b;

supplies of services in respect of which VAT is payable by the customer
pursuant to Article 196;

supplies or transfers of goods referred to in Article 67.;

in Article 167a, the first paragraph is replaced by the following:

‘Member States may provide, within an optional scheme that the right of
deduction of a taxable person whose VAT solely becomes chargeable in
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(6)

(")

(8)

(9)
(10)
(11)

(12)

accordance with Article 66(1), point (b), be postponed until the VAT on the goods
or services supplied to that person has been paid to the supplier.’;

Article 217 is replaced by the following:

‘Article 217

For the purposes of this Directive, ‘electronic invoice’ shall mean an invoice that
contains the information required by this Directive, and which has been issued,
transmitted and received in a structured electronic format which allows for its
automatic and electronic processing.’;

Article 218 is replaced by the following:

Article 218

1. For the purposes of this Directive, Member State shall accept documents or
messages on paper or in electronic form as invoices if they meet the conditions laid
down in this Chapter.

2. Member States may impose the obligation to issue electronic invoices. Member
States imposing this obligation shall allow for the issuance of electronic invoices
which comply with the European standard on electronic invoicing and the list of its
syntaxes pursuant to Directive 2014/55/EU of the European Parliament and of the
Council*. The issuance of electronic invoices by taxable persons and their
transmission shall not be subject to a prior mandatory authorisation or verification by
the tax authorities, without prejudice to the special measures authorised under Article
395 and already implemented at the time this Directive enters into force.

*Directive 2014/55/EU of the European Parliament and of the Council of 16 April
2014 on electronic invoicing in public procurement (OJ L 133, 6.5.2014, p. 1).’;

in Article 226, point 7a is replaced by the following:

‘(7a) where the VAT becomes chargeable at the time when the payment is
received in accordance with Article 66(1), point (b), and the right of
deduction arises at the time the deductible tax becomes chargeable, the
mention ‘Cash accounting’;

Article 232 is deleted,;

Avrticle 237 is deleted,

Article 359 is replaced by the following:
‘Article 359

Member States shall permit any taxable person not established within the
Community supplying services to a non-taxable person to use this special scheme.
That scheme shall apply to all those services supplied within the Community.’;

in Article 369j, the first paragraph is replaced by the following:

‘The taxable person making use of this special scheme may not, in respect of his
or her taxable activities covered by this special scheme, deduct VAT incurred in
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the Member States of consumption pursuant to Article 168 of this Directive.
Notwithstanding Article 1, point (1), of Directive 86/560/EEC, Article 2,
point (1), Article 3, and Article 8(1), point (e), of Directive 2008/9/EC, the taxable
person in question shall be refunded in accordance with those Directives.
Article 2(2) and (3) and Article 4(2) of Directive 86/560/EEC shall not apply to
refunds relating to goods covered by this special scheme.’;

in Article 369w, the first paragraph is replaced by the following:

‘The taxable person making use of this special scheme may not, in respect of his
or her taxable activities covered by this special scheme, deduct VAT incurred in
the Member States of consumption pursuant to Article 168 of this Directive.
Notwithstanding Article 1, point (1), of Directive 86/560/EEC and Article 2,
point (1), Article 3, and Article 8(1), point (e), of Directive 2008/9/EC, the taxable
person in question shall be refunded in accordance with those Directives.
Article 2(2) and (3), and Article 4(2) of Directive 86/560/EEC shall not apply to
refunds relating to goods covered by this special scheme.’;

Article 2
Amendments to Directive 2006/112/EC with effect from 1 January 2025

Directive 2006/112/EC is amended as follows:

(1)

()

in Article 14(4), point (1)(a), is replaced by the following:

‘(a) the supply of goods is carried out for a taxable person, or a non-taxable legal
person, whose intra-Community acquisitions of goods are not subject to
VAT pursuant to Article 3(1) or for any other non-taxable person; or the
supply is a supply of second-hand goods, works of art, collectors’ items or
antiques, supplied by a taxable dealer to any other taxable person, where the
goods are subject to VAT in accordance with the special arrangements
provided for in Title XII Chapter 4, Section 2, of this Directive.’;

Article 14a is amended as follows:
(@) paragraph 2 is replaced by the following:

‘2. Where a taxable person facilitates, through the use of an electronic
interface such as a marketplace, platform, portal or similar means, the
supply of goods within the Community by a taxable person, the taxable
person who facilitates the supply shall be deemed to have received and
supplied those goods.’;

(b) the following paragraphs 3 and 4 are added:

‘3. Where a taxable person facilitates, through the use of an electronic
interface such as a marketplace, platform, portal or similar means, the
transfer of goods to another Member State in accordance with Article 17(1)
by a taxable person, other than capital goods as defined by the Member
State to which the goods are dispatched or transported in accordance with
Avrticle 189, point (a), or goods in relation to which there is no full right of
deduction in that Member State, the taxable person who facilitates the
transfer shall be deemed to have received and supplied those goods.
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(3)

(4)
(5)

4.  Where a taxable person established only in one Member State
facilitates through the use of an electronic interface such as a marketplace,
platform, portal or similar means, supplies of goods only in that Member
State without dispatch or transport, or with dispatch or transport which
begins and ends in that Member State, that taxable person shall not be
deemed to have received and supplied those goods.’;

the following Articles 28a is inserted:

‘Article 28a

Notwithstanding Article 28, a taxable person who facilitates, through the use of an
electronic interface such as a platform, portal, or similar means, the supply of
short-term accommodation rental, as referred to in Article 135(3), or passenger

tra

nsport, shall be deemed to have received and supplied those services

themselves where the person providing those services is one of the following:

(@)

(b)
(©)

(d)
(€)
(f)

a non-established person who is not identified for VAT purposes in a Member
State;

a non-taxable person;

a taxable person carrying out only supplies of goods or services in respect of
which VAT is not deductible;

a non-taxable legal person;
a taxable person subject to the common flat-rate scheme for farmers;
a taxable person subject to the special scheme for small enterprises.’;
Article 35 is deleted;
in Title V, Chapter 1, the following Section 5 is added:
‘Section 5

Supply of works of art and antiques that are supplied under the special arrangements

(6)

(7)

for taxable dealers

Article 39a

The place of supply of works of art and antiques that are supplied without

dis

patch or transport, or where the dispatch or transport of those goods begins and

ends in the same Member State, and that are supplied in accordance with the
special scheme provided for in Title XII, Chapter 4, Section 2, subsection 1, shall

be

the place where the customer is established, has his or her permanent address,

or usually resides.’;

The following Article 46a is inserted:

‘Article 46a

The place of supply of the facilitation service provided to a non-taxable person by a

platform, portal or similar means shall be the place where the underlying transaction
is supplied in accordance with this Directive.

in Article 135, the following paragraph 3 is added:
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‘3. The uninterrupted rental of accommodation for a maximum of 45 days with
or without the provision of other ancillary services shall be regarded as having a
similar function to the hotel sector.’;

(8) Avrticle 136a is replaced by the following:

‘Article 136a

Where a taxable person is deemed to have received and supplied goods in accordance
with Article 14a(2) or Article 14a(3), Member States shall exempt the supply of
those goods to that taxable person.’;

9) the following Article 136b is inserted:

‘Article 136b

Where a taxable person is deemed to have received and supplied services in
accordance with Article 28a, Member States shall exempt the supply of those
services to that taxable person.’;

(10) in Article 143, the following paragraph 1a is inserted:

‘la. For the purposes of the exemption provided for in paragraph 1, point (ca),
the Commission shall adopt an implementing act to introduce special measures to
prevent certain forms of tax evasion or avoidance by, inter alia, linking the unique
consignment number with the corresponding VAT identification number as
referred to in Article 369q.

That implementing act shall be adopted in accordance with the examination procedure
referred to in Article 5 of Regulation (EU) No 182/2011* and for that purpose the
committee shall be the committee established by Article 58 of Regulation (EU)
No 904/2010+.

* Regulation (EU) No 182/2011 of the European Parliament and of the Council of
16 February 2011 laying down the rules and general principles concerning

mechanisms for control by Member States of the Commission’s exercise of
implementing powers (OJ L 55, 28.2.2011, p. 13).

+ Council Regulation (EU) No 904/2010 of 7 October 2010 on administrative
cooperation and combating fraud in the field of value added tax (OJ L 268 12.10.2010,

p.1).%
(11) the following Article 172a is inserted:

‘Article 172a

Where a taxable person is deemed to have received and supplied services in
accordance with Article 28a, those supplies shall not affect the right of deduction
of that taxable person, regardless of whether the supply is one for which VAT is
deductible or not.’;

(12) Article 194 is replaced by the following:
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(13)

(14)

(15)

(16)

(17)

‘3.

‘Article 194

1. Without prejudice to Articles 195 and 196, where the taxable supply
of goods or services is carried out by a taxable person who is not established
in the Member State in which the VAT is due, Member States shall allow
that the taxable person liable for payment of VAT is the person to whom the
goods or services are supplied if that person is already identified in that
Member State.

2. Paragraph 1 shall not apply to a supply of goods carried out by a
taxable dealer as defined in Article 311(1), point (5), where the goods are
subject to VAT in accordance with the special arrangements provided for in
Section 2 of Chapter 4 of Title XII of this Directive.’;

in Article 222 the first paragraph is replaced by the following:

‘For supplies of goods carried out in accordance with the conditions specified in
Article 138 or for supplies of goods or services for which VAT is payable by the
customer pursuant to Articles 194 and 196, an invoice shall be issued no later than on
the fifteenth day of the month following that in which the chargeable event occurs.’

Article 242a is amended as follows:

(@)

(b)

the following paragraph 1a is inserted:

‘la.  Where a taxable person facilitates, through the use of an electronic
interface such as a platform, portal or similar means, the supply of short-term
accommodation rental or passenger transport services, and that person is not
considered to have received and supplied those services themselves under
Acrticle 28a, the taxable person who facilitates the supply shall be obliged to
keep records of those supplies.’;

paragraph 2 is replaced by the following:

2. The records referred to in paragraphs 1 and 1a must be made available
electronically on request to the Member States concerned.

Those records must be kept for a period of 10 years from the end of the year
during which the transaction was carried out.’;

in Article 262, paragraph 1, point (c) is replaced by the following:

‘(c) the taxable persons, and the non-taxable legal persons identified for VAT
purposes, to whom that taxable person identified for VAT purposes has
supplied goods or services, other than goods or services that are
exempted from VAT in the Member State where the transaction is
taxable, for which the recipient is liable to pay the tax pursuant to
Articles 194 and 196.’;

in Article 306, the following paragraph 3 is added:

The special scheme referred to in paragraph 1 of this Article shall not apply
to supplies made under Article 28a.’;

in Title XII, the heading of Chapter 6, is replaced by the following:

‘CHAPTER 6
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Special schemes for taxable persons supplying services to non-taxable persons or
making distance sales of goods, or certain domestic supplies of goods or transfers of own
goods’;

(18) Avrticle 365 is replaced by the following:
‘Article 365

The VAT return shall show the individual VAT identification number for the
application of this special scheme and, for each Member State of consumption in
which VAT is due, the total value, exclusive of VAT, of supplies of services
covered by this special scheme for which the chargeable event has occurred
during the tax period and total amount per rate of the corresponding VAT. The
applicable rates of VAT and the total VAT due must also be indicated on the
return.

Where any amendments to the VAT return are required after the date on which the
return was required to be submitted in accordance with Article 364, such
amendments shall be included in a subsequent return within three years of the date
on which the initial return was required to be submitted pursuant to Article 364.
That subsequent VAT return shall identify the relevant Member State of
consumption, the tax period and the amount of VAT for which any amendments
are required.’;

(19) in Title XII, Chapter 6, the heading of Section 3 is replaced by the following:
‘Section 3

Special scheme for intra-Community distance sales of goods, for certain supplies of
goods within a Member State made by a taxable person not identified for VAT purposes
in that Member State or by electronic interfaces facilitating those supplies and for
services supplied to a non-taxable person by taxable persons established within the
Community but not in the Member State of consumption’;

(20) in Article 369a, point (3) is amended as follows:
(@) point (c) is replaced by the following:

‘(c) in the case of the supply of goods made by a taxable person
facilitating those supplies in accordance with Article 14a(2) where the
dispatch or transport of the goods supplied begins and ends in the
same Member State, where those goods are supplied to a taxable
person or a non-taxable legal person, whose intra-Community
acquisitions of goods are not subject to VAT pursuant to Article 3(1),
or to any other non-taxable person, that Member State;’;

(b) the following points (d) and (e) are added:

‘(d) in the case of the supply of goods in accordance with Articles 36, 37
and 39, where those goods are supplied to a taxable person or a non-
taxable legal person, whose intra-Community acquisitions of goods
are not subject to VAT pursuant to Article 3(1), or to any other non-
taxable person, the Member State in which the supply is deemed to
take place;

(e) in the case of the supply of goods without dispatch or transport of the
goods, or where the dispatch of the goods supplied begins and ends in
the same Member State where those goods are supplied to a taxable
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(21)

(22)

person or to a non-taxable legal person whose intra-Community
acquisitions of goods are not subject to VAT pursuant to Article 3(1),
or to any other non-taxable person, that Member State.’;

Avrticle 369b is replaced by the following:

‘Article 369b

Member States shall permit the following taxable persons to use this special

scheme:
(a)
(b)

(©)
(d)

(€)

This

a taxable person carrying out intra-Community distance sales of goods;

without prejudice to Article 14a(2), for the purpose of this special scheme, a
taxable person facilitating the supply of goods in accordance with Article
14a(2) without dispatch or transport or where the dispatch of transport begins
and ends in the same Member State, where those goods are supplied to a
taxable person or to a non-taxable legal person, whose intra-Community
acquisitions of goods are not subject to VAT pursuant to Article 3(1), or to any
other non-taxable person.

a taxable person not established in the Member State of consumption supplying
services to a non-taxable person;

a taxable person not identified in the Member State in which the goods are
subject to VAT, supplying goods in accordance with Articles 36, 37 and 39 to a
taxable person or a non-taxable legal person, whose intra-Community
acquisitions of goods are not subject to VAT pursuant to Article 3(1) or to any
other non-taxable person;

a taxable person not identified in the Member State in which the goods are
subject to VAT, supplying goods without dispatch or transport or where the
dispatch begins and ends in the same Member State to either of the following:

(@) a taxable person or a non-taxable legal person, whose intra-Community
acquisitions of goods are not subject to VAT pursuant to Article 3(1) or
to any other non-taxable person;

(b) any other taxable person where the supply is a supply of second-hand
goods, works of art, collectors’ items or antiques, where the goods are
subject to VAT in accordance with the margin scheme provided for in
Articles 312 to 325.

special scheme applies to all those goods or services supplied in the

Community by the taxable person concerned.’

Avrticle 369g is amended as follows:

(@)

‘1.

in

paragraph 1 is replaced by the following:

The VAT return shall show the VAT identification number referred to
Article 369d and, for each Member State of consumption, the total value

exclusive of VAT, the applicable rates of VAT, where relevant, the total
amount per rate of the corresponding VAT, where relevant, and the total
VAT due in respect of the following supplies covered by this special
scheme for which the chargeable event has occurred during the tax period:

(@ intra-Community distance sales of goods;
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(b)

(©)
(d)

(€)

without prejudice to Article 14a(2), for the purpose of this special
scheme, supplies of goods in accordance with Article 14a(2) where the
dispatch or transport of those goods begins and ends in the same Member
State, where those goods are supplied to a taxable person or a non-
taxable legal person, whose intra-Community acquisitions of goods are
not subject to VAT pursuant to Article 3(1) or to any other non-taxable
person;

supplies of services;

supplies of goods in accordance with Articles 36, 37 and 39, where those
goods are supplied to a taxable person or a non-taxable legal person,
whose intra-Community acquisitions of goods are not subject to VAT
pursuant to Article 3(1) or to any other non-taxable person;

supplies of goods without dispatch or transport, or where the dispatch
begins and ends in the same Member State, where those goods are
supplied to a taxable person or a non-taxable legal person, whose intra-
Community acquisitions of goods are not subject to VAT pursuant to
Article 3(1) or to any other non-taxable person.

The VAT return shall also include amendments relating to previous tax
periods as provided for in paragraph 4 of this Article.’;

(b) paragraph 2 is replaced by the following:

2.

Where goods are dispatched or transported in or from Member States

other than the Member State of identification, the VAT return shall also
include the total value exclusive of VAT, the applicable rates of VAT,
where relevant, the total amount per rate of the corresponding VAT, where
relevant, and the total VAT due in respect of the following supplies covered
by this special scheme, for each Member State where such goods are
dispatched or transported in or from:

(@)
(b)

(©)

(d)

intra-Community distance sales of goods other than those made by a
taxable person in accordance with Article 14a(2);

intra-Community distance sales of goods and supplies of goods where the
dispatch or transport of those goods begins and ends in the same Member
State, made by a taxable person in accordance with Article 14a(2) where
those goods are supplied to a taxable person or a non-taxable legal
person, whose intra-Community acquisitions of goods are not subject to
VAT pursuant to Article 3(1) or to any other non-taxable person;

supplies of goods in accordance with Articles 36, 37 and 39, where those
goods are supplied to a taxable person or a non-taxable legal person,
whose intra-Community acquisitions of goods are not subject to VAT
pursuant to Article 3(1) or to any other non-taxable person;

supplies of goods to a taxable person or a non-taxable legal person,
whose intra-Community acquisitions of goods are not subject to VAT
pursuant to Article 3(1) or to any other non-taxable person, where the
dispatch begins and ends in the same Member State.

In relation to the supplies referred to in point (a), the VAT return shall also
include the individual VAT identification number or the tax reference
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(23)

(24)

(25)

number allocated by each Member State where such goods are dispatched or
transported from, if available.

In relation to the supplies referred to in point (b), the VAT return shall also
include the individual VAT identification number or the tax reference
number allocated by each Member State where such goods are dispatched or
transported from, if available.

The VAT return shall include the information referred to in this paragraph
broken down by Member State of consumption.’;

(c) the following paragraph 2a is inserted:

‘2a. The requirement to provide the information set out in paragraph 2
shall also apply to supplies of goods without dispatch or transport taking
place in a Member State other than the Member State of identification.’;

(d) paragraph 3 is replaced by the following:

‘3. Where the taxable person supplying services covered by this special
scheme has one or more fixed establishments other than that in the Member
State of identification, from which the services are supplied, the VAT return
shall also include the total value exclusive of VAT, the applicable rates of
VAT, where relevant, the total amount per rate of the corresponding VAT,
where relevant, and the total VAT due of such supplies, for each Member
State in which that person has an establishment, together with the individual
VAT identification number or the tax reference number of that
establishment, broken down by Member State of consumption.’;

(e) paragraph 4 is replaced by the following:

‘4. Where any amendments to the VAT return are required after the date
on which the return was required to be submitted in accordance with
Article 369f, such amendments shall be included in a subsequent return
within 3 years of the date on which the initial return was required to be
submitted pursuant to Article 369f. That subsequent VAT return shall
identify the relevant Member State of consumption, the tax period and the
amount of VAT for which any amendments are required.’;

in Article 369m, the following paragraph 4 is added:

‘4. Notwithstanding paragraph 1, Member States shall require the taxable
person acting as deemed supplier in accordance with Article 14a(1) to use this
special scheme for all his or her distance sales of goods imported from third
territories or third countries.

Article 369p is amended as follows:
(@) inparagraph 1, the following point (e) is added:

‘(e) status as taxable person deemed to have received and supplied
goods in accordance with Article 14a(1).’;

(b) in paragraph 3, the following point (f) is added:

‘(f) status as taxable person deemed to have received and supplied
goods in accordance with Article 14a(1).’;

Article 369r is amended as follows:
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(26)

(27)

(@ in paragraph 1, point (d) is replaced by the following:

‘(d) if that taxable person persistently fails to comply with the rules
relating to this special scheme and insofar the use of this scheme is not
obligatory in accordance with Article 369m(4).’,

(b) in paragraph 3, point (d) is replaced by the following:

‘(d) if that taxable person persistently fails to comply with the rules
relating to this special scheme and insofar as the use of this scheme is
not obligatory in accordance with Article 369m(4);’,

(c) anew paragraph 4 is inserted:

‘4. Where the use of the special scheme is obligatory in accordance with
Article 369m(4), Member States of identification shall adopt appropriate
measures, other than deletion from the identification register, where the
taxable person persistently fails to comply with the rules relating to this
special scheme.’;

in Article 369t, paragraph 2 is replaced by the following:

‘2. Where any amendments to the VAT return are required after the date on
which the return was required to be submitted in accordance with Article 369s,
such amendments shall be included in a subsequent return within three years of
the date on which the initial return was required to be submitted pursuant to
Article 369s. That subsequent VAT return shall identify the relevant Member
State of consumption, the tax period and the amount of VAT for which any
amendments are required.’;

in Title XII, Chapter 6, the following Section 5 is added:
‘Section 5

Special scheme for transfers of own goods

Article 369xa

For the purposes of this Section, and without prejudice to other Community
provisions, the following definitions shall apply:

(1) “transfer of own goods’ means the transfer of goods to another Member
State in accordance with Article 17(1), including transfers pursuant to
Avrticle 14a(3), and shall not include transfers of capital goods as defined by
the Member State to which the goods are dispatched or transported in
accordance with Article 189(a) or goods in relation to which there is no full
right of deduction in that Member State.

(2) ‘Member State of identification’ means the Member State in the territory of
which the taxable person has established his or her business or, if that
taxable person has not established his or her business in the Community,
where that taxable person has a fixed establishment.

Where a taxable person has not established his or her business in the Community,
but has more than one fixed establishment therein, the Member State of
identification shall be the Member State with a fixed establishment where that
taxable person indicates that he or she will make use of this special scheme. The
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taxable person shall be bound by that decision for the calendar year concerned and
the two calendar years following.

Where a taxable person has not established his or her business in the Community
and has no fixed establishment therein, the Member State of identification shall be
the Member State in which the dispatch or transport of the goods begins. Where
there is more than one Member State in which the dispatch or transport of the
goods begins, the taxable person shall indicate which of those Member States
shall be the Member State of identification. The taxable person shall be bound by
that decision for the calendar year concerned and the two calendar years
following.

Article 369xb

Member States shall permit any taxable persons making transfers of own goods to
use this special scheme.

This special scheme shall apply to all transfers of own goods carried out by a
taxable person registered for this scheme.

Article 369xc

A taxable person shall state to the Member State of identification when that
taxable person commences and ceases his or her taxable activities covered by this
special scheme, or changes those activities in such a way that that taxable person
no longer meets the conditions necessary for use of this special scheme. That
taxable person shall communicate that information electronically.

Article 369xd

A taxable person making use of this special scheme shall, for the taxable
transactions carried out under this scheme, be identified for VAT purposes in the
Member State of identification only. For that purpose the Member State shall use
the individual VAT identification number already allocated to the taxable person
in respect of his or her obligations under the internal system.

Article 369xe

The Member State of identification shall exclude a taxable person from the special
scheme in any of the following cases:

(a) if that taxable person notifies that he or she no longer carries out transfers of

own goods covered by this special scheme;

(b) if it may otherwise be assumed that that taxable person’s taxable activities

covered by this special scheme have ceased;

(c) if that taxable person no longer meets the conditions necessary for use of this

special scheme;

(d) if that taxable person persistently fails to comply with the rules relating to this

special scheme.
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Article 369xf

The taxable person making use of this special scheme shall submit by electronic
means to the Member State of identification a VAT return for each month,
whether or not transfers of goods covered by this special scheme have been
carried out. The VAT return shall be submitted by the end of the month following
the end of the tax period covered by the return.

Article 369xg

1.  The VAT return shall show the VAT identification number referred to in
Article 369xd and, for each Member State to which goods are dispatched or
transferred, the total value exclusive of VAT of the transfers covered by this
special scheme for which the chargeable event has occurred during the tax period.

The VAT return shall also include amendments relating to previous tax periods as
provided in paragraph 3 of this Article.

2. Where goods are dispatched or transported from Member States other than
the Member State of identification, the VAT return shall also include the total
value exclusive of VAT of the transfers covered by this special scheme, for each
Member State where such goods are dispatched or transported from.

The VAT return shall also include the individual VAT identification number or
the tax reference number allocated by each Member State where such goods are
dispatched or transported from, if available. The VAT return shall include the
information referred to in this paragraph broken down by Member State where the
goods are dispatched or transported to.

3. Where any amendments to the VAT return are required after the date on
which the return was required to be submitted in accordance with Article 369xf,
such amendments shall be included in a subsequent return within three years of
the date on which the initial return was required to be submitted pursuant to
Article 369xf. That subsequent VAT return shall identify the relevant Member
State where the goods are dispatched or transported to, the tax period and the
taxable amount for which any amendments are required.

Article 369xh
1. The VAT return shall be made out in euro.

Member States which have not adopted the euro may require the VAT return to be
made out in their national currency.

If the supplies have been made in other currencies, the taxable person making use
of this special scheme shall, for the purposes of completing the VAT return, use
the exchange rate applying on the last date of the tax period.

2. The conversion shall be made by applying the exchange rates published by
the European Central Bank for that day, or, if there is no publication on that day,
on the next day of publication.

Article 369xi

For the purpose of this special scheme, the intra-Community acquisition of goods
in the Member State where the goods are dispatched or transported to, is exempt.
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Article 369xj

The taxable person making use of this special scheme may not, in respect of his or
her taxable activities covered by this special scheme, declare in the VAT return of
that scheme the VAT deductible pursuant to Article 168 of this Directive in the
Member States to or from which the goods are dispatched or transported.
Notwithstanding Article 1, point (1), of Directive 86/560/EEC, Article 2,
point (1), Article 3 and Article 8(1), point (e), of Directive 2008/9/EC, the taxable
person in question shall be refunded in accordance with those Directives.
Article 2(2) and (3) and Article 4(2) of Directive 86/560/EEC shall not apply to
refunds relating to goods covered by this special scheme.

If the taxable person making use of this special scheme is required to be registered
in a Member State for activities not covered by this special scheme, he or she shall
deduct VAT incurred in that Member State in respect of goods or services
supplied to him or her in that Member State in the VAT return to be submitted
pursuant to Article 250.

Article 369xk

1. The taxable person making use of this special scheme shall keep records of the
transfers of own goods covered by this special scheme. Those records must be
sufficiently detailed to enable the tax authorities of the Member States from and to
which the good have been dispatched or transported to verify that the VAT return
is correct.

2. The records referred to in paragraph 1 must be made available electronically
on request to the Member State from and to which the goods have been dispatched
or transported and to the Member State of identification.

Those records must be kept for a period of 5 years from 31 December of the year
during which the transfer of own goods was carried out.’.

Article 3
Amendments to Directive 2006/112/EC with effect from 1 January 2026

Directive 2006/112/EC is amended as follows:

(1)
)

in Article 243, paragraph 3 is deleted;
in Article 262, paragraph 2 is deleted;

Article 4
Amendments to Directive 2006/112/EC with effect from 1 January 2028

Directive 2006/112/EC is amended as follows:

1)

)

in Article 42, point (b) is replaced by the following:

‘(b) the person acquiring the goods has complied with the obligations laid down
in Article 265 relating to the transmission of data on the intra-Community
acquisitions.’;

in Article 138, paragraph 1a is replaced by the following:
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(3)

(4)

()
(6)

(")

(8)

(9)

‘la. The exemption provided for in paragraph 1 of this Article shall not apply
where the supplier has not complied with the obligation provided for in
Articles 262 and 263 to communicate the data on intra-Community transactions,
or that data transmitted does not contain the correct information concerning the
supply as required under Article 264, unless the supplier can duly justify any
shortcomings to the satisfaction of the competent authorities.’;

Article 218 is replaced by the following:

For the purposes of this Directive, invoices shall be issued in a structured electronic
format. However, Member States may accept documents on paper or other formats as
invoices for transactions not subject to the reporting obligations laid down in Title XI
Chapter 6. Member States shall allow for the issuance of electronic invoices which
comply with the European standard on electronic invoicing and the list of its
syntaxes pursuant to Directive 2014/55/EU of the European Parliament and of the
Council. The issuance of electronic invoices by taxable persons and their
transmission shall not be subject to a prior mandatory authorisation or verification by
the tax authorities.’;

in Article 222, the first paragraph is replaced by the following:

‘For supplies of goods carried out in accordance with the conditions specified in
Acrticle 138 or for supplies of goods or services for which VAT is payable by the
customer pursuant to Articles 194 and 196, an invoice shall be issued no later than 2
working days following the chargeable event.’;

Article 223 is deleted;
In Article 226, the following points (16), (17) and (18) are added:

‘(16)in the case of a corrective invoice, the sequential number which
identifies the corrected invoice, as referred to in point (2);

(17) the IBAN number of the supplier’s bank account to which the
payment for the invoice will be credited. If the IBAN number is not
available, any other identifier which unambiguously identifies the
bank account to which the invoice will be credited;

(18) The date on which the payment of the supply of goods or services is
due or, where partial payments are agreed, the date and amount of
each payment.’;

in Title XI, the heading of Chapter 6 is replaced by the following:
‘CHAPTER 6
Digital reporting requirements’;
in Title XI, Chapter 6 the following heading of Section 1 is inserted:

‘Section 1

Digital reporting requirements for cross-border supplies of goods and services for

consideration made between taxable persons’;
Article 262 is amended as follows:
(@) inparagraph 1, the introductory wording is replaced by the following:

‘Every taxable person identified for VAT purposes shall submit to the
Member State in which that person is established or identified for VAT
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(10)

(11)

(12)

purposes the following data on each supply and transfer of goods carried out
in accordance with Article 138, on each intra-Community acquisition of
goods in accordance with Article 20 and each supply of a service that is
taxable in a Member State other than that in which the supplier is
established:’;

Avrticle 263 is replaced by the following:

‘Article 263

1. The data referred to in Article 262(1) shall be transmitted for each individual
transaction carried out by the taxable person no later than 2 working days after
issuing the invoice, or after the date the invoice had to be issued where the taxable
person does not comply with the obligation to issue an invoice. The data shall be
transmitted by the taxable person or by a third party on that taxable person’s behalf.
Member States shall provide for the electronic means for submitting such data.

Member States shall allow for the transmission of data from electronic invoices
which comply with the European standard on electronic invoicing and the list of its
syntaxes pursuant to Directive 2014/55/EU of the European Parliament and of the
Council.

Member States may allow for the transmission of the data from electronic invoices
using other data formats which ensure interoperability with the European Standard
on electronic invoicing.

2. The common electronic message for providing the data referred to in paragraph 1
shall be determined in accordance with the procedure provided for in Article 58(2) of
Regulation (EU) No 904/2010.’;

Article 264 is replaced by the following:
‘Article 264

The data transmitted in accordance with Article 263 shall contain all of the
following:

(@) the information referred to in Article 226, points (1) to (4), (6), (8) to (11a),
(16), (17) and (18);

(b) in respect of supplies of goods consisting in transfers to another Member State,
as referred to in Article 138(2), point (c), the total value of the supply,
determined in accordance with Article 76.

Avrticle 265 is replaced by the following:
‘Article 265

In the case of intra-Community acquisitions of goods, as referred to in
Article 42, the taxable person identified for VAT purposes in the Member
State which issued him with the VAT identification number under which
that person made such acquisitions shall set out the following information in
the data to be transmitted:

(@) that person’s VAT identification number in that Member State and
under which the acquisition and subsequent supply of goods were
made;
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(b) the VAT identification number, in the Member State in which
dispatch or transport of the goods ended, of the person to whom the
subsequent supply was made by the taxable person;

(c) the value, exclusive of VAT, of each supply made by the taxable
person in the Member State in which dispatch or transport of the
goods ended.’;

(13) Article 266 is deleted;
(14) Avrticle 267 is replaced by the following:

‘Article 267

Member States shall take the measures necessary to ensure that persons who, in accordance
with Article 194 or 204, are regarded as liable for payment of VAT, instead of a taxable
person who is not established in their territory, comply with the obligation, laid down in this
Chapter, to submit the data.’;

(15) Acrticle 268 is replaced by the following:

‘Article 268

Member States shall require that taxable persons who, in their territory, make
intra-Community acquisitions of goods, or transactions treated as such pursuant to
Article 21 or 22, submit data on those transactions as provided for in this
Chapter.’;

(16) Articles 269, 270 and 271 are deleted;
a7 in Title XI, Chapter 6, the following Section 2 is inserted:

‘Section 2
Digital reporting requirements for supplies of goods and services for consideration made
between taxable persons within the territory of a Member State

Article 271a

1. Member States may require that taxable persons identified for VAT
purposes in their territory send electronically to their tax authorities data on the
supplies of goods and services made for consideration to other taxable persons
within their territory.

2. Member States may require that taxable persons identified for VAT
purposes in their territory send electronically to their tax authorities data on
taxable transactions other than those referred to in paragraph 1 of this Article and
in Article 262.

Article 271b

Where a Member State requires to send the data pursuant to Article 271a, the
taxable person, or a third party on behalf of the taxable person, shall transmit that
data on a transaction-by-transaction basis by no later than 2 working days after the
invoice is issued, or after the date the invoice had to be issued where the taxable
person does not comply with the obligation to issue an invoice. Member States
shall allow for the transmission of data from electronic invoices which comply
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(18)

with the European standard on electronic invoicing and the list of its syntaxes
pursuant to Directive 2014/55/EU.

Member States may allow for the transmission of the data from electronic
invoices using other data formats.

Article 271c

By 31 March 2033 at the latest the Commission shall, based on the information
provided by Member States, present to the Council a report on the functioning of
the domestic reporting requirements set out in this Section. In that report, the
Commission shall assess the need for further harmonisation measures and shall if
deemed necessary, make an appropriate proposal for such measures.’;

Article 273 is replaced by the following:

‘Article 273

Member States may impose other obligations which they deem necessary to
ensure the correct collection of VAT and to prevent evasion, subject to the
requirement of equal treatment as between domestic transactions and transactions
carried out between Member States by taxable persons and provided that such
obligations do not, in trade between Member States, give rise to formalities
connected with the crossing of borders.

The option under the first paragraph may not be relied upon in order to impose
additional invoicing obligations over and above those laid down in Chapter 3, nor
to implement additional reporting obligations -over and above those laid down in
Title X1, Chapter 6.”;

Article 5

Transposition

1. Member States shall adopt and publish, by 31 December 2023, the laws,
regulations and administrative provisions necessary to comply with Article 1 of this
Directive. They shall immediately inform the Commission thereof.

They shall apply those provisions from 1 January 2024.

When Member States adopt those provisions, they shall contain a reference to this
Directive or be accompanied by such a reference on the occasion of their official
publication. Member States shall determine how such reference is to be made.

2. Member States shall adopt and publish, by 31 December 2024, the laws,
regulations and administrative provisions necessary to comply with Article 2 of this
Directive.

They shall apply those provisions from 1 January 2025.

When Member States adopt those provisions, they shall contain a reference to this
Directive or be accompanied by such a reference on the occasion of their official
publication. Member States shall determine how such reference is to be made.
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3. Member States shall adopt and publish, by 31 December 2025, the laws,
regulations and administrative provisions necessary to comply with Article 3 of this
Directive.

They shall apply those provisions from 1 January 2026.

When Member States adopt those provisions, they shall contain a reference to this
Directive or be accompanied by such a reference on the occasion of their official
publication. Member States shall determine how such reference is to be made.

4. Member States shall adopt and publish, by 31 December 2027, the laws,
regulations and administrative provisions necessary to comply with Article 4 of this
Directive.

They shall apply these provisions from 1 January 2028.

When Member States adopt those provisions, they shall contain a reference to this
Directive or be accompanied by such a reference on the occasion of their official
publication. Member States shall determine how such reference is to be made.

5. Member States shall communicate to the Commission the text of the main
provisions of national law which they adopt in the field covered by this Directive.

Article 6
Entry into force

This Directive shall enter into force on the twentieth day following that of its publication in
the Official Journal of the European Union.

Article 7
Addressees
This Directive is addressed to the Member States.
Done at Brussels,

For the Council
The President
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EXPLANATORY MEMORANDUM

1. CONTEXT OF THE PROPOSAL
. Reasons for and objectives of the proposal

This proposal is part of the package of legislation on the VAT in the Digital Age initiative,
together with a proposal for a Council Directive on amending Directive 2006/112/EC as
regards VAT rules for the digital age?, and a proposal for a Council Regulation amending the
Regulation (EU) No 904/2010 as regards the VAT administrative cooperation arrangements
needed for the digital age?. The context of this initiative is set out comprehensively in the
explanatory memorandum to the proposal for a Council Directive amending Directive
2006/112/EC?.

This explanatory memorandum describes the necessary modifications to Council
implementing Regulation amending Council Implementing Regulation (EU) No 282/2011 as
regards information requirements for certain VAT schemes.

This package has three main objectives:

1) Modernising VAT reporting obligations®, by introducing Digital Reporting
Requirements, which will standardise the information that needs to be submitted by
taxable persons on each transaction to the tax authorities in an electronic format. At
the same time it will impose the use of e-invoicing for cross-border transactions;

2 Addressing the challenges of the platform economy®, by updating the VAT rules
applicable to the platform economy in order to address the issue of equal treatment,
clarifying the place of supply rules applicable to these transactions and enhancing the
role of the platforms in the collection of VAT when they facilitate the supply of
short-term accommodation rental or passenger transport services; and

3) Avoiding the need for multiple VAT registrations in the EU and improving the
functioning of the tool implemented to declare and pay the VAT due on distance
sales of goods®, by introducing Single VAT Registration (SVR). That is, improving
and expanding the existing systems of One-Stop Shop (OSS)/Import One-Stop Shop
(I0SS) and reverse charge in order to minimise the instances for which a taxable
person is required to register in another Member State.

Elements of the package require implementing measures, in particular those relating to the
VAT treatment of the platform economy and the single VAT registration. These will ensure
that key elements are applied equally across the Member States, giving legal certainty for
businesses and tax administrations.

! Please include reference when available.

2 Please include reference when available

3 Council Directive 2006/112/EC of 28 November 2006 on the common system of value added tax
(OJ L 347,11.12.2006, p. 1).

4 VAT reporting obligations refer to the obligation of VVAT-registered businesses to make periodic

declarations of their transactions to the tax authority to allow monitoring the collection of VAT.
In this respect, the term “platform economy’ relates to supplies of services made via a platform.
6 https://ec.europa.eu/taxation_customs/business/vat/vat-e-commerce_en
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. Consistency with existing policy provisions in the policy area

This proposal is part of the package of legislation on the VAT in the digital age initiative. The
consistency of the package as a whole is set out comprehensively in the explanatory
memorandum of the proposal for a Council Directive amending Directive 2006/112/EC.

. Consistency with other Union policies

The VAT in the Digital Age initiative runs alongside other Commission initiatives relating to
the Digital Economy, such as the Digital Services Act’, the recent proposal for a Directive to
improve working conditions in platform work®, and the ongoing work relating to short-term
accommodation rentals®. The general approach taken in these initiatives is to require
platforms to be more transparent, including by providing relevant information, in relation to
their users (e.g. short-term accommodation rental providers; or platform workers) and
facilitate compliance by the users of their service with the relevant regulatory requirements.

2. LEGAL BASIS, SUBSIDIARITY AND PROPORTIONALITY
. Legal basis

The proposal is based on Article 397 of the VAT Directive. This Article provides that the
Council, acting unanimously on a proposal from the Commission, shall adopt the measures
necessary to implement the Directive.

. Subsidiarity (for non-exclusive competence)

This proposal is part of the package of legislation on the VAT in the digital age initiative. The
subsidiarity of the package as a whole is set out comprehensively in the explanatory
memorandum of the proposal for a Council Directive amending Directive 2006/112/EC.

This proposal accompanies that in that it provides for measures which ensure the VAT
Directive is implemented effectively.
. Proportionality

This proposal is part of the package of legislation on the VAT in the digital age initiative. The
proportionality of the package is set out comprehensively in the explanatory memorandum of
the proposal for a Council Directive amending Directive 2006/112/EC.

This proposal accompanies that in that it provides for measures which ensure the VAT
Directive is implemented effectively.

. Choice of the instrument
A Council Regulation is required to amend Council Regulation (EU) No 282/2011

7 Regulation (EU) ... /... of the European Parliament and of the Council on a Single Market For Digital
Services (Digital Services Act) and amending Directive 2000/31/EC (Text with EEA relevance)
8 The proposed Directive is expected to bring legal certainty on the employment status of people working

through digital labour platforms, improve their working conditions (including for self-employed people
subject to algorithmic management) and increase transparency and traceability in platform work,
including in cross-border situations

9 See annex for descriptions of relevant current and ongoing initiatives.
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3. RESULTS OF EX-POST EVALUATIONS, STAKEHOLDER
CONSULTATIONS AND IMPACT ASSESSMENTS

. Ex-post evaluations/fitness checks of existing legislation

A summary of ex-post evaluations and fitness checks of existing legislation is provided in the
explanatory memorandum of the accompanying proposal to amend the VAT Directive.

. Stakeholder consultations

Extensive information on stakeholder consultations is provided in the explanatory
memorandum of the proposal to amend the VAT Directive.

. Collection and use of expertise

The Commission used the analysis carried out by Economisti Associati S.r.1., for the “VAT in
the Digital Age” study (running from October 2020 to January 2022)*°. The final report was
submitted on 1 April 2022 and the study has been published on the Commission's website.

The study’s aims were to:

(1) evaluate the current situation with regard to the digital reporting requirements,
the VAT treatment of the platform economy, the cases still triggering VAT
registration in a Member State in which a trader is not established, and the
Import One Stop Shop;

(2) assess the impacts of a number of possible policy initiatives in these areas.
. Impact assessment

The impact assessment for the proposal was considered by the Regulatory Scrutiny Board on
22 June 2022. The Board gave a positive opinion to the proposal with some recommendations
that have been taken on board. The Board’s opinion and recommendations are included in
Annex 1 to the staff working document for the impact assessment accompanying this
proposal. The executive summary sheet is available at the following page:
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/13186-VAT-in-the-

digital-age_en.

. Regulatory fitness and simplification

A detailed analysis of the regulatory fitness and simplification is provided in the explanatory
memorandum of the accompanying proposal to amend the VAT Directive.

. Fundamental rights
N/A
4, BUDGETARY IMPLICATIONS

The budgetary impacts are presented in the explanatory memorandum of the accompanying
proposal to amend the VAT Directive.

10 VAT in the Digital Age. Final report (vol. I — Il1). Specific Contract No 07 implementing Framework
Contract No TAXUD/2019/CC/150.
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5. OTHER ELEMENTS
. Implementation plans and monitoring, evaluation and reporting arrangements

These elements are presented in the explanatory memorandum of the accompanying proposal
to amend the VAT Directive.

. Explanatory documents (for directives)
N/A
. Detailed explanation of the specific provisions of the proposal

A definition of the term ‘facilitates’ is provided in order to provide for a degree of legal
certainty concerning the scope of the deemed supplier regime.

For the effective operation of the deemed supplier regime for passenger transport and short-
term accommodation rental, it is necessary to clarify how the platform can identify whether
the deemed supplier regime applies, this being where the underlying supplier does not provide
the platform with a VAT number.

In addition, it is stipulated that, in circumstances in which the underlying supplier is in
possession of a VAT identification number but does not charge VAT (for example because
they are using the special scheme for small enterprises in a Member State which provides a
VAT identification number for such businesses), then that supplier should not provide the
platform with this VAT identification number.

Further, it is clarified that the platform should not be held liable where the information
provided by the underlying supplier is incomplete or erroneous, and that the platform can
consider the customer receiving the underlying supply as a non-taxable person where they do
not provide a VAT number.

On 1July 2021 the VAT e-commerce package entered into application. As of that date,
taxable persons carrying out distance sales of goods within the EU or making distance sales of
imported goods into the EU can opt to make use of the One-Stop Shop system (OSS) or
Import One-Stop Shop system (10SS). Alternatively, they can still identify for VAT in the
Member State of arrival of the goods or import goods using the standard importation rules and
pay VAT at the border.

Following the first year of application, some issues were identified that needed further
clarification and are reflected in the proposal to modify the VAT Directive. Further details
thereof are included in this proposal.

In the framework of Eurofisc, the antifraud experts mentioned they are facing serious
challenges to detect risk on non-payment of VAT and to control the compliance of businesses
in a timely manner. This is because of the lack of granular data when the information is kept
and transmitted by the platform acting as deemed supplier, since the information transmitted
contains aggregated information on all underlying sellers using their platform.

In addition, when making reconciliations of the information on the supply and the payment
related thereto based on data available in CESOP (payment data refers to individual
payees=sellers), tax authorities need to know the taxable persons that will actually receive the
payment. This is especially challenging when the deemed supplier rules apply.
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For both reasons mentioned above, transmission of the underlying supplier’s identification
information from the platforms to the tax authority of the Member State of identification is
necessary.

At the same time a new simplification scheme in the One-Stop Shop will be set up to allow
for the reporting of transfers of own goods to another Member State. Again, the detailed
provisions are laid down in this proposal.

Finally, the proposal to modify the VAT Directive will make the use of the IOSS obligatory
for marketplaces. Therefore, the current rules, laid down in the Council Implementing
Regulation in relation to the consequences of a taxable person no longer qualifying to use the
scheme, are adapted.

The modifications and additions to Article 57a complete the definitions that apply to the
existing OSS schemes (Union and non-Union scheme) by including the new simplification
scheme for transfers of own goods;

The new paragraph 3 in Article 57d inserts the provision regarding the VAT identification for
the special scheme for transfers of own goods and as of when the taxable person will be
allowed to start applying the scheme;

The modification in Article 57e specifies the VAT number that the Member State of
identification shall use to identify the taxable person using the transfers of own goods scheme;

The additions to Article 57f identify the actions that the Member State of identification should
take in case the taxable person will be excluded from the transfers of own goods scheme;

The additions to Article 57g provide details regarding the obligations of a taxable person
voluntarily wanting to stop using the scheme. When it concerns the use of the transfers of own
goods scheme, these rules are the same as for the Union and Non-Union schemes. However,
when it concerns a deemed supplier using the 10SS scheme, the Article removes the
possibility for this deemed supplier to voluntarily de-register, since the use of the 10SS is
made obligatory for those traders;

The new paragraph 2a in Article 58 provides new details regarding the conditions for
exclusion in the context of the transfers of own goods scheme;

The new Article 58aa specifies that the deemed suppliers cannot be excluded from the 10SS
scheme since this scheme is obligatory for them;

The additions to Article 58a add references to the new transfers of own goods special scheme
for the purpose of the relevant situations of cessation of taxable activities;

The additions to Article 58b cover the consequences where a mandatory 10SS user
persistently fails to comply with the rules relating to that scheme;

The additions to Article 58c concern the new transfers of own goods special scheme so that in
case of exclusion from this scheme, a taxable person shall fulfil its related VAT obligations
directly to the Member State where the goods have been dispatched or transported to;

The additions to Articles 59 and 59a(2) detail specific rules pertaining to VAT return
(periodicity and content) for the transfers of own goods scheme;

The additions to Article 60a which deal with electronic reminders, to Article 61 which deal
with changes to the figures of the VAT return and to Article 61a which relate to the
submission of the final VAT return and final VAT payment concern a reference to the
Member State to which the goods have been dispatched or transported, which is required
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because in the transfers of own goods scheme there will not be a Member State of
consumption, but instead there will be a Member State where the goods arrive;

The additions to the Article 63c(3) make the reporting of the VAT rate and the VAT amount
subject to relevance, as under the new rule, zero rated and exempt supplies also need to be
reported. The further additional data that needs to be kept by the deemed supplier in respect of
the Union and non-Union schemes, concern detailed information of the suppliers that use its
platform to supply goods and services, both information they have to keep and other
information they need to keep only if available. Finally, record keeping obligations are
introduced for taxable persons using the transfers of own goods scheme.
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2022/0410 (NLE)
Proposal for a
COUNCIL IMPLEMENTING REGULATION

amending Implementing Regulation (EU) No 282/2011 as regards information
requirements for certain VAT schemes

THE COUNCIL OF THE EUROPEAN UNION,
Having regard to the Treaty on the Functioning of the European Union,

Having regard to Council Directive 2006/112/EC of 28 November 2006 on the common
system of value added tax}, and in particular Article 397 thereof,

Having regard to the proposal from the European Commission,

Whereas:

(1)

()

3)

(4)

For the proper functioning of the deemed supplier model, for platforms, portals, or
similar means facilitating the supply of short-term accommodation rental or passenger
transport services, as referred to in Article 28a of Directive 2006/112/EC it is
necessary to specify certain elements of the measure.

It is necessary to define the term ‘facilitates’ to provide taxable persons who facilitate,
through the use of an electronic interface such as a platform, portal, or similar means,
the supply of short-term accommodation rental or passenger transport, legal certainty
as to whether the deemed supplier measure applies to those taxable persons. Certain
providers, including those that provide listings, should be explicitly excluded from the
measure because they do not enter into direct competition with the traditional, non-
digital sectors.

It is necessary to specify how taxable persons who facilitate, through the use of an
electronic interface such as a platform, portal, or similar means, the supply of short-
term accommodation rental or passenger transport, should identify the status of the
underlying supplier of the service. Where a VAT identification number is not
provided, those taxable persons should be deemed to have received and supplied the
services themselves. The taxable person facilitating the supply is not required to carry
out extensive validation of the VAT identification number supplied by the underlying
supplier of the service.

Certain Member States allocate a VAT identification number to taxable persons who
do not charge VAT on their supplies, including taxable persons who use the special
scheme for small enterprises as set out in Title XIlI, Chapter 1, of Directive
2006/112/EC. In order that the taxable person facilitating the supply can identify
whether the deemed supplier model applies or not, it is necessary to set out that, in
those cases, the underlying supplier should not provide that VAT identification
number to the taxable persons who facilitate, through the use of an electronic interface

OJ L 347, 11.12.2006, p. 1.
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(5)

(6)

(")

(8)

9)

(10)

such as a platform, portal, or similar means, the supply of short-term accommodation
rental or passenger transport.

Taxable persons who facilitate, through the use of an electronic interface such as a
platform, portal, or similar means, the supply of short-term accommodation rental or
passenger transport, should not be held responsible for payment of any VAT due when
acting on information provided by the underlying supplier, if those taxable persons can
demonstrate that they could not reasonably have known that that information was
incorrect.

Taxable persons who facilitate, through the use of an electronic interface such as a
platform, portal, or similar means, the supply of short-term accommodation rental or
passenger transport and who are the deemed supplier should be able to easily identify
the status of the customer, that is to say the receiver of the underlying services. In
order to facilitate such identification and to reduce the administrative burden on those
taxable persons, those taxable persons should assume that the customer is a taxable
person where a VAT identification number is provided, and a non-taxable person
where no VAT identification number is provided.

A new One Stop Shop (OSS) simplification scheme for taxable persons who are
transferring certain own goods cross-border is to be introduced in Directive
2006/112/EC. In order to implement that specific scheme in the overall framework of
the VAT special schemes provided for in Title XIl, Chapter 6 of Directive
2006/112/EC, specific rules pertaining to VAT identification, conditions for exclusion
from the scheme, VAT returns and record keeping obligations should be provided in
Council Implementing Regulation (EU) No 282/20112.

As the new OSS simplification scheme will be comprehensive and encompasses cross-
border movements of goods that are currently covered by call-off stock arrangements,
those arrangements are to be removed from Directive 2006/112/EC. The implementing
provisions pertaining to those specific arrangements are no longer required and
therefore should be deleted from Implementing Regulation (EU) No 282/2011.

The use of the Import One-Stop-Shop special scheme is to be made mandatory for
electronic interfaces facilitating as deemed supplier certain distance sales of imported
goods by changes introduced into Directive 2006/112/EC. The mandatory nature of
that scheme affects the conditions for identification and exclusions for those taxable
persons. Therefore these conditions should be amended in Implementing Regulation
(EU) No 282/2011.

Under Article 242a of Directive 2006/112/EC, taxable persons who facilitate, through
the use of an electronic interface such as a marketplace, platform, portal or similar
means, the supply of goods or services to a non-taxable person within the Community
in accordance with the provisions of Title V of that Directive are obliged to keep
records of those supplies. However, information is only required in respect of supplies
of goods or services that are facilitated by the electronic interface and is not required
in cases where the deemed supplier rule applies. In order to support the fight against
VAT fraud, such information relating to underlying suppliers should also be included
in the mandatory set of information to be kept by deemed suppliers who are registered

Council Implementing Regulation (EU) No 282/2011 of 15 March 2011 laying down implementing
measures for Directive 2006/112/EC on the common system of value added tax (OJ L 77, 23.3.2011, p.
1).
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11)

(12)

to use the special One Stop Shop simplification schemes. Those additional data
elements should allow a comparison of information reported by platforms with
payment data on cross-border transactions available in the central electronic system of
payment information as established by, Chapter V, Section 2, of Council Regulation
(EU) No 904/20102 and entering into force on 1 January 2024.

The elements of Directive 2006/112/EC which require amendments to Implementing
Regulation (EU) No 282/2011 are to be transposed by Member States into national
legislation by 31 December 2024. Therefore it is necessary that the amendments to
that Regulation are applicable from 1 January 2025.

Implementing Regulation (EU) No 282/2011 should therefore be amended
accordingly,

HAS ADOPTED THIS REGULATION:

Article 1

Implementing Regulation (EU) No 282/2011 is amended as follows:

1)

In Chapter IV, Section 2 the following Articles 9b to 9e are inserted:

‘Article 9

1.  For the application of Article 28a of Directive 2006/112/EC, the term
‘facilitates’ shall mean the use of an electronic interface to allow a customer and a
supplier offering supplies of short-term accommodation rental or passenger
transport through the electronic interface to enter into contact, which results in a
supply of those services through that electronic interface.

However, a taxable person shall not be considered to facilitate a supply of short-
term accommodation rental or passenger transport where all of the following
conditions are met:

(@) that taxable person does not set, either directly or indirectly, any of the terms
and conditions under which the supply is made;

(b) that taxable person is not, either directly or indirectly, involved in authorising
the charge to the customer in respect of the payments made;

(c) that taxable person is not, either directly or indirectly, involved in the provision
of those services.

2.  Article 28a of Directive 2006/112/EC shall not apply to a taxable person
who only provides any of the following:

(@) the processing of payments in relation to the supply of short-term
accommodation rental or passenger transport;

(b) the listing or advertising of short-term accommodation rental or passenger
transport;

Council Regulation (EU) No 904/2010 of 7 October 2010 on administrative cooperation and combating
fraud in the field of value added tax (OJ L 268, 12.10.2010, p. 1).
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(c) the redirecting or transferring of customers to other electronic interfaces where
short-term accommodation rental or passenger transport services are offered
for sale, without any further intervention in the supply.

Article 9c

Article 28a of Directive 2006/112/EC shall apply where the person providing the
short-term accommodation rental or passenger transport service does not provide
the taxable person facilitating the service through the use of an electronic interface
such as a platform, portal, or similar means, with a valid VAT identification
number.

Where the person providing the underlying service has a VAT identification
number and falls under any of the categories listed in Article 28a, points (c) to (f),
of Directive 2006/112/EC, that VAT identification number shall not be
communicated to the taxable person facilitating the service.

Article 9d

For the application of Article 28a of Directive 2006/112/EC, where, on the basis
of information supplied by the person providing the underlying service, a taxable
person does not act as the deemed supplier, that taxable person shall not be held
liable for the payment of the VAT due should it be subsequently found that that
taxable person should have been deemed to be the supplier, where all of the
following conditions are met:

(@) the taxable person is solely dependent on information provided by the supplier
of the services;

(b) the information so provided is erroneous;

(c) the taxable person can prove that he or she did not and could not reasonably
have known that that information was erroneous.

Article 9e

Unless the taxable person has information to the contrary, the taxable person
deemed to have received and supplied services under Article 28a of Directive
2006/112/EC shall regard the person to whom those services were supplied as a
non-taxable person where that person to whom those services were supplied does
not provide a VAT identification number.’;

2 in Article 54a, the following paragraph is added:
‘3. Section 1A of Chapter X shall cease to apply on 31 December 2025.’;
3) in Chapter XI, the heading of Section 2 is replaced by the following:
‘SECTION 2

Special schemes for taxable persons supplying services to non-taxable persons or making
distance sales of goods, certain domestic supplies of goods or certain transfers of own
goods

(Articles 358 to 369xj of Directive 2006/112/EC)’;
4) Article 57a is amended as follows:
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(5)

(6)

(")

(@) the following point (3a) is inserted:

‘(3a) ‘transfers of own goods scheme’ means the special scheme for the
transfers of own goods as set out in Title XII, Chapter 6, Section 5, of
Directive 2006/112/EC;’;

(b) points (4) and (5) are replaced by the following:

‘(4) ‘special scheme’ means the ‘non-Union scheme’, the ‘Union scheme’,
the ‘import scheme’ or the ‘transfers of own goods scheme’ as the
context requires;’;

(5) ‘taxable person’ means any of the following:

(i) a taxable person as referred to in Article 359 of Directive
2006/112/EC who is permitted to use the non-Union scheme;

(i) a taxable person as referred to in Article 369b of Directive
2006/112/EC who is permitted to use the Union scheme;

(ili) a taxable person as referred to in Article 369m of Directive
2006/112/EC who is permitted to use the import scheme;

(iv) a taxable person as referred to in Article 369xb of Directive
2006/112/EC who is permitted to use the transfers of own goods
scheme;’;

in Article 57d, the following paragraph 3 is added:

‘3. Where a taxable person informs the Member State of identification that he or
she intends to make use of the transfers of own goods scheme, that special scheme
shall apply as from the first day of the following calendar month.

However, where the first transfer of goods to be covered by the transfers of own
goods scheme takes place before that date, the special scheme shall apply from the
date of that first transfer, provided the taxable person informs the Member State of
identification of the commencement of his or her activities to be covered by the
scheme no later than the tenth day of the month following that first supply.’;

in Article 57e, the following paragraph is added:

‘The Member State of identification shall identify the taxable person using the
transfers of own goods scheme by means of his or her VAT identification
number referred to in Articles 214 and 215 of Directive 2006/112/EC.’;

Article 57f is amended as follows:
(@) inparagraph 2, the third subparagraph is replaced by the following:

‘Notwithstanding the second subparagraph of this paragraph, where that
taxable person is deemed to have received and supplied in accordance with
Article 14a(1) of Directive 2006/112/EC, that taxable person shall indicate
as the new Member State of identification the Member State in which that
taxable person has established his or her business or, if that taxable person
has not established his or her business in the Community, a Member State
where that taxable person has a fixed establishment.

Where the Member State of identification changes in accordance with the
second or third subparagraph, that change shall apply from the date on
which the taxable person or his or her intermediary ceases to have a place of
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(8)

(9)

business or a fixed establishment in the Member State previously indicated
as the Member State of identification.’:

(b) the following paragraph 3 is added:

‘3. Where a taxable person using the transfers of own goods scheme
ceases to meet the conditions of the definition laid down in Article 369xa,
point (2) of Directive 2006/112/EC, the Member State in which that taxable
person has been identified shall cease to be the Member State of
identification.

However, where that taxable person still fulfils the conditions for using that
special scheme, that taxable person shall, in order to continue using that
scheme, indicate as the new Member State of identification the Member
State in which that taxable person has established his or her business or, if
that taxable person has not established his or her business in the
Community, a Member State where that taxable person has a fixed
establishment. Where the taxable person using the transfers of own goods
scheme is not established in the Community, that taxable person shall
indicate as the new Member State of identification a Member State from
which he or she dispatches or transports goods.

Where the Member State of identification changes in accordance with the
second subparagraph, that change shall apply from the date on which the
taxable person ceases to have a place of business or a fixed establishment in
the Member State previously indicated as the Member State of identification
or from the date on which that taxable person ceases to dispatch or transport
goods from that Member State.’;

in Article 57¢, the following paragraphs 3 and 4 are added:

‘3. A taxable person using the import scheme who is deemed to have received
and supplied goods in accordance with Article 14a(1) of Directive 2006/112/EC
may only cease to use that scheme if that taxable person no longer carries out
distance sales of goods imported from third territories or third countries. The
taxable person or the intermediary acting on his or her behalf shall inform the
Member State of identification at least 15 days before the end of the month prior
to that in which that taxable person intends to cease to use the scheme. Cessation
shall be effective from the first day of the next month and the taxable person shall
no longer be allowed to use the scheme for supplies carried out from that day.

4. A taxable person using the transfers of own goods scheme may cease to use
that special scheme regardless of whether that taxable person continues to transfer
goods which can be eligible for that special scheme. The taxable person shall
inform the Member State of identification at least 15 days before the end of the
calendar month prior to that in which that taxable person intends to cease to use
the scheme. Cessation shall be effective as of the first day of the next calendar
month. VAT obligations relating to transfers of own goods arising after the date
on which the cessation became effective shall be discharged directly with the tax
authorities of the Member States which goods have been dispatched or transported
from and to.’;

Avrticle 58 is amended as follows:
(@) paragraph 1 is replaced by the following:
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(10)

(11)

(12)

‘1. Where a taxable person using one of the special schemes meets one or
more of the criteria for exclusion laid down in Articles 369e or 369xe of
Directive 2006/112/EC, or for deletion from the identification register laid
down in Article 363 or in Article 369r(1) and (3) of that Directive , the
Member State of identification shall exclude the taxable person from that
scheme.

Only the Member State of identification can exclude a taxable person from
one of the special schemes.

The Member State of identification shall base its decision on exclusion or
deletion on any information available, including information provided by
any other Member State.’;

(b) the following paragraph 2a is inserted:

‘2a. The exclusion of a taxable person from the transfers of own goods
scheme shall be effective from the first day of the calendar month following
the day on which the decision on exclusion is sent by electronic means to
the taxable person. However, where the exclusion is due to a change of
place of business or fixed establishment, or of the place from which dispatch
or transport of goods begins, the exclusion shall be effective from the date
of that change.’;

Article 58a is replaced by the following:

‘Article 58a

A taxable person using a special scheme who has, for a period of two years, made
no supplies of goods or services or no transfers of own goods covered by that
scheme shall be assumed to have ceased his or her taxable activities within the
meaning of Article 363, point (b), Article 369¢, point (b), Article 369r(1),
point (b), Article 369r(3), Article 369xe, point (b) of Directive 2006/112/EC. That
cessation shall not preclude the use of a special scheme if that taxable person
recommences his or her activities covered by any scheme provided for in Chapter
6 of Title XII of that Directive.’;

the following Article 58aa is inserted:

‘Article 58aa

For the purposes of the special scheme covered by Title XII, Chapter 6, Section 4,
of Directive 2006/112/EC, Article 58 of this Regulation, with the exception of
paragraph 3, point (a), thereof, shall not apply to a taxable person who is deemed
to have received and supplied goods in accordance with Article 14a(1) of that
Directive.’;

Avrticle 58b is amended as follows:
(@ in paragraph 1, the following subparagraphs are added:

‘For the purposes of the special scheme covered by Title XII, Chapter 6,
Section 4, of Directive 2006/112/EC, the first subparagraph shall not apply
where the taxable person is deemed to have received and supplied goods in
accordance with Article 14a(1) of that Directive. However, where that
taxable person is excluded from one of the other special schemes by reason
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(13)

(14)

of persistent failure to comply with the rules of those special schemes, that
taxable person shall remain excluded from using those other special
schemes in any Member State for two years following the return period
during which that taxable person was excluded.

Where that taxable person persistently fails to comply with the rules of the
special scheme covered by Title XIl, Chapter 6, Section 4, of Directive
2006/112/EC, that taxable person shall not be excluded from that scheme
but shall be excluded from all other special schemes for the two years
following the return period during which he or she was found to be
persistently failing to meet his or her obligations under that scheme.’;

(b) paragraph 2 is replaced by the following:

‘2. A taxable person or an intermediary shall be regarded as having
persistently failed to comply with the rules relating to one of the special
schemes, within the meaning of Article 363, point (d), Article 369,
point (d), Article 369r(1), point (d), Article 369r(2), point (c)
Article 369r(3), point (d), or Article 369xe, point (d) of Directive
2006/112/EC, in the following cases:

(@ where reminders pursuant to Article 60a of this Regulation have been
issued to the taxable person, or the intermediary acting on his or her
behalf by the Member State of identification for three immediately
preceding return periods and the VAT return has not been submitted for
each and every one of these return periods within 10 days after the
reminder has been sent;

(b) where reminders pursuant to Article 63a of this Regulation have been
issued to the taxable person or the intermediary acting on his or her
behalf by the Member State of identification for three immediately
preceding return periods and the full amount of VAT declared has not
been paid by that taxable person, or the intermediary acting on his or her
behalf for each and every one of these return periods within 10 days after
the reminder has been sent, except where the remaining unpaid amount is
less than EUR 100 for each return period;

(c) where, following a request from the Member State of identification and
one month after a subsequent reminder by the Member State of
identification, the taxable person, or the intermediary acting on his or her
behalf has failed to make electronically available the records referred to
in Articles 369, 369k, 369x and 369xk of Directive 2006/112/EC.’;

Avrticle 58c is replaced by the following:

‘Article 58¢

A taxable person who has been excluded from the non-Union scheme, the Union
scheme or the transfers of own goods scheme shall discharge all VAT obligations
relating to supplies of goods or services, or transfers of own goods, arising after
the date on which the exclusion became effective directly with the tax authorities
of the Member State of consumption concerned or the Member State to which the
goods have been dispatched or transported .’;

Article 59 is amended as follows:
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(15)

(16)

(@) paragraph 1 is replaced by the following:

‘1. Any return period within the meaning of Articles 364, 369f, 369s or
369xf of Directive 2006/112/EC shall be a separate return period.’;

(b) the following paragraph 2a is inserted:

‘2a. Where, in accordance with Article 57d(3), second subparagraph, the
transfers of goods scheme applies from the date of the first transfer, the
taxable person shall submit a separate VAT return for the calendar month
during which the first transfer took place.’;

(c) the following paragraph 3a is inserted:

‘3a. Where a taxable person has been registered under the transfers of own
goods scheme during a return period, the taxable person shall submit VAT
returns to the Member State of identification in respect of the transfers made
and the periods covered by that scheme.’,

(d) paragraph 4 is replaced by the following:

‘4, Where the Member State of identification changes in accordance with
Acrticle 57f after the first day of the return period in question, the taxable
person or the intermediary acting on his or her behalf shall submit VAT
returns and, where applicable, make corresponding payments to both the
former and the new Member State of identification covering the supplies
made during the respective periods in which those Member States have been
the Member State of identification.’;

Article 59a is replaced by the following:

‘Article 59a

Where a taxable person using a special scheme has supplied no goods or services
in any Member State of consumption or made no transfers of own goods under the
transfer of own goods scheme during a return period and has no corrections to
make in respect of previous returns, the taxable person, or the intermediary acting
on his or her behalf shall submit a VAT return indicating that no supplies or
transfers have been made during that period (a nil-VAT return).’;

Article 60a is replaced by the following:

‘Article 60a

The Member State of identification shall remind, by electronic means, taxable
persons, or intermediaries acting on their behalf, who have failed to submit a VAT
return under Articles 364, 369f, 369s or 369xf of Directive 2006/112/EC of their
obligation to submit such a return. The Member State of identification shall issue
the reminder on the tenth day following that on which the return should have been
submitted, and shall inform the other Member States by electronic means that a
reminder has been issued.

Any subsequent reminders and steps taken to assess and collect the VAT shall be
the responsibility of the Member State of consumption concerned or the Member
State to which the goods have been dispatched or transported.
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(17)

(18)

Notwithstanding any reminders issued and any steps taken by a Member State of
consumption or a Member State to which the goods have been dispatched or
transported, the taxable person or the intermediary acting on his or her behalf shall
submit the VAT return to the Member State of identification.’;

Article 61 is replaced by the following:

‘Article 61

‘1. Changes to the figures contained in a VAT return relating to periods up to
and including the second return period in 2021 shall, after the submission of that
VAT return, be made only by means of amendments to that return and not by
adjustments in a subsequent return.

Changes to the figures contained in a VAT return relating to periods from the
third return period in 2021 shall, after the date on which the return was required to
be submitted in accordance with Directive 2006/112/EC, be made only by
adjustments in a subsequent return.

2.  The amendments referred to in paragraph 1 shall be submitted electronically
to the Member State of identification within three years of the date on which the
initial return was required to be submitted.

However, the rules of the Member State of consumption or of the Member State to
which the goods were dispatched or transported, on assessments and amendments
shall remain unaffected.’;

Article 61a is replaced by the following:

‘Article 6la

1. A taxable person or an intermediary acting on his or her behalf shall submit
the final VAT return and any late submissions of previous returns, and the
corresponding payments, where relevant, to the Member State which was the
Member State of identification at the time of the cessation, exclusion or change
where that taxable person:

(@) ceases to use one of the special schemes;
(b) is excluded from one of the special schemes;

(c) changes the Member State of identification in accordance with Article 57f.

Any corrections to the final return and previous returns arising after the
submission of the final return shall be discharged directly with the tax authorities
of the Member State of consumption concerned or the Member State to which the
goods were dispatched or transported.

2. Inrespect of all taxable persons on whose behalf an intermediary is acting,
that intermediary shall submit the final VAT returns and any late submissions of
previous returns, and the corresponding payments, where relevant, to the Member
State which was the Member State of identification at the time of deletion or
change where that intermediary:

(@) is deleted from the identification register;

(b) changes the Member State of identification in accordance with Article 571(2).
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(19)

Any corrections to the final return and previous returns arising after the
submission of the final return shall be discharged directly with the tax authorities
of the Member State of consumption concerned or the Member State to which the
goods were dispatched or transported.’;

Article 63c is amended as follows:
(@) paragraph 1 is amended as follows:
Q) points (f) and (g) are replaced by the following:
‘(f) the VAT rate applied, where relevant;

(g) the amount of VAT payable indicating the currency used, where
relevant;’;

(i) points (k) and (1) are replaced by the following:
‘(k) in respect of services, the information used to determine the
place of supply of the service and, in respect of goods, the

information used to determine the place where the dispatch or
the transport of the goods to the customer begins and ends;

(I) any proof of possible returns of goods, including the taxable
amount and the VAT rate applied;’;

(iii)  the following point (m) is added:

‘(m) in respect of supplies where the taxable person is deemed to
have received and supplied goods in accordance with
Article 14a of Directive 2006/112/EC, the name, postal address
and electronic address or website of the supplier whose supplies
are facilitated through the use of the electronic interface, and, if
available:

i) the VAT identification number or national tax number of the
supplier;
ii) the bank account number or number of virtual account of the
supplier.’;
(b) paragraph 2 is amended as follows:
Q) point (m) is replaced by the following:
‘(m) the unique consignment number where that taxable person is
directly involved in the delivery;’;
(i) the following point (n) is added:

‘(n) in respect of supplies where the taxable person is deemed to
have received and supplied goods in accordance with
Article 14a of Directive 2006/112/EC, the name, postal address
and electronic address or website of the supplier whose supplies
are facilitated through the use of the electronic interface, and, if
available:

(i) the VAT identification number or national tax number of the
supplier;
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(ii) the bank account number or number of virtual account of the
supplier.’;

(c) the following paragraph 2a is inserted:

‘2a. In order to be regarded as sufficiently detailed within the meaning of
Articles 369xk of Directive 2006/112/EC, the records kept by the taxable
person shall contain all of the following information:

(@) as regards the Member State from which the goods have been dispatched
or transported:

(i) the taxable person’s VAT identification number or tax
identification number in that Member State, if any;

(if) the address from which the goods were dispatched or
transported,;

(b) as regards the Member State to which the goods have been dispatched or
transported:

(i) the taxable person’s VAT identification number or tax
identification number in that Member State, if any;

(ii) the address to which the goods were dispatched or transported;

(c) the description and quantity of the goods dispatched or transported to
another Member State;

(d) the date of the transfer of the goods referred to in point (c);

(e) the taxable amount indicating the currency used;

(f) any subsequent increase or reduction of the taxable amount;

() where a self-invoice is issued, the information contained on the invoice;

(h) in respect of transfers where the taxable person is deemed to have
received and supplied goods in accordance with Article 14a of Directive
2006/112/EC, the name, postal address and electronic address or website
of the supplier whose transfer of goods are facilitated through the use of
the electronic interface, and, if available:

(i) the VAT identification number or national tax number of the
supplier

(i1) the bank account number or number of virtual account of the
supplier.’;

(d) paragraph 3 is replaced by the following:

‘3. The information referred to in paragraphs 1, 2 and 2a of this Article
shall be recorded by the taxable person or the intermediary acting on his or
her behalf in such a way that it can be made available by electronic means
without delay and in respect of each individual good or service supplied, or
transferred. Where that taxable person or the intermediary acting on his or
her behalf has been requested to submit, by electronic means, the records
referred to in Articles 369, 369k, 369x and 369xk of Directive 2006/112/EC
and they have failed to submit them within 20 days of the date of the
request, the Member State of identification shall remind the taxable person
or the intermediary acting on their behalf to submit those records. The
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Member State of identification shall by electronic means inform the
Member States of consumption or the Member State to which the goods
have been dispatched or transported that the reminder has been sent.’.

Article 2

This Regulation shall enter into force on the twentieth day following that of its publication in
the Official Journal of the European Union.

It shall apply from 1 January 2025.

This Regulation shall be binding in its entirety and directly applicable in all Member States.
Done at Brussels,

For the Council
The President
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EXPLANATORY MEMORANDUM

1. CONTEXT OF THE PROPOSAL
. Reasons for and objectives of the proposal

This proposal is part of the package of legislation on the VAT in the Digital Age initiative,
together with a proposal for a Council Directive on amending Directive 2006/112/EC as
regards VAT rules for the digital age!, and the proposal for a Council implementing
Regulation amending Council Implementing Regulation (EU) No 282/2011 as regards
information requirements for certain VAT schemes?. The context of this initiative as a whole
is set out comprehensively in the explanatory memorandum for the proposal for a Council
Directive amending Directive 2006/112/EC?.

This explanatory memorandum describes modifications required to Council Regulation (EU)
No 904/2010 on administrative cooperation and the fight against fraud in the field of VAT
stemming from changes to the VAT Directive.

The proposal to amend Council Regulation (EU) No 904/2010 is an important part of the
package. The VAT in the Digital Age package modernises the way cross-border transactions
within the single market are reported for VAT purposes to make use of well-established
technology and address VAT fraud. The current way of collecting aggregated data through
recapitulative statements* and exchanging data through the VAT Information Exchange
System has been in use since the introduction of the single market in 1993. It is no longer fit
for purpose in light of the scale of cross-border transactions and the level of VAT fraud. The
amended VAT Directive replaces recapitulative statements with new, transaction-based
reporting obligations. To complement these changes, the amended Regulation provides for the
necessary practical rules on how these newly collected data will be exchanged between
Member States, the IT infrastructure required, and the personal data protection rules that will
govern the new exchanges. These details are necessary to ensure that the new rules are
implemented smoothly and that the new measures can reduce VAT fraud.

Following the structure of the VAT in the Digital Age initiative the following parts of the
package should be noted:

This package has three main objectives:

1) Modernising VAT reporting obligations®, by introducing Digital Reporting
Requirements, which will standardise the information that needs to be submitted by
taxable persons on each transaction to the tax authorities in an electronic format. At
the same time it will impose the use of e-invoicing for cross-border transactions;

2 Addressing the challenges of the platform economy®, by updating the VAT rules
applicable to the platform economy in order to address the issue of equal treatment,

! Please include reference when available.

2 Please include reference when available.

3 Council Directive 2006/112/EC of 28 November 2006 on the common system of value added tax
(OJ L 347,11.12.2006, p. 1).

4 A recapitulative statement is a simple form submitted on a monthly/quarterly basis by traders, in

addition to their VAT return, to declare goods delivered and services provided to traders in other
Member States, containing the VAT number of the customers and the aggregated value of supplies per
customer during a given period.

5 VAT reporting obligations refer to the obligation of VAT-registered businesses to make periodic
declarations of their transactions to the tax authority to allow monitoring the collection of VAT.
6 In this respect, the term ‘platform economy’ relates to supplies of services made via a platform.
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clarifying the place of supply rules applicable to these transactions and enhancing the
role of the platforms in the collection of VAT when they facilitate the supply of
short-term accommodation rental or passenger transport services; and

3) Avoiding the need for multiple VAT registrations in the EU and improving the
functioning of the tool implemented to declare and pay the VAT due on distance
sales of goods’, by introducing Single VAT Registration (SVR). That is, improving
and expanding the existing systems of One-Stop Shop (OSS)/Import One-Stop Shop
(10SS) and reverse charge in order to minimise the instances for which a taxable
person is required to register in another Member State.

. Consistency with existing policy provisions in the policy area

This proposal is part of the package of legislation on the VAT in the digital age initiative. The
consistency of the package as a whole is set out comprehensively in the explanatory
memorandum of the proposal for a Council Directive amending Directive 2006/112/EC?.

. Consistency with other Union policies

This proposal is part of the package of legislation on the VAT in the digital age initiative. The
consistency of the package as a whole is set out comprehensively in the explanatory
memorandum of the proposal for a Council Directive amending Directive 2006/112/EC.

2. LEGAL BASIS, SUBSIDIARITY AND PROPORTIONALITY
. Legal basis

This Regulation amends Council Regulation (EU) No 904/2010 on the basis of Article 113 of
the Treaty on the Functioning of the European Union. This Article provides for the Council,
acting unanimously in accordance with a special legislative procedure and after consulting the
European Parliament and the Economic and Social Committee, to adopt provisions for the
harmonisation of Member States' rules in the area of indirect taxation.

. Subsidiarity (for non-exclusive competence)

Member States are primarily responsible for VAT management, collection and control.
However, VAT fraud is often linked to cross-border transactions within the single market or
involves traders established in Member States other than the one in which VAT is due. VAT
fraud adversely affects how the single market functions and causes severe losses to the EU
budget.

The EU cooperation instruments which allow the exchange of information between tax
administrations are indispensable for the proper control of cross-border transactions and the
fight against VAT fraud.

This initiative is consistent with the principle of subsidiarity, as the objectives sought by the
present initiative cannot be achieved by the Member States themselves. Therefore, it is
necessary for the Commission, which is responsible for ensuring the smooth functioning of
the single market and for promoting the general interests of the European Union, to propose
action to improve the situation.

7 https://ec.europa.eu/taxation _customs/business/vat/vat-e-commerce en
8 Council Directive 2006/112/EC of 28 November 2006 on the common system of value added tax
(OJ L 347, 11.12.20086, p. 1).
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This cannot be done solely at Member State level or using non-legislative instruments. Acting
at EU level in relation to administrative cooperation instruments would offer value over and
above what can be achieved nationally, requiring amendments to Council Regulation (EU) No
904/2010 on administrative cooperation and combating fraud in the field of value added tax.

. Proportionality

The proposal is largely based on the current legal framework for administrative cooperation in
the field of VAT and adds elements to it only where the framework needs strengthening. All
measures proposed have been designed to meet the new digital reporting requirements and
Member States’ needs. While they are expected to have positive effects on the fight against
VAT fraud, the new provisions would not entail any significant additional costs for business
and administrations, except for certain IT developments for tax administrations. Even in these
instances, the associated development costs would remain limited.

A central electronic system for VAT information (‘the central VIES’) would be set up. It will
allow Member States to transmit VAT information they store at national level, helping to fight
VAT fraud effectively. The central VIES would be able to aggregate per taxable person
information on cross-border business-to-business (B2B) transactions transmitted by the
Member States. It will also allow the reported intra-Community supplies to be cross-checked
with intra-Community acquisitions data that has been transmitted. It will also allow the
information transmitted by the Member States to be processed with other VAT information
exchanged under Regulation (EU) No 904/2010, such as customs or payment data, and retain
this information only for the period necessary for tax authorities to carry out VAT controls.

Information will be retained in the central VIES for a period of 5 years, to provide Member
States with a reasonable period of time to carry out VAT audits. After this period the data will
be definitively erased.

The central VIES would only be accessible to authorised officials appointed by their Member
States, and for the purposes of the control of the correct application of VAT legislation and
combating VAT fraud. In terms of storage, the central VIES would guarantee an appropriate
level of security, in line with the rules governing the processing of personal information by
the EU’s institutions.

The exchange of information between national tax authorities and the central VIES will take
place through a secure common communication network. This currently supports exchanges
of information between tax and customs authorities, and provides all the necessary security
features (including encryption of information).

This proposal, therefore, will continue to apply the safeguards laid down under Regulation
(EU) No 904/2010 and the European framework on data protection. The overall purpose for
exchanging and analysing this VAT-relevant information remains ensuring the correct
application of VAT legislation and combating VAT fraud. Fighting VAT fraud is an
important objective of general public interest for the EU and its Member States, as referred to
in Article 23(1)(e) of the General Data Protection Regulation and in Article 20(1)(b) of
Regulation (EU) 2018/1725. In order to support that important objective and the effectiveness
of the tax authorities in pursuing that objective, the restrictions laid down in Article 55(5) of
Regulation (EU) No 904/2010 will apply to the central VIES.

The new provisions do not go beyond what is strictly necessary to make administrative
cooperation instruments more effective in verifying cross-border transactions and enhancing
the fight against VAT fraud in light of the proposed digital reporting requirements and other
changes introduced in the VAT in the Digital Age package.
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. Choice of the instrument
A Council Regulation is needed to amend current Regulation (EU) No 904/2010.

3. RESULTS OF EX POST EVALUATIONS, STAKEHOLDER
CONSULTATIONS AND IMPACT ASSESSMENTS
. Ex post evaluations/fitness checks of existing legislation

An evaluation of the use of the existing EU framework for administrative cooperation and
combating VAT fraud provided for in Regulation (EU) No 904/2010 was carried out in 2017°.
Overall, the Member States take a positive view of the legal and practical framework
implemented with Regulation (EU) No 904/2010.

Changes to the administrative cooperation legal framework are needed following the changes
to reporting requirements for cross-border transactions in the VAT Directive. The
introduction of new digital reporting requirements significantly increases the amount of data
that will need to be exchanged between Member States and the frequency of exchanges.
Therefore, a new part is being introduced to the Regulation under Chapter V: Storage and
exchange of specific information which will allow these exchanges through a new electronic
system called the central VIES.

. Stakeholder consultations

Extensive information on stakeholder consultations is provided in the explanatory
memorandum of the proposal to amend the VAT Directive.

Two Fiscalis workshops were organised to gather feedback from Member States on the
adaptation of the VAT administrative cooperation framework to support the new digital
reporting requirements. The first workshop, which took place in November 2021, gathered the
opinions of VAT anti-fraud experts and Eurofisc liaison officials. The second workshop in
April 2022 focussed on the heads of the competent liaison offices of Member States. In both
instances, Member State representatives underlined the importance of the new digital
reporting requirements when accompanied by an appropriate system for exchanging VAT
information. It was seen that there was a clear need for automatic cross-checking of DRR
data, e.g. reported supplies with acquisitions. There was also a broad consensus that a central
system to facilitate the joint processing and analysis of information would be the preferred
approach guaranteeing a uniform implementation of cross-checks and interpretation of the
results.

. Collection and use of expertise

This proposal is part of the package of legislation on the VAT in the digital age initiative. The
collection and use of expertise for the package as a whole is set out comprehensively in the
explanatory memorandum of the proposal for a Council Directive amending Directive
2006/112/EC.

. Impact assessment

This proposal is part of the package of legislation on the VAT in the digital age initiative. The
impact assessment is provided for the package as a whole in the explanatory memorandum of
the proposal for a Council Directive amending Directive 2006/112/EC.

9 Commission Staff Working Document SWD(2017) 428 final.
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. Regulatory fitness and simplification

This proposal is part of the package of legislation on the VAT in the digital age initiative.
Extensive information on Regulatory fitness and simplification is provided in the explanatory
memorandum of the proposal for a Council Directive amending Directive 2006/112/EC.

. Fundamental rights

This proposal is expected to trigger exchange and joint processing of VAT information, which
could include personal data. However, the data collected under the new digital reporting
requirements and subsequently exchanged via the central VIES system would be limited to
intra-Community business-to-business transactions and will not cover business-to-consumer
transactions. The principle of data minimisation has also been applied. Therefore the data
collected and subsequently exchanged relate only to a subset of the information contained in
an invoice. This minimum data set which is required for the purposes of monitoring the
correct application of VAT and for combating VAT fraud is specified by the amendment to
Article 264 in the accompanying proposal for a Council Directive amending Directive
2006/112/EC. However protecting personal data and complying with Regulations (EU)
2016/6791° and (EU) 2018/1725 remain a priority, even where the information to be
processed is limited. As a result, the following provisions are being proposed:

o The data in the central VIES will only be kept for 5 years which is the minimum
time necessary for analysis and investigations by national tax authorities who are
empowered to enforce VAT obligations (data retention).

o The data in the central VIES will be protected as set out in Article 55(1) of
Regulation (EU) No 904/2010.
o The data in the central VIES will be used for clearly identified and limited purposes,

notably to correctly assess VAT, to monitor the correct application of VAT, and to
combat VAT fraud as laid down in Article 1 of Regulation (EU) No 904/2010. In
particular the data will be used to carry out risk assessments to identify potential
fraudsters at an early stage and to put an end to fraudulent networks whose purpose is
to abuse the VAT system by carrying out VAT fraud.

o Users who can access the data in the central VIES will be limited to authorised
personnel from Member States, in respect of the need-to-know principle.

o The central VIES will be hosted, maintained and technically managed by the
Commission, which has the operational capacity and experience to ensure technical
and organisational security measures are put in place to protect personal data. An
implementing act will set out the tasks to be carried out by the Commission in
relation to technically managing the central VIES .

o An implementing act will set out the roles and responsibilities of the Member States
and the Commission when acting as controller and processor under Regulations (EU)
2016/679 and (EU) 2018/1725 .

In addition, these measures are subject to Article 8 of the Charter of Fundamental Rights.

10 Regulation (EU) 2016/679 of the European Parliament and of the Council of 27 April 2016 on the
protection of natural persons with regard to the processing of personal data and on the free movement of
such data, and repealing Directive 95/46/EC
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4. BUDGETARY IMPLICATIONS

The budgetary implications are set out in detail in the explanatory memorandum of the
proposal for a Council Directive amending Directive 2006/112/EC.

The proposal will lead to limited costs for national administrations and the EU budget for
putting the enhanced VAT information exchange system (VIES) in place.

5. OTHER ELEMENTS
. Implementation plans and monitoring, evaluation and reporting arrangements

The Standing Committee on Administrative Cooperation (SCAC), established under Article
58(1) of the Council Regulation (EU) No 904/2010, will deal with all possible issues
regarding administrative co-operation between Member States resulting from the new rules on
the taxation of intra-EU trade. In particular, an implementation plan will be established
together with the Member States in SCAC, for the necessary IT changes!! once the
modification is adopted by the Council.

Pursuant to Article 59 of Regulation (EU) No 904/2010, the Regulation’s application is
reviewed every five years. In addition, under Article 49, to evaluate how well administrative
cooperation is combating tax evasion and avoidance, Member States must communicate to the
Commission any available information relevant to the application of the Regulation and, inter
alia, annual statistics about the use of the cooperation instruments.

. Explanatory documents (for directives)

N/A

. Detailed explanation of the specific provisions of the proposal

1. INTRODUCING A CENTRAL SYSTEM FOR THE EXCHANGE OF VAT INFORMATION

A first set of amendments in the proposal deals with the development of a new central system
for the exchange of VAT information between Member States’ tax administrations at EU
level that is adapted to the specificities of Digital Reporting Requirements. Section 3 is added
to Chapter V of Regulation (EU) 904/2010 to introduce the central VIES with Articles 24g to
24m as follows:

o Article 249 establishes the central VIES system by determining that the Commission
shall develop, maintain, host and technically manage the central system, while each
Member State shall develop, maintain, host and technically manage a national
electronic system to automatically transmit different categories of information to the
central VIES. The most essential part of information exchanged through central
VIES will be the information collected through the DRR. The other information
relates to the identification of the taxable persons. Finally it is explicitly mentioned
that Member States may store the information they have to automatically transmit to
the central VIES in the national electronic system which they use for transmitting the
information for the purposes of reuse in national controls.

1 IT development and procurement strategy choices will be subject to pre-approval by the European

Commission Information Technology and Cybersecurity Board.
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Avrticle 24h relates to data quality and availability. Exchanging information will only
be of value if the data is of sufficient quality. To this end, Member States shall make
all necessary updates and adopt measures in order to ensure that the central VIES
data is kept up-to-date, and is complete and accurate. For the information to be up-to-
date, new or updated information should be entered into the system without delay.
This immediate update of information is particularly important for identification
information, which is intrinsically linked with VAT number validation. As for the
intra-Community transaction reports, gathered through the DRR, the acceptable
delay to be entered into the central VIES is within one day after the collection by the
tax administration. The cross-checking of information reported by a supplier and
their client can only take place after the information is reported by both parties and
after each authority transmits it to the central VIES. This means that the acceptable
delay for each step should remain at the level of a few days for an analysis to be
possible on a sufficiently frequent basis. The information shall remain available in
central VIES for five years from the end of the year in which the information was
transmitted to the central VIES.

Acrticle 24i is about showing VAT identification information as invalid within the
central VIES, once certain conditions are met. The provision comes into effect where
persons identified for VAT purposes have ceased their economic activity, declared
false data in order to obtain a VAT identification number or have failed to
communicate changes to their data which, had the tax administration known, they
would have either refused or withdrawn the VAT identification number. This
provision is of huge importance with regard to the objective of fighting VAT fraud
effectively. It should be underlined that this provision is only about showing the
VAT identification number as invalid in a few situations. It doesn’t mandate when
Member States should withdraw the VAT identification number.

Acrticle 24j describes the capabilities that the central VIES shall have with regard to
the information transmitted to it. The article provides that the central VIES shall be
able to store, as well as cross-check, aggregate and process the information received.
Furthermore, the central VIES shall be able to make the information (received, cross-
checked, aggregated and processed) accessible to authorised users and systems. The
central VIES should also be able to process information together with any
information communicated or collected pursuant to Council Regulation (EU) No
904/2010 for control purposes and for combating VAT fraud. A prominent example
is cleaning and enriching the data by processing it together with data from other
systems, such as the Surveillance system which contains information on VAT
exempt importations using Customs Procedures 42/63. This capability is necessary to
build synergies between different information systems containing VAT relevant
information and maximise the impact of investments in such systems.

Article 24k describes which officials and systems are provided with automated
access to the central VIES. These include the Member State officials who check the
requirements for VAT exempt importation of goods, Eurofisc liaison officials as well
as any other officials who are explicitly authorised by the competent authority of
their Member State. Finally, access to the collected and processed information is
foreseen for the national electronic systems which transmit the information to the
central VIES. This provision allows for a secure machine-to-machine communication
channel facilitating automation and relieving the need for human intervention.
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o Article 241 deals with the costs for development and maintenance of the central
VIES, as it determines that the costs for establishing, operating and maintaining the
central VIES shall be borne by the general budget of the Union. These costs shall,
amongst others, include those of the secure connection between central VIES and the
national electronic systems referred to in Article 24g(2), and those of the services
necessary to carry out the capabilities which are listed in Article 24j. On the other
hand, each Member State shall bear the costs of and shall be responsible for all
necessary developments to its national electronic systems to permit the exchange of
information using the CCN network, or any other similar network.

o Finally, Article 24m relates to the security and compliance of the central VIES
system. The first paragraph determines that the Member States shall take all
measures necessary to ensure compliance with Article 55 of this Regulation. Article
55 provides obligations with regard to official secrecy, privacy and security of the
information stored, processed or exchanged under the Regulation. The second
paragraph empowers the Commission to adopt, by means of implementing acts: the
tasks to be carried out by the Commission for technically managing the central VIES
and the roles and responsibilities of the Member States and the Commission as
regards the functions of controller and processor under Regulation (EU) 2016/679 of
the European Parliament and of the Council and Regulation (EU) 2018/1725 of the
European Parliament and of the Council.

2. PHASING OUT THE EXISTING LEGACY SYSTEM FOR THE EXCHANGE OF VAT
INFORMATION

A second set of amendments in the proposal deals with the phase out of the legacy VIES. The
existing VIES system, covered by Section 1 of Chapter V, needs to be retained for two years
after establishing the central VIES system in order to facilitate the controls of transactions
which were reported with recapitulative statements, prior to the introduction of the Digital
Reporting Requirements. The legacy VIES will allow the automatic exchange of information
provided via the old reporting requirements for this period. After phasing out the legacy VIES
the information could still be exchanged between Member States spontaneously or upon
request, using non-automated instruments of administrative cooperation. The phase out of the
existing VIES is performed as follows:

o Articles 17, 20, 21, 22 and 23 are amended so that the references of the legacy VIES
are removed.

o Article 31 which deals with the provision of information to taxable persons on the
validity of the VAT identification numbers as well as the associated name and
address of other persons involved in intra-Community transactions is amended. After
the amendment the Article will refer to the information kept in the central VIES.

3. OTHER CHANGES

A third set of amendments in the proposal provides for the necessary adjustments concerning
the exchange of information related to the new special transfers of own goods scheme as
introduced in Directive 2006/112/EC.

Under Article 242a of Directive 2006/112/EC platform operators are required to keep the
records of business to customer supplies made on their platforms. In order to facilitate the
operation of the deemed supplier model being introduced in the short-term accommodation
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rental and passenger transport sectors, this shall be broadened to business to business supplies.
It is necessary to introduce a standard format for the transfer of this information.
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2022/0409 (CNS)
Proposal for a

COUNCIL REGULATION

amending Regulation (EU) No 904/2010 as regards the VAT administrative cooperation

arrangements needed for the digital age

THE COUNCIL OF THE EUROPEAN UNION,

Having regard to the Treaty on the Functioning of the European Union, and in particular
Article 113 thereof,

Having regard to the proposal from the European Commission,

After transmission of the draft legislative act to the national parliaments,

Having regard to the opinion of the European Parliament?,

Having regard to the opinion of the European Economic and Social Committee?,

Acting in accordance with a special legislative procedure,

Whereas:

1)

()

Council Regulation (EU) No 904/2010°% lays down the conditions under which the
competent authorities in the Member States responsible for the application of the laws
on VAT are to cooperate with each other and with the Commission to ensure
compliance with those laws. Those conditions entail, amongst others, rules on the
storage and exchange, through electronic means, of information that may help to effect
a correct assessment of VAT, monitor the correct application of VAT, particularly on
intra-Community transactions, and combat VAT fraud.

Council Directive (EU) XX/XXX* [OP please insert number and year of the Council
Directive amending Directive 2006/112/EC as regards VAT rules for the digital age
adopted the same day as this Regulation] introduced into Council Directive
2006/112/EC® digital reporting requirements (‘DRR’). Those requirements oblige
taxable persons identified for VAT purposes to submit to Member States information
on each intra-Community supply of goods, on each intra-Community acquisition of
goods and on each supply of a service that is taxable in a Member State other than the
one in which the supplier is established. Member States need to exchange and process
that information on intra-Community transactions to monitor the correct application of
VAT and to detect fraud.

oJc,,p..

oJc,,p..

Council Regulation (EU) No 904/2010 of 7 October 2010 on administrative cooperation and combating
fraud in the field of value added tax (OJ L 268, 12.10.2010, p. 1).

Council Directive (EU) XXX/XXXX of ........ (OJ L., dd/mmlyy, p. X). [OP Please insert full ref.]
Council Directive 2006/112/EC of 28 November 2006 on the common system of value added tax
(OJ L 347,11.12.2006, p. 1).
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3)

(4)

()

(6)

(")

(8)

The existing cooperation between Member States’ tax authorities is based on
exchanging aggregated information between national electronic systems. The
introduction of DRR aims to increase tax collection by providing transaction-by-
transaction data to tax administrations in a timely manner. To make those data
available to other tax administrations in an efficient manner, and to facilitate a
common implementation of analysis and crosschecks, as well as a common
interpretation of those analyses and crosschecks, a central system where VAT
information is shared is necessary.

In order to enable Member States to fight VAT fraud more effectively, a central
electronic VAT information exchange system (‘central VIES’) for sharing VAT
information should be established. That system should receive, from national
electronic systems of Member States information about intra-Community transactions
as reported by the respective suppliers and acquirers in different Member States. That
system should also receive from Member States the VAT identification information of
taxable persons making intra-Community transactions. Furthermore, whenever data
are changed, the metadata for tracking the modification time should be uploaded into
the central VIES as well.

The VAT identification information of taxable persons making intra-Community
transactions should be automatically updated in the central VIES without delay
whenever identification information changes, except where Member States agree that
such update is not pertinent, essential or useful. Such updates are necessary because
the validity of the VAT identification numbers of taxable persons is subject to
verification as regards the condition for exempting intra-Community supplies provided
for in Article 138 of Directive 2006/112/EC. To provide a reasonable level of
assurance to tax administrations with regard to the quality and reliability of such
information, information on intra-Community transactions should be automatically
updated in the central VIES no later than 1 day after the Member State received the
information from the taxable person.

Furthermore, with regard to VAT identification information in the central VIES,
Member States should adopt measures to ensure that the data provided by taxable
persons for their identification for VAT purposes in accordance with Article 214 of
Directive 2006/112/EC, are assessed by the respective Member State as complete and
accurate. Moreover, Member States should ensure that the VAT identification number
is shown as invalid in the central VIES where a taxable person fails to respect the
obligations to communicate data or the economic activity is ceased.

The information on intra-Community transactions reported by the suppliers and
acquirers in different Member States should be entered by each Member State into the
central VIES promptly after the Member State received it. It is necessary to process
the information received quickly, for technical reasons related to the data volume as
well as to detect suspicious transactions and possible cases of VAT fraud early.

To assist Member States in their fight against VAT fraud and to detect fraudsters,
VAT identification information and VAT information on intra-Community
transactions should be retained for 5 years. That period constitutes the minimum
period necessary for Member States to carry out controls effectively and investigate
suspected VAT fraud or detect such fraud. It is also proportionate considering the
massive volume of the intra-Community transaction information and the sensitivity of
the information as commercial and personal data.
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(9)

(10)

(11)

(12)

(13)

(14)

(15)

To detect mismatches in a timely manner and thereby improve the capability to fight
VAT fraud, the central VIES should be able to automatically cross-check the
information collected from both the supplier and acquirer through the DRR introduced
by Directive (EU) XX/XXX [OP please insert number and year of the Council
Directive amending Directive 2006/112/EC as regards VAT rules for the digital age
adopted the same day as this Regulation®]. The results of such cross-checking should
be made available to Member States for the appropriate follow-up.

Furthermore, to allow the central VIES to maintain the capabilities of the existing
VAT information exchange system provided for in Article 17(1), point (a), of
Regulation (EU) No 904/2010, it should also be able to aggregate information to
provide an overview of supplies and acquisitions reported by taxable persons located
in Member States. To ensure that the central VIES permits Member States to continue
accessing each other's information as currently structured within the existing VAT
information exchange system, the central VIES should support data aggregation.

To support the competent authorities of Member States to effect a correct assessment
of VAT, monitor the correct application of VAT, combat VAT fraud, and exploit the
synergies between different information systems containing VAT relevant
information, the central VIES should process information received from Member
States together with any information communicated or collected pursuant to
Regulation (EU) No 904/2010.

Access to the information in the central VIES should be provided on a need-to-know
basis. That information should not be used for other purposes than to monitor the
correct application of VAT and combat VAT fraud. All users should be bound by the
confidentiality rules laid down in this Regulation.

To fight VAT fraud, Member States’ Eurofisc liaison officials as referred to in Article
36 of Regulation (EU) No 904/2010 should be able to access and analyse VAT
information on intra-Community transactions. To monitor the correct application of
VAT laws, Member States’ officials who check whether the exemption of VAT for
certain imported goods, which is laid down in Article 143(1), point (d), of Directive
2006/112/EC, applies, should also be able to access VAT identification information
that is stored in the central VIES. Moreover, for the same reasons, Member States’
competent authorities should select other officials who need to have direct access to
the central VIES and grant them such access where needed. Finally, duly accredited
persons of the Commission should be able to access the information contained in the
central VIES, but only to the extent that such access is necessary for the development
and maintenance of that system.

To investigate suspected VAT fraud and to detect such fraud, the information systems
supporting the Eurofisc network in the fight against VAT fraud, including the
Transaction Network Analysis system and the central electronic system of payment
information (“CESOP”), should have direct access to the central VIES.

The data volume and the frequency of data transmissions to the central VIES render
the automation of the information flows from the central VIES to national systems
necessary. Such automation should also provide for an efficient and secure machine-
to-machine communication channel, and should ensure that there is no longer a need
for human intervention when accessing shared data. National electronic systems that

Council Directive (EU) XXX/XXXX of ........ (QJ L., dd/mmlyy, p. X).
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(16)

(17)

(18)

(19)

transmit information to the central VIES should therefore also have access to the
information stored in that system, including the processed and aggregated information
for VAT control purposes and for the fight against VAT fraud.

In order to ensure uniform conditions for the implementation of Regulation (EU) No
904/2010, implementing powers should be conferred on the Commission in respect of
the tasks to be carried out by the Commission for technically managing the central
VIES, the technical details concerning the identification and access of officials and
electronic systems to the central VIES, the technical details and format of the
information transmitted to the central VIES and the roles and responsibilities of
Member States and the Commission when acting as controller and processor under
Regulations (EU) 2016/6797 and (EU) 2018/17258 of the European Parliament and of
the Council. Those powers should be exercised in accordance with Regulation (EU)
No 182/2011 of the European Parliament and of the Council®.

VAT fraud is a common problem for all Member States. Member States alone do not
have the information necessary to ensure that the VAT rules are correctly applied and
to tackle VAT fraud. Since the objective of Regulation (EU) No 904/2010, the fight
against VAT fraud, cannot be sufficiently achieved by the Member States because of
the cross-border nature of the internal market, but can be better achieved at Union
level, the Union may adopt measures, in accordance with the principle of subsidiarity
as set out in Article 5 of the Treaty on European Union. In accordance with the
principle of proportionality, as set out in that Article, this Regulation does not go
beyond what is necessary in order to achieve that objective.

Taxable persons facilitating supplies of goods or services through the use of an
electronic interface may be subject to requests for records from the Member State
where those supplies are taxable as referred to in Article 242a of Directive
2006/112/EC. To reduce the administrative burden and compliance costs for those
taxable persons and to avoid duplication of work, the Member State of identification
should coordinate such requests as much as possible. For that purpose, it is necessary
to lay down a standard form for the electronic transmission of this information to
Member States.

A new One-Stop-Shop (‘OSS’) simplification scheme is to be introduced into
Directive 2006/112/EC for taxable persons who are transferring certain own goods
cross-border. 1t is therefore necessary to integrate that new scheme in the overall
framework of the VAT OSS special schemes set out in Chapter XI, Section 3, of
Regulation No 904/2010. It should notably include the provision of information
between the Member State from and to which the goods are transferred.

Regulation (EU) 2016/679 of the European Parliament and of the Council of 27 April 2016 on the
protection of natural persons with regard to the processing of personal data and on the free movement of
such data, and repealing Directive 95/46/EC (General Data Protection Regulation) (OJ L 119, 4.5.2016,
p. 1).

Regulation (EU) 2018/1725 of the European Parliament and of the Council of 23 October 2018 on the
protection of natural persons with regard to the processing of personal data by the Union institutions,
bodies, offices and agencies and on the free movement of such data, and repealing Regulation (EC) No
45/2001 and Decision No 1247/2002/EC (OJ L 295, 21.11.2018, p. 39).

Regulation (EU) No 182/2011 of the European Parliament and of the Council of 16 February 2011
laying down the rules and general principles concerning mechanisms for control by Member States of
the Commission’s exercise of implementing powers (OJ L 55, 28.2.2011, p. 13).
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(20)

(21)

(22)

(23)

(24)

(25)

(26)

(27)

(28)

As the new OSS scheme is comprehensive and encompasses cross-border movements
of goods that are currently covered by call-off stock arrangements in accordance with
Article 17a of Directive 2006/112/EC, those arrangements have been deleted from
Directive 2006/112/EC. It is necessary that that amendment of Directive 2006/112/EC
is reflected in Article 21 of Regulation (EU) No 904/2010.

The abuse of Import One-Stop-Shop (‘I0SS’) VAT identification numbers has been
identified by stakeholders as a potential risk. To better secure the correct use and the
verification process of I0SS VAT identification numbers, it is necessary to extend
Article 47h of Regulation (EU) No 904/2010 granting customs authorities access to
information about the 10SS registered trader, which will improve the risk management
and control capabilities of those customs authorities.

To enhance controls in relation to the 10SS scheme, it is necessary to add the total
value of the goods imported under the I0SS scheme per 10SS identification number
per Member State of consumption to Article 17(1), point (e), of Regulation (EU) No
904/2010.

The technical details, including common electronic messages, for the submission of
records by the taxable persons facilitating supplies through the use of an electronic
interface as referred to in Article 242a of Directive 2006/112/EC should be adopted in
accordance with the comitology procedure provided for in this Regulation.

This Regulation respects the fundamental rights and observes the principles recognised
by the Charter of Fundamental Rights of the European Union. In particular, this
Regulation seeks to ensure full respect for the right of protection of personal data laid
down in Article 8 of the Charter. In that regard, this Regulation strictly limits the
amount of personal data that will be made available to the tax authorities. The
processing of intra-Community transaction information pursuant to this Regulation
should only occur for the purposes of this Regulation.

The European Data Protection Supervisor was consulted in accordance with Article
42(1) of Regulation (EU) 2018/1725 and delivered an opinion on [...]

As the implementation of the central VIES system will require new technological
developments, it is necessary to defer the application of the provisions related to the
central VIES to allow Member States and the Commission to develop these
technologies.

Automated access to information on intra-Community transactions which have been
reported via recapitulative statements is directly affecting the efficiency of VAT
controls. Therefore the current VAT information exchange system provided for in
Article 17(1), point (a), of Regulation (EU) No 904/2010 should be maintained for a
period of time after the abolition of those recapitulative statements. Beyond that
period, the relevant provisions of the current VAT information exchange system
should be deleted and the information reported via recapitulative statements should
still be accessible on request.

Regulation (EU) No 904/2010 should therefore be amended accordingly,

HAS ADOPTED THIS REGULATION:

Article 1
Amendments to Regulation (EU) No 904/2010 applicable from 1 January 2025
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Regulation (EU) No 904/2010 is amended as follows:

1)

()

(3)

(4)

in Article 1, paragraph 4 is replaced by the following:

‘4, This Regulation also lays down rules and procedures for the exchange by
electronic means of VAT information on goods and services supplied or goods
transferred in accordance with the special schemes provided for in Title XII, Chapter
6, of Directive 2006/112/EC and also for any subsequent exchange of information
and, as far as goods and services covered by the special schemes are concerned, for
the transfer of money between Member States' competent authorities.’;

in Article 2, paragraph 2 is replaced by the following:

‘2. The definitions contained in Articles 358, 358a, 369a, 3691 and 369xa of
Directive 2006/112/EC for the purposes of each special scheme shall also apply for
the purposes of this Regulation.’;

in Article 17(1), points (d) and (e) are replaced by the following:

‘(d) information which it collects pursuant to Articles 360, 361, 364, 365,
369c, 369f, 3699, 3690, 369p, 369s, 369t, 369xc, 369xf and 369xg of
Directive 2006/112/EC,;

(e) data on the VAT identification numbers referred to in Article 369q of
Directive 2006/112/EC it has issued and per VAT identification number
issued by any Member State, the total value of the imports of goods
exempted under Article 143(1), point (ca), during each month, per
Member State of consumption as defined in Article 3691(4) of that
Directive;’;

Acrticle 47b is replaced by the following:

‘Article 47b

1.  Member States shall provide that taxable persons making use of the special
scheme laid down in Title XII, Chapter 6, Section 2 of Directive 2006/112/EC
provide to the Member State of identification, by electronic means, the information
laid down in Article 361 of that Directive. Taxable persons making use of the special
schemes laid down in Title XII, Chapter 6, Sections 3 and 5, of Directive
2006/112/EC shall provide, to the Member State of identification, by electronic
means, details for their identification when their activities commence pursuant to
Articles 369c and 369xc of that Directive. Any changes in the information provided
pursuant to Article 361(2), Article 369c and Article 369xc of Directive 2006/112/EC
shall also be submitted by electronic means.

2.  The Member State of identification shall transmit the information referred to in
paragraph 1 by electronic means to the competent authorities of the other Member
States within 10 days from the end of the month in which the information was
received from the taxable person using one of the special schemes laid down in Title
XIl, Chapter 6, Sections 2, 3 and 5, of Directive 2006/112/EC. The Member State of
identification shall in the same manner inform the competent authorities of the other
Member States of the VAT identification numbers referred to in those Sections 2, 3
and 5.

3. Where a taxable person making use of one of the special schemes laid down in
Title XII, Chapter 6, Sections 2, 3 and 5, of Directive 2006/112/EC is excluded from
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()

(6)

(7)

(8)

(9)

(10)

that special scheme, the Member State of identification shall inform the competent
authorities of the other Member States thereof by electronic means and without
delay.’;

Avrticle 47d is replaced by the following:

‘Article 47d

1.  Member States shall provide that the VAT return with the details set out in
Articles 365, 369g, 369t and 369xg of Directive 2006/112/EC are submitted by
electronic means.

2. The Member State of identification shall transmit the information referred to in
paragraph 1 by electronic means to the competent authority of the Member State of
consumption or the Member States from and to which the goods have been
dispatched or transported at the latest 20 days after the end of the month during
which the return was required to be submitted.’;

in Article 47h, the following paragraph is added:

‘For the purposes of the first paragraph, Member States shall grant competent
authorities access to the information referred to in Article 369p (1) and (3) of
Directive 2006/112/EC.’;

Acrticle 47i is amended as follows:
(@) paragraph 1 is replaced by the following:

‘1.  To obtain the records held by a taxable person or intermediary pursuant to
Articles 369, 369k, 369x and 369xk of Directive 2006/112/EC, the Member State of
consumption or the Member State from or to which the goods have been dispatched
or transported shall first make a request to the Member State of identification by
electronic means.’;

(b) paragraphs 4 and 5 are replaced by the following:

‘4. The Member State of identification shall transmit the records obtained by
electronic means, without delay to the requesting Member State of consumption or
Member State from or to which the goods have been dispatched or transported.

5. Where the requesting Member State of consumption or Member State from or
to which the goods have been dispatched or transported does not receive the records
within 30 days of the date of the making of the request, that Member State may take
any action in accordance with its national legislation to obtain such records.’;

in Article 47j, paragraph 2 is replaced by the following:

‘2. Without prejudice to Article 7(4), if the Member State of consumption or the
Member State from or to which the goods have been dispatched or transported
decides that an administrative enquiry is required, it shall first consult with the
Member State of identification on the need for such an enquiry.’;

in Article 471, point (a) is replaced by the following:

‘(a) the technical details, including a common electronic message, for providing the
information referred to in Articles 47b(1), 47¢(1), and 47d(1), and the standard
form as referred to in Article 47i(3) and Article 47m;’;

the following Chapter Xla is inserted:
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‘CHAPTER XlIa

PROVISIONS CONCERNING RECORD KEEPING OBLIGATIONS FOR
ELECTRONIC INTERFACES FACILITATING SUPPLIES OF GOODS OR

SERVICES IN ACCORDANCE WITH ARTICLE 242A OF DIRECTIVE 2006/112/EC

Article 471a

1.  To obtain the records held by a taxable person pursuant to Article 242a of
Directive 2006/112/EC, the Member State in which those supplies are taxable shall
first make a request to the Member State in which a taxable person is identified for
VAT purposes by electronic means.

2. Where the Member State in which a taxable person is identified for VAT
purposes receives a request referred to in paragraph 1, that Member State shall
transmit the request by electronic means and without delay to the taxable person.

3. Member States shall provide that, upon request, a taxable person submits the
requested records by electronic means to the Member State in which that taxable
person is identified for VAT purposes. Member States shall accept that the records
may be submitted using a standard form.

4.  The Member State in which that taxable person is identified for VAT purposes
shall transmit the records obtained by electronic means and without delay to the
requesting Member State in which those supplies are taxable.

5. Where the requesting Member State in which those supplies are taxable does
not receive the records within 30 days of the date of the making of the request, that
Member State may take any action in accordance with its national legislation to
obtain such records.

Article 471b

The Commission shall by means of implementing acts specify the following:

(@) the technical details for the standard form as referred to in
Article 471a(3);

(b) the technical details, including a common electronic message, for
providing the information referred to in 471a(1), (2) and (4) as well as the
technical means for the transmission of this information.";

Those implementing acts shall be adopted in accordance with the examination
procedure referred to in Article 58(2).".

Article 2
Amendments to Regulation (EU) No 904/2010 applicable from 1 January 2026

Regulation (EU) 904/2021 is amended as follows:

1)

Article 21 is amended as follows:
(@) paragraph 2 is amended as follows:
(i)  point (c) is replaced by the following:

‘(c) the VAT identification numbers of the persons who carried out the
supplies of goods and services referred to in point (b);’;
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(i) in point (e), the introductory words are replaced by the following:

‘the total value of the supplies of goods and services referred to in point
(b) from each person referred to in point (c) to each person holding a
VAT identification number issued by another Member State under the
following conditions:’;

Article 3

Amendments to Regulation (EU) No 904/2010 applicable from 1 January 2028

Regulation (EU) 904/2021 is amended as follows:

1)

)

3)

in Article 2(1), points (g) and (h) are replaced by the following:

‘(g) ‘intra-Community supply of goods’ means any supply of goods the data
of which must be submitted in accordance with Article 262 of Directive
2006/112/EC;

(h)  ‘intra-Community supply of services’ means any supply of services the
data of which must be submitted in accordance with Article 262 of
Directive 2006/112/EC;’;

in Article 17(1), point (a) is replaced by the following:

‘(a) information which it collects pursuant to Title XI, Chapter 6, of Directive
2006/112/EC as amended by Council Directive (EU) 2022/890%*;

* Council Directive (EU) 2022/890 of 3 June 2022 amending Directive 2006/112/EC
as regards the extension of the application period of the optional reverse charge
mechanism in relation to supplies of certain goods and services susceptible to fraud
and of the Quick Reaction Mechanism against VAT fraud (OJ L 155, 8.6.2022, p.

1).’;
in Chapter V, the following Section 3 is inserted after Article 24f:

‘SECTION 3
Central electronic system for the exchange of VAT information’;

Article 24g

1.  The Commission shall develop, maintain, host and technically manage an
electronic, central VAT information exchange system (‘“central VIES”) for the
purposes referred to in Article 1.

2.  Each Member State shall develop, maintain, host and technically manage a
national electronic system to automatically transmit the following information to the
central VIES:

(@) information which it collects pursuant to Title XI, Chapter 6, Section 1, of
Directive 2006/112/EC,;

(b) information on the identity, activity, legal form and address of persons to
whom it has issued a VAT identification number, collected pursuant to Article
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213 of Directive 2006/112/EC, as well as the date on which that number was
issued;

(c) the VAT identification numbers the Member State has issued which have
become invalid, and the dates on which those numbers became invalid,;

(d) the date and time on which the data referred to in points (a), (b) and (c) were
modified;

The information referred to in point (a) shall be in conformity with the European
standard on electronic invoicing and the list of its syntaxes as set out in Directive
2014/55/EU of the European Parliament and of the Council.*

The Commission shall specify by means of an implementing act the details and the
format of the information listed in this paragraph. That implementing act shall be
adopted in accordance with the examination procedure referred to in Article 58(2).

3.  Each Member State may store the information referred to in paragraph 2 of this
Article and the information referred to in Article 24j, points (b), (c) and (d) in the
national electronic system referred to in paragraph 2 of this Article.

Article 24h

1. Member States shall ensure that the information available in the central VIES
iS kept up-to-date, complete and accurate.

The Commission shall by means of an implementing act establish the criteria
determining which changes are not pertinent, essential or useful enough to be
transmitted in the central VIES. That implementing act shall be adopted in
accordance with the examination procedure referred to in Article 58(2).

2. Member States shall adopt the measures necessary to ensure that the data
provided by taxable persons and non-taxable legal persons for their identification for
VAT purposes in accordance with Article 214 of Directive 2006/112/EC, are, in their
assessment, complete and accurate before they are transmitted to the central VIES.

Member States shall implement procedures for checking these data as determined by
the results of their risk assessment. The checks shall be carried out, in principle, prior
to identification for VAT purposes or, where only preliminary checks are conducted
before such identification, no later than 6 months after such identification.

3. Member States shall inform the Commission and other Member States of the
measures implemented at national level to ensure the quality and reliability of the
information in accordance with paragraph 2.

4.  Member States shall enter the information referred to in Article 24g(2) into the
central VIES without delay.

The details on the acceptable technical delays shall be defined in an implementing
act. That implementing act shall be adopted in accordance with the examination
procedure referred to in Article 58(2).

5. By way of derogation from paragraph 4 of the Article, the information referred
to in Article 24g(2), point (a), shall be entered into the central VIES no later than one
day after the collection of the information submitted by the taxable person to the
competent authorities.
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6.  The information referred to in Article 24g(2) shall be available in central VIES
for 5 years from the end of the year in which the information was transmitted to it.

Article 24i

1.  Member States shall automatically update the central VIES to ensure that the
VAT identification number, as referred to in Article 214 of Directive 2006/112/EC,
is shown as invalid in the central VIES in the following situations:

(@) where persons identified for VAT purposes have stated that their economic
activity, as referred to in Article 9 of Directive 2006/112/EC, has ceased or
where the competent authority considers that they have ceased such activity;

(b) where persons have declared false data in order to obtain VAT identification
and, had the tax administration known, the latter would have refused
identification for VAT purposes or withdrawn the VAT identification number;

(c) where persons have failed to communicate changes to their data and, had the
tax administration known, the latter would have refused identification for VAT
purposes or withdrawn the VAT identification number.

The situations listed in this paragraph are provided without prejudice to any national
rules providing for additional situations.

2. For the purposes of paragraph 1, point (a), an economic activity shall be
considered by the competent authority to be ceased in at least the following
situations:

(@) despite being required to do so, the person identified for VAT purposes has
failed to submit VAT returns for 1 year after the expiry of the time limit for
submitting the first return that was missed,

(b) despite being required to do so, the person identified for VAT purposes has
failed to submit the data on the intra-Community supply of goods or services
for 6 months after expiry of the time limit for submitting those data.

The situations listed in this paragraph are provided without prejudice to any national
rules providing for additional situations.

Article 24j

The central VIES shall have the following functions with regard to information
received in accordance with Article 24g(2) of this Regulation:

(@) to store the information referred to in points (b), (c) and (d) of this Article and
Avrticle 249(2) of this Regulation ;

(b) to cross-check the information on intra-Community supplies and acquisitions
collected pursuant to Title XI, Chapter 6, Section 1, of Directive 2006/112/EC,;

(c) to aggregate information in respect of persons to whom a VAT identification
number was issued and collected pursuant to Article 213 of Directive
2006/112/EC and make the following details accessible to the officials or
electronic systems referred to in Article 24k:

(i) the total value of all intra-Community supplies of goods and the total
value of all intra-Community supplies of services to persons holding a
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(d)

(€)

(@)
(b)

(©)

(@)
(b)
(©)
(d)

3.
(a)

(b)

VAT identification number issued by a Member State by all operators
identified for the purposes of VAT in each other Member State;

(i) the VAT identification numbers of the persons who carried out the
supplies of goods and services referred to in point (i);

(iii) the total value of the supplies of goods and services referred to in point
(i) from each person referred to in point (ii) to each person holding a
VAT identification number issued by a Member State;

(iv) the total value of the supplies of goods and services referred to in point
(i) from each person referred to in point (ii) to each person holding a
VAT identification number issued by another Member State;

to process information, together with any information communicated or
collected pursuant to this Regulation;

to make the information referred to in Article 24g(2) and in points (b), (c) and
(d) of this Article accessible to the officials or electronic systems referred to in
Article 24k.

Article 24k
Each Member State shall grant automated access to the central VIES to:

officials who are authorised by the competent authority of that Member State to
directly access information in the central VIES;

Eurofisc liaison officials, as referred to in Article 36(1), who hold a personal
user identification for the central VIES and where that access is in connection
with an investigation into suspected VAT fraud or is to detect VAT fraud;

officials of that Member State that check the requirements provided for in
Article 143(2) of Directive 2006/112/EC.

Each Member State shall grant automated access to the central VIES to:

national electronic systems of that Member State that check the requirements
provided for in Article 143(2) of Directive 2006/112/EC;

national electronic systems, as referred to in Article 24g(2), for the purposes
referred to in Article 1(1), second paragraph, of this Regulation;

the central electronic system of payment information referred to in Article 24a
(‘CESOP”);

the electronic systems carrying out swift exchange, processing and analysis of
targeted information on cross-border fraud by Eurofisc.

The Commission shall specify by means of an implementing act the following:

the practical arrangements for the identification of the officials and electronic
systems referred to in paragraphs 1 and 2;

the technical details concerning the access of the officials and electronic
systems referred to in paragraphs 1 and 2 to the information referred to in
Avrticle 24j, points (a) to (d).

That implementing act shall be adopted in accordance with the examination
procedure referred to in Article 58(2).
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Article 24l

1. The costs of establishing, operating and maintaining the central VIES shall be
borne by the general budget of the Union. These costs shall include those of the
secure connection between the central VIES and the national electronic systems
referred to in Article 249(2), and those of the services necessary to carry out the
capabilities which are listed in Article 24j.

2. Each Member State shall bear the costs of and shall be responsible for all
necessary developments to its national electronic system referred to in Article 249(2)
to permit the exchange of information using the CCN network or any other similar
secure network.

Article 24m
The Commission shall specify by means of implementing acts the following:

(@) the tasks to be carried out by the Commission for the technical management of
the central VIES;

(b) the roles and responsibilities of Member States as controllers and the
Commission as processor under Regulation (EU) 2016/679 and Regulation
(EU) 2018/1725 of the European Parliament and of the Council.

Those implementing acts shall be adopted in accordance with the examination
procedure referred to in Article 58(2).

* Directive 2014/55/EU of the European Parliament and of the Council of 16 April
2014 on electronic invoicing in public procurement (OJ L 133, 6.5.2014, p. 1).

+ Regulation (EU) 2018/1725 of the European Parliament and of the Council of 23
October 2018 on the protection of natural persons with regard to the processing of
personal data by the Union institutions, bodies, offices and agencies and on the free
movement of such data, and repealing Regulation (EC) No 45/2001 and Decision No
1247/2002/EC (OJ L 295, 21.11.2018, p. 39).’;

Article 4
Amendments to Regulation (EU) 904/2010 applicable from 1 January 2030

Regulation (EU) 904/2010 is amended as follows:

1)
(2)

©)

in Article 17(1), points (a), (b) and (c) are deleted,;
Article 20 is amended as follows:

(a) paragraph 2 is deleted;

(b) paragraph 3 is replaced by the following:

‘3. By way of derogation from paragraph 1, of this Article, where
information is to be corrected in, or added to, the electronic system
pursuant to Article 19, the information must be entered no later than 1
month after the period in which it was collected.’;

Article 21 is amended as follows:
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(4)
()

(@) paragraph 3 is replaced by the following:

‘3. The Commission shall determine by means of implementing acts the
practical arrangements as regards the conditions provided for in
paragraph 2a, point (d), of this Article in order to enable the Member
State providing the information to identify the Eurofisc liaison official
accessing the information. Those implementing acts shall be adopted in
accordance with the examination procedure referred to in Article 58(2).’;

(c) paragraphs laand 2 are deleted,;
Articles 22 and 23 are deleted;
in Article 31, paragraph 1 is replaced by the following:

'l.  The competent authorities of each Member State shall ensure that persons
involved in the intra-Community supply of goods or of services and non-established
taxable persons supplying services, are allowed to obtain, for the purposes of such
transactions, confirmation by electronic means of the validity of the VAT
identification number of any specified person as well as the associated name and
address. That information shall correspond to the data referred to in Article 249(2).";

Article 5

This Regulation shall enter into force on the twentieth day following that of its publication in
the Official Journal of the European Union.

Article 1, shall apply from 1 January 2025.

Article 2 shall apply from 1 January 2026.

Article 3 shall apply from 1 January 2028.

Article 4 shall apply from 1 January 2030.

This Regulation shall be binding in its entirety and directly applicable in all Member States.

Done at Brussels,

For the Council
The President
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Gesetzentwurf

der Bundesregierung

Entwurf eines Gesetzes zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 2021/2101 im
Hinblick auf die Offenlegung von Ertragsteuerinformationen durch be-
stimmte Unternehmen und Zweigniederlassungen

A. Problem und Ziel

Die Richtlinie (EU) 2021/2101 des Européischen Parlaments und des Rates vom 24. No-
vember 2021 zur Anderung der Richtlinie 2013/34/EU im Hinblick auf die Offenlegung von
Ertragsteuerinformationen durch bestimmte Unternehmen und Zweigniederlassungen
(ABI. L 429 vom 1.12.2021, S. 1) zielt darauf ab, Ertragsteuerinformationen multinationaler
umsatzstarker Unternehmen und Konzerne, die in der Européischen Union entweder an-
sassig sind oder aber Tochterunternehmen oder Zweigniederlassungen einer bestimmten
GroRRe haben, transparent zu machen. Die Berichterstattung Uber Ertragsteuerinformatio-
nen hat aufgeschlisselt nach Mitgliedstaaten der Europaischen Union und bestimmten wei-
teren Steuerhoheitsgebieten, in denen eine Geschaftstatigkeit ausgetbt wird, zu erfolgen.
Dadurch soll eine informierte 6ffentliche Debatte darliber ermdéglicht werden, ob die be-
troffenen multinationalen Unternehmen und Konzerne ihren Beitrag zum Gemeinwohl auch
dort leisten, wo sie tatig sind. Die Richtlinie (EU) 2021/2101 erganzt insoweit die u. a. fur
bestimmte Kreditinstitute im européischen Aufsichtsrecht bereits verankerte Pflicht zur 6f-
fentlichen landerbezogenen Berichterstattung Uber Ertragsteuerinformationen. Indem die
Richtlinie (EU) 2021/2101 die Téatigkeit multinationaler Unternehmen transparenter macht,
leistet sie einen Beitrag zur Erreichung der Ziele 12 und 16 der Agenda 2030 fur nachhaltige
Entwicklung. Die Richtlinie ist bis zum 22. Juni 2023 in deutsches Recht umzusetzen.

Die Umsetzung der Richtlinie (EU) 2021/2101 soll zum Anlass genommen werden, eine
Licke bei der Publizitat von Rechnungslegungsunterlagen auslandischer Kapitalgesell-
schaften, die im Inland Uber Zweigniederlassungen tatig sind, zu schlie3en. AuRerdem be-
steht ein Bedirfnis, die Verbunddefinition in § 271 Absatz 2 des Handelsgesetzbuchs
(HGB) anzupassen, die im Schrifttum vielfach als schwer verstandlich und liickenhaft kriti-
siert wird. Ferner soll die Rechtsbeschwerdemdglichkeit fir das Bundesamt fir Justiz gegen
Entscheidungen des Landgerichts im Ordnungsgeldverfahren passgenau fortentwickelt
werden, um eine weitere Vereinheitlichung der Rechtsprechung im Zusammenhang mit
dem Verschuldenserfordernis in 8 335 Absatz 5 Satz 1 HGB zu ermdglichen.

B. Losung

Zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 2021/2101 soll der Vierte Abschnitt des Dritten Buchs
des HGB um einen neuen Unterabschnitt ergdnzt werden, in dem Pflichten zur Erstellung
und Offenlegung von Ertragsteuerinformationsberichten, Vorgaben zu Inhalt und Form der
Berichte sowie Sanktionsvorschriften vorgesehen werden. Auch das Recht der Abschluss-
prufung soll punktuell angepasst werden. Die Jahresabschlussprifung soll kiinftig auch die
Prifung umfassen, ob die zu priifende Gesellschaft zur Offenlegung eines Ertragsteuerin-
formationsberichts verpflichtet war und, bejahendenfalls, ob die Offenlegung erfolgte. Durch
Anderungen im Aktiengesetz und SE-Ausfiihrungsgesetz soll geregelt werden, dass der
Aufsichtsrat respektive das Aufsichts- oder Verwaltungsorgan kiinftig auch den Ertragsteu-
erinformationsbericht prifen muss.
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Dariuiber hinaus soll die Offenlegungspflicht nach § 325a HGB erweitert werden auf inlandi-
sche Zweigniederlassungen von Kapitalgesellschaften, die ihren Sitz auRerhalb des Euro-
paischen Wirtschaftsraums haben. Die Verbunddefinition des § 271 Absatz 2 HGB soll im
Lichte des besonderen Interesses der Abschlussadressaten an einer Offenlegung der Ver-
bundbeziehungen klarer und weiter gefasst werden. Die handelsbilanzrechtlichen BuRR3geld-
und Ordnungsgeldvorschriften sollen punktuell angepasst werden. In Beschwerdeverfahren
gegen Entscheidungen des Bundesamts fir Justiz im Ordnungsgeldverfahren soll dem
Landgericht ermdglicht werden, die Rechtsbeschwerde des Bundesamts flr Justiz auch
gegen eine vom Landgericht gewahrte Wiedereinsetzung in die Sechswochenfrist nach
§ 335 Absatz 4 Satz 1 HGB zur Erfullung der gesetzlichen Offenlegungspflicht zuzulassen.

C. Alternativen

Keine.

D. Haushaltsausgaben ohne Erfullungsaufwand

Im Geschéftsbereich des Bundesministeriums der Justiz entstehen beim Bundesamt fir
Justiz im Haushaltsjahr 2025 einmalige Sachausgaben in Hohe von 100 000 Euro sowie ab
dem Haushaltsjahr 2026 jahrlich zusatzliche Personalausgaben in H6he von 33 375 Euro.
Diesen Mehrausgaben stehen voraussichtlich in mindestens gleicher Hohe Mehreinnah-
men fiir den Bundeshaushalt gegeniber.

Dem Land Nordrhein-Westfalen kénnen geringfligige Mehrausgaben im Bereich der Justiz

entstehen. Im Ubrigen werden fiir Lander und Kommunen keine Haushaltsausgaben verur-
sacht.

E. Erfallungsaufwand

E.1 Erfallungsaufwand fur Burgerinnen und Burger

Fur die Burgerinnen und Burger entsteht kein Erfullungsaufwand.

E.2 Erfullungsaufwand fur die Wirtschaft
Fur die Wirtschaft entsteht einmaliger Erfiilllungsaufwand von knapp 666 000 Euro und jahr-
licher Erfullungsaufwand von knapp 16,7 Millionen Euro. Der zuséatzliche jahrliche Erful-

lungsaufwand fir die Wirtschaft unterliegt nicht der ,One in, one out“-Regel der Bundesre-
gierung, weil er auf einer 1:1-Umsetzung von EU-Recht beruht.

Davon Burokratiekosten aus Informationspflichten

Einmalig 666 000 Euro, jahrlich rund 3,5 Millionen Euro.

E.3 Erfullungsaufwand der Verwaltung

Der Bundesverwaltung entsteht beim Bundesamt fiir Justiz einmaliger Erfullungsaufwand
in Hohe von circa 100 000 Euro sowie jahrlicher Erfullungsaufwand in Héhe von rund
32 000 Euro. Fur Lander und Kommunen entsteht kein Erflllungsaufwand.





F. Weitere Kosten

Fur die Einstellung von Rechnungslegungsunterlagen kinftig offenlegungspflichtiger aus-
landischer Kapitalgesellschaften und von Ertragsteuerinformationsberichten in das Unter-
nehmensregister entstehen Gebuhren in Héhe von jahrlich insgesamt rund 456 000 Euro.

Unmittelbare Auswirkungen auf Einzelpreise und das Preisniveau, insbesondere auf das
Verbraucherpreisniveau, ergeben sich nicht.

Beim Land Nordrhein-Westfalen kénnen geringe Mehrkosten im justiziellen Kernbereich
entstehen durch zusatzliche Rechtsbeschwerdeverfahren gemaf § 335a Absatz 3 HGB vor
dem insoweit zustandigen Oberlandesgericht KdIn sowie durch zusatzliche Beschwerde-
verfahren vor dem Landgericht Bonn gegen Ordnungsgeldentscheidungen des Bundes-
amts fur Justiz zur Durchsetzung der erweiterten respektive neu eingefiihrten Offenle-
gungspflichten.
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Gesetzentwurf der Bundesregierung

Entwurf eines Gesetzes zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 2021/2101
im Hinblick auf die Offenlegung von Ertragsteuerinformationen durch
bestimmte Unternehmen und Zweigniederlassungen?

Vom ...

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1

Anderung des Handelsgesetzbuchs

Das Handelsgesetzbuch in der im Bundesgesetzblatt Teil Ill, Gliederungsnummer
4100-1, veroffentlichten bereinigten Fassung, das zuletzt durch ... geandert worden ist, wird
wie folgt gedndert:

1. 8§ 264 Absatz 3 Satz 1 wird wie folgt geéndert:

a) In dem Satzteil vor Nummer 1 wird nach den Wortern ,kapitalmarktorientiert ist
und® das Wort ,die” eingefugt.

b) Nummer 3 wird wie folgt geandert:

aa) In Buchstabe a werden die Worter ,Richtlinie 2014/102/EU (ABI. L 334 vom
21.11.2014, S. 86)“ durch die Warter ,Richtlinie (EU) 2021/2101 (ABI. L 429
vom 1.12.2021, S. 1)“ ersetzt.

bb) In Buchstabe b werden die Worter ,durch die Richtlinie 2013/34/EU (ABI. L
182 vom 29.6.2013, S. 19)“ durch die Worter ,zuletzt durch die Richtlinie
2014/56/EU (ABI. L 158 vom 27.5.2014, S. 196)“ ersetzt.

2. 8271 Absatz 2 wird wie folgt gefasst:

»(2) Verbundene Unternehmen im Sinne dieses Buches sind unabhé&ngig von ihrer
Rechtsform und ihrem Sitz solche, die im Verhaltnis zueinander Mutterunternehmen
und Tochterunternehmen gemal § 290 Absatz 1 Satz 1 und Absatz 2 bis 4 sind; alle
mit demselben Mutterunternehmen verbundenen Tochterunternehmen sind auch un-
tereinander verbundene Unternehmen.”

3. In 8291 Absatz 2 Satz 2 wird die Angabe ,(ABI. EG Nr. L 372 S. 1) durch die Worter
»(ABIL. L 372 vom 31.12.1986, S. 1; L 60 vom 3.3.1987, S. 17; L 316 vom 23.11.1988,
S. 51), die zuletzt durch die Richtlinie 2006/46/EG (ABI. L 224 vom 16.8.2006, S. 1)
geandert worden ist,“ und werden die Worter ,Jahresabschlul von Versicherungsun-
ternehmen (ABl. EG L 374 S.7) in ihren jeweils geltenden Fassungen® durch ein
Komma und die Worter ,Abschluf? von Versicherungsunternehmen (ABI. L 374 vom

D) Dieses Gesetz dient der Umsetzung der Richtlinie (EU) 2021/2101 des Europaischen Parlaments und
des Rates vom 24. November 2021 zur Anderung der Richtlinie 2013/34/EU im Hinblick auf die Offen-
legung von Ertragsteuerinformationen durch bestimmte Unternehmen und Zweigniederlassungen
(ABI. L 429 vom 1.12.2021, S. 1).
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31.12.1991, S.7), die zuletzt durch die Richtlinie 2006/46/EG (ABI. L 224 vom
16.8.2006, S. 1) geandert worden ist,” ersetzt.

In 8 292 Absatz 1 in dem Satzteil vor Nummer 1 wird nach dem Wort ,Staat” das Wort
.ist” eingefligt.

In § 315e Absatz 1 werden die Wdrter ,in der jeweils geltenden Fassung“ durch die
Worter ,betreffend die Anwendung internationaler Rechnungslegungsstandards (ABI.
L 243 vom 11.9.2002, S. 1), die zuletzt durch die Verordnung (EG) Nr. 297/2008 (ABI.
L 97 vom 9.4.2008, S. 62) geandert worden ist,” ersetzt

§ 317 wird wie folgt geéndert:
a) Nach Absatz 3a wird folgender Absatz 3b eingefugt:

»(3b) Der Abschlusspriifer des Jahresabschlusses hat im Rahmen der Prifung
auch zu beurteilen, ob die Kapitalgesellschaft

1. fur das Geschéftsjahr, das demjenigen Geschaftsjahr vorausging, flir dessen
Schluss der zu prifende Jahresabschluss aufgestellt wird, zur Offenlegung
eines Ertragsteuerinformationsberichts gemal § 342m Absatz 1 oder 2 ver-
pflichtet war und

2. im Falle der Nummer 1 ihre dort genannte Verpflichtung zur Offenlegung erftillt
hat.”

b) In Absatz 6 werden die Worter ,und fur Verbraucherschutz® gestrichen und wird
das Wort ,Energie” durch das Wort ,Klimaschutz® ersetzt.

In 8 318 Absatz 3 Satz 1 Nummer 2 wird die Angabe ,Verordnung (EU) Nr. 527/2014"
durch die Angabe ,Verordnung (EU) Nr. 537/2014“ ersetzt.

§ 322 Absatz 1 Satz 4 wird wie folgt gefasst:

,Uber das Ergebnis der Priifungen nach § 317 Absatz 3a und 3b ist jeweils in einem
besonderen Abschnitt zu berichten.*

In 8 325 Absatz 3 werden die Worter ,Absatze 1 bis 2 und 4 Satz 1“ durch die Worter
LAbsatze 1 bis 1b Satz 1 und Absatz 4 Satz 1“ ersetzt.

§ 325a wird wie folgt geandert:
a) Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt gefasst:

,Bei inlandischen Zweigniederlassungen von Kapitalgesellschaften mit Sitz in ei-
nem anderen Staat haben die in § 13e Absatz 2 Satz 5 Nummer 3 genannten an-
gemeldeten Personen oder, wenn solche nicht vorhanden sind, die Mitglieder des
vertretungsberechtigten Organs der Gesellschaft fur diese die Unterlagen der
Rechnungslegung der Hauptniederlassung, die nach dem fiir die Hauptniederlas-
sung maRgeblichen Recht aufgestellt, geprift und offengelegt worden sind, nach
den 88 325, 327a und 328 offenzulegen; § 329 ist anzuwenden.”

b) In Absatz 3 Satz 1 werden die Woarter ,Mitgliedstaates der Europaischen Union o-
der das Recht des Vertragsstaates des Abkommens Uber den Europaischen Wirt-
schaftsraum® durch das Wort ,Staates” ersetzt.
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11. In 8 326 Absatz 1 Satz 1 und Absatz 2 Satz 1 sowie § 327 in dem Satzteil vor Num-
mer 1 werden jeweils die Worter ,gesetzlichen Vertreter” durch die Worter ,Mitglieder
des vertretungsberechtigten Organs® ersetzt.

12. § 334 wird wie folgt ge&ndert:

a)

b)

c)

In Absatz 1 Satz 1 Nummer 5 werden den Wodrtern ,bei der Offenlegung® die Wor-
ter ,oder als in § 13e Absatz 2 Satz 5 Nummer 3 genannte angemeldete Person
einer Kapitalgesellschaft” vorangestellt und werden nach der Angabe ,§ 328“ ein
Komma und die Worter ,auch in Verbindung mit § 325a Absatz 1 Satz 1 erster
Halbsatz, eingefigt.

Absatz 3b wird wie folgt geandert:
aa) Satz 1 wird wie folgt gefasst:
,Gesamtumsatz im Sinne des Absatzes 3a Satz 1 Nummer 2 ist

1. im Falle von Kapitalgesellschaften, die ihren Jahresabschluss nach den
handelsrechtlichen Vorschriften oder dem Recht eines anderen Mitglied-
staats der Europaischen Union oder eines anderen Vertragsstaats des
Abkommens Uber den Europdaischen Wirtschaftsraum im Einklang mit der
Richtlinie 2013/34/EU aufstellen, der Betrag der Umsatzerldse nach § 277
Absatz 1 oder der Betrag der Nettoumsatzerldse nach MalRgabe des auf
die Gesellschaft anwendbaren nationalen Rechts im Einklang mit Artikel 2
Nummer 5 der Richtlinie 2013/34/EU,

2. in allen Fallen, die nicht in Nummer 1 genannt sind, der Betrag der Um-
satzerlose, der sich bei Anwendung der Rechnungslegungsgrundsétze
ergibt, die nach dem jeweiligen nationalen Recht fur die Aufstellung des
Jahresabschlusses der Kapitalgesellschaft gelten.”

bb) Satz 3 wird aufgehoben.

In Absatz 4 wird in dem Satzteil vor Nummer 1 das Wort ,Satz“ durch das Wort
,Nummer* ersetzt.

13. § 335 wird wie folgt gedndert:

a)

b)

In Absatz 1 Satz 1 in dem Satzteil nach Nummer 2 werden die Woérter ,genannten
Personen® durch die Woérter ,genannten angemeldeten Personen ersetzt.

Absatz 1b wird wie folgt geandert:
aa) Satz 1 wird wie folgt gefasst:
,Gesamtumsatz im Sinne des Absatzes 1a Satz 1 Nummer 2 ist

1. im Falle von Kapitalgesellschaften, die ihren Jahresabschluss nach den
handelsrechtlichen Vorschriften oder dem Recht eines anderen Mitglied-
staats der Europaischen Union oder eines anderen Vertragsstaats des
Abkommens tber den Europaischen Wirtschaftsraum im Einklang mit der
Richtlinie 2013/34/EU aufstellen, der Betrag der Umsatzerlése nach § 277
Absatz 1 oder der Betrag der Nettoumsatzerldse nach Maf3gabe des auf
die Gesellschaft anwendbaren nationalen Rechts im Einklang mit Artikel 2
Nummer 5 der Richtlinie 2013/34/EU,
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2. in allen Fallen, die nicht in Nummer 1 genannt sind, der Betrag der Um-
satzerlose, der sich bei Anwendung der Rechnungslegungsgrundsatze
ergibt, die nach dem jeweiligen nationalen Recht fur die Aufstellung des
Jahresabschlusses der Kapitalgesellschaft gelten.”

bb) Satz 3 wird aufgehoben.

c) In Absatz 2 Satz 1 wird die Angabe ,§§ 15 bis 19“ durch die Woérter ,§§ 15 bis 18,
19 Absatz 1 und 3“ ersetzt.

d) In Absatz 5 Satz 8 werden nach dem Wort ,anfechtbar ein Semikolon und die
Worter ,§ 335a Absatz 3 Satz 4 bleibt unberthrt* eingeflgt.

e) In Absatz 7 Satz 1 in dem Satzteil vor Nummer 1 und Satz 2 werden jeweils die
Warter ,und flr Verbraucherschutz* gestrichen.

§ 335a Absatz 3 Satz 4 wird wie folgt gefasst:

.Die Rechtsbeschwerde steht auch dem Bundesamt zu und kann auch gegen eine vom
Landgericht gewahrte Wiedereinsetzung in die Sechswochenfrist nach § 335 Absatz 4
Satz 1 zur Erfillung der gesetzlichen Offenlegungspflicht zugelassen werden.*

Die Uberschrift des Dritten Buchs Vierter Abschnitt wird wie folgt gefasst:

,Vierter Abschnitt

Erganzende Vorschriften fir bestimmte Unternehmen®.

In § 340 Absatz 4a Satz 3 werden die Worter ,oder fir Zweigniederlassungen® gestri-
chen.

§ 340n wird wie folgt geandert:

a) In Absatz 1 Satz 1 in dem Satzteil vor Nummer 1 werden die Worter ,Instituts im
Sinne des 8§ 340 Absatz 5“ durch die Wérter ,Instituts im Sinne des § 1 Absatz 3
des Zahlungsdiensteaufsichtsgesetzes” ersetzt.

b) Absatz 3b wird wie folgt geandert:
aa) Satz 1 wird wie folgt gefasst:
,Gesamtumsatz im Sinne des Absatzes 3a Satz 1 Nummer 2 ist

1. im Falle von Kreditinstituten, die ihren Jahresabschluss nach den han-
delsrechtlichen Vorschriften oder dem Recht eines anderen Mitgliedstaats
der Europdaischen Union oder eines anderen Vertragsstaats des Abkom-
mens Uber den Européischen Wirtschaftsraum im Einklang mit der Richt-
linie 86/635/EWG des Rates vom 8. Dezember 1986 Uber den Jahresab-
schluss und den konsolidierten Abschluss von Banken und anderen Fi-
nanzinstituten (ABI. L 372 vom 31.12.1986, S. 1; L 60 vom 3.3.1987,
S.17; L 316 vom 23.11.1988, S.51), die zuletzt durch die Richtlinie
2006/46/EG (ABI. L 224 vom 16.8.2006, S. 1) geédndert worden ist, auf-
stellen, der Gesamtbetrag derjenigen Posten, die nach den auf das Kre-
ditinstitut anwendbaren handelsrechtlichen Vorschriften oder nach dem
auf das Kreditinstitut anwendbaren nationalen Recht den in Artikel 27
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Nummer 1, 3, 4, 6 und 7 oder Artikel 28 Buchstabe B Nummer 1 bis 4
und 7 der Richtlinie 86/635/EWG genannten Posten entsprechen,

2. in Féallen, die nicht in Nummer 1 genannt sind, der Betrag der Umsatzer-
I0se, der sich bei Anwendung der Rechnungslegungsgrundsétze ergibt,
die nach dem jeweiligen nationalen Recht fir die Aufstellung des Jahres-
abschlusses des Unternehmens gelten.*

bb) Satz 3 wird aufgehoben.

18. & 3400 wird wie folgt geandert:

a) DerWortlaut wird Absatz 1 und in Nummer 1 werden die Worter ,Instituts im Sinne
des § 340 Absatz 5 durch die Wérter ,Instituts im Sinne des § 1 Absatz 3 des
Zahlungsdiensteaufsichtsgesetzes® ersetzt.

b) Satz 2 wird aufgehoben.

c) Folgender Absatz 2 wird angefligt:

,(2) Die 88 335 bis 335b sind mit der Mal3gabe entsprechend anzuwenden,

dass Gesamtumsatz im Sinne des 8§ 335 Absatz 1a Satz 1 Nummer 2 Folgendes

ISt:

1.

im Falle von Unternehmen, die ihren Jahresabschluss nach den handelsrecht-
lichen Vorschriften oder dem Recht eines anderen Mitgliedstaats der Europa-
ischen Union oder eines anderen Vertragsstaats des Abkommens lber den
Europaischen Wirtschaftsraum im Einklang mit der Richtlinie 86/635/EWG
aufstellen, der Gesamtbetrag derjenigen Posten, die nach den auf das Unter-
nehmen anwendbaren handelsrechtlichen Vorschriften oder nach dem auf das
Unternehmen anwendbaren nationalen Recht den in Artikel 27 Nummer 1, 3,
4, 6 und 7 oder Artikel 28 Buchstabe B Nummer 1 bis 4 und 7 der Richtlinie
86/635/EWG genannten Posten entsprechen,

in Fallen, die nicht in Nummer 1 genannt sind, der Betrag der Umsatzerldse,
der sich bei Anwendung der Rechnungslegungsgrundsatze ergibt, die nach
dem jeweiligen nationalen Recht fur die Aufstellung des Jahresabschlusses
des Unternehmens gelten.”

19. § 341n Absatz 3b wird wie folgt geandert:

a) Satz 1 wird wie folgt gefasst:

,Gesamtumsatz im Sinne des Absatzes 3a Satz 1 Nummer 2 ist

1.

im Falle von Versicherungsunternehmen, die ihren Jahresabschluss nach den
handelsrechtlichen Vorschriften oder dem Recht eines anderen Mitgliedstaats
der Europaischen Union oder eines anderen Vertragsstaats des Abkommens
Uber den Europdaischen Wirtschaftsraum im Einklang mit der Richtlinie
91/674/EWG des Rates vom 19. Dezember 1991 tber den Jahresabschluss
und den konsolidierten Abschluss von Versicherungsunternehmen (ABI. L 374
vom 31.12.1991, S. 7), die zuletzt durch die Richtlinie 2006/46/EG (ABI. L 224
vom 16.8.2006, S. 1) geandert worden ist, aufstellen, der Betrag der gebuch-
ten Bruttobeitrage nach MalRgabe der handelsrechtlichen Vorschriften oder
des auf das Versicherungsunternehmen anwendbaren nationalen Rechts im
Einklang mit Artikel 35 der Richtlinie 91/674/EWG,
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in Fallen, die nicht in Nummer 1 genannt sind, der Betrag der Umsatzerlose,
der sich bei Anwendung der Rechnungslegungsgrundsatze ergibt, die nach
dem jeweiligen nationalen Recht fur die Aufstellung des Jahresabschlusses
des Versicherungsunternehmens gelten.”

b) Satz 3 wird aufgehoben.

20. § 3410 wird wie folgt geéndert:

a) Der Wortlaut wird Absatz 1 und Satz 2 wird aufgehoben.

b) Folgender Absatz 2 wird angeflgt:

»(2) Die 88 335 bis 335b sind mit der Mal3gabe entsprechend anzuwenden,

dass Gesamtumsatz im Sinne des § 335 Absatz 1a Satz 1 Nummer 2 Folgendes

ist:

1.

im Falle von Versicherungsunternehmen, die ihren Jahresabschluss nach den
handelsrechtlichen Vorschriften oder dem Recht eines anderen Mitgliedstaats
der Europaischen Union oder eines anderen Vertragsstaats des Abkommens
Uber den Europdaischen Wirtschaftsraum im Einklang mit der Richtlinie
91/674/EWG aufstellen, der Betrag der gebuchten Bruttobeitrdge nach Mal3-
gabe der handelsrechtlichen Vorschriften oder des auf das Versicherungsun-
ternehmen anwendbaren nationalen Rechts im Einklang mit Artikel 35 Richtli-
nie 91/674/EWG,

in Fallen, die nicht in Nummer 1 genannt sind, der Betrag der Umsatzerlose,
der sich bei Anwendung der Rechnungslegungsgrundsatze ergibt, die nach
dem jeweiligen nationalen Recht fir die Aufstellung des Jahresabschlusses
des Versicherungsunternehmens gelten.”

21. Dem Dritten Buch Vierter Abschnitt wird folgender Vierter Unterabschnitt angefigt:

,Vierter Unterabschnitt

Erganzende Vorschriften fur bestimmte umsatzstarke multinationale Unternehmen

und Konzerne

Erster Titel

Anwendungsbereich; Begriffsbestimmungen

§ 342

Anwendungsbereich

(1) Dieser Unterabschnitt ist anzuwenden auf Kapitalgesellschaften mit Sitz im
Inland und auf Personenhandelsgesellschaften im Sinne des § 264a Absatz 1 mit Sitz
im Inland, wenn diese Kapitalgesellschaften und Personenhandelsgesellschaften
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unverbundene Unternehmen sind und eine Niederlassung, eine feste Geschafts-
einrichtung oder eine dauerhafte Geschaftstéatigkeit in mindestens einem anderen
Staat haben,

oberste Mutterunternehmen sind und sie oder ein verbundenes Unternehmen eine
Niederlassung, eine feste Geschaftseinrichtung oder eine dauerhafte Geschafts-
tatigkeit in mindestens einem anderen Staat haben oder

Tochterunternehmen von obersten Mutterunternehmen mit Sitz in einem Drittstaat
sind und

a) mittelgrol3 oder grof3 im Sinne des § 267 Absatz 2 bis 4 sind oder

b) ausschlie8lich dem Zweck dienen, die Berichtspflichten nach diesem Unter-
abschnitt zu umgehen.

(2) Dieser Unterabschnitt ist ferner anzuwenden auf Kapitalgesellschaften mit Sitz

in einem Drittstaat, die

1.

unverbundene Unternehmen sind oder verbundene Unternehmen sind, wenn das
oberste Mutterunternehmen seinen Sitz in einem Drittstaat hat, und

eine Zweigniederlassung im Inland haben,

a) deren Umsatzerlose im Sinne des 8§ 342b Absatz 4 in mindestens zwei aufei-
nander folgenden Geschéftsjahren jeweils 12 Millionen Euro Ubersteigen und
diesen Betrag danach in zwei aufeinander folgenden Geschaftsjahren jeweils
nicht unterschreiten oder

b) die ausschliel3lich dem Zweck dient, die Berichtspflichten nach diesem Unter-
abschnitt zu umgehen.

§ 342a
Begriffsbestimmungen
Im Sinne dieses Unterabschnitts sind

unverbundene Unternehmen: Unternehmen, die nicht verbundene Unternehmen
nach 8 271 Absatz 2 sind;

oberste Mutterunternehmen: Mutterunternehmen, die den Konzernabschluss fir
den groldten Kreis von Unternehmen aufstellen;

Drittstaaten: Staaten, die weder Mitgliedstaat der Europaischen Union noch Ver-
tragsstaat des Abkommens tber den Européischen Wirtschaftsraum sind;

Steuerhoheitsgebiete: Staaten oder nichtstaatliche Rechtsrdume, die in Bezug auf
die Ertragsteuer Uber Fiskalautonomie verfigen;

Mitglieder des vertretungsberechtigten Organs bei Personenhandelsgesellschaf-
ten im Sinne des § 264a Absatz 1: die Mitglieder des vertretungsberechtigten Or-
gans der vertretungsberechtigten Gesellschaften;

Berichtszeitraum: das Geschaéftsjahr, flr das der Ertragsteuerinformationsbericht
zu erstellen ist.
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Zweiter Titel

Pflicht zur Ertragsteuerinformationsberichterstattung

8 342b
Unverbundene Unternehmen mit Sitz im Inland

(1) Die Mitglieder des vertretungsberechtigten Organs einer Gesellschaft im
Sinne des § 342 Absatz 1 Nummer 1 haben fur diese fir das vergangene Geschéfts-
jahr einen Ertragsteuerinformationsbericht geméan

1. 8§342g Nummer 1, 8§ 342h Absatz 1 Nummer 1 bis 3 und Absatz 2 bis 5, den
88 342i, 342 Absatz 1 und § 342k Absatz 2 sowie

2. 8342k Absatz 1 und § 342|

zu erstellen, wenn die in den Jahresabschlissen der Gesellschaft ausgewiesenen Um-
satzerl6se in mindestens zwei aufeinander folgenden Geschaftsjahren jeweils 750 Mil-
lionen Euro Ubersteigen.

(2) Die Mitglieder des vertretungsberechtigten Organs einer Gesellschaft im
Sinne des § 342 Absatz 1 Nummer 1 sind von der Pflicht nach Absatz 1 befreit, wenn
die Gesellschaft ein CRR-Kreditinstitut im Sinne des § 1 Absatz 3d Satz 1 des Kredit-
wesengesetzes oder ein GrofRes Wertpapierinstitut im Sinne des § 2 Absatz 18 des
Wertpapierinstitutsgesetzes ist und fur den Berichtszeitraum die nach § 26a Absatz 1
Satz 2 des Kreditwesengesetzes erforderlichen Angaben offengelegt hat.

(3) Die Pflicht nach Absatz 1 erlischt, wenn die in den Jahresabschliissen ausge-
wiesenen Umsatzerldse in zwei aufeinander folgenden Geschéftsjahren jeweils 750
Millionen Euro unterschreiten.

(4) Umsatzerlése nach den Absatzen 1 und 3 sind

1. bei Kreditinstituten im Sinne des § 340 Absatz 1, Finanzdienstleistungsinstituten
im Sinne des § 340 Absatz 4, Wertpapierinstituten im Sinne des § 340 Absatz 4a
oder Instituten im Sinne des § 1 Absatz 3 des Zahlungsdiensteaufsichtsgesetzes:
der Gesamtbetrag derjenigen Posten, die nach den jeweils anwendbaren handels-
rechtlichen Vorschriften den in Artikel 27 Nummer 1, 3, 4, 6 und 7 oder Artikel 28
Buchstabe B Nummer 1 bis 4 und 7 der Richtlinie 86/635/EWG genannten Posten
entsprechen,

2. bei Versicherungsunternehmen im Sinne des § 341 Absatz 1 oder Pensionsfonds
im Sinne des § 341 Absatz 4: der Betrag der gebuchten Bruttobeitrdge nach Mal3-
gabe der jeweils anwendbaren handelsrechtlichen Vorschriften,

3. in Fallen, die nicht von den Nummern 1 und 2 erfasst werden: der Betrag der Um-
satzerlose nach § 277 Absatz 1.
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§ 342c

Oberste Mutterunternehmen mit Sitz im Inland

(1) Die Mitglieder des vertretungsberechtigten Organs einer Gesellschaft im
Sinne des 8§ 342 Absatz 1 Nummer 2 haben fir diese fur das vergangene Geschéfts-
jahr einen Ertragsteuerinformationsbericht gemar3

1. 8§ 342g Nummer 2, den 88 342h, 342i, 342j Absatz 1 und § 342k Absatz 2 sowie
2. 8342k Absatz 1 und § 342I

zu erstellen, wenn die in den Konzernabschlissen der Gesellschaft ausgewiesenen
Konzernumsatzerlose in mindestens zwei aufeinander folgenden Geschaftsjahren je-
weils 750 Millionen Euro Ubersteigen.

(2) Die Mitglieder des vertretungsberechtigten Organs einer Gesellschaft im
Sinne des § 342 Absatz 1 Nummer 2 sind von der Pflicht nach Absatz 1 befreit, wenn
die Gesellschaft ein CRR-Kreditinstitut im Sinne des § 1 Absatz 3d Satz 1 des Kredit-
wesengesetzes oder ein GrofRes Wertpapierinstitut im Sinne des § 2 Absatz 18 des
Wertpapierinstitutsgesetzes ist und flr den Berichtszeitraum unter Einbeziehung samt-
licher in den Konzernabschluss der Gesellschaft einbezogenen Unternehmen die nach
§ 26a Absatz 1 Satz 2 des Kreditwesengesetzes erforderlichen Angaben offengelegt
hat.

(3) Die Pflicht nach Absatz 1 erlischt, wenn die in den Konzernabschlissen aus-
gewiesenen Konzernumsatzerlose in zwei aufeinander folgenden Geschéftsjahren je-
weils 750 Millionen Euro unterschreiten.

(4) Konzernumsatzerldse nach den Absatzen 1 und 3 sind

1. bei Gesellschaften, die den Konzernabschluss nach den auf der Grundlage der
Verordnung (EG) Nr. 1606/2002 Ubernommenen internationalen Rechnungsle-
gungsstandards aufstellen: der Betrag der Konzernumsatzerlose, der sich bei An-
wendung dieser Rechnungslegungsstandards ergibt,

2. in Féllen, die nicht von Nummer 1 erfasst werden: der sich bei entsprechender
Anwendung des § 342b Absatz 4 ergebende Betrag.

§ 342d

Tochterunternehmen mit Sitz im Inland von obersten Mutterunternehmen mit Sitz in
einem Drittstaat

(1) Die Mitglieder des vertretungsberechtigten Organs einer Gesellschaft im
Sinne des § 342 Absatz 1 Nummer 3 haben das oberste Mutterunternehmen der Ge-
sellschaft aufzufordern, ihr fir das vergangene Geschaftsjahr einen Ertragsteuerinfor-
mationsbericht zur Verfigung zu stellen, der gemaf § 342g Nummer 2, den 88 342h,
342i und 342] Absatz 3 sowie den 88 342k und 342| erstellt worden ist, wenn die in den
Konzernabschlissen des obersten Mutterunternehmens ausgewiesenen Konzernum-
satzerldse in mindestens zwei aufeinander folgenden Geschaftsjahren jeweils einen
Betrag Ubersteigen, der zum Wechselkurs vom 21. Dezember 2021 bei Rundung auf
das nachste Tausend einem Betrag von 750 Millionen Euro entspricht.
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(2) Wenn das oberste Mutterunternehmen einen Ertragsteuerinformationsbericht
nicht zur Verfigung stellt oder der zur Verfigung gestellte Bericht nicht den gesetzli-
chen Vorgaben entspricht, haben die Mitglieder des vertretungsberechtigten Organs
der Gesellschaft fur diese zu erstellen:

1. eine Erklarung dartiber, dass das oberste Mutterunternehmen einen Ertragsteuer-
informationsbericht nicht zur Verfligung gestellt hat oder dass der zur Verfligung
gestellte Bericht nicht den gesetzlichen Vorgaben entspricht, sowie

2. einen Ertragsteuerinformationsbericht gemaf3

a) 8 342g Nummer 2, den 88 342h, 342i, 342j Absatz 1 und § 342k Absatz 2 so-
wie

b) 8 342k Absatz 1 und § 342l

mit denjenigen Angaben, Uber die die Gesellschaft verfiigt und die sie beschaffen
kann.

(3) Die Mitglieder des vertretungsberechtigten Organs einer Gesellschaft im
Sinne des § 342 Absatz 1 Nummer 3 sind von den Pflichten nach den Abséatzen 1
und 2 befreit, wenn das oberste Mutterunternehmen einen Ertragsteuerinformations-
bericht gemall § 342g Nummer 2, den 88 342h, 342i und 342j Absatz 3 sowie den
88 342k und 342| erstellt hat, der

1. spatestens ein Jahr nach dem Ende des Berichtszeitraums in mindestens einer
Amtssprache der Européischen Union kostenlos auf der Internetseite des obersten
Mutterunternehmens veroffentlicht worden ist,

2. von einem anderen Tochterunternehmen mit Sitz im Inland spatestens ein Jahr
nach dem Ende des Berichtszeitraums in deutscher Sprache der das Unterneh-
mensregister fuhrenden Stelle zur Einstellung in das Unternehmensregister tber-
mittelt oder von einem Tochterunternehmen mit Sitz in einem anderen Mitglied-
staat der Europaischen Union oder einem anderen Vertragsstaat des Abkommens
tber den Europaischen Wirtschaftsraum nach Mal3gabe des jeweiligen nationalen
Rechts im Einklang mit Artikel 48d Absatz 1 der Richtlinie 2013/34/EU offengelegt
worden ist und

3. den Namen und den Sitz desjenigen Tochterunternehmens angibt, das den Bericht
gemal Nummer 2 offengelegt hat.

(4) Die Pflichten nach den Absatzen 1 und 2 erldschen, wenn die in den Konzern-
abschlissen des obersten Mutterunternehmens ausgewiesenen Konzernumsatzerlose
in zwei aufeinander folgenden Geschéftsjahren jeweils einen Betrag unterschreiten,
der zum Wechselkurs vom 21. Dezember 2021 bei Rundung auf das nachste Tausend
einem Betrag von 750 Millionen Euro entspricht.

(5) Konzernumsatzerlése nach den Absatzen 1 und 4 sind der Betrag der Kon-
zernumsatzerlose, der sich bei Anwendung der Rechnungslegungsgrundsatze ergibt,
die nach dem jeweiligen nationalen Recht fuir die Aufstellung des Konzernabschlusses
des obersten Mutterunternehmens gelten.
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8§ 342e

Inlandische Zweigniederlassungen unverbundener Unternehmen mit Sitz in einem
Drittstaat

(1) Bei Zweigniederlassungen im Sinne des 8§ 342 Absatz 2 Nummer 2 einer Ka-
pitalgesellschaft im Sinne des § 342 Absatz 2 Nummer 1 erste Alternative haben die in
§ 13e Absatz 2 Satz 5 Nummer 3 genannten angemeldeten Personen oder, wenn sol-
che nicht vorhanden sind, die Mitglieder des vertretungsberechtigten Organs der Kapi-
talgesellschaft die Hauptniederlassung aufzufordern, ihnen fir das vergangene Ge-
schaftsjahr einen Ertragsteuerinformationsbericht zur Verfigung zu stellen, der gemar
8 342g Nummer 1, § 342h Absatz 1 Nummer 1 bis 3 und Absatz 2 bis 5, den §§ 342i
und 342j Absatz 2 sowie den 88 342k und 342l erstellt worden ist, wenn die in den
Jahresabschlissen der Kapitalgesellschaft ausgewiesenen Umsatzerlése in mindes-
tens zwei aufeinander folgenden Geschéftsjahren jeweils einen Betrag lbersteigen,
der zum Wechselkurs vom 21. Dezember 2021 bei Rundung auf das néchste Tausend
einem Betrag von 750 Millionen Euro entspricht.

(2) Wenn die Hauptniederlassung einen Ertragsteuerinformationsbericht nicht zur
Verflgung stellt oder der zur Verfligung gestellte Bericht nicht den gesetzlichen Vorga-
ben entspricht, haben die nach Absatz 1 Verpflichteten fir die Kapitalgesellschaft Fol-
gendes zu erstellen:

1. eine Erklarung dariiber, dass die Hauptniederlassung einen Ertragsteuerinforma-
tionsbericht nicht zur Verfigung gestellt hat oder dass der zur Verfugung gestellte
Bericht nicht den gesetzlichen Vorgaben entspricht, sowie

2. einen Ertragsteuerinformationsbericht geman

a) 8342g Nummer 1, § 342h Absatz 1 Nummer 1 bis 3 und Absatz 2 bis 5, den
88 342i, 342j Absatz 2 und § 342k Absatz 2 sowie

b) § 342k Absatz 1 und § 342|
mit denjenigen Angaben, Uber die sie verfigen und die sie beschaffen kbnnen.

(3) Die nach den Abséatzen 1 und 2 Verpflichteten sind von den dort genannten
Pflichten befreit, wenn die Kapitalgesellschaft einen Ertragsteuerinformationsbericht
gemal § 342g Nummer 1, § 342h Absatz 1 Nummer 1 bis 3 und Absatz 2 bis 5, den
88 342i und 342j Absatz 2 sowie den 8§88 342k und 342l erstellt hat, der

1. spatestens ein Jahr nach dem Ende des Berichtszeitraums in mindestens einer
Amtssprache der Europaischen Union kostenlos auf der Internetseite der Gesell-
schaft veroffentlicht worden ist,

2. von einer anderen inlandischen Zweigniederlassung spéatestens ein Jahr nach dem
Ende des Berichtszeitraums in deutscher Sprache der das Unternehmensregister
fuhrenden Stelle zur Einstellung in das Unternehmensregister tbermittelt oder von
einer Zweigniederlassung in einem anderen Mitgliedstaat der Europ&ischen Union
oder einem anderen Vertragsstaat des Abkommens Uber den Européischen Wirt-
schaftsraum nach Mafl3gabe des jeweiligen nationalen Rechts im Einklang mit Ar-
tikel 48d Absatz 1 der Richtlinie 2013/34/EU offengelegt worden ist und

3. den Namen und die Geschéaftsanschrift derjenigen Zweigniederlassung angibt, fir
die die Offenlegung gemafd Nummer 2 bewirkt worden ist.
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(4) Die Pflichten nach den Abséatzen 1 und 2 erléschen, wenn die in den Jahres-
abschlussen der Kapitalgesellschaft ausgewiesenen Umsatzerldse in zwei aufeinander
folgenden Geschéftsjahren jeweils einen Betrag unterschreiten, der zum Wechselkurs
vom 21. Dezember 2021 bei Rundung auf das nachste Tausend einem Betrag von 750
Millionen Euro entspricht.

(5) Umsatzerlése nach den Absatzen 1 und 4 sind der Betrag der Umsatzerldse,
der sich bei Anwendung der Rechnungslegungsgrundéatze ergibt, die nach dem jewei-
ligen nationalen Recht fir die Aufstellung des Jahresabschlusses der Kapitalgesell-
schaft gelten.

§ 342f

Inlandische Zweigniederlassungen verbundener Unternehmen mit Sitz in einem Diritt-
staat

(1) Bei Zweigniederlassungen im Sinne des 8§ 342 Absatz 2 Nummer 2 einer Ka-
pitalgesellschaft im Sinne des § 342 Absatz 2 Nummer 1 zweite Alternative haben die
in 8 13e Absatz 2 Satz 5 Nummer 3 genannten angemeldeten Personen oder, wenn
solche nicht vorhanden sind, die Mitglieder des vertretungsberechtigten Organs der
Kapitalgesellschaft das oberste Mutterunternehmen aufzufordern, ihnen fir das ver-
gangene Geschéftsjahr einen Ertragsteuerinformationsbericht zur Verfligung zu stel-
len, der gemaf § 342g Nummer 2, den 88 342h, 342i, 342j Absatz 3 sowie den 88 342k
und 342] erstellt worden ist, wenn

1. die in den Konzernabschlissen des obersten Mutterunternehmens ausgewiese-
nen Konzernumsatzerlése in mindestens zwei aufeinander folgenden Geschafts-
jahren jeweils einen Betrag Ubersteigen, der zum Wechselkurs vom 21. Dezember
2021 bei Rundung auf das nachste Tausend einem Betrag von 750 Millionen Euro
entspricht, und

2. das oberste Mutterunternehmen kein Tochterunternenmen hat, das den Pflichten
nach 8 342d Absatz 1 und 2 oder vergleichbaren Pflichten nach MalRRgabe des
Rechts eines anderen Mitgliedstaats der Européaischen Union oder eines anderen
Vertragsstaats des Abkommens Uiber den Europaischen Wirtschaftsraum im Ein-
klang mit Artikel 48b Absatz 4 der Richtlinie 2013/34/EU unterliegt.

(2) Wenn das oberste Mutterunternehmen einen Ertragsteuerinformationsbericht
nicht zur Verfiigung stellt oder der zur Verfigung gestellte Bericht nicht den gesetzli-
chen Vorgaben entspricht, haben die nach Absatz 1 Verpflichteten fir die Kapitalge-
sellschaft Folgendes zu erstellen:

1. eine Erklarung dartiber, dass das oberste Mutterunternehmen einen Ertragsteuer-
informationsbericht nicht zur Verfliigung gestellt hat oder dass der zur Verfigung
gestellte Bericht nicht den gesetzlichen Vorgaben entspricht, sowie

2. einen Ertragsteuerinformationsbericht geman

a) 8§ 342g Nummer 2, den 88 342h, 342i, 342j Absatz 3 und § 342k Absatz 2 so-
wie

b) 8 342k Absatz 1 und § 342l

mit denjenigen Angaben, Uber die sie verfigen und die sie beschaffen kénnen.
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(3) Die nach den Abséatzen 1 und 2 Verpflichteten sind von den dort genannten

Pflichten befreit, wenn das oberste Mutterunternehmen einen Ertragsteuerinformati-
onsbericht gemaR § 342g Nummer 2, den 88 342h 342i, 342] Absatz 3 sowie den
88 342k und 342] erstellt hat, der

1.

spatestens ein Jahr nach dem Ende des Berichtszeitraums in mindestens einer
Amtssprache der Europaischen Union kostenlos auf der Internetseite des obersten
Mutterunternehmens veroffentlicht worden ist,

von einer anderen inlandischen Zweigniederlassung spatestens ein Jahr nach dem
Ende des Berichtszeitraums in deutscher Sprache der das Unternehmensregister
fuhrenden Stelle zur Einstellung in das Unternehmensregister tbermittelt oder von
einer Zweigniederlassung in einem anderen Mitgliedstaat der Europaischen Union
oder einem anderen Vertragsstaat des Abkommens Uber den Europaischen Wirt-
schaftsraum nach Maf3gabe des jeweiligen nationalen Rechts im Einklang mit Ar-
tikel 48d Absatz 1 der Richtlinie 2013/34/EU offengelegt worden ist und

den Namen und die Geschaftsanschrift derjenigen Zweigniederlassung angibt, fur
die die Offenlegung gemafd Nummer 2 bewirkt worden ist.

(4) Die Pflichten nach den Abséatzen 1 und 2 erléschen, wenn die in den Konzern-

abschlussen des obersten Mutterunternehmens ausgewiesenen Konzernumsatzerlose
in zwei aufeinander folgenden Geschaftsjahren jeweils einen Betrag unterschreiten,
der zum Wechselkurs vom 21. Dezember 2021 bei Rundung auf das n&chste Tausend
einem Betrag von 750 Millionen Euro entspricht.

(5) Konzernumsatzerlése nach den Absatzen 1 und 4 sind der Betrag der Kon-

zernumsatzerlose, der sich bei Anwendung der Rechnungslegungsgrundatze ergibt,
die nach dem jeweiligen nationalen Recht furr die Aufstellung des Konzernabschlusses
des obersten Mutterunternehmens gelten.

Dritter Titel

Einzubeziehende Unternehmen; Inhalt und Form des Ertragsteuerinformationsbe-

richts

§ 342¢g
Einzubeziehende Unternehmen
In den Ertragsteuerinformationsbericht sind einzubeziehen:
im Falle des § 342b und des § 342e das unverbundene Unternehmen;
im Falle des 8 342c, des 8 342d und des § 342f das oberste Mutterunternehmen

und alle Tochterunternehmen, die in den flr den Berichtszeitraum aufgestellten
Konzernabschluss des obersten Mutterunternehmens einbezogen sind.
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8§ 342h
Pflichtangaben
(1) Im Ertragsteuerinformationsbericht sind anzugeben:

im Falle des § 342b und des § 342e der Name des unverbundenen Unternehmens
oder im Falle des § 342c, des § 342d und des § 342f der Name des obersten Mut-
terunternehmens;

der Berichtszeitraum;
die verwendete Wahrung;

im Falle des § 342c, des § 342d und des § 342f die Namen aller Tochterunterneh-
men, die in den flr den Berichtszeitraum aufgestellten Konzernabschluss des
obersten Mutterunternehmens einbezogen sind und ihren Sitz in folgenden Gebie-
ten haben:

a) in einem Mitgliedstaat der Européaischen Union oder einem anderen Vertrags-
staat des Abkommens tber den Europaischen Wirtschaftsraum oder

b) in Steuerhoheitsgebieten, die am 1. Marz des Berichtszeitraums in den An-
hangen | und Il der Schlussfolgerungen des Rates zur Uberarbeiteten EU-Liste
nicht kooperativer Lander und Gebiete fir Steuerzwecke (ABI. C 103 vom
3.3.2022, S. 1) in der jeweils geltenden Fassung aufgefiihrt sind.

(2) Im Ertragsteuerinformationsbericht sind ferner zu dem oder den einzubezie-

henden Unternehmen nach MalRgabe des 8§ 342i anzugeben:

1.

2.

eine kurze Beschreibung der Art der Geschaftstatigkeiten im Berichtszeitraum;
die Zahl der Arbeitnehmer im Berichtszeitraum;

die Ertrage im Berichtszeitraum, einschlief3lich der Ertrége aus Geschaften mit na-
hestehenden Unternehmen und Personen;

der Gewinn oder Verlust vor Ertragsteuern im Berichtszeitraum;
die fir den Berichtszeitraum zu zahlende Ertragsteuer;

die im Berichtszeitraum gezahlte Ertragsteuer auf Kassenbasis und
die einbehaltenen Gewinne am Ende des Berichtszeitraums.

(3) Fur die Angaben nach Absatz 2 gelten vorbehaltlich des Absatzes 4 die fol-

genden Vorgaben:

1.

die Zahl der Arbeithehmer nach Absatz 2 Nummer 2 ist in Vollzeitdquivalenten an-
zugeben;

die Ertrage nach Absatz 2 Nummer 3 umfassen

a) bei Unternehmen, die ihren Jahresabschluss fir den Berichtszeitraum nach
MalRgabe des jeweiligen nationalen Rechts im Einklang mit der Richtlinie
2013/34/EU aufstellen, diejenigen Posten nach nationalem Recht, die den
Posten 1, 4, 9 bis 11 in Anhang V oder den Posten 1, 6 bis 9 in Anhang VI der
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Richtlinie 2013/34/EU entsprechen, wobei jeweils von verbundenen Unterneh-
men erhaltene Dividenden nicht bertcksichtigt werden durfen, oder

b) bei allen anderen Unternehmen diejenigen Ertrage, welche sich bei Anwen-
dung der Rechnungslegungsgrundéatze ergeben, auf deren Grundlage der
Jahresabschluss fiir den Berichtszeitraum aufgestellt wird, wobei Ertrage aus
Wertanpassungen und von verbundenen Unternehmen erhaltene Dividenden
nicht berticksichtigt werden durfen;

3. der Gewinn oder Verlust vor Ertragsteuern nach Absatz 2 Nummer 4 ist in Anwen-
dung der Rechnungslegungsgrundatze zu bestimmen, auf deren Grundlage der
Jahresabschluss fir den Berichtszeitraum aufgestellt wird;

4. die zu zahlende Ertragsteuer nach Absatz 2 Nummer 5 entspricht dem laufenden
Steueraufwand auf zu versteuernde Gewinne oder Verluste im Berichtszeitraum
ohne latente Steuern und Ruckstellungen flr ungewisse Steuerverbindlichkeiten;

5. die gezahlte Ertragsteuer auf Kassenbasis nach Absatz 2 Nummer 6 umfasst alle
im Berichtszeitraum entrichteten Ertragsteuern und schlieRt Quellensteuern ein,
die von anderen Unternehmen in Bezug auf Zahlungen an das einzubeziehende
Unternehmen entrichtet wurden;

6. die einbehaltenen Gewinne nach Absatz 2 Nummer 7 umfassen die Gewinne ver-
gangener Geschaftsjahre und des Berichtszeitraums, fur die am Ende des Be-
richtszeitraums keine Gewinnausschuttung beschlossen ist.

(4) Die Angaben nach Absatz 2 kbnnen insgesamt auch gemaf den Vorgaben in
Anhang Il Abschnitt Il Teil B und C der Richtlinie 2011/16/EU des Rates vom 15. Feb-
ruar 2011 Gber die Zusammenarbeit der Verwaltungsbehorden im Bereich der Besteu-
erung und zur Aufhebung der Richtlinie 77/799/EWG (ABI. L 64 vom 11.3.2011, S. 1),
die zuletzt durch die Richtlinie (EU) 2021/514 (ABI. L 104 vom 25.3.2021, S. 1) gean-
dert worden ist, gemacht werden.

(5) Im Ertragsteuerinformationsbericht ist anzugeben, ob die nach Absatz 2 erfor-
derlichen Angaben gemal den Vorgaben des Absatzes 3 oder 4 gemacht wurden.

8§ 342i
Landerbezogener Ausweis der Angaben
(1) Die Angaben nach § 342h Absatz 2 sind wie folgt getrennt auszuweisen:

1. fur jeden Mitgliedstaat der Européaischen Union und jeden anderen Vertragsstaat
des Abkommens Uber den Europdaischen Wirtschaftsraum, wobei die Angaben auf
der Ebene des Mitgliedstaats oder Vertragsstaats zusammenzufassen sind, wenn
ein Mitgliedstaat oder Vertragsstaat mehrere Steuerhoheitsgebiete umfasst;

2. fir jedes Steuerhoheitsgebiet, das im Berichtszeitraum am 1. Marz im Anhang |
der Schlussfolgerungen des Rates zur Uberarbeiteten EU-Liste nicht kooperativer
Lander und Gebiete fir Steuerzwecke aufgefihrt war;

3. flr jedes Steuerhoheitsgebiet, das im Berichtszeitraum und in dem diesem unmit-
telbar vorausgehenden Geschéftsjahr jeweils am 1. Marz im Anhang Il der
Schlussfolgerungen des Rates zur Uberarbeiteten EU-Liste nicht kooperativer Lan-
der und Gebiete fur Steuerzwecke aufgefihrt war.





-19-

Fur andere Steuerhoheitsgebiete sind die Angaben nach § 342h Absatz 2 zusammen-
gefasst auszuweisen.

(2) Die Angaben sind demjenigen Steuerhoheitsgebiet zuzuordnen, in dem die
Niederlassung oder feste Geschéftseinrichtung belegen ist oder die dauerhafte Ge-
schaftstatigkeit besteht, auf die sich die Angaben jeweils beziehen, vorausgesetzt die
Niederlassung, feste Geschaftseinrichtung oder dauerhafte Geschaftstatigkeit kann im
betreffenden Steuerhoheitsgebiet der Ertragsteuer unterliegen. Angaben zu einbehal-
tenen Gewinnen sind stets dem Steuerhoheitsgebiet zuzuordnen, in dem die Haupt-
niederlassung belegen ist. Unterliegen mehrere verbundene Unternehmen in einem
Steuerhoheitsgebiet der Ertragsteuer, so sind die nach den Satzen 1 und 2 diesem
Steuerhoheitsgebiet jeweils zuzuordnenden Angaben fir das Steuerhoheitsgebiet zu-
sammenzufassen. Angaben zu einer Niederlassung, festen Geschaftseinrichtung oder
dauerhaften Geschaftstatigkeit durfen nicht mehr als einem Steuerhoheitsgebiet zuge-
ordnet werden.

8§ 342
Wahrung

(1) Der Ertragsteuerinformationsbericht ist in den Fallen der 88 342b, 342c und
342d Absatz 2 Nummer 2 in Euro zu erstellen.

(2) Inden Fallen des § 342e ist der Bericht in derjenigen Wahrung zu erstellen, in
der der Jahresabschluss des unverbundenen Unternehmens flir den Berichtszeitraum
aufgestellt wird.

(3) Inden Fallen des § 342d, die nicht von Absatz 1 erfasst sind, und in den Fallen
des § 342f ist der Bericht in derjenigen Wahrung zu erstellen, in der der Konzernab-
schluss des obersten Mutterunternehmens fir den Berichtszeitraum aufgestellt wird.

8 342k
Weglassen nachteiliger Angaben

(1) Angaben nach § 342h Absatz 1 und 2 mussen nicht in den Ertragsteuerinfor-
mationsbericht aufgenommen werden, wenn ihre Offenlegung den Unternehmen, auf
die sie sich beziehen, einen erheblichen Nachteil zufiigen wirde. Satz 1 gilt nicht fir
Angaben, die sich auf die in § 342i Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 oder 3 genannten Steu-
erhoheitsgebiete beziehen.

(2) Wenn Absatz 1 Satz 1 angewendet wird, so ist dies im Ertragsteuerinformati-
onsbericht anzugeben und gebihrend zu begrinden. Die nicht aufgenommenen An-
gaben sind spatestens in den Ertragsteuerinformationsbericht aufzunehmen, der fur
das flnfte Geschéftsjahr nach dem Berichtszeitraum erstellt wird.

§ 342|
Formblatt; maschinenlesbares elektronisches Format
(1) Der Ertragsteuerinformationsbericht ist unter Verwendung des von der Euro-

paischen Kommission auf der Grundlage des Artikels 48c Absatz 4 Satz 2 der Richtlinie
2013/34/EU festzulegenden Formblatts zu erstellen.
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(2) Der Ertragsteuerinformationsbericht ist in einem von der Europaischen Kom-
mission auf der Grundlage des Artikels 48c Absatz 4 Satz 2 der Richtlinie 2013/34/EU
festzulegenden maschinenlesbaren elektronischen Format zu erstellen.

Vierter Titel

Offenlegung und Veréffentlichung

§ 342m
Offenlegung im Unternehmensregister

(1) Die Mitglieder des vertretungsberechtigten Organs einer Gesellschaft im
Sinne des 8 342 Absatz 1 Nummer 1 oder 2, die der Pflicht nach § 342b Absatz 1 oder
§ 342c Absatz 1 unterliegen, haben fir die Gesellschaft den Ertragsteuerinformations-
bericht spatestens ein Jahr nach dem Ende des Berichtszeitraums in deutscher Spra-
che der das Unternehmensregister flihrenden Stelle zur Einstellung in das Unterneh-
mensregister zu Ubermitteln.

(2) Die Mitglieder des vertretungsberechtigten Organs einer Gesellschaft im
Sinne des § 342 Absatz 1 Nummer 3, die der Pflicht nach § 342d Absatz 1 unterliegen,
haben fur die Gesellschaft den Ertragsteuerinformationsbericht, den das oberste Mut-
terunternehmen zur Verfugung gestellt hat, spatestens ein Jahr nach dem Ende des
Berichtszeitraums in deutscher Sprache der das Unternehmensregister fihrenden
Stelle zur Einstellung in das Unternehmensregister zu Ubermitteln. Wenn das oberste
Mutterunternehmen einen Ertragsteuerinformationsbericht nicht zur Verfigung stellt o-
der der zur Verfugung gestellte Bericht nicht den gesetzlichen Vorgaben entspricht,
haben die Mitglieder des vertretungsberechtigten Organs der Gesellschaft fur diese
anstelle des Berichts Folgendes nach MalRgabe des Satzes 1 zu Gbermitteln:

1. die Erklarung nach 8§ 342d Absatz 2 Nummer 1 und
2. den Ertragsteuerinformationsbericht nach § 342d Absatz 2 Nummer 2.

(3) Die in § 13e Absatz 2 Satz 5 Nummer 3 genannten angemeldeten Personen
oder, wenn solche nicht vorhanden sind, die Mitglieder des vertretungsberechtigten
Organs einer Kapitalgesellschaft im Sinne des § 342 Absatz 2, die der Pflicht nach
§ 342e Absatz 1 oder 8§ 342f Absatz 1 unterliegen, haben fur die Kapitalgesellschaft
den Ertragsteuerinformationsbericht, den die Hauptniederlassung oder das oberste
Mutterunternehmen zur Verfigung gestellt hat, spatestens ein Jahr nach dem Ende
des Berichtszeitraums in deutscher Sprache der das Unternehmensregister fihrenden
Stelle zur Einstellung in das Unternehmensregister zu tibermitteln. Wenn die Hauptnie-
derlassung oder das oberste Mutterunternehmen einen Ertragsteuerinformationsbe-
richt nicht zur Verfigung stellt oder der zur Verfigung gestellte Bericht nicht den ge-
setzlichen Vorgaben entspricht, haben die nach Satz 1 Verpflichteten fur die Kapital-
gesellschaft anstelle des Berichts Folgendes nach MalRRgabe des Satzes 1 zu tbermit-
teln:

1. die Erklarung nach § 342e Absatz 2 Nummer 1 oder 8§ 342f Absatz 2 Nummer 1
und

2. den Ertragsteuerinformationsbericht nach § 342e Absatz 2 Nummer 2 oder § 342f
Absatz 2 Nummer 2.
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(4) Die 88 11 und 328 Absatz 1 Satz 1 bis 3, Absatz 2 Satz 1 und 4 sowie § 329
Absatz 1 und 4 sind entsprechend anzuwenden. Bei inlandischen Zweigniederlassun-
gen von Kapitalgesellschaften im Sinne des 8§ 342 Absatz 2 Nummer 1 kann die das
Unternehmensregister filhrende Stelle von den in 8 13e Absatz 2 Satz 5 Nummer 3
genannten angemeldeten Personen oder, wenn solche nicht vorhanden sind, von den
Mitgliedern des vertretungsberechtigten Organs der Kapitalgesellschaft verlangen, ihr
innerhalb einer angemessenen Frist die Umsatzerldse der Zweigniederlassung fir die
letzten beiden Geschaftsjahre mitzuteilen. Bei Zweigniederlassungen im Sinne des
8 342 Absatz 2 Nummer 2 von Kapitalgesellschaften im Sinne des § 342 Absatz 2
Nummer 1 zweite Alternative und bei Vorliegen der Voraussetzungen des § 342f Ab-
satz 1 Nummer 1 kann die das Unternehmensregister fihrende Stelle von den in § 13e
Absatz 2 Satz 5 Nummer 3 genannten angemeldeten Personen oder, wenn solche
nicht vorhanden sind, von den Mitgliedern des vertretungsberechtigten Organs der Ka-
pitalgesellschaft verlangen, ihr innerhalb einer angemessenen Frist Namen und Sitz
eines Tochterunternehmens mitzuteilen, das fir den Konzern den Pflichten nach
8 342d Absatz 1 und 2 oder vergleichbaren Pflichten nach MalRgabe des Rechts eines
anderen Mitgliedstaats der Europaischen Union oder eines anderen Vertragsstaats des
Abkommens Uber den Europaischen Wirtschaftsraum im Einklang mit Artikel 48b Ab-
satz 4 der Richtlinie 2013/34/EU unterliegt. Wird die fristgemafe Mitteilung nach Satz 2
unterlassen, so wird vermutet, dass die Voraussetzungen des 8§ 342 Absatz 2 Num-
mer 2 Buchstabe a erfllt sind. Wird die fristgemalle Mitteilung nach Satz 3 unterlas-
sen, so wird vermutet, dass es kein dort genanntes Tochterunternehmen gibt.

§ 342n
Veroffentlichung auf der Internetseite der Gesellschaft

(1) Die Mitglieder des vertretungsberechtigten Organs einer Gesellschaft im
Sinne des 8 342 Absatz 1 Nummer 1 oder 2, die der Pflicht nach § 342b Absatz 1 oder
§ 342c Absatz 1 unterliegen, haben fir die Gesellschaft den Ertragsteuerinformations-
bericht spatestens ein Jahr nach dem Ende des Berichtszeitraums fiir mindestens funf
Jahre kostenlos und in deutscher Sprache auf der Internetseite der Gesellschaft zu
veroffentlichen. Die Pflicht nach Satz 1 entfallt, wenn die Mitglieder des vertretungsbe-
rechtigten Organs der Gesellschaft

1. ihre Pflicht zur Offenlegung gemaf 8§ 342m Absatz 1 erfillt haben und

2. auf der Internetseite der Gesellschaft fir mindestens finf Jahre den Hinweis ver-
offentlichen, dass

a) der Ertragsteuerinformationsbericht tber die Internetseite des Unternehmens-
registers kostenlos zuganglich ist und

b) die Pflicht zur Veroffentlichung des Ertragsteuerinformationsberichts auf der
Internetseite der Gesellschaft deshalb entfallt.

(2) Die Mitglieder des vertretungsberechtigten Organs einer Gesellschaft im
Sinne des 8 342 Absatz 1 Nummer 3, die der Pflicht nach § 342d Absatz 1 unterliegen,
haben fir die Gesellschaft spatestens ein Jahr nach dem Ende des Berichtszeitraums
fur mindestens funf Jahre Folgendes kostenlos und in deutscher Sprache auf der In-
ternetseite der Gesellschaft oder der eines verbundenen Unternehmens zu veréffentli-
chen:

1. im Falle des § 342m Absatz 2 Satz 1 den Ertragsteuerinformationsbericht, den das
oberste Mutterunternehmen zur Verfigung gestellt hat, oder
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2. im Falle des 8§ 342m Absatz 2 Satz 2 die Erklarung und den Ertragsteuerinforma-
tionsbericht, die beziehungsweise den die Gesellschaft erstellt hat.

Absatz 1 Satz 2 ist entsprechend anzuwenden.

(3) Diein 8 13e Absatz 2 Satz 5 Nummer 3 genannten angemeldeten Personen
oder, wenn solche nicht vorhanden sind, die Mitglieder des vertretungsberechtigten
Organs einer Kapitalgesellschaft im Sinne des 8§ 342 Absatz 2, die der Pflicht nach
§ 342e Absatz 1 oder § 342f Absatz 1 unterliegen, haben fir die Kapitalgesellschaft
spatestens ein Jahr nach dem Ende des Berichtszeitraums flr mindestens funf Jahre
Folgendes kostenlos und in deutscher Sprache auf der Internetseite der Kapitalgesell-
schaft oder gegebenenfalls derjenigen eines verbundenen Unternehmens zu veréffent-
lichen:

1. im Falle des § 342m Absatz 3 Satz 1 den Ertragsteuerinformationsbericht, den die
Hauptniederlassung oder das oberste Mutterunternehmen zur Verfigung gestellt
hat, oder

2. im Falle des § 342m Absatz 3 Satz 2 die Erklarung und den Ertragsteuerinforma-
tionsbericht, die beziehungsweise den sie flr die Kapitalgesellschaft erstellt haben.

Absatz 1 Satz 2 ist entsprechend anzuwenden.

Flnfter Titel

BuRgeldvorschriften; Ordnungsgelder

§ 3420
BuRgeldvorschriften
(1) Ordnungswidrig handelt, wer

1. entgegen § 342b Absatz 1 Nummer 1, § 342c Absatz 1 Nummer 1, 8§ 342d Ab-
satz 2 Nummer 2 Buchstabe a, 8 342e Absatz 2 Nummer 2 Buchstabe a oder
§ 342f Absatz 2 Nummer 2 Buchstabe a einen Ertragsteuerinformationsbericht
nicht richtig oder nicht vollstandig erstellt oder

2. entgegen § 342n Absatz 1 Satz 1, Absatz 2 Satz 1 oder Absatz 3 Satz 1 einen Er-
tragsteuerinformationsbericht oder eine Erklarung nicht, nicht richtig, nicht recht-
zeitig oder nicht mindestens funf Jahre veroffentlicht.

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuf3e bis zu zweihunderttausend
Euro geahndet werden.

(3) Verwaltungsbehorde im Sinne des § 36 Absatz 1 Nummer 1 des Gesetzes
Uber Ordnungswidrigkeiten ist das Bundesamt fur Justiz.
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23.

24.

25.
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8§ 342p
Ordnungsgelder
Das Bundesamt fur Justiz hat ein Ordnungsgeldverfahren durchzufiihren gegen

1. die Mitglieder des vertretungsberechtigten Organs einer Gesellschaft im Sinne des
§ 342 Absatz 1, die § 342m Absatz 1 oder 2 hinsichtlich der Pflicht zur Offenlegung
des Ertragsteuerinformationsberichts oder der Erklarung nach § 342d Absatz 2
Nummer 1 nicht befolgen,

2. die Mitglieder des vertretungsberechtigten Organs einer Kapitalgesellschaft im
Sinne des 8§ 342 Absatz 2, die § 342m Absatz 3 hinsichtlich der Pflicht zur Offen-
legung des Ertragsteuerinformationsberichts oder der Erklarung nach 8§ 342e Ab-
satz 2 Nummer 1 oder § 342f Absatz 2 Nummer 1 nicht befolgen.

Im Falle des Satzes 1 Nummer 2 treten die in 8§ 13e Absatz 2 Satz 5 Nummer 3 ge-
nannten angemeldeten Personen, sobald sie angemeldet sind, an die Stelle der Mit-
glieder des vertretungsberechtigten Organs der Kapitalgesellschaft. Das Ordnungs-
geldverfahren kann im Falle des Satzes 1 Nummer 1 auch gegen die Gesellschaft im
Sinne des § 342 Absatz 1 und im Falle des Satzes 1 Nummer 2 auch gegen die Kapi-
talgesellschaft im Sinne des § 342 Absatz 2 durchgefuhrt werden. § 335 Absatz 1 Satz
3 bis 5 und Absatz 1c bhis 7 sowie die 88 335a und 335b sind mit der Mal3gabe entspre-
chend anzuwenden, dass das Ordnungsgeld hdchstens zweihunderttausend Euro be-
tragt.”

Der bisherige 8§ 342 wird § 342q und in Absatz 1 Satz 1 in dem Satzteil vor Nummer 1,
Nummer 2 und Absatz 2 werden jeweils die Worter ,,und fir Verbraucherschutz” gestri-
chen.

Der bisherige § 342a wird § 342r und wird wie folgt geandert:

a) In Absatz 1 werden die Woérter ,und fir Verbraucherschutz* gestrichen und wird
die Angabe ,§ 342 Abs. 1 Satz 1“ durch die Woérter ,§ 342g Absatz 1 Satz 1“ er-
setzt.

b) In Absatz 2 Nummer 1 werden die Worter ,und fur Verbraucherschutz® gestrichen
und wird das Wort ,Energie“ durch das Wort ,Klimaschutz* ersetzt.

c) In Absatz 3 Satz 1 und Absatz 5 werden jeweils die Worter ,und fur Verbraucher-
schutz” gestrichen.

d) In Absatz 8 wird die Angabe ,§ 342 Abs. 2 durch die Angabe ,§ 342q Absatz 2°
ersetzt.

e) In Absatz 9 werden die Woérter ,und fur Verbraucherschutz* gestrichen und wird
die Angabe ,§ 342 Abs. 1“ durch die Angabe ,§ 342q Absatz 1 ersetzt.

In 8 412 Absatz 4 werden die Worter ,,und fur Verbraucherschutz” gestrichen und wer-
den die Worter ,Verkehr und digitale Infrastruktur® durch die Worter ,Digitales und Ver-
kehr” ersetzt.

In 8 8a Absatz 2 Satz 1, 8 8b Absatz 1, 8 9a Absatz 1 Satz 1, Absatz 2 Satz 1 und Ab-
satz 3 Satz 1, § 253 Absatz 2 Satz 5 sowie § 328 Absatz 1 Satz 1 werden jeweils die
Worter ,und fur Verbraucherschutz® gestrichen.
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26. In 8 92a Absatz 1 Satz 1 und § 330 Absatz 1 Satz 1 werden jeweils die Worter ,,und fur
Verbraucherschutz* gestrichen und wird jeweils das Wort ,Energie“ durch das Wort
.Klimaschutz* ersetzt.

27. In 8 408 Absatz 3 Satz 2, § 443 Absatz 3 Satz 2, § 475c Absatz 4 Satz 2, § 516 Ab-
satz 3 und § 526 Absatz 4 Satz 2 werden jeweils die Woérter ,und flr Verbraucher-
schutz” gestrichen und werden jeweils die Worter ,Innern, fir Bau und Heimat* durch
die Worter ,Innern und fir Heimat® ersetzt.

Artikel 2

Anderung des Einfiihrungsgesetzes zum Handelsgesetzbuch

Dem Einfuhrungsgesetz zum Handelsgesetzbuch in der im Bundesgesetzblatt Teil Il,
Gliederungsnummer 4101-1, veréffentlichten bereinigten Fassung, das zuletzt durch ... ge-
andert worden ist, wird folgender ... [einsetzen: néchster bei der Verkiindung freier Ab-
schnitt mit Z&hlbezeichnung] Abschnitt angefigt:

... [einsetzen: nachster bei der Verklindung freier Abschnitt mit Zahlbezeichnung] Ab-
schnitt

Ubergangsvorschrift zum Gesetz zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 2021/2101 im Hin-
blick auf die Offenlegung von Ertragsteuerinformationen durch bestimmte Unternehmen
und Zweigniederlassungen

Artikel ... [einsetzen: nachster bei der Verkundung freier Artikel mit
Zahlbezeichnung]

(1) & 271 Absatz 2, die 88 325a, 334 Absatz 1 und 3b, § 335 Absatz 1 und 1b, § 340n
Absatz 3b sowie die 88 3400, 341n Absatz 3b und 8§ 3410 des Handelsgesetzbuchs in der
jeweils ab dem ... [einsetzen: Datum des Inkrafttretens dieses Gesetzes nach Artikel 10]
geltenden Fassung sind erstmals auf Rechnungslegungsunterlagen fir ein nach dem 31.
Dezember 2023 beginnendes Geschaftsjahr anzuwenden. Die Vorschriften des Vierten Un-
terabschnitts des Dritten Buchs des Handelsgesetzbuchs in der jeweils ab dem ... [einset-
zen: Datum des Inkrafttretens dieses Gesetzes nach Artikel 10] geltenden Fassung sind
erstmals auf Ertragsteuerinformationsberichte sowie auf Erklarungen nach 8 342d Absatz 2
Nummer 1, 8 342e Absatz 2 Nummer 1 und § 342f Absatz 2 Nummer 1 des Handelsge-
setzbuchs fur ein nach dem 21. Juni 2024 beginnendes Geschaftsjahr anzuwenden. § 317
Absatz 3b und § 322 Absatz 1 des Handelsgesetzbuchs in der jeweils ab dem ... [einset-
zen: Datum des Inkrafttretens dieses Gesetzes nach Artikel 10] geltenden Fassung sind
erstmals anzuwenden auf gesetzliche Abschlussprifungen fur das Geschaftsjahr, das dem
Geschaéftsjahr nach Satz 2 folgt. § 335 Absatz 2 Satz 1 und Absatz 5 Satz 8 sowie § 335a
Absatz 3 Satz 4 des Handelsgesetzbuchs in der jeweils ab dem ... [einsetzen: Datum des
Inkrafttretens dieses Gesetzes nach Artikel 10] geltenden Fassung sind erstmals anzuwen-
den auf Wiedereinsetzungen in den vorigen Stand, die am ... [einsetzen: Datum des In-
krafttretens dieses Gesetzes nach Artikel 10] gewahrt werden.

(2) §271 Absatz 2, die 88 325a, 334 Absatz 1 und 3b, § 335 Absatz 1 und 1b, § 340n
Absatz 3b, die 88 3400, 341n Absatz 3b und § 3410 des Handelsgesetzbuchs in der bis
einschlieB3lich ... [einsetzen: Datum des Tages vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes nach
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Artikel 10] geltenden Fassung sind letztmals anzuwenden auf Rechnungslegungsunterla-
gen flir das vor dem 1. Januar 2024 beginnende Geschaftsjahr. § 335 Absatz 2 Satz 1 und
Absatz 5 Satz 8 sowie § 335a Absatz 3 Satz 4 des Handelsgesetzbuchs in der bis ein-
schliel3lich ... [einsetzen: Datum des Tages vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes nach
Artikel 10] geltenden Fassung sind letztmals anzuwenden auf Wiedereinsetzungen in den
vorigen Stand, die vor dem ... [einsetzen: Datum des Inkrafttretens dieses Gesetzes nach
Artikel 10] gewéhrt werden.*

Artikel 3

Anderung des Unternehmensbasisdatenregistergesetzes

8 5 Absatz 1 Satz 1 Nummer 5 Buchstabe b des Unternehmensbasisdatenregisterge-
setzes vom 9. Juli 2021 (BGBI. | S. 2506) wird wie folgt geandert:

1. In Doppelbuchstabe aa wird die Angabe ,oder § 341y“ durch ein Komma und die An-
gabe ,8 341y oder § 342p“ ersetzt.

2. In Doppelbuchstabe bb wird die Angabe ,§§ 334 oder 341x" durch die Angabe ,§§ 334,
341x oder 3420 ersetzt.

Artikel 4

Anderung des Justizverwaltungskostengesetzes

Die Anlage (Kostenverzeichnis) zum Justizverwaltungskostengesetz vom 23. Juli 2013
(BGBI. I S. 2586, 2655), das zuletzt durch ... geadndert worden ist, wird wie folgt geandert:

1. Nummer 1427 wird wie folgt gefasst:

Nr. Gebihrentatbestand Gebuhrenbetrag

,1427 der Rechnungslegung von Kapitalgesellschaften mit Sitz in einem
anderen Staat durch eine inlandische Zweigniederlassung nach
§ 325a HGB sowie von Unternehmen mit Sitz in einem anderen
Staat durch eine inlandische Zweigniederlassung nach 8§ 3401 Abs.
2 HGB:

a) fur Unterlagen, die im Format Extensible Markup Language (XML)
Obermittelt werden ... 55,00 €

b) fir Unterlagen, die in einem anderen Format Ubermittelt werden. 275,00 €°.

Werden Unterlagen in unterschiedlichen Dateiformaten tibermittelt, wird die
héhere Gebuhr erhoben.

2. In Nummer 1429 wird im Gebuhrentatbestand die Angabe ,§ 12 Abs. 3 Satz 2 PublG*
durch die Angabe ,8 12 Abs. 3 Satz 3 PublG* ersetzt.

3. Nach Nummer 1438 wird folgende Nummer 1439 eingeflgt:

Nr. Gebihrentatbestand Gebuhrenbetrag

,1439 eines Ertragsteuerinformationsberichts nach § 342m HGB............... 220,00 €.
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Artikel 5

Anderung der Unternehmensregisterverordnung

Die Unternehmensregisterverordnung vom 26. Februar 2007 (BGBI. | S. 217), die zu-
letzt durch ... geandert worden ist, wird wie folgt geandert:

8§ 1 Absatz 1 Satz 2 Nummer 3 wird wie folgt gefasst:

113-

bei Datenlibermittiungen gemaf 8§ 11 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 bis 3 in dem
vorgeschriebenen Datenldbermittlungsformat.”

§ 11 Absatz 2 wird wie folgt gedndert:

a) Satz 1 wird wie folgt gefasst:

b)

,Daten im Sinne des § 8b Absatz 2 Nummer 4 des Handelsgesetzbuchs sowie die
Unterlagen, die dauerhaft hinterlegt werden sollen, sind dem Unternehmensregis-
ter unter Verwendung einer von der registerfihrenden Stelle bestimmten, nach
dem Stand der Technik gesicherten Internetverbindung wie folgt elektronisch zu
Ubermitteln:

1.

Jahresfinanzberichte (8 114 des Wertpapierhandelsgesetzes) oder die in
§ 328 Absatz 1 Satz 1 des Handelsgesetzbuchs bezeichneten Rechnungsle-
gungsunterlagen eines Unternehmens, das als Inlandsemittent (§ 2 Absatz 14
des Wertpapierhandelsgesetzes) Wertpapiere (8 2 Absatz 1 des Wertpapier-
handelsgesetzes) begibt: in dem einheitlichen elektronischen Berichtsformat
nach Mal3gabe der Delegierten Verordnung (EU) 2019/815 der Kommission
vom 17. Dezember 2018 zur Erganzung der Richtlinie 2004/109/EG des Eu-
ropaischen Parlaments und des Rates im Hinblick auf technische Regulie-
rungsstandards fur die Spezifikation eines einheitlichen elektronischen Be-
richtsformats (ABI. L 143 vom 29.5.2019, S. 1; L 145 vom 4.6.2019, S. 85), die
zuletzt durch die Delegierte Verordnung (EU) 2022/352 (ABI. L 77 vom
7.3.2022, S. 1) geéndert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung,

Unterlagen der Rechnungslegung einer Kapitalgesellschaft mit Sitz in einem
anderen Staat (8§ 325a des Handelsgesetzbuchs): im nach dem Recht der
Hauptniederlassung maf3geblichen Offenlegungsformat,

Ertragsteuerinformationsberichte (8 342m des Handelsgesetzbuchs): im Er-
stellungsformat (8§ 3421 Absatz 2 des Handelsgesetzbuchs) und

Daten, die nicht von den Nummern 1 bis 3 erfasst werden: im strukturierten
Format Extensible Markup Language (XML).*

In Satz 2 werden die Worter ,Satz 1 Nummer 2“ durch die Worter ,Satz 1 Num-
mer 4“ und die Worter ,im Sinne des § 1 Absatz 1 Satz 2 Nummer 3“ durch die
Worter ,im Sinne des Satzes 1 Nummer 1° ersetzt.
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Artikel 6

Anderung des Aktiengesetzes

Das Aktiengesetz vom 6. September 1965 (BGBI. | S. 1089), das zuletzt durch ... ge-

andert worden ist, wird wie folgt geandert:

1.

In § 170 Absatz 1 Satz 3 werden die Worter ,,und der gesonderte nichtfinanzielle Kon-
zernbericht (8 315b des Handelsgesetzbuchs)® durch ein Komma und die Warter ,der
gesonderte nichtfinanzielle Konzernbericht (§ 315b des Handelsgesetzbuchs), der Er-
tragsteuerinformationsbericht (88 342b, 342c, 342d Absatz 2 Nummer 2 des Handels-
gesetzbuchs) und die Erklarung nach § 342d Absatz 2 Nummer 1 des Handelsgesetz-
buchs® ersetzt.

In 8 171 Absatz 1 Satz 4 werden die Worter ,und den gesonderten nichtfinanziellen
Konzernbericht (8§ 315b des Handelsgesetzbuchs)“ durch ein Komma und die Wdrter
»-den gesonderten nichtfinanziellen Konzernbericht (§ 315b des Handelsgesetzbuchs),
den Ertragsteuerinformationsbericht (88 342b, 342c, 342d Absatz 2 Nummer 2 des
Handelsgesetzbuchs) und die Erklarung nach § 342d Absatz 2 Nummer 1 des Han-
delsgesetzbuchs” ersetzt.

Nach § 283 Nummer 11 wird folgende Nummer 1la eingeflgt:

,11la. die Vorlage eines Ertragsteuerinformationsberichts (88 342b, 342c, 342d Ab-
satz 2 Nummer 2 des Handelsgesetzbuchs) und einer Erklarung nach § 342d Ab-
satz 2 Nummer 1 des Handelsgesetzbuchs;*.

Artikel 7

Anderung des Einfilhrungsgesetzes zum Aktiengesetz

Vor dem Zweiten Abschnitt des Einflihrungsgesetzes zum Aktiengesetz vom 6. Sep-

tember 1965 (BGBI. | S. 1185), das zuletzt durch ... gedndert worden ist, wird folgender
§ 26... [einsetzen: bei der Verkiindung nachster freier Buchstabenzusatz] eingefiigt:

,8 26... [einsetzen: bei der Verkindung nachster freier Buchstabenzusatz]

Ubergangsvorschrift zum Gesetz zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 2021/2101 im Hin-
blick auf die Offenlegung von Ertragsteuerinformationen durch bestimmte Unternehmen

und Zweigniederlassungen

8§ 170 Absatz 1 Satz 3, § 171 Absatz 1 Satz 4 und 8§ 283 Nummer 11a des Aktienge-

setzes in der jeweils ab dem ... [einsetzen: Datum des Inkrafttretens dieses Gesetzes nach
Artikel 10] geltenden Fassung sind erstmals auf Ertragsteuerinformationsberichte und Er-
klarungen nach 8§ 342d Absatz 2 Nummer 1 des Handelsgesetzbuchs fir ein nach dem
21. Juni 2024 beginnendes Geschaftsjahr anzuwenden.*
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Artikel 8

Anderung des SE-Ausfiihrungsgesetzes

Das SE-Ausfuihrungsgesetz vom 22. Dezember 2004 (BGBI. | S. 3675), das zuletzt
durch ... gedndert worden ist, wird wie folgt gedndert:

1. Der Inhaltsiibersicht wird folgende Angabe angefiigt:

,§58  Ubergangsvorschrift zum Gesetz zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 2021/2101 im Hinblick auf die Offenle-
gung von Ertragsteuerinformationen durch bestimmte Unternehmen und Zweigniederlassungen®.

2. Nach § 47 Absatz 4 wird folgender Absatz 4a eingefugt:

»(4a) Absatz 1 Satz 1 und Absatz 3 gelten entsprechend flr einen Ertragsteuerin-
formationsbericht (88 342b, 342c, 342d Absatz 2 Nummer 2 des Handelsgesetzbuchs)
und eine Erklarung nach § 342d Absatz 2 Nummer 1 des Handelsgesetzbuchs.”

3. In 8§53 Absatz 1 Satz 1 werden die Worter ,des § 334 des Handelsgesetzbuchs* durch
die Worter ,des § 334 und des 8§ 3420 des Handelsgesetzbuchs® ersetzt.

4. Folgender § 58 wird angefugt:

”§ 58

Ubergangsvorschrift zum Gesetz zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 2021/2101 im
Hinblick auf die Offenlegung von Ertragsteuerinformationen durch bestimmte Unter-
nehmen und Zweigniederlassungen

8 47 Absatz 4a und § 53 Absatz 1 in der jeweils ab dem ... [einsetzen: Datum des
Inkrafttretens dieses Gesetzes nach Artikel 10] geltenden Fassung sind erstmals auf
Ertragsteuerinformationsberichte und Erklarungen nach 8 342d Absatz 2 Nummer 1

des Handelsgesetzbuchs fur ein nach dem 21. Juni 2024 beginnendes Geschéftsjahr
anzuwenden.”

Artikel 9

Anderung der Wirtschaftspriferordnung

In § 43a Absatz 1 Nummer 9 Buchstabe a der Wirtschaftspriferordnung in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 5. November 1975 (BGBI. | S. 2803), die zuletzt durch ...
geandert worden ist, wird die Angabe ,§ 342 Absatz 1“ durch die Angabe ,§ 342q Absatz 1*
ersetzt.

Artikel 10

Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkiindung in Kraft.
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Begrindung

A. Allgemeiner Teil

l. Zielsetzung und Notwendigkeit der Regelungen

Die Regelungen dienen Uberwiegend der Umsetzung der Richtlinie (EU) 2021/2101 des
Europaischen Parlaments und des Rates vom 24. November 2021 zur Anderung der Richt-
linie 2013/34/EU im Hinblick auf die Offenlegung von Ertragsteuerinformationen durch be-
stimmte Unternehmen und Zweigniederlassungen (ABI. L 429 vom 1.12.2021, S. 1) in das
deutsche Recht. Die Umsetzung hat bis zum 22. Juni 2023 zu erfolgen.

Die Richtlinie (EU) 2021/2101 zielt darauf ab, Ertragsteuerinformationen multinationaler
umsatzstarker Unternehmen und Konzerne, die in der Europaischen Union entweder an-
sassig sind oder aber Tochterunternehmen oder Zweigniederlassungen einer bestimmten
GroRRe haben, transparent zu machen. Die Berichterstattung tber Ertragsteuerinformatio-
nen hat aufgeschlisselt nach EU-Mitgliedstaaten und bestimmten weiteren Steuerhoheits-
gebieten, in denen eine Geschéftstatigkeit ausgelbt wird, zu erfolgen. Dadurch soll eine
informierte offentliche Debatte dartiber ermdglicht werden, ob die in der Europaischen
Union tatigen multinationalen Unternehmen und Konzerne ihren Beitrag zum Gemeinwohl
durch Steuerzahlungen auch dort leisten, wo sie tatig sind und ihre Gewinne erwirtschaften.
Investoren, Beschaftigte, offentliche Institutionen, die Zivilgesellschaft und allgemein die in-
teressierte Offentlichkeit sollen sich ein Bild von der Besteuerung dieser Unternehmen und
Konzerne machen kénnen. Das soll die Verantwortung der Unternehmen und Konzerne
zum Wohle der Allgemeinheit fordern und auch dazu beitragen, das Vertrauen der Biirge-
rinnen und Burger in die Fairness der nationalen Steuersysteme zu starken (Erwagungs-
grinde 2, 3, 8 und 19 der Richtlinie (EU) 2021/2101). Indem die in der Richtlinie (EU)
2021/2101 vorgesehene Berichterstattung Uber Ertragsteuerinformationen die Tatigkeit
multinationaler Unternehmen transparenter macht, leistet sie einen Beitrag zur Erreichung
der Ziele 12 und 16 der Agenda 2030 fiir nachhaltige Entwicklung.

Die Richtlinie (EU) 2021/2101 erganzt insoweit die u. a. flr bestimmte Kreditinstitute im
europdischen Aufsichtsrecht bereits verankerte Pflicht zur offentlichen l&anderbezogenen
Berichterstattung tber Ertragsteuerinformationen. Sie flgt hierzu in die Bilanzrichtlinie ein
neues Kapitel 10a ein, das sich an die Vorgaben in Kapitel 10 zur 6ffentlichen landerbezo-
genen Berichterstattung lGiber Zahlungen an staatliche Stellen fiir bestimmte Unternehmen
in der holz- und mineralgewinnenden Industrie anschlie3t (Bilanzrichtlinie: Richtlinie
2013/34/EU des Européaischen Parlaments und des Rates vom 26. Juni 2013 tiber den Jah-
resabschluss, den konsolidierten Abschluss und damit verbundene Berichte von Unterneh-
men bestimmter Rechtsformen und zur Anderung der Richtlinie 2006/43/EG des Europai-
schen Parlaments und des Rates und zur Aufhebung der Richtlinien 78/660/EWG und
83/349/EWG (ABI. L 182 vom 29.6.2013, S. 19)). Die Pflicht zur 6ffentlichen l&nderbezoge-
nen Berichterstattung nach der Bilanzrichtlinie tritt neben die Pflicht zur landerbezogenen
Berichterstattung gegeniber der Finanzverwaltung nach MaflRgabe der EU-Amtshilferichtli-
nie (Richtlinie 2011/16/EU des Rates vom 15. Februar 2011 iber die Zusammenarbeit der
Verwaltungsbehorden im Bereich der Besteuerung und zur Aufhebung der Richtlinie
77/799/EWG (ABI. L 64 vom 11.3.2011, S. 1; L 31 vom 1.2.2019, S. 108), die zuletzt durch
die Richtlinie (EU) 2021/514 (ABI. L 104 vom 25.3.2021, S. 1) geandert worden ist), die in
§ 138a der Abgabenordnung (AO) umgesetzt ist.

Die Umsetzung der Richtlinie (EU) 2021/2101 soll zum Anlass genommen werden, im Ein-
klang mit der Gesellschaftsrechtsrichtlinie die Publizitat von Rechnungslegungsunterlagen
auslandischer Kapitalgesellschaften, die im Inland Uber Zweigniederlassungen tatig sind,
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zu starken (Gesellschaftsrechtsrichtlinie: Richtlinie (EU) 2017/1132 des Europaischen Par-
laments und des Rates vom 14. Juni 2017 Uber bestimmte Aspekte des Gesellschaftsrechts
(ABI. L 169 vom 30.6.2017, S. 46; L 20 vom 24.1.2020, S. 24), die zuletzt durch die Verord-
nung (EU) 2021/23 (ABI. L 22 vom 22.1.2021, S. 1) ge&ndert worden ist).

AuRRerdem soll die Verbunddefinition in § 271 Absatz 2 des Handelsgesetzbuchs (HGB),
die im Schrifttum vielfach als schwer verstandlich und lickenhaft kritisiert wird, neu gefasst
werden.

Mit dem vorliegenden Entwurf soll auch die durch das Gesetz zur Anderung des Handels-
gesetzbuchs vom 4. Oktober 2013 (BGBI. | S. 3746) eingeflihrte Rechtsbeschwerdemaog-
lichkeit fur das Bundesamt fur Justiz gegen Entscheidungen des Landgerichts im Ord-
nungsgeldverfahren passgenau fortentwickelt werden. Das Bundesamt fiir Justiz soll auch
die praktisch bedeutsamen Rechtsfragen im Zusammenhang mit dem Verschuldenserfor-
dernis in § 335 Absatz 5 Satz 1 HGB einer obergerichtlichen Klarung zufiihren und so eine
weitere Vereinheitlichung der Rechtsprechung ermdglichen kénnen.

1. Wesentlicher Inhalt des Entwurfs

Zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 2021/2101 soll der Vierte Abschnitt des Dritten Buchs
des HGB um einen Vierten Unterabschnitt erganzt werden.

Der Unterabschnitt fuhrt fir bestimmte im Inland ansassige konzernunverbundene Unter-
nehmen und oberste Mutterunternehmen die Pflicht zur Erstellung und Offenlegung eines
Ertragsteuerinformationsberichts ein, wenn die Umsatzerlose respektive Konzernumsatzer-
|6se in zwei aufeinander folgenden Geschaftsjahren jeweils einen Betrag von 750 Millionen
Euro Ubersteigen (8§ 342b Absatz 1 HGB-E, § 342c Absatz 1 HGB-E, § 342m Absatz 1
HGB-E). Ausgenommen sind CRR-Kreditinstitute und Grof3e Wertpapierinstitute, wenn sie
nach den einschlagigen aufsichtsrechtlichen Vorgaben einen landerbezogenen Bericht ver-
offentlichen (8 342b Absatz 2 HGB-E, § 342c Absatz 2 HGB-E). Bei auRerhalb des Euro-
paischen Wirtschaftsraums (EWR) — also in einem Drittstaat — ansassigen konzernunver-
bundenen Unternehmen und obersten Mutterunternehmen, die vergleichbar umsatzstark
und im Inland Uber ein mittelgrof3es oder groRes Tochterunternehmen oder eine Zweignie-
derlassung vergleichbarer Grof3e tatig sind, soll der Ertragsteuerinformationsbericht von je-
nem Tochterunternehmen respektive jener Zweigniederlassung beschafft und offengelegt
werden muissen (8 342d Absatz 1 HGB-E, § 342e Absatz 1 HGB-E, § 342f Absatz 1 HGB-
E, 8§ 342m Absatz 2 Satz 1 und Absatz 3 Satz 1 HGB-E). Sofern ein gesetzeskonformer
Bericht von dem Drittstaats-Unternehmen nicht erlangt werden kann, hat das Tochterunter-
nehmen respektive die Zweigniederlassung eine entsprechende Erklarung und selbst einen
Ertragsteuerinformationsbericht mit den vorhandenen Angaben zu erstellen und offenzule-
gen (8 342d Absatz 2 HGB-E, § 342e Absatz 2 HGB-E, § 342f Absatz 2 HGB-E, § 342m
Absatz 2 Satz 2 und Absatz 3 Satz 2 HGB-E). Zu diesem Zweck werden bestimmte im In-
land ansassige grof3e und mittelgrof3e Tochterunternehmen von in einem Drittstaat ansas-
sigen obersten Mutterunternehmen ebenso in den Anwendungsbereich einbezogen wie Ka-
pitalgesellschaften mit Sitz in einem Drittstaat, die konzernunverbunden sind oder zu einem
Konzern mit in einem Drittstaat ansassigen obersten Mutterunternehmen gehdren, und im
Inland eine Zweigniederlassung vergleichbarer Grof3e haben.

Der neue Unterabschnitt soll au3erdem Vorgaben zu Inhalt und Form der Berichte enthal-
ten, unter anderem zu den Pflichtangaben (8 342h HGB-E und § 342 HGB-E) und zum
landerbezogenen Ausweis der Angaben (8 342i HGB-E). Vorgesehen ist auch eine Rege-
lung, die es den Berichterstellern ermdglicht, bei entsprechender Begriindung Angaben, die
den betroffenen Unternehmen einen erheblichen Nachteil zufligen wirden, zeitweise nicht
zu berichten (8 342k HGB-E). Hinsichtlich des zu verwendenden Formblatts und der zul&s-
sigen maschinenlesbaren elektronischen Berichtsformate verweist § 342] HGB-E auf die
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Vorgaben in einem Durchfiihrungsrechtsakt der Europdischen Kommission, der noch zu
erlassen sein wird.

Flankierend sollen Buf3geldvorschriften zur Ahndung von Verstéf3en (8 3420 HGB-E) sowie
Ordnungsgeldvorschriften zur Durchsetzung der Offenlegungspflichten (8§ 342p HGB-E)
eingefiihrt werden.

Zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 2021/2101 soll auch das Recht der Abschlussprifung
im Dritten Unterabschnitt des Zweiten Abschnitts des Dritten Buchs des HGB punktuell an-
gepasst werden. Die Jahresabschlussprifung soll kiinftig auch die Prifung umfassen, ob
die zu prifende Gesellschaft zur Offenlegung eines Ertragsteuerinformationsberichts ver-
pflichtet war und, bejahendenfalls, ob die Offenlegung erfolgte (8§ 317 Absatz 3b HGB-E).
Uber das Ergebnis der Priifung soll in einem besonderen Abschnitt des Bestatigungsver-
merks berichtet werden muissen (8§ 322 Absatz 1 Satz 4 HGB-E).

Dartiber hinaus soll durch Anderungen im Aktiengesetz (AktG) und SE-Ausfiihrungsgesetz
(SEAG) geregelt werden, dass der Aufsichtsrat respektive das Aufsichts- oder Verwaltungs-
organ kinftig auch den Ertragsteuerinformationsbericht prifen muss.

Folgende weitere Anderungen, die teilweise in einem sachlichen Zusammenhang mit den
Neuregelungen infolge der Umsetzung der Richtlinie (EU) 2021/2101 stehen, sind hervor-
zuheben:

— Die Offenlegungspflicht nach § 325a HGB soll erweitert werden auf inlandische Zweig-
niederlassungen von Kapitalgesellschaften, die ihren Sitz in einem Drittstaat haben.
Dadurch soll eine Publizitatsliicke geschlossen und die Prifung erleichtert werden, ob
eine Pflicht zur Ertragsteuerinformationsberichterstattung besteht.

— Die Verbunddefinition des § 271 Absatz 2 HGB soll im Einklang mit Artikel 2 Num-
mer 12 der Bilanzrichtlinie und im Lichte des besonderen Interesses der Abschlussad-
ressaten an einer Offenlegung der Verbundbeziehungen klarer und weiter gefasst wer-
den. Fur die Zugehdrigkeit zu einem handelsbilanzrechtlichen Unternehmensverbund
soll kiinftig nur noch maRgeblich sein, ob zwischen den Unternehmen ein Mutter-Toch-
ter-Verhéaltnis im Sinne des § 290 Absatz 1 Satz 1 und Absatz 2 bis 4 HGB besteht.

— Die handelsbilanzrechtlichen Bul3geld- und Ordnungsgeldvorschriften sollen punktuell
angepasst werden. In Beschwerdeverfahren gegen Entscheidungen des Bundesamts
fur Justiz im Ordnungsgeldverfahren soll dem Landgericht erméglicht werden, die
Rechtsbeschwerde des Bundesamts flrr Justiz auch gegen eine vom Landgericht ge-
wahrte Wiedereinsetzung in die Sechswochenfrist nach § 335 Absatz 4 Satz 1 HGB
zur Erfullung der gesetzlichen Offenlegungspflicht zuzulassen (8 335a Absatz 3 Satz 4
HGB-E).

M. Alternativen

Keine.

V. Gesetzgebungskompetenz

Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes folgt aus Artikel 74 Absatz 1 Nummer 11 des
Grundgesetzes (GG) — Recht der Wirtschaft. Soweit Bu3geldvorschriften geschaffen oder
geadndert werden, folgt die Gesetzgebungskompetenz aus Artikel 74 Absatz 1 Nummer 1
GG - Strafrecht. Soweit es die Anderung des § 335a Absatz 3 Satz 4 HGB betrifft, folgt die
Gesetzgebungskompetenz ebenfalls aus Artikel 74 Absatz 1 Nummer 1 GG — gerichtliches
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Verfahren. Eine bundesgesetzliche Regelung ist erforderlich, weil die im Entwurf angespro-
chenen Fragen der Berichterstattung von Unternehmen in zentralen Punkten die Rechts-
und Wirtschaftseinheit im Bundesgebiet bertihren und der Entwurf insoweit die Weiterent-
wicklung bestehender bundesgesetzlicher Kodifikationen zum Gegenstand hat (Artikel 72
Absatz 2 GG). Das Gesetz dient der Geltung gleicher Normen im Bundesgebiet und folglich
der Wahrung der Rechtseinheit. Da das die Berichterstattung von Unternehmen regelnde
Bilanzrecht bereits bundesrechtlich geregelt ist und es um die Fortentwicklung dieses
Rechts geht, kommt nur eine bundesgesetzliche Regelung in Betracht und keine landesge-
setzliche Regelung. Auch zur Wahrung der Wirtschaftseinheit sind die vorgelegten Rege-
lungen erforderlich, weil abweichende Landerregelungen erhebliche Nachteile fir die Ge-
samtwirtschaft mit sich brachten.

V. Vereinbarkeit mit dem Recht der Europaischen Union und vdlkerrechtlichen
Vertragen

Der Entwurf ist vereinbar mit dem EU-Recht und mit volkerrechtlichen Vertrégen, die die
Bundesrepublik Deutschland abgeschlossen hat.

VI. Gesetzesfolgen
1. Rechts- und Verwaltungsvereinfachung

Der Entwurf tréagt zur Rechtsvereinfachung bei. Durch die Neufassung der Verbunddefini-
tion in § 271 Absatz 2 HGB wird die Verstandlichkeit der Vorschrift erhdht. Die Erweiterung
der Rechtsbeschwerdemoglichkeit fir das Bundesamt fiir Justiz soll eine einheitliche
Rechtsauslegung bei den praktisch bedeutsamen Rechtsfragen im Zusammenhang mit
dem Verschuldenserfordernis im Ordnungsgeldverfahren beférdern.

2. Nachhaltigkeitsaspekte

Der Entwurf steht im Einklang mit den Leitgedanken der Bundesregierung zur nachhaltigen
Entwicklung im Sinne der Deutschen Nachhaltigkeitsstrategie, die der Umsetzung der
Agenda 2030 fur nachhaltige Entwicklung der Vereinten Nationen dient. Indem der Entwurf
eine Pflicht zur Erstellung und Offenlegung eines Ertragsteuerinformationsberichts vorsieht,
leistet er einen Beitrag zur Verwirklichung des nachhaltigen Entwicklungsziels 12 ,Nachhal-
tige Konsum- und Produktionsmuster sicherstellen®. Denn dieses Nachhaltigkeitsziel ver-
langt in Unterziel 6, insbesondere grof3e und transnationale Unternehmen dazu zu ermuti-
gen, nachhaltige Verfahren einzufiihren und in ihre Berichterstattung Nachhaltigkeitsinfor-
mationen aufzunehmen. Die Berichterstattung Uber Ertragsteuerinformationen soll die
Transparenz und Verantwortung umsatzstarker multinationaler Unternehmen und Kon-
zerne zum Wohle der Allgemeinheit fordern (siehe oben unter I.). Indem die Berichterstat-
tung Uber Ertragsteuerinformationen die praktische Anwendung unternehmensrechtlicher
Regelungen durch multinationale Unternehmen und Konzerne nachvollziehbar macht, tragt
sie auch dazu bei, im Sinne des nachhaltigen Entwicklungsziels 16 ,Friedliche und inklusive
Gesellschaften fur eine nachhaltige Entwicklung fordern, allen Menschen Zugang zur Justiz
ermoglichen und leistungsfahige, rechenschaftspflichtige und inklusive Institutionen auf al-
len Ebenen aufbauen® die Transparenz von Institutionen zu starken. Der Entwurf folgt damit
den Prinzipien der Deutschen Nachhaltigkeitsstrategie ,(1.) Nachhaltige Entwicklung als
Leitprinzip konsequent in allen Bereichen und bei allen Entscheidungen anwenden® und
»(4.) Nachhaltiges Wirtschaften starken®.

3. Haushaltsausgaben ohne Erfillungsaufwand

Im Geschéaftsbereich des Bundesministeriums der Justiz entstehen beim Bundesamt fir
Justiz im Haushaltsjahr 2025 einmalige sachliche Mehrausgaben in Hohe von 100 000 Euro
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fur die Anpassung der Software im Ordnungsgeldverfahren und der Schnittstelle zum Un-
ternehmensregister sowie ab dem Haushaltsjahr 2026 ein jahrlicher Personalmehrbedarf
von 0,5 Vollzeitaquivalenten im mittleren Dienst (A 9m) fur die Durchfiihrung von zusatzli-
chen Ordnungsgeld- und BulR3geldverfahren, mithin Personalmehrausgaben in Héhe von
33 375 Euro. Den Mehrausgaben stehen voraussichtlich in mindestens gleicher Hohe
Mehreinnahmen fur den Bundeshaushalt in Ordnungsgeld- und BuRRgeldverfahren gegen-
tber. Der Mehrbedarf an Sach- und Personalmitteln soll finanziell und stellenmé&gig im Ein-
zelplan 07 ausgeglichen werden. Uber Einzelheiten zur Deckung des Mehrbedarfs wird im
Rahmen kommender Haushaltsaufstellungsverfahren zu entscheiden sein.

Dem Land Nordrhein-Westfalen kann ein geringfugiger jahrlicher Mehrbedarf entstehen
durch zusatzliche Rechtsbeschwerdeverfahren vor dem Oberlandesgericht Kéln sowie
durch zusatzliche Beschwerdeverfahren vor dem Landgericht Bonn gegen Ordnungs-
geldentscheidungen des Bundesamts fur Justiz zur Durchsetzung der erweiterten respek-
tive neu eingefuhrten Offenlegungspflichten.

Im Ubrigen werden fiir Lander und Kommunen keine Haushaltsausgaben verursacht.

4. Erfullungsaufwand

a) Erfullungsaufwand fur Blrgerinnen und Birger

Es entsteht kein Erfullungsaufwand fir die Burgerinnen und Birger.

b) Erfillungsaufwand fir die Wirtschaft

Fur die Wirtschaft ergeben sich die nachstehenden Erfullungsaufwandséanderungen:

Vorgabe/ Paragraph; Jahrlicher | Einmaliger
Prozess (P) | Bezeichnung der Vorgabe; Erfullungs- | Erfullungs-
Art der Vorgabe aufwand aufwand
(in Tsd. (in Tsd.
Euro) Euro)
4.2.1 (P) § 317 Absatz 3b HGB-E; 12 775 0

Jahresabschlusspriifung — Prifung des Beste-
hens einer Pflicht zur Offenlegung eines Ertrag-
steuerinformationsberichts;

Weitere Vorgabe

4.2.1 (P) § 322 Absatz 1 Satz 4 HGB-E; 2 869 0
Jahresabschlussprifung — Mitteilung des Er-
gebnisses der Prufung nach § 317 Absatz 3b
HGB-E im Bestatigungsvermerk;
Informationspflicht

4.2.2 § 325a HGB-E; 171 0
Offenlegung von Rechnungslegungsunterlagen
bei inlandischen Zweigniederlassungen von
Kapitalgesellschaften mit Sitz in einem Dritt-
staat;

Informationspflicht

4.2.3 88 342b bis 342f, 342m und 342n HGB-E; 491 666
Erstellung und Offenlegung eines Ertragsteuer-
informationsberichts;

Informationspflicht
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4.2.4 (P) § 171 Absatz 1 Satz 4 AktG-E, auch in Verbin- | 350 0
dung mit § 52 Absatz 1 GmbHG oder mitbe-
stimmungsrechtlichen Vorschriften oder mit Ar-
tikel 9 Absatz 1 Buchstabe c Ziffer ii der SE-
Verordnung oder mit § 47 Absatz 3 SEAG und

8 47 Absatz 4a SEAG-E;

Pflicht des Aufsichtsrats respektive Verwal-
tungs- oder Aufsichtsorgans zur Prifung des
Ertragsteuerinformationsberichts;

Weitere Vorgabe
§ 171 Absatz 2 AktG, auch in Verbindung mit
§ 52 Absatz 1 GmbHG oder mitbestimmungs-
rechtlichen Vorschriften oder mit Artikel 9 Ab-
satz 1 Buchstabe c Ziffer ii der SE-Verordnung
oder mit 8 47 Absatz 3 SEAG und § 47 Ab-
satz 4a SEAG-E;
Pflicht des Aufsichtsrats respektive Verwal-
tungs- oder Aufsichtsorgans zur Berichterstat-
tung Uber das Ergebnis der Prufung des Ertrag-
steuerinformationsberichts;
Informationspflicht/Weitere Vorgabe

Summe (in Tsd. Euro)
davon aus Informationspflichten (in Tsd. Euro)

4.2.4 (P)

666
666

16 656
3531

Prozess 4.2.1 (Weitere Vorgabe und Informationspflicht): Jahresabschlussprifung —
Prifung des Bestehens einer Pflicht zur Offenlegung eines Ertragsteuerinformati-
onsberichts und Mitteilung des Ergebnisses der Prufung im Bestatigungsvermerk;
§ 317 Absatz 3b und § 322 Absatz 1 Satz 4 HGB-E

Veranderung des jahrlichen Erfullungsaufwands:

Fallzahl Zeitaufwand Lohnsatz pro | Sachkosten pro | Personalkosten Sachkosten
pro Fall (in Mi- | Stunde (in | Fall (in Euro) (in Tsd. Euro) (in Tsd. Euro)
nuten) Euro)

42 500 0 0 300,00 0 12 750

550 0 0 45,00 0 25

42 500 0 0 67,50 0 2869

Anderung des Erfiillungsaufwands (in Tsd. Euro) 15 644

Der Regelungsentwurf sieht vor, dass der Abschlusspriifer des Jahresabschlusses im Rah-
men der Prufung zu beurteilen hat, ob die Gesellschaft erstens fur das Geschéftsjahr, das
demjenigen Geschaftsjahr vorausging, fur dessen Schluss der zu prifende Jahresab-
schluss aufgestellt wird, zur Offenlegung eines Ertragsteuerinformationsberichts verpflich-
tet war (Weitere Vorgabe — § 317 Absatz 3b Nummer 1 HGB-E) und zweitens, ob die Of-
fenlegung erfolgte (Weitere Vorgabe — § 317 Absatz 3b Nummer 2 HGB-E). Uber das Er-
gebnis der Prifung soll in einem besonderen Abschnitt des Bestatigungsvermerks berichtet
werden missen (Informationspflicht — 8 322 Absatz 1 Satz 4 HGB-E). Die Vorgaben bilden
einen Prozess.

Nach Auskunft der Wirtschaftspriferkammer sind ihr aufgrund von statistischen Auswertun-
gen der Offenlegungen im Bundesanzeiger zum Jahre 2021 rund 42 500 auf handelsrecht-
licher Grundlage geprtifte Jahresabschlisse bekannt geworden.
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Die Pflicht zur Offenlegung eines Ertragssteuerinformationsberichts kann sich fur die ge-
pruften Gesellschaften aus § 342m Absatz 1 oder 2 HGB-E ergeben. Dessen Vorausset-
zungen wird der Abschlussprifer mit Unternehmensdaten abzugleichen haben, die er im
Rahmen der Abschlussprifung ohnehin prifen muss (etwa die Hohe der Umsatzerlése o-
der Angaben zur Konzernverflechtung) oder die er gesondert erhebt, ob etwa im Falle einer
grundsatzlichen Berichtspflicht ein Befreiungstatbestand gemal § 342b Absatz 2, § 342c
Absatz 2 oder § 342d Absatz 3 HGB-E vorlag.

Beteiligte Institutionen aus dem Bereich der Wirtschaftsprifung haben angegeben, der Zeit-
aufwand fur die neue Prifpflicht sei vom Einzelfall abhangig, aber insgesamt als bedeutsam
anzusehen; einen konkreten Zeitaufwand haben diese Beteiligten aber nicht mitgeteilt. Da-
her wird anhand der Zeitwerttabelle der Wirtschaft (vergleiche Anhang V des Leitfadens zur
Ermittlung und Darstellung des Erfullungsaufwands in Regelungsvorhaben der Bundesre-
gierung, nachfolgend: Leitfaden) ein Zeitaufwand von vier Stunden pro Prifung angenom-
men (Standardaktivitaten 1, 2 und 5 in hoher Komplexitat), wenn ein Abschlussprifer fir
ein Unternehmen erstmalig eine Prufung vornimmt. Fur Prifungen der Folgejahre bei Fort-
fihrung der Mandantschaft wird angenommen, dass sich der Zeitaufwand auf zwei Stunden
reduziert. Es wird angenommen, dass Abschlussprifer in der Regel fur zehn Jahre wieder
bestellt werden — das entspricht der Hochstfrist gemaf Artikel 17 Absatz 1 der Verordnung
(EU) Nr. 537/2014 des Européaischen Parlaments und des Rates vom 16. April 2014 Uber
spezifische Anforderungen an die Abschlussprufung bei Unternehmen von 6ffentlichem In-
teresse und zur Aufhebung des Beschlusses 2005/909/EG der Kommission (ABI. L 158
vom 27.5.2014, S. 77; L 170 vom 11.6.2014, S. 66 — Abschlusspruferverordnung). Unter
diesen Annahmen betragt der durchschnittliche Zeitaufwand einer Prifung — hergeleitet
uber einen Zehnjahreszyklus (eine ,Neuprifung“ a vier Stunden und neun ,Folgeprifungen®
a zwei Stunden) — rund zweieinviertel Stunden. Nach internen Standardwerten des Statis-
tischen Bundesamts werden fir Aufwande im Rahmen der Jahresabschlussprifung 135
Euro als Honorar auf Basis einer Stundenplanung angesetzt. Insofern ist flr eine geprifte
Gesellschaft von zusatzlichen jahrlichen Sachkosten in Hohe von rund 300 Euro auszuge-
hen. Ausgehend von 42 500 auf handelsrechtlicher Grundlage gepriiften Jahresabschlis-
sen ist bei Ansatz der dargestellten Parameter von jahrlichen Sachkosten in H6he von rund
12,75 Millionen Euro auszugehen.

Falls die Prifung in dem ersten Schritt ergab, dass die Gesellschaft zur Offenlegung eines
Ertragsteuerinformationsberichts verpflichtet war, ist gemaR 8§ 317 Absatz 3b Num-
mer 2 HGB-E in einem zweiten Schritt zu prufen, ob die Offenlegung erfolgte — eine inhalt-
liche Prifpflicht sieht der Regelungsentwurf nicht vor.

Es wird angenommen, dass etwa 550 der geschéatzt 600 insgesamt zur Erstellung und Of-
fenlegung eines Ertragsteuerinformationsberichts verpflichteten Gesellschaften (siehe dazu
Vorgabe 4.2.3) in Deutschland der Abschlussprifung unterliegen. Fir Drittstaats-Kapital-
gesellschaften gelten die § 316 ff. HGB grundsatzlich nicht.

Der Zeitaufwand wird auf 20 Minuten pro Prifung geschétzt (vergleiche Leitfaden An-
hang V, Standardaktivitaten 2 und 5, mittlere Komplexitat). Bei einem Honorar in Hohe von
135 Euro je Stunde, entstehen je Gesellschaft jahrlich zusatzliche Sachkosten in Héhe von
45 Euro. Insgesamt erhéhen sich die jahrlichen Sachkosten um knapp 25 000 Euro.

Unabhangig davon, ob die geprufte Gesellschaft zur Offenlegung eines Ertragsteuerinfor-
mationsberichts verpflichtet ist, ist gemaR § 322 Absatz 1 Satz 4 HGB-E tiber das Ergebnis
der Prifung in einem besonderen Abschnitt des Bestatigungsvermerks zu berichten. Hierfur
wird ein Zeitaufwand von 30 Minuten angenommen (vergleiche Leitfaden Anhang V, Stan-
dardaktivitat 3, hohe Komplexitat). Bei einem Honorar von 135 Euro je Stunde entstehen je
geprifter Gesellschaft zusatzliche jahrliche Sachkosten in Héhe von 67,50 Euro. Bei insge-
samt 42 500 Prifungen pro Jahr entstehen jahrliche Sachkosten in Hohe von knapp 2,9
Millionen Euro. Diese fallen als Birokratiekosten aus Informationspflichten an.
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Insgesamt erhéht sich der jahrliche Erfillungsaufwand aus dem betrachteten Prozess um
rund 15,6 Millionen Euro. Davon entfallen 2,9 Millionen Euro auf Blrokratiekosten aus In-
formationspflichten.

Vorgabe 4.2.2 (Informationspflicht): Offenlegung von Rechnungslegungsunterlagen
bei inlandischen Zweigniederlassungen von Kapitalgesellschaften mit Sitz in einem
Drittstaat; § 325a HGB-E

Veranderung des jahrlichen Erfullungsaufwands:

Fallzahl Zeitaufwand Lohnsatz pro | Sachkosten pro | Personalkosten Sachkosten
pro Fall (in Mi- | Stunde (in | Fall (in Euro) (in Tsd. Euro) (in Tsd. Euro)
nuten) Euro)

3900 45 58,40 0 171 0

Anderung des Erfiillungsaufwands (in Tsd. Euro) 171

Der Regelungsentwurf sieht eine Erweiterung des Kreises der nach § 325a HGB offenle-
gungspflichtigen Gesellschaften vor. Bislang unterliegen nur inlandische Zweigniederlas-
sungen von Kapitalgesellschaften mit Sitz in einem anderen Mitgliedstaat oder EWR-Ver-
tragsstaat der Offenlegungspflicht. Der Entwurf sieht vor, dass kiinftig auch inlandische
Zweigniederlassungen von Kapitalgesellschaften mit Sitz in einem Staat auf3erhalb des
EWR, also in einem Dirittstaat, dieser Pflicht unterliegen (§ 325a Absatz 1 Satz 1 HGB-E).
Bestehen mehrere inlandische Zweigniederlassungen, muss gemafl 8§ 325a Absatz 1
Satz 2 HGB nur eine Zweigniederlassung die Rechnungslegungsunterlagen offenlegen und
ist bei den dbrigen inlandischen Zweigniederlassungen die Pflicht zur Offenlegung geman
§ 325a Absatz 1 Satz 3 HGB auf Angaben zu der der Offenlegungspflicht nachkommenden
Zweigniederlassung beschrank.

Auf Basis der Daten der Bundesanzeiger Verlag GmbH kann geschéatzt werden, dass es in
Deutschland rund 3 900 inlandische Zweigniederlassungen von Kapitalgesellschaften mit
Hauptniederlassung in einem Drittstaat gibt.

Fur die Erfillung der Offenlegungspflicht wird angenommen, dass ein Zeitaufwand von rund
45 Minuten anfallt (vergleiche Leitfaden Anhang V, Standardaktivitaten 2, 5 und 7 in mittle-
rer Komplexitat sowie 8 in hoher Komplexitat). Dieser umfasst die Arbeitsschritte der Be-
schaffung der nach dem Recht der Hauptniederlassung offengelegten Rechnungslegungs-
unterlagen innerhalb des Unternehmens respektive der notwendigen Angaben zu der
Zweigniederlassung, die diese Rechnungslegungsunterlagen bereits in Deutschland offen-
gelegt hat, sowie jeweils deren Priifung, Aufbereitung und Ubermittlung an das Unterneh-
mensregister. Dabei ist zu berlcksichtigen, dass die Rechnungslegungsunterlagen dem
Unternehmensregister in dem nach dem Recht der Hauptniederlassung maf3geblichen Of-
fenlegungsformat zu tbermitteln sind, was den Aufbereitungsaufwand insoweit stark be-
grenzen dirfte. Es wird angenommen, dass Kosten fiir Ubersetzungen in der Regel nicht
anfallen. GemaR § 325a Absatz 1 Satz 5 Nummer 1 HGB ist die Ubermittlung der Unterla-
gen in englischer Sprache zul&ssig ist. Solche Unterlagen werden nicht nur bei Kapitalge-
sellschaften mit Sitz in einem englischsprachigen Drittstaat, sondern vielfach auch bei an-
deren grenziberschreitend tatigen Drittstaats-Kapitalgesellschaften vorliegen, um Anforde-
rungen von beispielsweise Investoren oder Glaubigern zu entsprechen. Jedenfalls wéare
gemal § 325a Absatz 1 Satz 5 Nummer 2 und 3 HGB aber auch eine Ubermittlung in der
Originalsprache des Sitzstaates (dann in beglaubigter oder bescheinigter Abschrift) zulas-

sig.

Bei einem Lohnsatz von 58,40 Euro je Stunde (vergleiche Leitfaden Anhang VII, Wirt-
schaftszweig A-S ohne O, hohes Qualifikationsniveau), ergeben sich insgesamt zusétzliche
jéahrliche Personalkosten in H6he von rund 171 000 Euro.
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Weitere Kosten ergeben sich insoweit aus den fur die Einstellung in das Unternehmensre-
gister anfallenden Gebuhren (siehe unter Ziffer 5.).

Vorgabe 4.2.3 (Informationspflicht): Erstellung und Offenlegung eines Ertragsteuer-
informationsberichts; §8 342b bis 342f, 342m und 342n HGB-E

Veranderung des jahrlichen Erfullungsaufwands:

Fallzahl Zeitaufwand Lohnsatz pro | Sachkosten pro | Personalkosten Sachkosten
pro Fall (in Mi- | Stunde (in | Fall (in Euro) (in Tsd. Euro) (in Tsd. Euro)
nuten) Euro)

600 840 58,40 0 491 0

Anderung des Erfiillungsaufwands (in Tsd. Euro) 491

Veréanderung des einmaligen Erfullungsaufwands:

Fallzahl Zeitaufwand Lohnsatz pro | Sachkosten pro | Personalkosten Sachkosten
pro Fall (in Mi- | Stunde (in | Fall (in Euro) (in Tsd. Euro) (in Tsd. Euro)
nuten) Euro)

600 1140 58,40 0 666 0

Anderung des Erfiillungsaufwands (in Tsd. Euro) 666

Durch die 88 342b bis 342f, 342m und 342n HGB-E wird fUr bestimmte Gesellschaften eine
Pflicht zur Erstellung und Offenlegung eines Ertragsteuerinformationsberichts eingefuhrt.

Es existieren keine amtlichen oder nichtamtlichen Statistiken zu der Anzahl der ertragsteu-
erinformationsberichtspflichtigen Gesellschaften. Ihre Zahl kann daher nur auf Basis von
Daten der Bundesanzeiger Verlag GmbH geschatzt und zum Teil mit Daten der Finanzver-
waltung abgeglichen werden. Dabei ist davon auszugehen, dass

— der Grof3teil auf inlandische oberste Mutterunternehmen gemaf § 342c HGB-E entfallt,

—die Falle des 8 342b HGB-E und § 342e HGB-E (unverbundene Unternehmen) sehr selten
sind, da Unternehmen mit Umsatzerldsen uber 750 Millionen Euro in aller Regel konzern-
verbunden sein dirften, und

—auch die Falle des § 342d HGB-E und § 342f HGB-E (Drittstaatskonzerne mit inlandischen
Tochterunternehmen oder Zweigniederlassungen) selten sein dirften, zumal nur Tochter-
unternehmen und Zweigniederlassungen einer bestimmten Grofe berichtspflichtig sind und
vielfach auch eine Befreiung wegen freiwilliger Veréffentlichung durch das Drittstaats-Mut-
terunternehmen gemal 8§ 342d Absatz 3 HGB-E und § 342f Absatz 3 HGB-E vorliegen
darfte.

Es wird geschatzt, dass insgesamt ungefahr 600 Gesellschaften der neuen Ertragsteuerin-
formationsberichtspflicht unterliegen. Der Grof3teil — rund 500 Gesellschaften — diirfte dabei
auf inlandische oberste Mutterunternehmen geman § 342c HGB-E entfallen; diese GrolRen-
ordnung kann auf Informationen der Finanzverwaltung gestitzt werden. Bei den Ubrigen
100 Gesellschaften durften die meisten Félle in ahnlich anteiliger Hohe auf § 342d HGB-E
und § 342f HGB-E entfallen.

Fur die Erstellung und Offenlegung eines Ertragsteuerinformationsberichts wird ein Zeitauf-
wand von rund 14 Stunden angenommen (vergleiche Leitfaden Anhang V, Standardaktivi-
taten 2, 3, 4, 5, 6, 7, 8 in hoher Komplexitat und Standardaktivitat 9 in mittlerer Komplexitat).
Da die betroffenen Gesellschaften im Wesentlichen bereits gemal § 138a AO einer ent-
sprechenden landerbezogenen Berichtspflicht gegeniiber der Finanzverwaltung unterlie-
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gen und die insoweit geltenden Berichterstattungsvorgaben auch fiir die Erflllung der han-
delsrechtlichen Berichtspflicht zugrunde gelegt werden durfen (8 342h Absatz 4 HGB-E),
ist fir das Zusammenstellen und die Aufbereitung der Daten von einem relativ tberschau-
baren zuséatzlichen Aufwand je Fall auszugehen. Darunter fallen zum Beispiel Arbeits-
schritte wie die Léschung oder Zusammenfassung von Angaben, die fir die neue Pflicht
zur offentlichen Ertragsteuerinformationsberichterstattung nach den 88 342b ff. HGB-E
nicht oder nur zusammengefasst erforderlich sind. Die Daten mussen aufl3erdem in das
elektronisch auszufullende Formblatt gemaf 8§ 3421 HGB-E eingetragen werden. Schliel3-
lich muss der Bericht von den verantwortlichen Leitungspersonen gebilligt und geman
§ 342m HGB-E an das Unternehmensregister Ubermittelt werden. Die Verdéffentlichungs-
pflicht gemafd 8 342n HGB-E verursacht aufgrund der moglichen Befreiung geméan § 342n
Absatz 1 Satz 2 HGB-E vermutlich kaum jahrlichen Erflllungsaufwand.

Bei einem Lohnsatz von 58,40 Euro je Stunde (vergleiche Leitfaden Anhang VII, Wirt-
schaftszweig A-S ohne O; hohes Qualifikationsniveau) ergeben sich zusatzliche jahrliche
Personalkosten in Hohe von knapp 491 000 Euro.

Dartber hinaus wird fur die Einarbeitung in die neue Berichtspflicht und die Anpassung
unternehmensinterner Prozesse ein Zeitaufwand von rund 19 Stunden angenommen (ver-
gleiche Leitfaden Anhang V, Standardaktivitaten 1 und 17 mittlere bis hohe Komplexitat).
Bei einem Lohnsatz von 58,40 Euro je Stunde (vergleiche Leitfaden Anhang VII, Wirt-
schaftszweig A-S ohne O; hohes Qualifikationsniveau) ergeben sich zusatzliche einmalige
Personalkosten in Hohe von knapp 666 000 Euro.

Gemal dem Konzept der Bundesregierung zur Erhéhung der Transparenz tber den Um-
stellungsaufwand fur die Wirtschaft und zu dessen wirksamer und verhaltnismaRiger Be-
grenzung ist der einmalige Erfullungsaufwand der Kostenkategorie ,Einfihrung und Anpas-
sung digitaler Prozessablaufe“ zuzuordnen. Eine umfassende Anwendung des Konzepts
erscheint schwierig, weil bei der Umsetzung der EU-Vorgaben zur Erstellung und Offenle-
gung eines Ertragsteuerinformationsberichts grundsatzlich kein Spielraum besteht. Der
Zielsetzung des Konzepts ist aber insofern Rechnung getragen, als dass der Gesetzentwurf
insoweit nicht tUber die Vorgaben der Richtlinie (EU) 2021/2101 hinausgeht.

Da das Formblatt fur den Ertragsteuerinformationsbericht und die fur die Erstellung zulés-
sigen elektronischen Formate in einem Durchflihrungsrechtsakt der Europaischen Kommis-
sion erst noch festgelegt werden, missen die vorgenannten Aufwandsschéatzungen als vor-
laufig betrachtet werden. Die Bundesregierung wird sich jedenfalls im Rahmen der Ver-
handlungen tber den Durchfihrungsrechtsakt fur moglichst burokratiearme Vorgaben ein-
setzen.

Weitere Kosten ergeben sich insoweit aus den fur die Einstellung in das Unternehmensre-
gister anfallenden Gebuhren (siehe unter Ziffer 5.).

Prozess 4.2.4 (Weitere Vorgabe und Informationspflicht/Weitere Vorgabe): Pflicht des
Aufsichtsrats respektive Verwaltungs- oder Aufsichtsorgans zur Prifung des Ertrag-
steuerinformationsberichts und zur Berichterstattung tUber das Ergebnis der Pri-
fung; 8 171 Absatz 1 Satz 4 AktG-E und § 171 Absatz 2 AktG, jeweils auch in Verbin-
dung mit 8§ 52 Absatz 1 GmbHG oder mitbestimmungsrechtlichen Vorschriften oder
mit Artikel 9 Absatz 1 Buchstabe c Ziffer ii der SE-Verordnung oder mit § 47 Absatz 3
SEAG und § 47 Absatz 4a SEAG-E

Verénderung des jahrlichen Erfullungsaufwands:

Fallzahl Zeitaufwand Lohnsatz pro | Sachkosten pro | Personalkosten Sachkosten
pro Fall (in Mi- | Stunde (in | Fall (in Euro) (in Tsd. Euro) (in Tsd. Euro)
nuten) Euro)

350 600 100,00 0 350 0
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Anderung des Erfiillungsaufwands (in Tsd. Euro) 350

Die geplanten Rechtsdnderungen sehen vor, dass der Aufsichtsrat respektive das Verwal-
tungs- oder Aufsichtsorgan kiinftig auch den Ertragsteuerinformationsbericht prift (Weitere
Vorgabe — § 171 Absatz 1 Satz 4 AktG-E, auch in Verbindung mit 8 52 Absatz 1 des Ge-
setzes betreffend die Gesellschaften mit beschrankter Haftung (GmbHG) oder mitbestim-
mungsrechtlichen Vorschriften oder mit Artikel 9 Absatz 1 Buchstabe c Ziffer ii der SE-Ver-
ordnung (Verordnung (EG) Nr. 2157/2001 des Rates vom 8. Oktober 2001 tiber das Statut
der Europaischen Gesellschaft (SE) (ABI. L 294 vom 10.11.2001, S. 1), die zuletzt durch
die Verordnung (EU) Nr. 517/2013 (ABI. L 158 vom 10.6.2013, S. 1) geandert worden ist)
oder mit § 47 Absatz 3 SEAG und § 47 Absatz 4a SEAG-E). Uber das Ergebnis haben
diese Gremien schriftlich zu berichten (Informationspflicht/Weitere Vorgabe — § 171 Ab-
satz 2 AktG, auch in Verbindung mit § 52 Absatz 1 GmbHG oder mitbestimmungsrechtli-
chen Vorschriften oder mit Artikel 9 Absatz 1 Buchstabe c Ziffer ii der SE-Verordnung oder
mit 8 47 Absatz 3 SEAG und § 47 Absatz 4a SEAG-E). Die Vorgaben der Prifung und der
Berichterstattung bilden einen Prozess.

Von den geschatzt 600 ertragsteuerinformationsberichtspflichtigen Gesellschaften (verglei-
che Vorgabe 4.2.3) konnen anhand der Daten der Bundesanzeiger Verlag GmbH rund 350
Gesellschaften als Aktiengesellschaft, Kommanditgesellschaft auf Aktien, Europaische Ak-
tiengesellschaft oder Gesellschaft mit beschrankter Haftung und Aufsichtsrat identifiziert
werden. Bei den Personenhandelsgesellschaften gibt es kein gesetzliches Aufsichts- res-
pektive Verwaltungsorgan.

Fur die strukturell ahnliche Vorgabe ,Priifung der nichtfinanziellen (Konzern-) Erklarung
bzw. des gesonderten nichtfinanziellen (Konzern-) Berichts durch den Aufsichtsrat® geman
§ 171 Absatz 1 Satz 4 AktG wurde bei einer Unternehmensbefragung ein Zeitaufwand von
20 Stunden ermittelt (Online-Datenbank des Erfullungsaufwands des Statistischen Bundes-
amts, ID 2016092809461701). Die nichtfinanziellen Erklarungen und Berichte missen fiinf
Aspekte (Umwelt-, Sozial-, und Arbeitnehmerbelange, Bekadmpfung von Korruption und Be-
stechung sowie Achtung der Menschenrechte) thematisieren. Die Darstellungen umfassen
im Durchschnitt 41 Seiten (CSR-Studie, Deutsches Rechnungslegungs Standards Commit-
tee e. V., 2021, ES. 6). Fur die auf die Ertragsteuerinformationen begrenzte neue Berichts-
pflicht in strukturierter Form mittels eines Formblatts wird angenommen, dass die Prifung
weniger zeitintensiv ist als die Prufung der nichtfinanziellen Berichterstattung. Mangels Da-
tenlage wird frei ein Abschlag von 50 Prozent vorgenommen, so dass von einem Zeitauf-
wand von 10 Stunden je Prufung auszugehen ist.

Bei einem Lohnsatz von 100 Euro je Stunde fur die vorliegend ausschlie3lich betroffenen
Aufsichts- oder Verwaltungsratsmitglieder (vergleiche Bundestagsdrucksache 18/9982,
Seite 37) ergeben sich zusatzliche jahrliche Personalkosten in Hohe von rund 350 000
Euro.

Die Verschriftlichung des Prifergebnisses kann als abschlieRender Arbeitsschritt geman
§ 171 Absatz 1 Satz 4 AktG-E angesehen werden. SchlieRlich ist die Priifung rechtlich vor-
gesehen und eine Verschriftlichung dient auch als Nachweis der Einhaltung der Pflicht. Eine
schriftliche Aufbereitung des Prifergebnisses zur Erfullung der Pflicht nach § 171 Absatz 2
AktG durfte daher nur marginalen Mehraufwand bedeuten und liegt im vernachlassigbaren
Bagatellbereich.

c) Erfullungsaufwand der Verwaltung

Im Folgenden wird die Schatzung des Erfullungsaufwands der Bundesverwaltung fir die
einzelnen Vorgaben dargestellt. Den Landesverwaltungen und Kommunen entsteht kein
zusatzlicher Erfullungsaufwand.





- 40 -

Vor- | Paragraph; Jahrlicher | Einmaliger
gabe | Bezeichnung der Vorgabe; Erflllungs- | Erfullungs-
Verwaltungsebene aufwand aufwand
(in Tsd. (in Tsd.
Euro) Euro)
4.3.1 | 8§ 325a HGB-E; 0 0
Einstellung von Rechnungslegungsunterlagen bei in- | (Aufwand
landischen Zweigniederlassungen von Kapitalgesell- | durch Ge-
schaften mit Sitz in einem Drittstaat in das Unterneh- | bihren ge-
mensregister; deckt)
Bund
4.3.2 | 8 342m HGB-E; 0 0
Einstellung von Ertragsteuerinformationsberichten in | (Aufwand
das Unternehmensregister; durch Ge-
Bund bihren ge-
deckt)
4.3.3 | 8 334 Absatz 1 Satz 1 Nummer 5 HGB-E und 8§ 3420 | 7 0
HGB-E;
Durchfiihrung von zusatzlichen Bul3geldverfahren;
Bund
4.3.4 | 8§ 335 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 HGB-E und § 342p | 20 100
HGB-E;
Durchfiihrung von zusatzlichen Ordnungsgeldverfah-
ren;
Bund
4.3.5 | § 335a Absatz 3 Satz 4 HGB-E; 5 0
Durchfiihrung von zusatzlichen Rechtsbeschwerdever-
fahren;
Bund
Summe (in Tsd. Euro) | 32 100
davon auf Bundesebene (in Tsd. Euro) | 32 100
davon aus Landesebene (in Tsd. Euro) | O 0

Vorgabe 4.3.1: Einstellung von Rechnungslegungsunterlagen bei inlandischen
Zweigniederlassungen von Kapitalgesellschaften mit Sitz in einem Drittstaat in das
Unternehmensregister; § 325a HGB-E

Der der registerfihrenden Stelle durch die Einstellung von Rechnungslegungsunterlagen
von Drittstaats-Kapitalgesellschaften mit inlandischer Zweigniederlassung in das Unterneh-
mensregister nach § 325a Absatz 1 Satz 1 HGB-E einschlief3lich der Prifung nach § 329
HGB entstehende tatsachliche Aufwand wird durch kostendeckende Gebihren abgegolten,
die unter Ziffer 5 (Weitere Kosten) dargestellt werden. Um den Aufwand nicht doppelt zu
erfassen, wird hier auf einen gesonderten Ausweis verzichtet.

Vorgabe 4.3.2: Einstellung von Ertragsteuerinformationsberichten in das Unterneh-
mensregister; § 342m HGB-E

Der der registerfihrenden Stelle durch die Einstellung von Ertragsteuerinformationsberich-
ten in das Unternehmensregister nach § 342m Absatz 1 bis 3 HGB-E einschlielilich der
Prifung nach § 342m Absatz 4 HGB-E in Verbindung mit § 329 HGB entstehende tatsach-
liche Aufwand wird durch kostendeckende Gebiihren abgegolten, die unter Ziffer 5 (Weitere
Kosten) dargestellt werden. Um den Aufwand nicht doppelt zu erfassen, wird hier auf einen
gesonderten Ausweis verzichtet.
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Vorgabe 4.3.3: Durchfihrung von zusatzlichen Bul3geldverfahren; 8§ 334 Absatz 1
Satz 1 Nummer 5 HGB-E und 8§ 3420 HGB-E

Veranderung des jahrlichen Erfullungsaufwands des Bundes:

Fallzahl Zeitaufwand Lohnsatz pro | Sachkosten pro | Personalkosten Sachkosten
pro Fall (in Mi- | Stunde (in | Fall (in Euro) (in Tsd. Euro) (in Tsd. Euro)
nuten) Euro)

40 60 33,80 0 1 0

40 168 46,50 0 5 0

40 12 70,50 0 1 0

Anderung des Erfiillungsaufwands (in Tsd. Euro) 7

Das Bundesamt fur Justiz wird voraussichtlich einige zusatzliche Buf3geldverfahren durch
die Erweiterung bei den Bul3geldvorschriften im Zusammenhang mit der Offenlegung von
Rechnungslegungsunterlagen auslandischer Kapitalgesellschaften (§ 334 Absatz 1 Satz 1
Nummer 5 HGB-E) zu filhren haben. Fur die Durchfihrung von BuRRgeldverfahren nach
§ 3420 HGB-E entsteht dem Bundesamt fir Justiz ebenfalls zuséatzlicher Erfullungsauf-
wand.

Es wird aber davon ausgegangen, dass die meisten der von den neuen Pflichten erfassten
Unternehmen ihren Pflichten richtig nachkommen werden, so dass nur in wenigen Fallen
BuRgeldverfahren einzuleiten sein werden. Insgesamt ist — basierend auf Erfahrungswerten
des Bundesamts fur Justiz in vergleichbaren Konstellationen — jahrlich von schatzungs-
weise 40 zusatzlichen Bul3geldverfahren auszugehen.

Das Bundesamt fur Justiz schatzt den Zeitaufwand pro Verfahren auf rund vier Stunden,
verteilt auf die verschiedenen Laufbahngruppen (vergleiche Ubersicht). Unter Berticksich-
tigung der zugehdrigen Lohnsatze (vergleiche Leitfaden Anhang IX) entsteht dem Bundes-
amt fur Justiz mit Blick auf diese zusatzlichen Verfahren pro Jahr voraussichtlich Erfullungs-
aufwand in Hohe von insgesamt 7 000 Euro.

Vorgabe 4.3.4: Durchfihrung von zuséatzlichen Ordnungsgeldverfahren; § 335 Ab-
satz 1 Satz 1 Nummer 2 HGB-E und § 342p HGB-E

Veranderung des jahrlichen Erfullungsaufwands des Bundes:

Fallzahl Zeitaufwand Lohnsatz pro | Sachkosten pro | Personalkosten Sachkosten
pro Fall (in Mi- | Stunde (in | Fall (in Euro) (in Tsd. Euro) (in Tsd. Euro)
nuten) Euro)

600 42 33,80 0 14 0

600 13 46,50 0 6 0

600 04 70,50 0 <1 0

Anderung des Erfillungsaufwands (in Tsd. Euro) 20

Einmaliger Erfullungsaufwand des Bundes:

Fallzahl Zeitaufwand Lohnsatz pro | Sachkosten pro | Personalkosten Sachkosten
pro Fall (in Mi- | Stunde (in | Fall (in Euro) (in Tsd. Euro) (in Tsd. Euro)
nuten) Euro)

1 0 0 100 000 0 100

Erfullungsaufwand (in Tsd. Euro) 100
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Die Erweiterung des Kreises der nach § 325a HGB-E offenlegungspflichtigen Unternehmen
wird beim Bundesamt fur Justiz zu zusatzlichen Ordnungsgeldverfahren gegen offenle-
gungssaumige Personen oder Unternehmen fuhren. Fur die Durchfiihrung von Ordnungs-
geldverfahren nach § 342p HGB-E entsteht dem Bundesamt fur Justiz ebenfalls zuséatzli-
cher Erfullungsaufwand. Insgesamt ist — basierend auf Erfahrungswerten der Bundesanzei-
ger Verlag GmbH zu Meldungen an das Bundesamt fur Justiz in vergleichbaren Konstella-
tionen — jahrlich von schatzungsweise 600 zusétzlichen Ordnungsgeldverfahren auszuge-
hen.

Das Bundesamt flr Justiz schatzt den Zeitaufwand pro Verfahren auf knapp eine Stunde,
verteilt auf die verschiedenen Laufbahngruppen (vergleiche Ubersicht). Unter Berticksich-
tigung der zugehdrigen Lohnsatze (vergleiche Leitfaden Anhang IX) entsteht dem Bundes-
amt fur Justiz mit Blick auf diese zusatzlichen Verfahren pro Jahr voraussichtlich Erfullungs-
aufwand in Hohe von insgesamt 20 000 Euro.

Daneben entsteht dem Bundesamt fiir Justiz einmaliger Erfullungsaufwand fir die Anpas-
sung der im Ordnungsgeldverfahren eingesetzten Systemsoftware. Die Anpassungen wer-
den ausschlief3lich von einem externen Dienstleister vorgenommen, wodurch fur das Bun-
desamt fiir Justiz Sachkosten fir die Inanspruchnahme von Dienstleistungen Dritter in Hohe
von geschatzt 100 000 Euro entstehen.

Vorgabe 4.3.5: Durchfihrung von zuséatzlichen Rechtsbeschwerdeverfahren; § 335a
Absatz 3 Satz 4 HGB-E

Veranderung des jahrlichen Erfullungsaufwands des Bundes:

Fallzahl Zeitaufwand Lohnsatz pro | Sachkosten pro | Personalkosten Sachkosten
pro Fall (in Mi- | Stunde (in | Fall (in Euro) (in Tsd. Euro) (in Tsd. Euro)
nuten) Euro)

5 810 70,50 0 5 0

Anderung des Erfilllungsaufwands (in Tsd. Euro) 5

Fur das Bundesamt flr Justiz ergibt sich zusatzlicher Erfullungsaufwand schlief3lich im Hin-
blick auf § 335a Absatz 3 Satz 4 HGB-E flir zusatzliche Rechtsbeschwerdeverfahren. Ins-
gesamt ist jahrlich von schatzungsweise fiinf zusatzlichen Rechtsbeschwerdeverfahren
auszugehen.

Das Bundesamt fur Justiz schatzt, dass Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des hodheren
Dienstes einen Zeitaufwand von rund 13,5 Stunden pro Verfahren haben werden. Unter
Berlicksichtigung des zugehorigen Lohnsatzes (vergleiche Leitfaden Anhang IX) entsteht
dem Bundesamt fiir Justiz mit Blick auf diese zuséatzlichen Verfahren pro Jahr voraussicht-
lich Erfullungsaufwand in H6he von rund 5 000 Euro.

5. Weitere Kosten

Fur die Einstellung von Rechnungslegungsunterlagen von Drittstaats-Kapitalgesellschaften
nach § 325a HGB-E und von Ertragsteuerinformationsberichten nach § 342m HGB-E in das
Unternehmensregister entstehen Gebuhren. Dabei wird angenommen, dass von den 3 900
zusatzlich nach § 325a HGB-E Offenlegungspflichtigen geschatzt 3 400 die Geblhr 1427
Buchstabe a des Kostenverzeichnisses zum Justizverwaltungskostengesetz in der Ent-
wurfsfassung (KV JVKostG-E; 55 Euro) und die restlichen 500 die Gebiihr 1427 Buch-
stabe b KV JVKostG-E (275 Euro) bezahlen werden. Dies beruht auf der Annahme, dass
ein Grofteil der Ubermittlungen im Format Extensible Markup Language (XML) gemaR § 11
Absatz 2 Satz 1 Nummer 4 der geanderten Unternehmensregisterverordnung (URV) erfol-
gen wird, weil dies entweder das Offenlegungsformat auch in dem Drittstaat ist oder der
Drittstaat kein Offenlegungsformat vorschreibt oder es sich um Ubermittiungen nach § 325a
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Absatz 1 Satz 3 HGB handelt. Fur Einstellungen nach § 325a HGB-E fallen daher voraus-
sichtlich Gebuhren in Hohe von insgesamt rund 324 000 Euro an. Fir Einstellungen nach
8§ 342m HGB-E ist bei angenommen 600 Einstellungen und einer Gebuhr von 220 Euro mit
Gebuhren in H6he von insgesamt 132 000 Euro zu rechnen.

Soweit mittelgrofl3e Unternehmen von den Vorgaben zur 6ffentlichen Ertragsteuerinformati-
onsberichterstattung betroffen sind, haben es deren oberste Mutterunternehmen in der
Hand, die Belastungen dadurch auf ein Minimum zu verringern, dass sie (die obersten Mut-
terunternehmen) einen gesetzeskonformen Ertragsteuerinformationsbericht veroffentlichen
und ein Tochterunternehmen in der EU oder im EWR bestimmen, das den Bericht offenge-
legt. Die anderen inlandischen Tochterunternehmen, sofern vorhanden, sind dann von ih-
ren Pflichten befreit (8 342d Absatz 3 HGB-E). Gleiches gilt in den Fallen, in denen ein
umsatzstarkes multinationales konzernunverbundenes Unternehmen oder ein umsatzstar-
ker multinationaler Konzern tber eine Zweigniederlassung vergleichbarer Grol3e im Inland
tatig wird (8 342e Absatz 3 HGB-E, § 342f Absatz 3 HGB-E). Kleine Unternehmen sind von
diesen Vorgaben nicht betroffen.

Unmittelbare Auswirkungen auf Einzelpreise und das Preisniveau, insbesondere auf das
Verbraucherpreisniveau, ergeben sich nicht.

Beim Land Nordrhein-Westfalen kénnen geringe Mehrkosten im justiziellen Kernbereich
entstehen durch zusatzliche Rechtsbeschwerdeverfahren gemal § 335a Absatz 3 HGB vor
dem insoweit zustandigen Oberlandesgericht KoIn sowie durch zusatzliche Beschwerde-
verfahren vor dem Landgericht Bonn gegen Ordnungsgeldentscheidungen des Bundes-
amts fUr Justiz zur Durchsetzung der erweiterten respektive neuen Offenlegungspflichten
gemal § 325a HGB-E und § 342m HGB-E.

6. Weitere Gesetzesfolgen

Der Entwurf fordert die Transparenz von Unternehmen. Die offengelegten Ertragsteuerin-
formationen kénnen von einem breiten Adressatenkreis zu unterschiedlichen Zwecken her-
angezogen werden, etwa von Investoren als Grundlage fiir ihre Anlageentscheidungen o-
der von Beschéftigten bei der Wahl ihres favorisierten Arbeitgebers. Auch Vertreterinnen
und Vertreter der Zivilgesellschaft (beispielsweise Nichtregierungsorganisationen, Journa-
listinnen und Journalisten) kdnnen auf die offengelegten Informationen zugreifen, um 06f-
fentliche Diskussionen Uber die Besteuerung von Unternehmen zu fiihren oder zu begleiten.
Auswirkungen von gleichstellungspolitischer Bedeutung und demographische Auswirkun-
gen sind nicht zu erwarten.

VII.  Befristung; Evaluierung

Eine Befristung der Regelungen ist nicht vorgesehen, da die EU-Vorgaben auch keiner Be-
fristung unterliegen.

Eine Evaluierung ist nicht beabsichtigt, weil mit dem Vorhaben EU-Vorgaben umgesetzt
werden und im Ubrigen bereits auf EU-Ebene eine Uberprifung vorgesehen ist. Die Euro-
paische Kommission legt spéatestens bis zum 22. Juni 2027 einen Bericht tber die Einhal-
tung und die Auswirkungen der Berichtspflichten der hier umgesetzten Richtlinie vor (Arti-
kel 48h der Richtlinie (EU) 2021/2101). Die Uberpriifung der Richtlinienvorgaben durch die
Européaische Kommission diirfte auch Rickschlisse auf die nationale Umsetzung erlauben,
weil bei der Umsetzung der EU-Vorgaben grundsétzlich kein Spielraum besteht.
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B. Besonderer Teil

Zu Artikel 1 (Anderung des Handelsgesetzbuchs)

Zu Nummer 1

Es handelt sich durchweg um redaktionelle Anpassungen.
Zu Nummer 2

Die Vorschrift des 8 271 Absatz 2 HGB wird im Schrifttum vielfach als schwer verstandlich
und lickenhaft kritisiert. Zum Teil wird auch die EU-Rechtskonformitéat bezweifelt. Die Ver-
bunddefinition soll daher im Einklang mit Artikel 2 Nummer 12 der Bilanzrichtlinie und im
Lichte des besonderen Interesses der Abschlussadressaten an einer Offenlegung der Ver-
bundbeziehungen klarer und weiter gefasst werden. Fir die Zugehdrigkeit zu einem han-
delsbilanzrechtlichen Unternehmensverbund soll kiinftig nur noch maf3geblich sein, ob zwi-
schen den Unternehmen ein Mutter-Tochter-Verhéltnis im Sinne des § 290 Absatz 1 Satz 1
und Absatz 2 bis 4 HGB besteht. Auf den Sitz oder die Rechtsform der Unternehmen kommt
es dann ebenso wenig an wie darauf, ob die Unternehmen in einen Konzernabschluss ein-
zubeziehen sind, den das oberste Mutterunternahmen nach den handelsrechtlichen Vor-
schriften aufzustellen hat oder der mit befreiender Wirkung nach den 88§ 291 f. HGB aufge-
stellt werden konnte. Klnftig liegt daher insbesondere auch dann eine Unternehmensver-
bindung im Sinne des § 271 Absatz 2 HGB-E vor, wenn in einem einstufigen Konzern das
Mutterunternehmen den Sitz im Ausland hat oder in der Rechtsform einer gesetzestypi-
schen (nicht haftungsbeschrankten) Personenhandelsgesellschaft gefihrt wird oder wenn
groRenabhéngige Befreiungen (8 293 HGB) gegeben sind. Der zweite Halbsatz stellt klar,
dass alle mit demselben Ubergeordneten Unternehmen verbundenen Unternehmen auch
untereinander verbundene Unternehmen sind.

Zu Nummer 3

Es handelt sich um eine redaktionelle Anpassung.
Zu Nummer 4

Es handelt sich um eine redaktionelle Anpassung.
Zu Nummer 5

Es handelt sich um eine redaktionelle Anpassung.
Zu Nummer 6

Zu Buchstabe a

Die Regelung erweitert die Jahresabschlussprifung um die Prifung, ob die Kapitalgesell-
schaft fir das Geschéftsjahr, das dem Geschéftsjahr vorausging, fur dessen Schluss der
zu prufende Jahresabschluss aufgestellt wird, zur Offenlegung eines Ertragsteuerinforma-
tionsberichts gemal § 342m Absatz 1 oder 2 HGB-E verpflichtet war und, bejahendenfalls,
ob die Gesellschaft ihre Verpflichtung zur Offenlegung erflillt hat. Wegen § 264a Absatz 1
HGB gilt dies auch fiir alle priufungspflichtigen Personenhandelsgesellschaften ohne natiir-
liche Person als Vollhafter. Die Prifung erfolgt unabhéngig davon, ob die Gesellschaft die
Vorschriften zur Ertragsteuerinformationsberichterstattung auf sich angewendet hat. Diese
Erweiterung der Abschlussprifung ist erforderlich, damit der Jahresabschlussprifer die ge-
malf3 Artikel 48f der Bilanzrichtlinie vorgeschriebene Erklarung (siehe dazu § 322 Absatz 1
Satz 4 HGB-E) abgeben kann. Eine Pflicht zur Prifung, ob der Ertragsteuerinformationsbe-
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richt inhaltlich den gesetzlichen Vorgaben entspricht, wird damit nicht begriindet. Eine ent-
sprechende Erweiterung der Abschlussprifung kann das prufungspflichtige Unternehmen
aber jederzeit freiwillig in Auftrag geben.

Zu Buchstabe b

Die Anderung passt die Vorschrift an die in der 20. Wahlperiode geanderten Ressortbe-
zeichnungen an.

Zu Nummer 7
Es handelt sich um eine redaktionelle Anpassung.
Zu Nummer 8

Die Regelung setzt Artikel 48f der Bilanzrichtlinie um. Der Abschlussprifer des Jahresab-
schlusses hat in einem besonderen Abschnitt des Bestatigungsvermerks tber das Ergebnis
der Prifungen nach § 317 Absatz 3b HGB-E zu berichten.

Zu Nummer 9

Es handelt sich um eine nachzuholende Folgeé&nderung zur Aufhebung des § 325 Absatz 2
HGB durch das Gesetz zur Umsetzung der Digitalisierungsrichtlinie (BGBI. 1 2021 S. 3338).

Zu Nummer 10
Zu Buchstabe a

Durch die Neufassung sollen inlandische Zweigniederlassungen von Kapitalgesellschaften
mit Sitz in einem Staat, der weder EU-Mitgliedstaat noch EWR-Vertragsstaat ist (sogenann-
ter Drittstaat), in den Anwendungsbereich des 8 325a HGB einbezogen werden. Bislang
sind diese Zweigniederlassungen nicht erfasst, da die derzeitige Fassung des Absatzes 1
Satz 1 einen Sitz der Kapitalgesellschaft in einem anderen EU-Mitgliedstaat oder EWR-
Vertragsstaat voraussetzt. Die Pflicht zur Offenlegung der Rechnungslegungsunterlagen
einer Drittstaats-Kapitalgesellschaft schiitzt die Personen, die tber eine inlandische Zweig-
niederlassung mit ihr in Verbindung treten. Sie erweist sich auch vor dem Hintergrund der
Neuregelungen im Bereich der Ertragsteuerinformationsberichterstattung als zweckdien-
lich. Denn kunftig gibt es fur bestimmte Drittstaats-Kapitalgesellschaften mit inlandischen
Zweigniederlassungen eine Verpflichtung zur Offenlegung von Ertragsteuerinformationen
nach MalRRgabe des § 342m Absatz 3 HGB-E. Die nach § 325a HGB-E offenzulegenden
Rechnungslegungsunterlagen der Drittstaats-Kapitalgesellschaft werden der das Unterneh-
mensregister fihrenden Stelle die Prifung nach § 342m Absatz 4 Satz 1 HGB-E in Verbin-
dung mit § 329 Absatz 1 HGB erleichtern, ob (auch) eine Pflicht zur Offenlegung von Er-
tragsteuerinformationen besteht. Die Erweiterung des Anwendungsbereichs steht im Ein-
klang mit Artikel 36 Absatz 1 in Verbindung mit Artikel 37 Buchstabe j und Artikel 38 Ab-
satz 1 Satz 1 der Gesellschaftsrechtsrichtlinie. Die Vorgaben in Artikel 38 Absatz 2 in Ver-
bindung mit Artikel 33 der Gesellschaftsrechtsrichtlinie sind durch § 325a Absatz 1 Satz 2
und 3 HGB umgesetzt. Die Vorgaben zur Sprache in § 325a Absatz 1 Satz 4 und 5 HGB
sind auch fur die Drittstaats-Félle von Artikel 38 Absatz 2 in Verbindung mit Artikel 32 der
Gesellschaftsrechtsrichtlinie gedeckt.

Durch die Neufassung wird im Ubrigen der bislang fehlerhafte Verweis auf § 13e Absatz 2
Satz 5 Nummer 3 HGB korrigiert. Zur Vereinheitlichung mit anderen Vorschriften des HGB
wird auf die Mitglieder des vertretungsberechtigten Organs einer Gesellschaft statt auf ihre
gesetzlichen Vertreter abgestellt. Eine inhaltliche Anderung geht damit nicht einher. Die
derzeit als Alternative zur Offenlegung genannte Mdéglichkeit der Hinterlegung (,offengelegt
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oder hinterlegt®) ist missverstandlich, weil die Hinterlegung nur eine besondere Form der
Offenlegung ist (vergleiche auch die Formulierung in Absatz 3 Satz 1).

Zu Buchstabe b

Die Anderung entspricht der in Absatz 1 Satz 1 vorgenommenen Erweiterung des Anwen-
dungsbereichs auf Zweigniederlassungen von Kapitalgesellschaften mit Sitz in einem Diritt-
staat.

Zu Nummer 11

Zur Vereinheitlichung mit anderen Vorschriften des HGB wird auf die Mitglieder des vertre-
tungsberechtigten Organs einer Gesellschaft statt auf inre gesetzlichen Vertreter abgestellt.
Eine inhaltliche Anderung geht damit nicht einher.

Zu Nummer 12
Zu Buchstabe a

Durch die Erganzung sollen auch die sténdigen Vertreter inlandischer Zweigniederlassun-
gen auslandischer Kapitalgesellschaften (8§ 13e Absatz 2 Satz 5 Nummer 3 HGB) in den
tatbestandlichen Taterkreis aufgenommen werden, um Versté3e gegen § 328 HGB bei der
Offenlegung nach § 325a HGB wirksam ahnden zu kénnen. Die weitere Erganzung dient
der Klarstellung, dass Verstof3e gegen § 328 HGB auch in den Fallen des § 325a Absatz 1
Satz 1 HGB von Absatz 1 Satz 1 Nummer 5 erfasst werden.

Zu Buchstabe b

Die Anderung dient der Anpassung der Definition des Begriffs Gesamtumsatz im Kontext
der BuRgeldbestimmungen. Die Anpassung ist erforderlich, da § 325a Absatz 1 Satz 1
HGB-E erstmals Offenlegungspflichten von Kapitalgesellschaften mit Sitz in einem Dritt-
staat vorsieht. Welche Gesamtumsatz-Definition im Falle des Absatz 1 Satz 1 Nummer 5
(Verstol3 gegen § 328 HGB) fur die Bemessung der Verbandsgeldbul3e gilt, regelt Ab-
satz 3b Satz 1 derzeit nur fir die Konzernkonstellation (vergleiche Satz 3) sowie flr den in
der Praxis seltenen Fall, dass das auf die Gesellschaft anwendbare Drittstaatenrecht im
Einklang mit der Bilanzrichtlinie steht. Eine Regelungsliicke gibt es auch fur den Fall, dass
eine in einem EU-Mitgliedstaat oder EWR-Vertragsstaat ansassige konzernunverbundene
Kapitalgesellschaft nach MaRgabe des auf sie anwendbaren nationalen Rechts ihren Jah-
resabschluss nach internationalen Rechnungslegungsstandards aufstellt.

Zu Doppelbuchstabe aa

Satz 1 erfasst zundchst weiterhin die bislang bereits erfassten Félle einer Kapitalgesell-
schaft, die ihren Jahresabschluss nach den handelsrechtlichen Vorschriften oder nach dem
Recht eines anderen EU-Mitgliedstaats oder EWR-Vertragsstaats im Einklang mit der Bi-
lanzrichtlinie aufstellt (Nummer 1). Die neue Nummer 2 erfasst alle anderen Félle, die nicht
unter Nummer 1 zu subsumieren sind. Dies betrifft insbesondere den Fall einer Kapitalge-
sellschaft mit Sitz in einem Drittstaat, die den Jahresabschluss nach dem Recht dieses
Drittstaats aufstellt. Aber auch der Fall, dass eine in einem EU-Mitgliedstaat oder EWR-
Vertragsstaat ansassige Kapitalgesellschaft nach Mal3gabe des nationalen Rechts ihren
Jahresabschluss nach internationalen Rechnungslegungsstandards aufstellt, wird von
Nummer 2 erfasst.

Zu Doppelbuchstabe bb

Satz 3 wird infolge der Neufassung des Satzes 1 gegenstandslos und daher aufgehoben.
Wegen der Nummer 2 von Satz 1, die bereits alle anderen Falle erfasst, ist kiinftig kein Fall
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mehr denkbar, in dem ein Konzernabschluss nicht nach den in Satz 1 genannten Vorschrif-
ten aufgestellt wird. In der Konzernkonstellation ist gemaf des bestehenden Satzes 2 der
Gesamtumsatz im Konzernabschluss des obersten Mutterunternehmens malf3geblich, so
wie er sich in entsprechender Anwendung des Satzes 1 ergibt.

Zu Buchstabe c

Es handelt sich um eine redaktionelle Anpassung.
Zu Nummer 13

Zu Buchstabe a

Es handelt sich um eine redaktionelle Anpassung.
Zu Buchstabe b

Die Anderung dient der Anpassung der Definition des Begriffs ,Gesamtumsatz* im Rahmen
der Ordnungsgeldvorschriften, wobei die bisherige Nummer 1 von Satz 1 leicht abgewan-
delt in den § 3400 HGB und die bisherige Nummer 2 von Satz 1 ebenfalls abgewandelt in
den § 3410 HGB verschoben wird. Im Ubrigen wird zur Erlauterung der Anderung auf die
Ausflihrungen in der Begriindung zu § 334 Absatz 3b HGB-E Bezug genommen.

Zu Buchstabe c

Der Verweis in Absatz 2 Satz 1 auf 8 19 Absatz 2 des Gesetzes uber das Verfahren in Fa-
miliensachen und in den Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit (FamFG) kann
entfallen, weil es flr die Unanfechtbarkeit der Wiedereinsetzung in die Einspruchsfrist nach
Absatz 4 Satz 1 die Spezialregelung in Absatz 5 Satz 8 gibt und sich die Unanfechtbarkeit
der Wiedereinsetzung in die Beschwerdefrist nach § 335a Absatz 2 Satz 1 HGB bereits aus
§ 335a Absatz 1 Satz 1 HGB in Verbindung mit § 19 Absatz 2 FamFG ergibt. Im Ubrigen
soll eine vom Landgericht gewahrte Wiedereinsetzung in die Sechswochenfrist nach Ab-
satz 4 Satz 1 zur Erfullung der gesetzlichen Offenlegungspflicht kiinftig im Rechtsbe-
schwerdeverfahren Uberpriufbar sein.

Zu Buchstabe d

Die Anderung flankiert die Neuregelung in § 335a Absatz 3 Satz 4 HGB-E, wonach die
Rechtsbeschwerde des Bundesamts fir Justiz auch gegen eine vom Landgericht gewahrte
Wiedereinsetzung in die Sechswochenfrist nach § 335 Absatz 4 Satz 1 HGB zur Erfiillung
der gesetzlichen Offenlegungspflicht zugelassen werden kann. Auf die dortige Begriindung
wird verwiesen.

Zu Buchstabe e

Die Anderung passt die Vorschrift an die in der 20. Wahlperiode gednderten Ressortbe-
zeichnungen an.

Zu Nummer 14

Die Anderung ermoglicht dem Landgericht, die Rechtsbeschwerde des Bundesamts fir
Justiz auch gegen eine vom Landgericht gewéahrte Wiedereinsetzung in die Sechswochen-
frist nach § 335 Absatz 4 Satz 1 HGB zur Erfullung der gesetzlichen Offenlegungspflicht
zuzulassen. Dies wird bislang von der obergerichtlichen Rechtsprechung insbesondere un-
ter Verweis auf die bisherige Regelung in § 335 Absatz 5 Satz 8 HGB respektive § 335
Absatz 2 Satz 1 HGB in Verbindung mit 8 19 Absatz 2 FamFG abgelehnt. Mit der Rechts-
anderung soll das vom Gesetzgeber mit der Einfihrung der Rechtsbeschwerdemdglichkeit
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fur das Bundesamt fur Justiz verfolgte Ziel, bei divergierender Rechtsprechung des Land-
gerichts Bonn eine einheitliche Entscheidung der Rechtsfrage zu erméglichen (Bundes-
tagsdrucksache 17/13221, Seite 10), weiter geférdert werden. Diese Aufgabe soll das Bun-
desamt fur Justiz klnftig auch bei Rechtsfragen im Zusammenhang mit der Wiedereinset-
zung in die Sechswochenfrist nach § 335 Absatz 4 Satz 1 HGB zur Erfullung der gesetzli-
chen Offenlegungspflicht wirksam wahrnehmen kénnen.

Dabei ist zu berticksichtigen, dass das Wiedereinsetzungsverfahren in § 335 Absatz 5 HGB
nicht nur die verfahrensrechtliche Frage der Einspruchsfrist, sondern auch die materiell-
rechtliche Frage der schuldhaften Versaumnis der Offenlegung in der Sechswochenfrist
nach § 335 Absatz 4 Satz 1 HGB betrifft. Der Gesetzgeber hat das Verfahren bewusst so
ausgestaltet, dass die Verschuldensprifung im Interesse einer schnelleren Nachholung der
Offenlegung und der Nutzer der Jahresabschlisse auf den Wiedereinsetzungsantrag kon-
zentriert werden soll (Bundestagsdrucksache 17/13221, Seite 10). Haben die Beteiligten
Wiedereinsetzung nicht beantragt oder ist die Ablehnung des Wiedereinsetzungsantrags
bestandskraftig geworden, kdnnen sich die Beteiligten nach § 335 Absatz 5 Satz 9 HGB mit
der Beschwerde nicht mehr darauf berufen, dass sie unverschuldet gehindert waren, in der
Sechswochenfrist ihrer gesetzlichen Offenlegungsverpflichtung nachzukommen. Insoweit
steht dann das Verschulden auch fiir die Entscheidung Giber die Festsetzung des Ordnungs-
gelds fest und wird daher im Wiedereinsetzungsverfahren ,in der Sache* entschieden. Hie-
rin liegt ein wesentlicher Unterschied zu anderen (prozessrechtlichen) Vorschriften tber die
Wiedereinsetzung in den vorigen Stand, bei denen die Anfechtung einer gewéhrten Wie-
dereinsetzung ausgeschlossen bleibt.

Das vom Gesetzgeber erklarte Ziel der Sicherstellung einer einheitlichen Rechtsprechung
kann nur dann vollstandig erreicht werden, wenn das Bundesamt fir Justiz auch Rechts-
fragen im Zusammenhang mit der eine materielle Voraussetzung fur die Ordnungsgeldfest-
setzung bildenden, aber im Wiedereinsetzungsverfahren gepriiften Frage der schuldhaften
Versaumnis der Offenlegung in der Sechswochenfrist im Wege der Rechtsbeschwerde ei-
ner obergerichtlichen Klarung zufihren kann. Gerade im Zusammenhang mit dem Ver-
schuldenserfordernis in § 335 Absatz 5 Satz 1 HGB ergeben sich in der Praxis zahlreiche
bedeutsame Rechtsfragen, deren obergerichtliche Klarung bisher nicht méglich war.

Fur die Wiedereinsetzung in die Einspruchsfrist nach 8§ 335 Absatz 4 Satz 1 HGB oder in
die Beschwerdefrist nach § 335a Absatz 2 Satz 1 HGB verbleibt es dabei, dass eine ge-
wahrte Wiedereinsetzung in den vorigen Stand nicht anfechtbar ist.

Die Rechte anderer Verfahrensbeteiligter werden durch die Neuregelung nicht beriihrt.

Zu Nummer 15

Die Anderung der Uberschrift des Vierten Abschnitts tragt dem neuen Vierten Unterab-
schnitt Rechnung, der nicht Vorgaben fir einen bestimmten Geschaftszweig macht.

Zu Nummer 16

Durch die Streichung wird klargestellt, dass fir Wertpapierinstitute im Sinne des § 2 Ab-
satz 1 des Wertpapierinstitutsgesetzes (WplG) keine speziellen Rechnungslegungsvor-
schriften flr Zweigniederlassungen existieren, die mit den 88 340 ff. HGB konkurrieren
kdnnten und deren ,Unberlthrtheit® man deshalb explizit anordnen musste.
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Zu Nummer 17
Zu Buchstabe a

Zur besseren Verstandlichkeit des Gesetzes werden Institute im Sinne des § 1 Absatz 3
des Zahlungsdiensteaufsichtsgesetzes (ZAG) unmittelbar in Bezug genommen. Der Ket-
tenverweis Uber § 340 Absatz 5 HGB entfallt.

Zu Buchstabe b
Die Anderung passt die Definition des Begriffs ,Gesamtumsatz“ in Absatz 3b an.

Zum einen (Satz 1 Nummer 1) soll damit noch besser den Mal3gaben entsprochen werden,
die Artikel 43 Absatz 2 Buchstabe ¢ der Bankbilanzrichtlinie fiir die Bestimmung der Netto-
umsatzerlose bei Kreditinstituten enthalt (Bankbilanzrichtlinie: Richtlinie 86/635/EWG des
Rates vom 8. Dezember 1986 tber den Jahresabschluf3 und den konsolidierten Abschluf3
von Banken und anderen Finanzinstituten (ABI. L 372 vom 31.12.1986, S. 1; L 316 vom
23.11.1988, S. 51), die zuletzt durch die Richtlinie 2006/46/EG (ABI. L 224 vom 16.8.2006,
S. 1) geandert worden ist).

Zum anderen (Satz 1 Nummer 2) sollen kiinftig auch solche Falle abgebildet werden, bei
denen der Jahresabschluss nicht im Einklang mit der Bankbilanzrichtlinie aufgestellt wird
und keine Konzernkonstellation vorliegt. Es gilt dann der Betrag der Umsatzerlose, der sich
bei Anwendung der Rechnungslegungsgrundsatze ergibt, die nach dem jeweiligen nationa-
len Recht fur die Aufstellung des Jahresabschlusses gelten. Heranzuziehen sind diejenigen
Posten, die mit den in Nummer 1 genannten Posten vergleichbar sind.

In der Konzernkonstellation ist gemaR des bestehenden Satzes 2 der Gesamtumsatz im
Konzernabschluss des obersten Mutterunternehmens malfigeblich, so wie er sich in ent-
sprechender Anwendung des Satzes 1 ergibt. Aufgrund der in Satz 1 nun vorgesehenen
Nummer 2, die alle anderen Félle erfasst, ist kunftig kein Fall mehr denkbar, in dem ein
Konzernabschluss nicht nach den in Satz 1 genannten Vorschriften aufgestellt wird, so dass
der Satz 3 aufgehoben werden kann.

Zu Nummer 18

Zur besseren Verstandlichkeit des Gesetzes wird die Vorschrift in zwei Absatze unterglie-
dert und werden in dem neuen Absatz 1 Institute im Sinne des 8§ 1 Absatz 3 ZAG unmittel-
bar in Bezug genommen. Der Kettenverweis Uber § 340 Absatz 5 HGB entfallt. Mit der wei-
teren Anderung soll fiir die Zwecke der Festsetzung umsatzbezogener Ordnungsgelder ge-
gen kapitalmarktorientierte Unternehmen, fur die der Erste Unterabschnitt des Vierten Ab-
schnitts des Dritten Buchs des HGB gilt, die insoweit mafl3gebliche Gesamtumsatz-Defini-
tion aus Grinden der Koharenz in 8§ 3400 HGB verankert werden. Die Begriffsdefinition
entspricht im Wesentlichen dem bisherigen § 335 Absatz 1b Satz 1 Nummer 1 HGB, ist
aber zugleich an 340n Absatz 3b Satz 1 HGB-E angelehnt. Auf die dortige Begriindung wird
verwiesen.

Zu Nummer 19
Die Anderung passt die Definition des Begriffs ,Gesamtumsatz in Absatz 3b an.

Zum einen (Satz 1 Nummer 1) soll damit noch besser den Mal3gaben entsprochen werden,
die Artikel 66 Nummer 2 in Verbindung mit Artikel 35 der Versicherungsbilanzrichtlinie fur
die Bestimmung der Nettoumsatzerldse bei Versicherungsunternehmen enthalt (Versiche-
rungsbilanzrichtlinie: Richtlinie 91/674/EWG des Rates vom 19. Dezember 1991 Uber den
JahresabschlulR und den konsolidierten Abschlul3 von Versicherungsunternehmen
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(ABI. L 374 vom 31.12.1991, S. 7), die zuletzt durch die Richtlinie 2006/46/EG (ABI. L 224
vom 16.8.2006, S. 1) geandert worden ist).

Zum anderen (Satz 1 Nummer 2) sollen kiinftig auch solche Falle abgebildet werden, bei
denen der Jahresabschluss nicht im Einklang mit der Versicherungsbilanzrichtlinie aufge-
stellt wird und keine Konzernkonstellation vorliegt. Es gilt dann der Betrag der Umsatzer-
I6se, der sich bei Anwendung der Rechnungslegungsgrundsétze ergibt, die nach dem je-
weiligen nationalen Recht fir die Aufstellung des Jahresabschlusses des Versicherungs-
unternehmens gelten. Es sind diejenigen Posten heranzuziehen, die mit dem in Nummer 1
genannten Posten der gebuchten Bruttobeitrage vergleichbar sind.

In der Konzernkonstellation ist gemaR des bestehenden Satzes 2 der Gesamtumsatz im
Konzernabschluss des obersten Mutterunternehmens malf3geblich, so wie er sich in ent-
sprechender Anwendung des Satzes 1 ergibt. Aufgrund der in Satz 1 nun vorgesehenen
Nummer 2, die alle anderen Félle erfasst, ist kunftig kein Fall mehr denkbar, in dem ein
Konzernabschluss nicht nach den in Satz 1 genannten Vorschriften aufgestellt wird, so dass
der Satz 3 aufgehoben werden kann.

Zu Nummer 20

Mit der Anderung soll fir die Zwecke der Festsetzung umsatzbezogener Ordnungsgelder
gegen kapitalmarktorientierte Versicherungsunternehmen die insoweit maRRgebliche Ge-
samtumsatz-Definition aus Grinden der Kohérenz in § 3410 HGB verankert werden. Die
Begriffsdefinition ist an 8 341n Absatz 3b Satz 1 HGB-E angelehnt. Auf die dortige Begrin-
dung wird verwiesen. Die Begriffsdefinition ist gemafl § 341p HGB auf kapitalmarktorien-
tierte Pensionsfonds im Sinne des § 341 Absatz 4 Satz 1 HGB entsprechend anzuwenden.
Zu Nummer 21

Zu dem Vierten Unterabschnitt (Erganzende Vorschriften fir bestimmte umsatz-
starke multinationale Unternehmen und Konzerne)

Der neue Vierte Unterabschnitt des Vierten Abschnitts des Dritten Buchs des HGB setzt im
Wesentlichen die Vorschriften des Kapitels 10a der Bilanzrichtlinie Giber den Ertragsteuer-
informationsbericht um, die fir bestimmte umsatzstarke multinationale Unternehmen und
Konzerne gelten.

Der Unterabschnitt wird in finf Titel gegliedert:

— Anwendungsbereich; Begriffsbestimmungen;

— Pflicht zur Ertragsteuerinformationsberichterstattung;

— Einzubeziehende Unternehmen; Inhalt und Form des Ertragsteuerinformationsberichts;
— Offenlegung und Veroffentlichung;

— BulRgeldvorschriften, Ordnungsgelder.

Zu dem Ersten Titel (Anwendungsbereich; Begriffsbestimmungen)

Der Erste Titel des Vierten Unterabschnittes enthalt allgemeine Bestimmungen bezuglich
des Anwendungsbereichs und der gesetzlichen Begrifflichkeiten.

Zu 8 342 (Anwendungsbereich)

Die Bestimmung regelt den Anwendungsbereich des Vierten Unterabschnitts.
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Zu Absatz 1

Absatz 1 eroffnet den Anwendungsbereich fir bestimmte unverbundene Unternehmen
(Nummer 1), oberste Mutterunternehmen (Nummer 2) und Tochterunternehmen von obers-
ten Mutterunternehmen (Nummer 3).

Voraussetzung ist zunadchst, dass das Unternehmen seinen Satzungssitz im Inland hat und
dass es sich um eine Kapitalgesellschaft oder um eine Personenhandelsgesellschaft im
Sinne des § 264a Absatz 1 HGB handelt. Die Anwendbarkeit auf deutsche Kapitalgesell-
schaften (Aktiengesellschaften, Kommanditgesellschaften auf Aktien und Gesellschaften
mit beschrankter Haftung) entspricht Artikel 1 Absatz 1 Buchstabe a in Verbindung mit An-
hang | der Bilanzrichtlinie. Auch Unternehmen in der Rechtsform der Européischen Gesell-
schaft (SE) sind Kapitalgesellschaften und fallen daher in den Anwendungsbereich. Die
Anwendbarkeit auf die SE ergibt sich auch aus Artikel 9 Absatz 1 Buchstabe c Ziffer ii der
SE-Verordnung. Die Anwendbarkeit auf Personenhandelsgesellschaften im Sinne des
§ 264a Absatz 1 HGB entspricht Artikel 1 Absatz 1 Buchstabe b in Verbindung mit Anhang
Il der Bilanzrichtlinie, soweit der persdnlich haftende Gesellschafter eine Kapitalgesellschaft
ist. Soweit der personlich haftende Gesellschafter der Personenhandelsgesellschaft eine
andere juristische Person ist — z. B. eine Stiftung oder Genossenschaft —, handelt es sich
ebenfalls um eine Personenhandelsgesellschaft im Sinne des § 264a Absatz 1 HGB, die in
den Anwendungsbereich des § 342 Absatz 1 HGB-E einbezogen wird. Dies erfolgt, um
sonst zu besorgenden Ausweichgestaltungen entgegenzuwirken.

Weitere Voraussetzungen fir die Eréffnung des Anwendungsbereichs sind — nunmehr dif-
ferenzierend danach, ob es sich um ein unverbundenes Unternehmen, ein oberstes Mut-
terunternehmen oder ein Tochterunternehmen handelt — in den Nummern 1 bis 3 geregelt.

Zu Nummer 1

Die Regelung dient der Umsetzung von Artikel 48b Absatz 2 der Bilanzrichtlinie. Es werden
nur multinationale Unternehmen in den Anwendungsbereich einbezogen, also solche un-
verbundenen Unternehmen (8§ 342a Nummer 1 HGB-E), die eine Zweigniederlassung, eine
feste Geschéftseinrichtung oder eine dauerhafte Geschaftstatigkeit in mindestens einem
anderen Staat haben, wobei ,Staat ein anderer EU-Mitgliedstaat, ein anderer EWR-Ver-
tragsstaat oder ein Drittstaat (8 342a Nummer 3 HGB-E) sein kann.

Zu Nummer 2

Die Regelung dient ebenfalls der Umsetzung von Artikel 48b Absatz 2 der Bilanzrichtlinie.
Es werden nur multinationale Konzerne in den Anwendungsbereich einbezogen, also sol-
che, bei denen das oberste Mutterunternehmen (8§ 342a Nummer 2 HGB-E) oder ein ver-
bundenes Unternehmen (8 271 Absatz 2 HGB-E) eine Niederlassung, eine feste Ge-
schéftseinrichtung oder eine dauerhafte Geschaftstatigkeit in mindestens einem anderen
Staat hat, wobei ,Staat” ein anderer EU-Mitgliedstaat, ein anderer EWR-Vertragsstaat oder
ein Drittstaat (§ 342a Nummer 3 HGB-E) sein kann.

Zu Nummer 3

Die Regelung erfasst — im Einklang mit Artikel 48b Absatz 4 Unterabsatz 1 der Bilanzricht-
linie — solche Tochterunternehmen, deren oberste Mutterunternehmen (8 342a Nummer 2
HGB-E) ihren Sitz in einem Drittstaat haben. Tochterunternehmen, deren oberstes Mutter-
unternehmen in der EU oder im EWR ansassig ist, fallen nicht in den Anwendungsbereich
der Nummer 3. Hat das oberste Mutterunternehmen allerdings seinen Sitz im Inland, kann
der Anwendungsbereich gem&R Nummer 2 erdffnet sein.

Die Tochterunternehmen missen —um in den Anwendungsbereich der Nummer 3 zu fallen
— weitere Voraussetzungen gemald Buchstabe a oder b erflllen.





-52 -

Zu Buchstabe a

Tochterunternehmen fallen in den Anwendungsbereich, wenn sie entweder mittelgro oder
grof3 im Sinne des 8§ 267 Absatz 2 bis 4 HGB sind. Durch den Verweis auf § 267 Absatz 4
Satz 1 HGB wird klargestellt, dass maf3geblich fur die grolienabhéngige Einordnung die
Verhéltnisse an den Abschlussstichtagen von zwei aufeinander folgenden Geschéftsjahren
sind. Insoweit wird ein Gleichklang mit den Fallen der erfassten Zweigniederlassungen (ver-
gleiche Absatz 2 Nummer 2 Buchstabe a) hergestellt.

Zu Buchstabe b

Tochterunternehmen fallen auch dann in den Anwendungsbereich, wenn sie ausschliel3lich
dem Zweck dienen, die Berichtspflichten nach dem Vierten Unterabschnitt zu umgehen. Die
Regelung dient dem Umgehungsschutz und setzt Artikel 48b Absatz 7 der Bilanzrichtlinie
um. Ein Beispiel ist die gezielte Griindung von zwei Tochterunternehmen, die jeweils klein
im Sinne des § 267 Absatz 1 HGB sind, statt eines einzigen mittelgrol3en Tochterunterneh-
mens nur zu dem Zweck, eine Pflicht zur Ertragsteuerinformationsberichterstattung zu ver-
meiden.

Zu Absatz 2

Absatz 2 ertffnet den Anwendungsbereich fur bestimmte Kapitalgesellschaften mit Sitz in
einem Drittstaat (8§ 342a Nummer 3 HGB-E). Personenhandelsgesellschaften mit Sitz in ei-
nem Drittstaat fallen demgegeniber nicht in den Anwendungsbereich. Das nationale Recht
folgt insoweit Artikel 1 Absatz 1a Satz 1 der Bilanzrichtlinie, der lediglich auf Unternehmen
verweist, die eine Rechtsform haben, die einer der in Anhang | der Bilanzrichtlinie genann-
ten Kapitalgesellschaften vergleichbar ist.

Zu Nummer 1

Voraussetzung fur die Eréffnung des Anwendungsbereichs ist zunachst, dass die Kapital-
gesellschaft entweder ein unverbundenes Unternehmen (8§ 342a Nummer 1 HGB-E) oder
ein verbundenes Unternehmen (8 271 Absatz 2 HGB-E) ist. Im letzteren Fall muss das
oberste Mutterunternahmen (8§ 342a Nummer 2 HGB-E) seinen Sitz in einem Drittstaat ha-
ben, wobei die Kapitalgesellschaft auch selbst das oberste Mutterunternehmen sein kann.
Kapitalgesellschaften mit Sitz in einem Drittstaat, deren oberstes Mutterunternehmen in der
EU oder im EWR ansassig ist, fallen nicht in den Anwendungsbereich des Absatzes 2. Hat
das oberste Mutterunternehmen allerdings seinen Sitz im Inland, ist der Anwendungsbe-
reich geman Absatz 1 Nummer 2 eroffnet.

Zu Nummer 2

Drittstaats-Kapitalgesellschaften, die die Voraussetzungen der Nummer 1 erfillen, fallen
aber nur dann in den Anwendungsbereich, wenn sie mindestens eine Zweigniederlassung
im Inland errichtet haben, die die Anforderungen der Nummer 2 erfillt. Die Anforderungen
sind alternativ (,oder®).

Zu Buchstabe a

Die Regelung setzt — im Einklang mit Artikel 48b Absatz 5 Unterabsatz 4 und 6 der Bilanz-
richtlinie — eine gewisse GroRRe der inlAndischen Zweigniederlassung voraus, um unverhalt-
nismafige Belastungen zu vermeiden. Die Umsatzerldse der inlandischen Zweigniederlas-
sung mussen in mindestens zwei aufeinander folgenden Geschéftsjahren jeweils einen Be-
trag von 12 Millionen Euro Uberschreiten und dirfen danach in zwei aufeinander folgenden
Geschéftsjahren jeweils diesen Betrag nicht unterschreiten. Wenn eine Zweigniederlas-
sung in zwei beliebig zurtickliegenden aufeinander folgenden Geschaftsjahren die Umsatz-
erlése-Schwelle Uberschritten hat, in den folgenden Geschaftsjahren die Schwelle jedoch
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immer wieder abwechselnd unter- und Uberschreitet, bleibt der Anwendungsbereich eroff-
net. Die Zweigniederlassung ist erst dann nicht mehr zu berticksichtigen, wenn die Umsatz-
erlése-Schwelle in zwei aufeinander folgenden Geschéftsjahren unterschritten wird. Dieses
Verstandnis ist dem Artikel 48b Absatz 5 Unterabsatz 6 der Bilanzrichtlinie zu entnehmen.
Fur den Begriff der Umsatzerlése wird auf das in § 342b Absatz 4 HGB-E niedergelegte
Begriffsverstandnis verwiesen, das dem Begriff ,Nettoumsatzerlése” im Sinne des Artikels 2
Nummer 5 der Bilanzrichtlinie entspricht. Dies beruht auf Artikel 1 Absatz 1a Satz 2 der Bi-
lanzrichtlinie, wonach die Begriffsbestimmungen des Artikels 2 Bilanzrichtlinie auch for
Zweigniederlassungen gelten.

Zu Buchstabe b

Die Regelung dient dem Umgehungsschutz. Sie dient — ebenso wie Absatz 1 Nummer 3
Buchstabe b — der Umsetzung von Artikel 48b Absatz 7 der Bilanzrichtlinie.

Zu § 342a (Begriffsbhestimmungen)

Die Regelung enthélt eine Reihe von Legaldefinitionen, die zum Teil aus Artikel 48a Ab-
satz 1 Bilanzrichtlinie tbernommen wurden, zum Teil aus Grinden der Zweckdienlichkeit
erganzt wurden.

Zu Nummer 1

Die Bestimmung des Begriffs ,unverbundenes Unternehmen® erfolgt im Einklang mit Arti-
kel 48a Absatz 1 Nummer 4 der Bilanzrichtlinie durch Negativabgrenzung zu dem Begriff
,verbundenes Unternehmen®, der durch Artikel 1 Nummer 2 dieses Gesetzes neu gefasst
wird.

Zu Nummer 2

Der Begriff ,oberstes Mutterunternehmen® entspricht dem des Artikels 48a Absatz 1 Num-
mer 1 der Bilanzrichtlinie.

Zu Nummer 3

,Drittstaaten” sind alle Staaten, die weder EU-Mitgliedstaat noch EWR-Vertragsstaat sind.
Die Bilanzrichtlinie wurde durch Beschluss des gemeinsamen EWR-Ausschusses in den
Anhang XXII des EWR-Abkommens (Abkommen tber den Européischen Wirtschaftsraum,
ABI. L 1vom 3.1.1994, S. 3) aufgenommen (Beschluss des Gemeinsamen EWR-Ausschus-
ses Nr. 293/2015 vom 30. Oktober 2015 zur Anderung von Anhang XXIl (Gesellschafts-
recht) des EWR-Abkommens (2017/1082), ABI. L 161 vom 22.6.2017, S. 87). Der Be-
schluss (iber die Aufnahme der hier maRRgeblichen (Anderungs-)Richtlinie (EU) 2021/2101
steht derzeit zwar noch aus. Aller Voraussicht nach wird bis zur erstmaligen Anwendung
der Bestimmungen eine Aufnahme erfolgen. Da die Bilanzrichtlinie in diesem Fall sowohl
fur EU-Mitgliedstaaten als auch fur EWR-Vertragsstaaten gelten wirde, sind alle anderen
Staaten im Sinne dieses Unterabschnitts als Drittstaaten anzusehen.

Zu Nummer 4

Der Begriff ,Steuerhoheitsgebiet” entspricht dem des Artikels 48a Absatz 1 Nummer 3 der
Bilanzrichtlinie.

Zu Nummer 5

Die Bestimmung erfolgt in Anlehnung an § 264a Absatz 2 HGB.
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Zu Nummer 6

Es handelt sich um eine klarstellende Bestimmung des Begriffs ,Berichtszeitraum®.
Zu dem Zweiten Titel (Pflicht zur Ertragsteuerinformationsberichterstattung)

Die Vorschriften des Zweiten Titels regeln, wer zur Ertragsteuerinformationsberichterstat-
tung verpflichtet ist. Bezlglich des Inhalts der Verpflichtung differenzieren die Vorschriften
nach den Unternehmen, die vom gesetzlichen Anwendungsbereich (siehe § 342 HGB-E)
erfasst sind.

Zu 8§ 342b (Unverbundene Unternehmen mit Sitz im Inland)

Die Regelung fuhrt fir Gesellschaften im Sinne des § 342 Absatz 1 Nummer 1 HGB-E eine
Pflicht zur Erstellung von Ertragsteuerinformationsberichten ein. Sie gilt demnach fur inlan-
dische Kapitalgesellschaften und inlandische Personenhandelsgesellschaften im Sinne des
§ 264a Absatz 1 HGB, wenn die Kapitalgesellschaften und Personenhandelsgesellschaften
unverbundene Unternehmen (8 342a Nummer 1 HGB-E) sind und eine Zweigniederlas-
sung, eine feste Geschaftseinrichtung oder eine dauerhafte Geschéaftstatigkeit in mindes-
tens einem anderen Staat haben.

Zu Absatz 1

Die Vorschrift dient der Umsetzung von Artikel 48b Absatz 1 Unterabsatz 3 der Bilanzricht-
linie. Die Pflicht zur Erstellung eines Ertragsteuerinformationsberichts fiir das vergangene
Geschaéftsjahr entsteht, wenn die in den Jahresabschlissen der Gesellschaft ausgewiese-
nen Umsatzerldse in zwei aufeinander folgenden Geschéftsjahren jeweils die Schwelle von
750 Millionen Euro tberschritten haben. Das erste Geschéftsjahr, Uber das berichtet wer-
den muss, ist folglich das zweite der beiden aufeinander folgenden Geschaftsjahre, die die
Schwelle von 750 Millionen Euro Uberschreiten. Die Berichtspflicht besteht auch dann fort,
wenn die Umsatzerlose-Schwelle danach in einem Jahr unterschritten wird. Wie sich aus
Artikel 48b Absatz 1 Unterabsatz 4 der Bilanzrichtlinie ergibt, erlischt die Pflicht erst, wenn
die Umsatzerlose-Schwelle in zwei aufeinander folgenden Geschéaftsjahren unterschritten
wird. Adressaten der Pflicht nach Absatz 1 sind die Mitglieder des vertretungsberechtigten
Organs der Gesellschaft. Dies entspricht Artikel 48e Absatz 1 der Bilanzrichtlinie, der die
Verantwortung der Mitglieder der Leitungsorgane hervorhebt, und der Regelungssystema-
tik in § 264 Absatz 1 Satz 1 und 2 und § 290 Absatz 1 Satz 1 HGB. Die Mitglieder des ver-
tretungsberechtigten Organs sind auch dann nicht von ihrer Pflicht nach Absatz 1 entbun-
den, wenn die Erstellung des Ertragsteuerinformationsberichts nach der internen Ge-
schéftsverteilung auf bestimmte einzelne Mitglieder des Vertretungsorgans oder auf Dritte
delegiert ist. In diesem Fall missen die (anderen) Mitglieder des vertretungsberechtigten
Organs durch Auswahl und Uberwachung dafiir Sorge tragen, dass das mit der Aufgabe
betraute einzelne Mitglied oder der Dritte die Pflicht ordnungsgeman erfillt. Auch wenn die
Pflicht zur Erstellung eines Ertragsteuerinformationsberichts funktional den Mitgliedern des
vertretungsberechtigten Organs zugewiesen ist, handelt es sich um eine Pflicht der Gesell-
schaft, was die Formulierung ,fir diese” klarstellt. Die verpflichteten Personen haben den
Ertragsteuerinformationsbericht gemafR den in Nummer 1 und 2 genannten Vorschriften
des Dritten Titels zu erstellen. Ein Verstol3 gegen die in Nummer 1 genannten Vorschriften
ist gemaf § 3420 Absatz 1 Nummer 1 HGB-E bu3geldbewehrt, so dass diese Vorschriften
aus regelungssystematischen Griinden in einer eigenen Nummer gefasst werden mussten.

Zu Absatz 2

Der Befreiungstatbestand dient der Umsetzung von Artikel 48b Absatz 3 der Bilanzrichtli-
nie. CRR-Kreditinstitute im Sinne des 8 1 Absatz 3d Satz 1 des Kreditwesengesetzes
(KWG) und Grol3e Wertpapierinstitute im Sinne des 8 2 Absatz 18 WpIG sind bereits nach
§ 26a Absatz 1 Satz 2 KWG (auch in Verbindung mit § 4 Satz 1 WpIG) zu einer 6ffentlichen
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landerspezifischen Berichterstattung Uber Ertragsteuerinformationen verpflichtet — im Ein-
klang mit Artikel 89 der Richtlinie 2013/36/EU des Europaischen Parlaments und des Rates
vom 26. Juni 2013 Uber den Zugang zur Téatigkeit von Kreditinstituten und die Beaufsichti-
gung von Kreditinstituten, zur Anderung der Richtlinie 2002/87/EG und zur Aufhebung der
Richtlinien 2006/48/EG und 2006/49/EG (ABI. L 176 vom 27.6.2013, S. 338; L 208 vom
2.8.2013, S.73;L20vom 25.1.2017, S. 1; L 203 vom 26.6.2020, S. 95; L 212 vom 3.7.2020,
S. 20; L 436 vom 28.12.2020, S. 77; L 214 vom 17.6.2021, S. 74), die zuletzt durch die
Richtlinie (EU) 2021/338 (ABI. L 68 vom 26.2.2021, S. 14) gedndert worden ist. Es soll eine
doppelte Pflicht zur Berichterstattung fir den Bankensektor vermieden werden (vergleiche
Erwagungsgrund 12 der Richtlinie (EU) 2021/2101). Die Mitglieder des vertretungsberech-
tigten Organs einer Gesellschaft, die CRR-Kreditinstitut oder Grof3es Wertpapierinstitut ist,
sind allerdings erst dann von der Pflicht zur Ertragsteuerinformationsberichterstattung nach
den handelsrechtlichen Vorschriften befreit, wenn das CRR-Kreditinstitut oder Grof3e Wert-
papierinstitut fir den Berichtszeitraum die nach § 26a Absatz 1 Satz 2 KWG (gegebenen-
falls in Verbindung mit § 4 Satz 1 WpIG) erforderlichen Angaben auch tatsachlich offenge-
legt hat. Ohne eine solche Offenlegung verbleibt es auch fur Gesellschaften, die CRR-Kre-
ditinstitute oder GroRe Wertpapierinstitute sind, bei der Pflicht nach Absatz 1. Fur Mittlere
Wertpapierinstitute im Sinne des § 2 Absatz 17 WpIG, die im Einklang mit Artikel 27 der
Richtlinie (EU) 2019/2034 des Europaischen Parlaments und des Rates vom 27. November
2019 lber die Beaufsichtigung von Wertpapierfirmen und zur Anderung der Richtlinien
2002/87/EG, 2009/65/EG, 2011/61/EU, 2013/36/EU, 2014/59/EU und 2014/65/EU (ABI. L
314vom 5.12.2019, S. 64; L 405vom 2.12.2020, S. 84; L 214 vom 17.6.2021, S. 74) gemafl3
§ 42 WpIG der Pflicht zur landerspezifischen Berichterstattung unterliegen, muss es ange-
sichts des eindeutigen Wortlauts des Artikels 48b Absatz 3 der Bilanzrichtlinie, der nur auf
Artikel 89 der Richtlinie 2013/36/EU Bezug nimmt, bei der Pflicht nach Absatz 1 verbleiben.
Allerdings ist davon auszugehen, dass Mittlere Wertpapierinstitute, die gleichermaf3en der
Pflicht nach Absatz 1 und derjenigen nach 8 42 WpIG unterfallen, aufgrund der in materiel-
ler Hinsicht vergleichbaren Anforderungen beide Pflichten in der Praxis durch einen einzi-
gen Bericht werden erflillen kénnen.

Zu Absatz 3

Die Regelung dient der Umsetzung von Artikel 48b Absatz 1 Unterabsatz 4 der Bilanzricht-
linie. Sie bestimmt, dass die in Absatz 1 normierte Pflicht zur Erstellung eines Ertragsteu-
erinformationsberichts erlischt, wenn die in den Jahresabschliissen ausgewiesenen Um-
satzerlose in zwei aufeinander folgenden Geschéftsjahren jeweils 750 Millionen Euro un-
terschreiten. In diesem Fall ist das letzte Geschéftsjahr, flr das ein Ertragsteuerinformati-
onsbericht noch gemal Absatz 1 erstellt werden muss, das erste der beiden konsekutiven
Geschéftsjahre, in denen die Umsatzerlose-Schwelle nicht mehr erreicht wird (siehe auch
Erwagungsgrund 11 Satz 3 der Richtlinie (EU) 2021/2101).

Zu Absatz 4

Absatz 4 dient der Bestimmung des in den Abséatzen 1 und 3 verwendeten Tatbestands-
merkmals ,Umsatzerldse®. Dies erfolgt in Umsetzung der Umsatzerlgse-Definition in Arti-
kel 48a Absatz 2 Buchstabe a der Bilanzrichtlinie, die hier allein zum Tragen kommt. Denn
§ 342b Absatz 1 HGB-E betrifft inlandische unverbundene Unternehmen, die ihren Jahres-
abschluss nach handelsrechtlichen Vorgaben aufstellen missen. Mal3geblich sind daher
die Nettoumsatzerlose im Sinne des Artikels 2 Nummer 5 der Bilanzrichtlinie, der in § 277
Absatz 1 HGB umgesetzt ist. FUr Kreditinstitute im Sinne des § 340 Absatz 1 HGB, Finanz-
dienstleistungsinstitute im Sinne des § 340 Absatz 4 HGB und Wertpapierinstitute im Sinne
des § 340 Absatz 4a HGB findet die Umsatzerlose-Definition des § 277 Absatz 1 HGB aus-
weislich des § 340a Absatz 2 Satz 1 HGB indessen keine Anwendung. Gleiches gilt gemaf}
§ 341a Absatz 2 Satz 1 HGB fir Versicherungsunternehmen im Sinne des § 341 Absatz 1
HGB und fir Pensionsfonds im Sinne des § 341 Absatz 4 HGB. Fir diese Unternehmen





- 56 -

enthalt das EU-Recht an anderer Stelle allerdings Maf3gaben fir die Bestimmung der Net-
toumsatzerlése, was auch Erwagungsgrund 11 Satz 6 der Richtlinie (EU) 2021/2101 her-
vorhebt.

Die Regelungssystematik des Absatzes 4 verlauft vom Speziellen zum Allgemeinen: In den
Nummern 1 und 2 werden zunéachst fur Gesellschaften bestimmter Geschaftszweige Um-
satzerlose-Definitionen eingefiihrt. Diese spezifischen Bestimmungen betreffen die vorge-
nannten Kredit-, Finanzdienstleistungs- und Wertpapierinstitute und die Institute im Sinne
des 8 1 Absatz 3 ZAG (Nummer 1) sowie Versicherungsunternehmen und Pensionsfonds
(Nummer 2). Nummer 3 ist demgegeniber als Auffangtatbestand ausgestaltet. Die Rege-
lung gilt fur alle Falle, die nicht von den Nummern 1 und 2 erfasst werden, und erklart fir
diese Falle die Umsatzerlose-Definition des 8 277 Absatz 1 HGB fir anwendbar.

Zu Nummer 1

Fir Kredit- und Finanzinstitute setzt Artikel 43 Absatz 2 Buchstabe c der Bankbilanzrichtli-
nie den Nettoumsatzerlgsen gleich das Gesamtergebnis der in Artikel 27 Nummer 1, 3, 4,
6 und 7 oder Artikel 28 Buchstabe B Nummer 1 bis 4 und 7 der Bankbilanzrichtlinie genann-
ten Posten. Trotz des uneingeschrankten Verweises auf Artikel 27 Nummer 6 der Bankbi-
lanzrichtlinie (,Ertrag/Aufwand aus Finanzgeschéaften®) sollte bei einer in Staffelform aufge-
stellten Gewinn-und-Verlustrechnung ein Nettoaufwand jedoch nicht erlésmindernd beriick-
sichtigt werden. Nur so wird ein Gleichlauf mit Artikel 28 Buchstabe B Nummer 4 gewahrt,
der einzig auf Ertrage (und nicht auch auf den Aufwand) abstellt. Auf Zahlungsinstitute und
E-Geld-Institute findet aufgrund entsprechender Verweisungen in den jeweils einschlagigen
aufsichtsrechtlichen EU-Richtlinien die Bankbilanzrichtlinie und mithin auch deren Artikel 43
Absatz 2 Buchstabe ¢ entsprechende Anwendung. Im Handelsbilanzrecht entspricht dies
bei Kreditinstituten im Sinne des 8§ 340 Absatz 1 HGB, Finanzdienstleistungsinstituten im
Sinne des § 340 Absatz 4 HGB und Wertpapierinstituten im Sinne des § 340 Absatz 4a
HGB dem Gesamtbetrag der Ertragsposten 1 bis 5 und 8 in Formblatt 2 zur Kreditinstituts-
Rechnungslegungsverordnung (RechKredV) oder dem Gesamtbetrag der Ertragsposten 1,
3,4,5, 7und 8 in Formblatt 3 zur RechKredV. Bei Instituten im Sinne des § 1 Absatz 3 ZAG
entspricht dies dem sich aus dem Formblatt 2 zur Zahlungsinstituts-Rechnungslegungsver-
ordnung (RechZahlV) ergebenden Gesamtbetrag der Ertragsposten 1, 3, 4, 5und 7.

Zu Nummer 2

Fur Versicherungsunternehmen setzt Artikel 66 Nummer 2 der Versicherungsbilanzrichtli-
nie den Nettoumsatzerlésen gleich den Betrag der gebuchten Bruttobeitrage gemar Arti-
kel 35 der Versicherungsbilanzrichtlinie. Im Handelsbilanzrecht entspricht dies fur Versiche-
rungsunternehmen dem Betrag der gebuchten Bruttobeitrdge gemal § 36 der Versiche-
rungsunternehmen-Rechnungslegungsverordnung (RechVersV). Fiur Pensionsfonds, auf
die geman § 341 Absatz 4 HGB grundséatzlich die Vorschriften flr Versicherungsunterneh-
men entsprechend anwendbar sind, entspricht dies den gebuchten Bruttobeitrdgen geman
§ 21 der Pensionsfonds-Rechnungslegungsverordnung (RechPensV).

Zu Nummer 3

Fur andere Unternehmen als die von den Nummern 1 und 2 in Bezug genommenen Unter-
nehmen wird die Umsatzerlose-Definition des § 277 Absatz 1 HGB fur anwendbar erklart.
Danach gelten als Umsatzerldse die Erlése aus dem Verkauf und der Vermietung oder Ver-
pachtung von Produkten sowie aus der Erbringung von Dienstleistungen nach Abzug von
Erldsschmélerungen und der Umsatzsteuer sowie sonstiger direkt mit dem Umsatz verbun-
dener Steuern.
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Zu 8§ 342c (Oberste Mutterunternehmen mit Sitz im Inland)

Die Regelung fuhrt fir Gesellschaften im Sinne des § 342 Absatz 1 Nummer 2 HGB-E eine
Pflicht zur Erstellung von Ertragsteuerinformationsberichten ein. Sie gilt demnach fur inlan-
dische Kapitalgesellschaften und inlandische Personenhandelsgesellschaften im Sinne des
§ 264a Absatz 1 HGB, wenn die Kapitalgesellschaften und Personenhandelsgesellschaften
oberste Mutterunternehmen (8 342a Nummer 2 HGB-E) sind und sie oder ein verbundenes
Unternehmen eine Niederlassung, eine feste Geschaftseinrichtung oder eine dauerhafte
Geschaéftstatigkeit in mindestens einem anderen Staat haben.

Zu Absatz 1

Die Vorschrift dient der Umsetzung von Artikel 48b Absatz 1 Unterabsatz 1 der Bilanzricht-
linie. Die Pflicht zur Erstellung eines Ertragsteuerinformationsberichts fur das vergangene
Geschaéftsjahr entsteht, wenn die in den Konzernabschliissen ausgewiesenen Konzernum-
satzerlose in zwei aufeinander folgenden Geschaftsjahren jeweils die Schwelle von 750
Millionen Euro Uberschritten haben. Das erste Geschaftsjahr, Gber das berichtet werden
muss, ist folglich das zweite der beiden aufeinander folgenden Konzerngeschéftsjahre, die
die Schwelle von 750 Millionen Euro Uberschreiten. Die Berichtspflicht besteht auch dann
fort, wenn die Konzernumsatzerlose-Schwelle danach in einem Jahr unterschritten wird.
Wie sich aus Artikel 48b Absatz 1 Unterabsatz 2 der Bilanzrichtlinie ergibt, erlischt die
Pflicht erst, wenn die Konzernumsatzerlése-Schwelle in zwei aufeinander folgenden Ge-
schaftsjahren unterschritten wird. Adressaten der Pflicht sind — im Einklang mit Artikel 48e
Absatz 1 der Bilanzrichtlinie — die Mitglieder des vertretungsberechtigten Organs der Ge-
sellschaft. Insoweit und im Ubrigen wird zur weiteren Begriindung auf die Ausfiihrungen in
der Begrindung zu § 342b Absatz 1 HGB-E Bezug genommen.

Zu Absatz 2

Der Befreiungstatbestand dient der Umsetzung von Artikel 48b Absatz 3 der Bilanzrichtli-
nie. CRR-Kreditinstitute im Sinne des § 1 Absatz 3d Satz 1 KWG und Grol3e Wertpapierin-
stitute im Sinne des 8 2 Absatz 18 WplG sind von der Pflicht zur Ertragsteuerinformations-
berichterstattung nach handelsrechtlichen Vorschriften befreit, wenn sie unter Einbezie-
hung samtlicher in den Konzernabschluss des Instituts einbezogenen Unternehmen einen
nach den aufsichtsrechtlichen Vorgaben erstellten landerbezogenen Bericht offenlegen. Im
Ubrigen wird auf die Ausfiihrungen in der Begriindung zu § 342b Absatz 2 HGB-E Bezug
genommen.

Zu Absatz 3

Die Regelung dient der Umsetzung von Artikel 48b Absatz 1 Unterabsatz 2 der Bilanzricht-
linie. Zur weiteren Begrindung wird auf die Ausfihrungen in der Begriindung zu
8 342b Absatz 3 HGB-E Bezug genommen.

Zu Absatz 4

Absatz 4 dient der ndheren Bestimmung des in den Abséatzen 1 und 3 verwendeten Tatbe-
standsmerkmals der Konzernumsatzerlése im Einklang mit Artikel 48a Absatz 2 Buch-
stabe a und b der Bilanzrichtlinie.

Zu Nummer 1

Fur oberste Mutterunternehmen, die den Konzernabschluss verpflichtend oder freiwillig
nach den auf der Grundlage der 1AS-Verordnung Gbernommenen internationalen Rech-
nungslegungsstandards aufstellen (IAS-Verordnung: Verordnung (EG) Nr. 1606/2002 des
Européischen Parlaments und des Rates vom 19. Juli 2002 betreffend die Anwendung in-
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ternationaler Rechnungslegungsstandards (ABI. L 243 vom 11.9.2002, S. 1), zuletzt gean-
dert durch die Verordnung (EG) Nr. 297/2008 (ABI. L 97 vom 9.4.2008, S. 62), ist der Betrag
der Konzernumsatzerldse mafR3geblich, der sich bei Anwendung dieser Rechnungslegungs-
standards ergibt. Nummer 1 dient daher der Umsetzung von Artikel 48 Absatz 2 Buch-
stabe b der Bilanzrichtlinie, der fir Unternehmen gilt, die die internationalen Rechnungsle-
gungsstandards anwenden und daher im Sinne der Richtlinienbestimmung ,andere Unter-
nehmen® als die in Artikel 48 Absatz 2 Buchstabe a der Bilanzrichtlinie genannten Unter-
nehmen sind.

Zu Nummer 2

Nummer 2 dient der Umsetzung von Artikel 48 Absatz 2 Buchstabe a der Bilanzrichtlinie.
Fir oberste Mutterunternehmen, die den Konzernabschluss nach den handelsrechtlichen
Vorschriften aufstellen, bestimmen sich die Konzernumsatzerlése in entsprechender An-
wendung des § 342b Absatz 4 HGB. Denn fiur die handelsrechtliche Konzernrechnungsle-
gung sind grundsatzlich die fur die Einzelrechnungslegung geltenden Vorschriften entspre-
chend anzuwenden (vergleiche 8§ 37 RechKredV, § 31 RechzahlVv, § 58 Absatz 4 Num-
mer 2 RechVersV, § 38 Absatz 2 Nummer 1 RechPensV sowie § 298 Absatz 1 HGB in Ver-
bindung mit 8 277 Absatz 1 HGB). Zur weiteren Begriindung wird daher auf die Begriindung
zZu 8§ 342b Absatz 4 HGB-E verwiesen.

Zu § 342d (Tochterunternehmen mit Sitz im Inland von obersten Mutterunternehmen
mit Sitz in einem Drittstaat)

Die Vorschrift regelt Pflichten von Gesellschaften im Sinne des 8§ 342 Absatz 1 Nummer 3
HGB-E. Sie gilt demnach fir inlandische Kapitalgesellschaften und inlandische Personen-
handelsgesellschaften im Sinne des § 264a Absatz 1 HGB, wenn die Kapitalgesellschaften
und Personenhandelsgesellschaften Tochterunternehmen von obersten Mutterunterneh-
men mit Sitz in einem Drittstaat sind und entweder mittelgro oder gro3 im Sinne des § 267
Absatz 2 bis 4 HGB sind oder ausschlieRlich dem Zweck dienen, die Berichtspflichten nach
diesem Unterabschnitt zu umgehen.

Zu Absatz 1

Absatz 1 dient der Umsetzung von Artikel 48b Absatz 4 Unterabsatz 2 Satz 1, Artikel 48c
Absatz 9 Unterabsatz 2 und Artikel 48e Absatz 2 der Bilanzrichtlinie. Er verpflichtet die Mit-
glieder des vertretungsberechtigten Organs der Gesellschaft dazu, das oberste Mutterun-
ternehmen aufzufordern, der Gesellschaft fir das vergangene Geschaftsjahr einen Ertrag-
steuerinformationsbericht zur Verfligung zu stellen, der den Anforderungen der in Absatz 1
genannten Vorschriften des Dritten Titels geniigt. Voraussetzung ist, dass die in den Kon-
zernabschlissen des obersten Mutterunternehmens ausgewiesenen Konzernumsatzerlose
in mindestens zwei aufeinander folgenden Geschéftsjahren jeweils einen Betrag tiberschrit-
ten haben, der zum Wechselkurs vom 21. Dezember 2021 bei Rundung auf das nachste
Tausend einem Betrag von 750 Millionen Euro entspricht. Das erste Geschéftsjahr, tber
das berichtet werden muss, ist folglich das zweite der beiden aufeinander folgenden Kon-
zerngeschaftsjahre, die die Konzernumsatzschwelle Giberschreiten. Da das oberste Mutter-
unternehmen seinen Sitz in einem Drittstaat hat und der Konzernabschluss daher in einer
Fremdwahrung aufgestellt werden wird, muss die angeordnete Umrechnung des Schwel-
lenwerts in die Fremdwahrung erfolgen, um feststellen zu kénnen, ob dieser tberschritten
wird. Dass Bezugspunkt der Aufforderung ein gesetzeskonformer Bericht des obersten Mut-
terunternehmens ist, ergibt sich daraus, dass die Mitglieder des vertretungsberechtigten
Organs der Gesellschaft eben einen solchen offenlegen missen (vergleiche Artikel 48e Ab-
satz 2 der Bilanzrichtlinie: ,dass der Ertragsteuerinformationsbericht ... in einer mit den Ar-
tikeln 48b und 48c Ubereinstimmenden Weise oder gemaf den genannten Artikeln erstellt
und geman Artikel 48d offengelegt wird“). Die Pflicht zur Aufforderung wird gegenstandslos,
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wenn die Gesellschaft ohne Aufforderung (,proaktiv‘) vom obersten Mutterunternehmen ei-
nen gemaf den in Absatz 1 genannten Vorschriften des Dritten Titels erstellten Ertragsteu-
erinformationsbericht erhalten hat.

Zu Absatz 2

Absatz 2 dient der Umsetzung von Artikel 48b Absatz 4 Unterabsatz 2 Satz 2 und Arti-
kel 48e Absatz 2 der Bilanzrichtlinie. Er ist anwendbar, wenn das oberste Mutterunterneh-
men der Gesellschaft trotz erfolgter Aufforderung nach Absatz 1 entweder keinen Ertrag-
steuerinformationsbericht zur Verfigung stellt oder einen Ertragsteuerinformationsbericht
zur Verflgung stellt, der nicht den in Absatz 1 genannten Vorgaben des Dritten Titels ent-
spricht. Die Mitglieder des vertretungsberechtigten Organs der Gesellschaft sind dann zu
einer Erklarung fir die Gesellschaft verpflichtet, dass das oberste Mutterunternehmen ei-
nen Ertragsteuerinformationsbericht entweder nicht oder nicht den gesetzlichen Vorgaben
entsprechend zur Verfugung gestellt hat (Nummer 1). Au3erdem sind die Mitglieder des
vertretungsberechtigten Organs der Gesellschaft dazu verpflichtet, fur diese mit den Anga-
ben, Uber die die Gesellschaft verfiigt und die sie beschaffen kann, selbst einen Ertragsteu-
erinformationsbericht in Bezug auf die Tatigkeit des Konzerns gemal den in Buchstabe a
und b genannten Vorschriften des Dritten Titels zu erstellen (Nummer 2). Das Begriffspaar
Lverfugt oder beschaffen kann“ orientiert sich an § 138a Absatz 4 Satz 3 AO. An die Be-
schaffungspflicht durfen keine unzumutbaren Anforderungen gestellt werden. Ein Verstol3
gegen die in Buchstabe a genannten Vorschriften ist gemanR § 3420 Absatz 1 Nummer 1
HGB-E buRgeldbewehrt, so dass diese Vorschriften aus regelungssystematischen Grin-
den in einem eigenen Buchstaben gefasst werden mussten.

Zu Absatz 3

Die Regelung dient der Umsetzung von Artikel 48b Absatz 6 der Bilanzrichtlinie und befreit
die Mitglieder des vertretungsberechtigten Organs einer Gesellschaft im Sinne des
§ 342 Absatz 1 Nummer 3 HGB-E unter bestimmten Voraussetzungen von ihren Pflichten
nach den Absétzen 1 und 2. Die Befreiung erfolgt vor dem Hintergrund, dass es unverhalt-
nismafig ware, die Pflichten nach den Absatzen 1 und 2 fortbestehen zu lassen, wenn das
oberste Mutterunternehmen den geforderten Ertragsteuerinformationsbericht kostenlos auf
seiner Internetseite veroffentlicht hat und bereits ein anderes Tochterunternehmen diesen
Bericht offengelegt hat. Voraussetzung fur die Befreiung ist zunachst, dass das oberste
Mutterunternehmen einen Ertragsteuerinformationsbericht gemaf den in Absatz 3 genann-
ten Vorschriften des Dritten Titels erstellt hat. Weitere Voraussetzungen der Befreiung sind
kumulativ in den Nummern 1 bis 3 geregelt (,und®).

Zu Nummer 1

Die Befreiung setzt nach Nummer 1 voraus, dass das oberste Mutterunternehmen den Er-
tragsteuerinformationsbericht auf seiner Internetseite veroffentlicht hat. Die Verdffentli-
chung muss spatestens ein Jahr nach dem Ende des Berichtszeitraums (8 342a Nummer 6
HGB-E) erfolgen. Der Bericht muss kostenlos in mindestens einer EU-Amtssprache verof-
fentlicht werden. AuRerdem muss die Veroffentlichung in einem elektronischen Berichtsfor-
mat sowie maschinenlesbar erfolgen. Dies ergibt sich daraus, dass der Ertragsteuerinfor-
mationsbericht gemal} § 3421 Absatz 2 HGB-E erstellt sein und der so erstellte Bericht ver-
offentlicht werden muss.

Zu Nummer 2

Die Befreiung setzt nach Nummer 2 voraus, dass bereits ein anderes Tochterunternehmen
als die Gesellschaft, deren Pflichten nach den Absatzen 1 und 2 in Rede stehen, den durch
das oberste Mutterunternehmen erstellten Ertragsteuerinformationsbericht offengelegt hat.
Die Offenlegung durch das andere Tochterunternehmen kann entweder im Unternehmens-
register erfolgt sein, wenn das andere Tochterunternehmen seinen Sitz im Inland hat, oder
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aber nach den jeweiligen Vorschriften des nationalen Rechts, das in einem anderen EU-
Mitgliedstaat oder EWR-Vertragsstaat zur Umsetzung der Offenlegungspflicht nach Arti-
kel 48d Absatz 1 der Bilanzrichtlinie erlassen worden ist, wenn das andere Tochterunter-
nehmen seinen Sitz in einem anderen EU-Mitgliedstaat oder EWR-Vertragsstaat hat.

Zu Nummer 3

Die Befreiung setzt nach Nummer 3 auf3erdem voraus, dass in dem durch das oberste Mut-
terunternehmen erstellten Ertragsteuerinformationsbericht der Name und der Sitz desjeni-
gen Tochterunternehmens angegeben wird, das den Bericht nach Nummer 2 offengelegt
hat.

Zu Absatz 4

Die Regelung dient der Umsetzung von Artikel 48b Absatz 4 Unterabsatz 3 der Bilanzricht-
linie. Die Pflichten nach den Absatzen 1 und 2 erldschen, wenn bei dem obersten Mutter-
unternehmen die Konzernumsatzerlose-Schwelle in zwei aufeinander folgenden Ge-
schéftsjahren unterschritten wird. Daraus folgt im Umkehrschluss, dass die Pflichten nach
den Absatzen 1 und 2 fortbestehen, wenn die Konzernumsatzerlose-Schwelle nach zwei-
maligem konsekutiven Uberschreiten (nur) in einem Jahr unterschritten wird. Im Ubrigen
wird auf die Ausfuihrungen in der Begrindung zu § 342b Absatz 3 HGB-E Bezug genom-
men.

Zu Absatz 5

Die Regelung bestimmt im Einklang mit Artikel 48a Absatz 2 Buchstabe b der Bilanzrichtli-
nie, dass fur die Definition der Konzernumsatzerlose des obersten Mutterunternehmens
nach den Absétzen 1 und 4 die Rechnungslegungsgrundsatze mafgeblich sind, die in dem
jeweiligen Sitzstaat des obersten Mutterunternehmens fir die Aufstellung von Konzernab-
schliissen gelten.

Zu 8§ 342e (Inlandische Zweigniederlassungen unverbundener Unternehmen mit Sitz
in einem Drittstaat)

Die Vorschrift regelt Pflichten in Bezug auf Zweigniederlassungen im Sinne des § 342 Ab-
satz 2 Nummer 2 HGB-E von Kapitalgesellschaften im Sinne des § 342 Absatz 2 Nummer 1
erste Alternative HGB-E. Sie gilt demnach fiir inlandische Zweigniederlassungen von Kapi-
talgesellschaften mit Sitz in einem Drittstaat, die unverbundene Unternehmen sind, wenn
die Zweigniederlassungen entweder Umsatzerldse haben, die in mindestens zwei aufei-
nander folgenden Geschaftsjahren jeweils 12 Millionen Euro lbersteigen und diesen Betrag
danach in zwei aufeinander folgenden Geschaftsjahren jeweils nicht unterschreiten, oder
ausschlie3lich dem Zweck dienen, die Berichtspflichten nach diesem Unterabschnitt zu um-
gehen.

Zu Absatz 1

Absatz 1 dient der Umsetzung von Artikel 48b Absatz 5 Unterabsatz 2 und 6 Buchstabe a,
Artikel 48c Absatz 9 Unterabsatz 2 und Artikel 48e Absatz 2 der Bilanzrichtlinie. Er ver-
pflichtet die in § 13e Absatz 2 Satz 5 Nummer 3 HGB genannten angemeldeten Personen
oder, wenn solche nicht vorhanden sind, die Mitglieder des vertretungsberechtigten Organs
der Kapitalgesellschaft dazu, die Hauptniederlassung aufzufordern, ihnen fir das vergan-
gene Geschaftsjahr einen Ertragsteuerinformationsbericht zur Verfiigung zu stellen, der
den Anforderungen der in Absatz 1 genannten Vorschriften des Dritten Titels gentigt. Vo-
raussetzung ist, dass die in den Jahresabschlissen der Kapitalgesellschaft ausgewiesenen
Umsatzerlése in mindestens zwei aufeinander folgenden Geschaftsjahren jeweils einen Be-
trag Uberschritten haben, der zum Wechselkurs vom 21. Dezember 2021 bei Rundung auf
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das nachste Tausend einem Betrag von 750 Millionen Euro entspricht. Das erste Ge-
schaftsjahr, Gber das berichtet werden muss, ist folglich das zweite der beiden aufeinander
folgenden Geschaftsjahre, die die Umsatzschwelle Uberschreiten. Da die Kapitalgesell-
schaft ihren Sitz in einem Drittstaat hat und der Jahresabschluss daher in einer Fremdwah-
rung aufgestellt werden wird, muss die angeordnete Umrechnung des Schwellenwerts in
die Fremdwahrung erfolgen, um feststellen zu kénnen, ob dieser tberschritten wird. Adres-
saten der Handlungspflicht sind wie bei § 325a HGB — im Einklang mit Artikel 48e Absatz 2
der Bilanzrichtlinie in Verbindung mit Artikel 41 der Gesellschaftsrechtsrichtlinie — die in
§ 13e Absatz 2 Satz 5 Nummer 3 HGB genannten angemeldeten Personen oder, wenn sol-
che nicht vorhanden sind, die Mitglieder des vertretungsberechtigten Organs der Kapital-
gesellschaft. Im letzteren Fall handeln dieselben Personen fur Zweig- und Hauptniederlas-
sung. Die Aufforderung der Mitglieder des vertretungsberechtigten Organs an sich selbst
kommt faktisch einer Erstellungspflicht gleich. Dass Bezugspunkt der Aufforderung ein ge-
setzeskonformer Bericht der Hauptniederlassung ist, ergibt sich daraus, dass die nach Ar-
tikel 41 der Gesellschaftsrechtsrichtlinie bestimmten Personen eben einen solchen offenle-
gen mussen (vergleiche Artikel 48e Absatz 2 der Bilanzrichtlinie: ,dass der Ertragsteuerin-
formationsbericht ... in einer mit den Artikeln 48b und 48c Ubereinstimmenden Weise oder
gemal den genannten Artikeln erstellt und geman Artikel 48d offengelegt und zuganglich
gemacht wird®). Die Pflicht zur Aufforderung wird gegenstandslos, wenn die in Absatz 1
genannten Personen ohne Aufforderung (,proaktiv®) von der Hauptniederlassung einen ge-
mal den in Absatz 1 genannten Vorschriften des Dritten Titels erstellten Ertragsteuerinfor-
mationsbericht erhalten haben.

Zu Absatz 2

Absatz 2 dient der Umsetzung von Artikel 48b Absatz 5 Unterabsatz 3 und Artikel 48e Ab-
satz 2 der Bilanzrichtlinie. Er ist anwendbar, wenn die Hauptniederlassung trotz erfolgter
Aufforderung nach Absatz 1 entweder keinen Ertragsteuerinformationsbericht zur Verfi-
gung stellt oder einen Ertragsteuerinformationsbericht zur Verfligung stellt, der nicht den in
Absatz 1 genannten Vorgaben des Dritten Titels entspricht. Die genannten Personen sind
nach Absatz 2 dann zu einer Erklarung verpflichtet, dass die Hauptniederlassung ihnen ei-
nen Ertragsteuerinformationsbericht entweder nicht oder nicht den gesetzlichen Vorgaben
entsprechend zur Verfiigung gestellt hat (Nummer 1). Aul3erdem sind sie dazu verpflichtet,
mit den Angaben, Uber die sie verfligen und die sie beschaffen kénnen, selbst einen Er-
tragsteuerinformationsbericht in Bezug auf die Tatigkeit der Kapitalgesellschaft geman den
in Buchstabe a und b genannten Vorschriften des Dritten Titels zu erstellen (Nummer 2).
Trifft die Handlungspflicht die Mitglieder des vertretungsberechtigten Organs der Kapitalge-
sellschaft, ist anzunehmen, dass alle erforderlichen Angaben beschafft werden kénnen. Die
Pflichten nach Absatz 2 haben die jeweils handelnden Personen fir die Kapitalgesellschaft
zu erfullen. Im Ubrigen wird auf die Ausfuihrungen in der Begriindung zu § 342d Absatz 2
HGB-E verwiesen.

Zu Absatz 3

Die Regelung dient der Umsetzung von Artikel 48b Absatz 6 der Bilanzrichtlinie und befreit
die nach den Absatzen 1 und 2 verpflichteten Personen von ihren Pflichten. Die Befreiung
erfolgt unter der Voraussetzung, dass die Hauptniederlassung einen gesetzeskonformen
Ertragsteuerinformationsbericht erstellt hat, der spatestens ein Jahr nach dem Ende des
Berichtszeitraums (8§ 342a Nummer 6 HGB-E) in mindestens einer EU-Amtssprache kos-
tenlos auf der Internetseite der Gesellschaft veroffentlicht worden ist, durch eine andere
inlandische Zweigniederlassung oder durch eine Zweigniederlassung in einem anderen
EU-Mitgliedstaat oder EWR-Vertragsstaat offengelegt worden ist und den Namen und die
Geschéftsanschrift derjenigen Zweigniederlassung angibt, fiir die der Bericht offengelegt
worden ist.
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Zu Absatz 4

Die Regelung dient der Umsetzung von Artikel 48b Absatz 5 Unterabsatz 7 der Bilanzricht-
linie. Die Pflichten nach den Abséatzen 1 und 2 erléschen, wenn bei der Kapitalgesellschaft
die Umsatzerlose-Schwelle in zwei aufeinander folgenden Geschaftsjahren unterschritten
wird. Daraus folgt im Umkehrschluss, dass die Pflichten nach den Abséatzen 1 und 2 fortbe-
stehen, wenn die Umsatzerlose-Schwelle nach zweimaligem konsekutiven Uberschreiten
(nur) in einem Jahr unterschritten wird. Im Ubrigen wird auf die Ausfiihrungen in der Be-
grindung zu § 342b Absatz 3 HGB-E Bezug genommen.

Zu Absatz 5

Die Regelung bestimmt im Einklang mit Artikel 48a Absatz 2 Buchstabe b der Bilanzrichtli-
nie, dass fur die Definition der Umsatzerlose der Kapitalgesellschaft nach den Absétzen 1
und 4 die Rechnungslegungsgrundséatze mafigeblich sind, die in dem Drittstaat, in dem die
Kapitalgesellschaft ihren Sitz hat, fur die Aufstellung des Jahresabschlusses gelten.

Zu § 342f (Inlandische Zweigniederlassungen verbundener Unternehmen mit Sitz in
einem Drittstaat)

Die Vorschrift regelt Pflichten in Bezug auf Zweigniederlassungen im Sinne des § 342 Ab-
satz 2 Nummer 2 HGB-E von Kapitalgesellschaften im Sinne des 8§ 342 Absatz 2 Nummer 1
zweite Alternative HGB-E. Sie gilt demnach fir inlandische Zweigniederlassungen von Ka-
pitalgesellschaften mit Sitz in einem Drittstaat, die verbundene Unternehmen sind, wenn
das oberste Mutterunternehmen seinen Sitz ebenfalls in einem Drittstaat hat, und wenn die
Zweigniederlassungen Umsatzerlése haben, die in mindestens zwei aufeinander folgenden
Geschaéftsjahren jeweils 12 Millionen Euro Ubersteigen und diesen Betrag danach in zwei
aufeinander folgenden Geschaftsjahren jeweils nicht unterschreiten, oder ausschlief3lich
dem Zweck dienen, die Berichtspflichten nach diesem Unterabschnitt zu umgehen. Die Vor-
schrift erfasst auch den Fall, dass die Kapitalgesellschaft mit Sitz in einem Drittstaat, die
die inlandische Zweigniederlassung errichtet hat, selbst das oberste Mutterunternehmen
des Konzerns ist.

Zu Absatz 1

Absatz 1 dient der Umsetzung von Artikel 48b Absatz 5 Unterabsatz 2 und 6, Artikel 48c
Absatz 9 Unterabsatz 2 und von Artikel 48e Absatz 2 der Bilanzrichtlinie. Er verpflichtet die
in 8 13e Absatz 2 Satz 5 Nummer 3 HGB genannten angemeldeten Personen oder, wenn
solche nicht vorhanden sind, die Mitglieder des vertretungsberechtigten Organs der Kapi-
talgesellschaft dazu, das oberste Mutterunternehmen der Kapitalgesellschaft, die die
Zweigniederlassung errichtet hat, respektive — falls die Kapitalgesellschaft selbst das
oberste Mutterunternehmen ist — die Hauptniederlassung aufzufordern, ihnen fur das ver-
gangene Geschaftsjahr einen Ertragsteuerinformationsbericht zur Verfligung zu stellen, der
den Anforderungen der in Absatz 1 genannten Vorschriften des Dritten Titels genuigt, wenn
kumulativ die Anforderungen in Nummer 1 und Nummer 2 erfillt sind (,und).

Nummer 1 sieht als tatbestandliche Voraussetzung vor, dass die in den Konzernabschlis-
sen des obersten Mutterunternehmens ausgewiesenen Konzernumsatzerlése in mindes-
tens zwei aufeinander folgenden Geschaftsjahren jeweils den Schwellenwert von umge-
rechnet 750 Millionen Euro Uberschreiten. Zur ndheren Erlauterung wird auf die Ausfihrun-
gen in der Begriindung zu 8§ 342d Absatz 1 HGB-E und § 342e Absatz 1 HGB-E verwiesen.

Nummer 2 sieht als (negative) tatbestandliche Voraussetzung vor, dass das oberste Mut-
terunternehmen kein Tochterunternehmen hat, das den Pflichten nach § 342d Absatz 1
und 2 HGB-E oder vergleichbaren Pflichten nach MalRgabe des Rechts eines anderen EU-
Mitgliedstaats oder EWR-Vertragsstaats im Einklang mit Artikel 48b Absatz 4 der Bilanz-
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richtlinie unterliegt. In Bezug auf Zweigniederlassungen soll keine Pflicht zur Ertragsteuer-
informationsberichterstattung bestehen, wenn das oberste Mutterunternehmen ein be-
richtspflichtiges Tochterunternehmen hat, das dann vorranging herangezogen werden
kann.

Zu Absatz 2

Absatz 2 regelt die Pflicht der dort genannten Personen, flr die Kapitalgesellschaft eine
Erklarung und einen Ertragsteuerinformationsbericht mit den Angaben zu erstellen, Gber
die sie verfiigen und die sie beschaffen kénnen. Zur Erlauterung wird auf die Ausfiihrungen
in der Begriindung zu § 342d Absatz 2 HGB-E und § 342e Absatz 2 HGB-E verwiesen.

Zu Absatz 3

Die Regelung dient der Umsetzung von Artikel 48b Absatz 6 der Bilanzrichtlinie und befreit
die nach den Absétzen 1 und 2 verpflichteten Personen von ihren Pflichten. Die Befreiung
erfolgt unter der Voraussetzung, dass das oberste Mutterunternehmen der Kapitalgesell-
schaft respektive — falls die Kapitalgesellschaft selbst das oberste Mutterunternehmen ist —
die Hauptniederlassung einen gesetzeskonformen Ertragsteuerinformationsbericht erstellt
hat, der spatestens ein Jahr nach dem Ende des Berichtszeitraums (8§ 342a Nummer 6
HGB-E) in mindestens einer EU-Amtssprache kostenlos auf der Internetseite des obersten
Mutterunternehmens veréffentlicht worden ist, durch eine andere inlandische Zweignieder-
lassung oder durch eine Zweigniederlassung in einem anderen EU-Mitgliedstaat oder
EWR-Vertragsstaat offengelegt worden ist und den Namen und die Geschaftsanschrift der-
jenigen Zweigniederlassung angibt, fur die die Offenlegung bewirkt worden ist.

Zu Absatz 4

Die Regelung dient der Umsetzung von Artikel 48b Absatz 5 Unterabsatz 7 der Bilanzricht-
linie. Die Pflichten nach den Absétzen 1 und 2 erldschen, wenn bei dem obersten Mutter-
unternehmen die Konzernumsatzerldse-Schwelle in zwei aufeinander folgenden Ge-
schéftsjahren unterschritten wird. Daraus folgt im Umkehrschluss, dass die Pflichten nach
den Absatzen 1 und 2 fortbestehen, wenn die Konzernumsatzerldse-Schwelle nach zwei-
maligem konsekutiven Uberschreiten (nur) in einem Jahr unterschritten wird. Im Ubrigen
wird auf die Ausfuihrungen in der Begrindung zu § 342b Absatz 3 HGB-E Bezug genom-
men.

Zu Absatz 5

Die Regelung bestimmt im Einklang mit Artikel 48a Absatz 2 Buchstabe b der Bilanzrichtli-
nie, dass fur die Definition der Konzernumsatzerlose des obersten Mutterunternenmens
nach den Absétzen 1 und 4 die Rechnungslegungsgrundséatze mafgeblich sind, die in dem
Drittstaat, in dem das oberste Mutterunternehmen seinen Sitz hat, fir die Aufstellung von
Konzernabschlissen gelten.

Zu dem Dritten Titel (Einzubeziehende Unternehmen; Inhalt und Form des Ertragsteu-
erinformationsberichts)

Der Titel regelt, welche Unternehmen in den Ertragsteuerinformationsbericht einzubezie-
hen und welche Angaben in den Bericht aufzunehmen sind. AuRerdem wird geregelt, dass
der Bericht unter Verwendung des Formblatts und in einem der Formate zu erstellen ist,
das respektive die die Europdische Kommission im Wege eines Durchfiihrungsrechtsakts
noch festlegen wird.
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Zu 8§ 3429 (Einzubeziehende Unternehmen)

Die Regelung dient der Umsetzung von Artikel 48c Absatz 1 der Bilanzrichtlinie und be-
stimmt, welche Unternehmen in den Ertragsteuerinformationsbericht einzubeziehen sind.

Zu Nummer 1

Der Ertragsteuerinformationsbericht umfasst in den Fallen der 88 342b und 342e HGB-E
die Tatigkeiten des unverbundenen Unternehmens.

Zu Nummer 2

Der Ertragsteuerinformationsbericht hat in den Fallen der 88 342c, 342d und 342f HGB-E
diejenigen Tochterunternehmen einzubeziehen, die in den fir den Berichtszeitraum aufge-
stellten Konzernabschluss des obersten Mutterunternehmens einbezogen sind. Die Frage,
welche Tochterunternehmen in den Konzernabschluss des obersten Mutterunternehmens
einbezogen sind, ist nach denjenigen Rechnungslegungsgrundsatzen zu beurteilen, nach
denen dieser Konzernabschluss aufgestellt wurde. Erfasst werden nur Tochterunterneh-
men, nicht etwa ,at equity” bilanzierte assoziierte Unternehmen.

Zu 8§ 342h (Pflichtangaben)

Die Vorschrift regelt die Angaben, die in einem Ertragsteuerinformationsbericht gemacht
werden mussen. Die Angaben zu der fur den Berichtszeitraum zu zahlenden Ertragsteuer
und der im Berichtszeitraum gezahlten Ertragsteuer (Absatz 2 Nummer 5 und 6) sind
gleichsam die Basisangaben. Die weiteren Pflichtangaben sollen die Einordnung und Be-
wertung der Basisangaben erleichtern oder dienen der Identifizierung der einzubeziehen-
den Einheiten.

Zu Absatz 1

Fir die in Absatz 1 genannten Angaben ist ein landerbezogener Ausweis nicht moglich. Der
Absatz dient der Umsetzung von Artikel 48c Absatz 2 Unterabsatz 1 Buchstabe a der Bi-
lanzrichtlinie.

Zu Nummer 1

Der Ertragsteuerinformationsbericht hat im Falle des § 342b HGB-E und des 8§ 342e HGB-
E den Namen des unverbundenen Unternehmens anzugeben. Im Falle des § 342c HGB-
E, des § 342d HGB-E und des § 342f HGB-E ist der Name des obersten Mutterunterneh-
mens anzugeben.

Zu Nummer 2

Anzugeben ist der Berichtszeitraum, also das Geschéftsjahr, fir das der Ertragsteuerinfor-
mationsbericht erstellt wird (8§ 342a Nummer 6 HGB-E).

Zu Nummer 3

Der Ertragsteuerinformationsbericht hat die dem Bericht zugrundeliegende Wéhrung
(8 342j HGB-E) anzugeben.

Zu Nummer 4
Die Regelung bestimmt, dass der Ertragsteuerinformationsbericht im Falle des § 342c

HGB-E, des § 342d HGB-E und des § 342f HGB-E die Namen aller in den Konzernab-
schluss des obersten Mutterunternehmens einbezogenen Tochterunternehmen mit Sitz in
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einem EU-Mitgliedstaat oder EWR-Vertragsstaat oder in einem Land oder Gebiet, das am
1. Méarz des Berichtszeitraums in den Anhangen | oder Il der Schlussfolgerungen des Rates
zur Uberarbeiteten EU-Liste nicht kooperativer Lander und Gebiete fur Steuerzwecke ge-
nannt ist, angeben muss. Ein Abstellen auf den 1. Marz erscheint sinnvoll, weil ein ,Listing"
zu diesem Zeitpunkt fir den landerbezogenen Ausweis maRgeblich ist (vergleiche § 342i
Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 und 3 HGB-E). Angesichts des insoweit eindeutigen Wortlauts
von Artikel 48c Absatz 2 Unterabsatz 1 Buchstabe a der Bilanzrichtlinie miissen in den
Konzernabschluss einbezogene verbundene Unternehmen, die ihren Sitz in einem Land
oder Gebiet haben, das am 1. Marz des Berichtszeitraums in Anhang Il der genannten
Schlussfolgerungen aufgefihrt war, auch dann genannt werden, wenn fir das betreffende
Steuerhoheitsgebiet gemaf? § 342i Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 HGB-E (noch) keine Pflicht
zum getrennten Ausweis besteht, weil das Land oder Gebiet am 1. Marz des unmittelbar
vorausgehenden Geschéftsjahres dort noch nicht aufgefuhrt war. Die von Nummer 4 ver-
langten Angaben werden sich im Falle des § 342c HGB auch aus dem Konzernanhang des
obersten Mutterunternehmens ergeben (vergleiche § 313 Absatz 2 Nummer 1 HGB, gege-
benenfalls in Verbindung mit § 315e Absatz 1 HGB). Ausweislich Erwégungsgrund 13
Satz 2 der Richtlinie (EU) 2021/2101 soll sich das oberste Mutterunternehmen auf diese
Angaben stiitzen kénnen, um GberméaRigen Erfillungsaufwand zu vermeiden. Ein Querver-
weis im Ertragsteuerinformationsbericht auf die entsprechenden Angaben im Konzernan-
hang erscheint vor diesem Hintergrund vertretbar.

Zu Absatz 2

Absatz 2 regelt die Pflichtangaben zu dem oder den einzubeziehenden Unternehmen, die
landerbezogen auszuweisen sind. Fir welche Lander und Steuerhoheitsgebiete ein ge-
trennter Ausweis zu erfolgen hat und wie die Angaben den einzelnen Steuerhoheitsgebie-
ten zugeordnet werden, ist in § 342i HGB-E geregelt.

Zu Nummer 1

Die Regelung setzt Artikel 48c Absatz 2 Unterabsatz 1 Buchstabe b der Bilanzrichtlinie um.
Anzugeben ist eine kurze Beschreibung der Art der Geschéftstéatigkeiten der einbezogenen
Unternehmen im Berichtszeitraum. Die Beschreibung sollte die wichtigsten Geschaftstatig-
keiten im Berichtszeitraum enthalten.

Zu Nummer 2

Die Regelung dient der Umsetzung von Artikel 48c Absatz 2 Unterabsatz 1 Buchstabe ¢
der Bilanzrichtlinie. Anzugeben ist die Zahl der Arbeithnehmer im Berichtszeitraum. In Ab-
satz 3 Nummer 1 wird naher bestimmt, wie die Angabe zu erfolgen hat.

Zu Nummer 3

Die Regelung dient der Umsetzung von Artikel 48c Absatz 2 Unterabsatz 1 Buchstabe d
und Unterabsatz 2 der Bilanzrichtlinie. Anzugeben sind die Ertrdge im Berichtszeitraum. In
Absatz 3 Nummer 2 wird ndher bestimmt, was in diesem Zusammenhang als ,Ertrage“ zu
bertcksichtigen ist. Anders als beim landerbezogenen Bericht nach § 138a AO ist ein se-
parater Ausweis der Ertrage aus Geschaften mit fremden Dritten und aus solchen mit na-
hestehenden Unternehmen und Personen nicht erforderlich. Erforderlich ist lediglich ein
aggregierter Ausweis der Ertrdge. Daneben bleibt ein freiwilliger separater Ausweis mog-
lich. Die Formulierung ,nahe stehende Unternehmen und Personen® wird im Einklang mit
Artikel 2 Nummer 3 der Bilanzrichtlinie im Lichte der gemaf der IAS-Verordnung in das EU-
Recht ibernommenen internationalen Rechnungslegungsstandards, insbesondere des In-
ternational Accounting Standards (IAS) 24, ausgelegt. Der Kreis der nahestehenden Unter-
nehmen und Personen erschlieft sich daher derzeit aus IAS 24.9 und 11.
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Zu Nummer 4

Die Regelung setzt Artikel 48c Absatz 2 Unterabsatz 1 Buchstabe e der Bilanzrichtlinie um.
Anzugeben ist der Gewinn oder Verlust vor Ertragsteuern im Berichtszeitraum. In Absatz 3
Nummer 3 wird ndher bestimmt, wie das Vorsteuerergebnis zu ermitteln ist.

Zu Nummer 5

Die Regelung dient der Umsetzung von Artikel 48c Absatz 2 Unterabsatz 1 Buchstabe f der
Bilanzrichtlinie. Anzugeben ist die fiir den Berichtszeitraum geschuldete Ertragsteuer (eng-
lische Fassung: ,income tax accrued®). In Absatz 3 Nummer 4 wird naher bestimmt, wie
diese zu bestimmen ist.

Zu Nummer 6

Die Regelung dient der Umsetzung von Artikel 48c Absatz 2 Unterabsatz 1 Buchstabe g
der Bilanzrichtlinie. Auszuweisen ist die im Berichtszeitraum gezahlte Ertragsteuer auf Kas-
senbasis (englische Fassung: ,income tax paid on a cash basis“). In Absatz 3 Nummer 5
wird ndher bestimmt, was insoweit zu berticksichtigen ist.

Zu Nummer 7

Die Regelung dient der Umsetzung von Artikel 48c Absatz 2 Unterabsatz 1 Buchstabe h
der Bilanzrichtlinie. Anzugeben sind die einbehaltenen Gewinne am Ende des Berichtszeit-
raums. In Absatz 3 Nummer 6 wird naher bestimmt, was in diesem Zusammenhang als
.einbehaltene Gewinne® anzusehen ist.

Zu Absatz 3

Absatz 3 enthéalt Vorgaben fiir die in Absatz 2 genannten Pflichtangaben. Sie verfolgen das
Ziel, die Angaben im Ertragsteuerinformationsbericht mdglichst koharent zu den Angaben
in den Jahresabschlissen der in den Bericht einbezogenen Unternehmen auszugestalten.
Denn Jahresabschliisse und Ertragsteuerinformationsberichte sind nach der Entscheidung
des EU-Gesetzgebers gleichermalRen bilanzrechtliche Berichtsinstrumente, fir die mog-
lichst ein einheitliches (bilanzrechtliches) Verstandnis gelten sollte. Allerdings sieht Ab-
satz 4 — im Einklang mit der Richtlinie (EU) 2021/2101 — ein Wahlrecht zugunsten der fur
den landerbezogenen Bericht gemafld § 138a AO geltenden Berichterstattungsvorgaben
vor, die von den bilanzrechtlichen Berichterstattungsvorgaben abweichen kénnen.

Zu Nummer 1

Die Arbeitnehmerzahl im Sinne des Absatzes 2 Nummer 2 ist — im Einklang mit Artikel 48c
Absatz 2 Unterabsatz 1 Buchstabe c der Bilanzrichtlinie — in Vollzeitaquivalenten anzuge-
ben, d. h. eine Angabe nach Kopfen ist nicht zulassig. Die Regelung ist insoweit bestimmter
als die Angabepflichten in § 285 Nummer 7 und § 314 Absatz 1 Nummer 4 HGB. Es emp-
fiehlt sich, die Arbeithehmerzahl auf Basis des Durchschnitts der im Berichtszeitraum be-
schaftigten Personen zu bestimmen. Die Bildung eines Durchschnitts entspricht auch den
bilanzrechtlichen Angabepflichten in § 285 Nummer 7 und § 314 Absatz 1 Nummer 4 HGB,
die Artikel 17 Absatz 1 Buchstabe e und Artikel 28 Absatz 1 Buchstabe b der Bilanzrichtlinie
umsetzen. Von einer entsprechenden Vorgabe soll aber abgesehen werden.

Zu Nummer 2
Die Regelung konkretisiert den in Absatz 2 Nummer 3 verwendeten Begriff ,Ertrage“. Sie

dient der Umsetzung von Artikel 48c Absatz 2 Unterabsatz 1 Buchstabe d der Bilanzrichtli-
nie.
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Buchstabe a spezifiziert, wie die Ertrage von in den Bericht einbezogenen Unternehmen zu
bestimmen sind, die ihren Jahresabschluss hach dem jeweils fur sie geltenden nationalen
Recht im Einklang mit den Vorgaben der Bilanzrichtlinie aufstellen. Die Regelung nimmt
bestimmte Ertragsposten der Gewinn- und Verlustrechnung gemaf Bilanzrichtlinie in Be-
zug. Erfasst werden neben den Nettoumsatzerlésen und sonstigen betrieblichen Ertragen
unter anderem Beteiligungsertrdge und Zinsertrage. Nicht beriicksichtigt werden die von
verbundenen Unternehmen bezogenen Dividenden.

Buchstabe b spezifiziert, wie die Ertrage aller anderen in den Bericht einbezogenen Unter-
nehmen zu bestimmen sind, etwa die Ertrdge von Unternehmen mit Sitz in einem Drittstaat
oder von Unternehmen, die ihren Sitz zwar in einem EU-Mitgliedstaat oder EWR-Vertrags-
staat haben, ihren Jahresabschluss jedoch nach den internationalen Rechnungslegungs-
standards aufstellen. Auch fir Kreditinstitute und Versicherungsunternehmen, die ihren
Jahresabschluss nach den Vorgaben der Bankbilanzrichtlinie respektive der Versiche-
rungsbilanzrichtlinie aufstellen, gilt Buchstabe b. Die Begriffsdefinition verweist auf die je-
weiligen Rechnungslegungsgrundsatze, auf deren Grundlage der Jahresabschluss fiir den
Berichtszeitraum aufgestellt wird. Ausgenommen sind (neben Ertréagen aus direkt im Eigen-
kapital erfassten Wertanpassungen) wiederum von verbundenen Unternehmen erhaltene
Dividenden.

Zu Nummer 3

Das Vorsteuerergebnis im Sinne des Absatzes 2 Nummer 4 ist — wie bei den Ertragen — in
Anwendung der Rechnungslegungsgrundatze zu bestimmen, auf deren Grundlage der Jah-
resabschluss eines einbezogenen Unternehmens fiir den Berichtszeitraum aufgestellt wird.

Zu Nummer 4

Die Regelung konkretisiert den in Absatz 2 Nummer 5 verwendeten Begriff ,zu zahlende
Ertragsteuer®. Sie dient der Umsetzung von Artikel 48c Absatz 2 Unterabsatz 1 Buchstabe f
und Unterabsatz 3 der Bilanzrichtlinie. Die geschuldete Ertragsteuer entspricht dem laufen-
den Steueraufwand fiir den Berichtszeitraum ohne latente Steuern und Rickstellungen fur
ungewisse Steuerverbindlichkeiten. In der Bundesrepublik Deutschland zahlen zu den Er-
tragsteuern die Kdérperschaftsteuer und die Gewerbesteuer.

Zu Nummer 5

Die Regelung konkretisiert den in Absatz 2 Nummer 6 verwendeten Begriff ,gezahlte Er-
tragsteuer®. Sie dient der Umsetzung von Artikel 48c Absatz 2 Unterabsatz 1 Buchstabe g
und Unterabsatz 4 der Bilanzrichtlinie. Anzugeben sind alle im Berichtszeitraum flir diesen
und flr alle Vorjahre entrichteten Ertragsteuern. Latente Steuern sind auch hier nicht zu
berticksichtigen. Quellensteuerabziige sind beim Steuerschuldner zu bericksichtigen. In
den Ertragsteuerinformationsbericht konnen freiwillig zusatzliche qualitative Angaben auf-
genommen werden, um etwaige wesentliche Unterschiede zwischen dem Betrag der im
Berichtszeitraum gezahlten Ertragsteuer und dem Betrag der fir den Berichtszeitraum zu
zahlenden (geschuldeten) Ertragsteuer zu erlautern und maoglichen Fehlinterpretationen
vorzubeugen (Artikel 48c Absatz 7 der Bilanzrichtlinie).

Zu Nummer 6

Die Regelung konkretisiert den in Absatz 2 Nummer 7 verwendeten Begriff ,einbehaltene
Gewinne“. Sie setzt Artikel 48c Absatz 2 Unterabsatz 5 Satz 1 der Bilanzrichtlinie um. Die
Angabepflicht umfasst Gewinne eines einbezogenen Unternehmens im Berichtszeitraum
und friherer Geschéftsjahre, die am Ende des Berichtszeitraums in Ricklagen eingestellt,
vorgetragen oder sonst bislang keiner Ausschiittung zugefiihrt worden sind. Bei Personen-
handelsgesellschaften werden (nicht in Rlcklagen eingestellte) Zuschreibungen auf die Ka-
pitalanteile nicht erfasst, zumal die Kapitalanteile der Gesellschafter bilanzrechtlich dem
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gezeichneten Kapital entsprechen (vergleiche § 264c Absatz 2 Satz 2 und 6 HGB). Das
ausgewiesene Kapital gehort — anders als beim landerbezogenen Bericht nach § 138a AO
— nicht zu den Pflichtangaben des Absatzes 2.

Zu Absatz 4

Die Regelung dient der Umsetzung von Artikel 48c Absatz 3 der Bilanzrichtlinie. Den Be-
richterstellern wird das Wahlrecht eingeraumt, die nach Absatz 2 erforderlichen Angaben
nicht nach den Vorgaben des Absatzes 3, sondern nach Mal3gabe der Vorgaben in An-
hang Il Abschnitt 11l Teil B und C der EU-Amtshilferichtlinie zu machen, die fir den lander-
bezogenen Bericht nach § 138a AO gelten. Mit dem Wahlrecht soll den Berichterstellern
die Mdglichkeit gegeben werden, die Angaben, die das Unternehmen bereits nach gelten-
dem Recht gegenuber der Finanzverwaltung nach Landern aufgeschlusselt offenlegt, wei-
testgehend auch zu Zwecken der kinftig verlangten 6ffentlichen Ertragsteuerinformations-
berichterstattung zu verwenden. Dadurch soll der Erfullungsaufwand auf ein verh&ltnisma-
Biges Mald begrenzt werden. Auch in Bezug auf einen Ertragsteuerinformationsbericht, bei
dem von diesem Wahlrecht Gebrauch gemacht worden ist, gibt Absatz 2 weiter verbindlich
vor, welche Angaben in aufgeschlisselter Form gemacht werden muissen. Der Ertragsteu-
erinformationsbericht muss daher auch bei Austibung des Wahlrechts Angaben lber die
Art der Geschéftstatigkeiten, die Zahl der Arbeitnehmer, die Ertrage im Berichtszeitraum
etc. enthalten. Diese Angaben dirfen aber nach Mal3gabe der Vorgaben in Anhang 11l Ab-
schnitt Il Teil B und C der EU-Amtshilferichtlinie gemacht werden. Die Vorgaben nach Ab-
satz 3 brauchen dann nicht beachtet zu werden. Bei Austibung des Wabhlrechts kann bei-
spielsweise die fir den landerbezogenen Bericht nach § 138a AO im Einklang mit Anhang
[l Abschnitt Il Teil C Ziffer 1.8 der EU-Amtshilferichtlinie ermittelte Beschéftigtenzahl in ei-
nem bestimmten Steuerhoheitsgebiet oder die fur den landerbezogenen Bericht nach
§ 138a AO im Einklang mit Anhang llIl Abschnitt Il Teil C Ziffer 1.2 Buchstabe ¢ der EU-
Amitshilferichtlinie ermittelte Summe der Ertrage aus Geschaften mit verbundenen Unter-
nehmen und fremden Dritten in diesem Steuerhoheitsgebiet auch zur Erfiillung der Anga-
bepflichten nach Absatz 2 Nummer 2 und 3 herangezogen werden. Das Wahlrecht kann
allerdings nur ,ganz oder gar nicht“ ausgelibt werden. Eine teilweise Berichterstattung nach
den Vorgaben fir den landerbezogenen Bericht gegenliber der Finanzverwaltung ist nicht
gestattet.

Zu Absatz 5

Die Regelung setzt Artikel 48c Absatz 10 der Bilanzrichtlinie um. Die Berichtersteller mus-
sen in dem Bericht angeben, wie sie von dem Wabhlrecht in Absatz 4 Gebrauch machen.

Zu 8§ 342i (Landerbezogener Ausweis der Angaben)

Die Vorschrift regelt den l|anderbezogenen Ausweis der Pflichtangaben nach
§ 342h Absatz 2 HGB-E.

Zu Absatz 1
Absatz 1 setzt Artikel 48c Absatz 5 Unterabsatz 1 bis 3 der Bilanzrichtlinie um.

Satz 1 bestimmt, dass der Ausweis fur EU-Mitgliedstaaten und EWR-Vertragsstaaten
(Nummer 1) sowie fir bestimmte weitere Steuerhoheitsgebiete auRerhalb des EWR (Num-
mern 2 und 3) erfolgen muss. Nummer 1 schreibt den Ausweis nach EU-Mitgliedstaaten
und EWR-Vertragsstaaten vor. Dartiber hinaus wird klargestellt, dass eine noch weiterge-
hende Aufschlisselung auch dann nicht verlangt wird, wenn der EU-Mitgliedstaat oder
EWR-Vertragsstaat mehrere Steuerhoheitsgebiete umfasst. Nummer 2 ordnet den Ausweis
nach Steuerhoheitsgebieten an, die im Berichtszeitraum am 1. Marz in Anhang | der
Schlussfolgerungen des Rates zur Uberarbeiteten EU-Liste nicht kooperativer Lander und
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Gebiete fur Steuerzwecke genannt sind. Nummer 3 ordnet den Ausweis nach Steuerho-
heitsgebieten an, die im Berichtszeitraum und in dem diesem unmittelbar vorausgehenden
Geschaéftsjahr jeweils am 1. Marz in Anhang |l der Schlussfolgerungen des Rates zur tiber-
arbeiteten EU-Liste nicht kooperativer Lander und Gebiete fir Steuerzwecke genannt sind.
Im Anhang Il werden Lander und Gebiete aufgenommen, die noch nicht alle internationalen
Steuerstandards erfillen, aber die Umsetzung von Reformen zugesagt haben. Die Pflicht
zu einem landerbezogenen Ausweis greift bei diesen Landern und Gebieten im Unterschied
zu den Fallen der Nummer 2 erst dann ein, wenn sie zwei Jahre in Folge am 1. Mérz in der
EU-Liste aufgefihrt sind. Betrifft der Berichtszeitraum ein Rumpfgeschaftsjahr, das den
1. Marz nicht umfasst, oder handelt es sich bei dem unmittelbar vorausgehenden Ge-
schaftsjahr um ein solches Rumpfgeschéftsjahr, bestimmt sich der Ausweis danach, wie zu
verfahren ware, wenn der Berichtszeitraum oder das Geschéftsjahr ein volles Kalenderjahr
umfassen wirde.

Satz 2 bestimmt, dass flir andere als die in Satz 1 Nummer 1 bis 3 genannten Staaten oder
Gebiete die Pflichtangaben im Ertragsteuerinformationsbericht nicht landerbezogen auszu-
weisen sind, sondern zusammengefasst berichtet werden missen. Das schlief3t nicht aus,
dass freiwillig eine weitergehende Aufschlisselung erfolgt (siehe auch Erwégungsgrund 16
Satz 3 der Richtlinie (EU) 2021/2101).

Zu Absatz 2

Satz 1 setzt Artikel 48c Absatz 5 Unterabsatz 4 der Bilanzrichtlinie um und regelt, wie die
Angaben den einzelnen Steuerhoheitsgebieten zuzuordnen sind. Die Angaben sind einem
Steuerhoheitsgebiet zuzuordnen, wenn in dem Steuerhoheitsgebiet eine Niederlassung o-
der feste Geschaftseinrichtung belegen ist oder eine dauerhafte Geschéaftstatigkeit besteht,
die jeweils der Ertragsteuer unterliegen kann. Entscheidend ist nicht, ob die Ertragsteuer
tatsachlich erhoben und abgefiihrt wurde, sondern nur, ob die Einheit in dem jeweiligen
Steuerhoheitsgebiet grundsatzlich steuerlich veranlagt werden kann. In welchem Malf3e An-
gaben zugeordnet werden, richtet sich nach dem Ausmalf3 der Tatigkeit in dem betreffenden
Steuerhoheitsgebiet. Hat ein im Inland ansadssiges Unternehmen beispielsweise eine
Zweigniederlassung in einem anderen Steuerhoheitsgebiet, die dort der Ertragsteuer un-
terliegen kann, sind alle Angaben, die die Téatigkeit dieser Zweigniederlassung betreffen,
etwa die Zahl der in der Zweigniederlassung beschaftigen Personen, die Ertrage der Zweig-
niederlassung, die von der Zweigniederlassung fir den Berichtszeitraum zu zahlende res-
pektive die im Berichtszeitraum entrichtete Ertragsteuer (einschlie3lich etwaiger Quellen-
steuern in Bezug auf Zahlungen an die Zweigniederlassung) dem Steuerhoheitsgebiet zu-
zuordnen, in dem die Zweigniederlassung belegen ist. Eine Ausnahme gilt gemaf Satz 2:
Angaben zu einbehaltenen Gewinnen sind — im Einklang mit Artikel 48c Absatz 2 Unterab-
satz 5 Satz 2 der Bilanzrichtlinie — stets der Hauptniederlassung zuzuordnen.

Satz 3 setzt Artikel 48c Absatz 5 Unterabsatz 5 der Bilanzrichtlinie um und stellt klar, dass
dann, wenn mehrere verbundene Unternehmen in einem Steuerhoheitsgebiet der Ertrags-
teuer unterliegen konnen, die diese Unternehmen betreffenden Angaben zusammenge-
fasst (und nicht auf die einzelnen Unternehmen heruntergebrochen) auszuweisen sind.

Satz 4 bestimmt im Einklang mit Artikel 48c Absatz 5 Unterabsatz 6 der Bilanzrichtlinie,
dass bei dem landerbezogenen Ausweis Angaben Uber eine bestimmte Téatigkeit eines in
den Bericht einzubeziehenden Unternehmens nicht mehr als einem Steuerhoheitsgebiet
zugeordnet werden durfen.

Zu 8§ 342] (Wahrung)

Die Vorschrift setzt Artikel 48c Absatz 8 der Bilanzrichtlinie um.
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In den in Absatz 1 genannten Fallen der 88 342b, 342c und 8§ 342d Absatz 2 Nummer 2
HGB-E ist der Ertragsteuerinformationsbericht in Euro zu erstellen. Denn der Jahresab-
schluss eines gemaf? § 342b HGB-E berichtspflichtigen unverbundenen Unternehmens mit
Sitz im Inland ist in Euro aufzustellen (8 244 HGB). Auch der Konzernabschluss eines ge-
malR 8§ 342c HGB-E berichtspflichtigen obersten Mutterunternehmens mit Sitz im Inland
muss in Euro aufgestellt werden (8 244 HGB in Verbindung mit 8§ 298 Absatz 1 HGB und
ggof. 8 315e Absatz 1 HGB). Aufgrund der ausdriicklichen Anordnung in Artikel 48c Absatz 8
Unterabsatz 2 der Bilanzrichtlinie muss auch der von einem im Inland anséssigen Tochter-
unternehmen erstellte eigene Ertragsteuerinformationsbericht (Fall des § 342d Absatz 2
Nummer 2 HGB-E) in Euro erstellt werden, da das inlandische Tochterunternehmen seine
Jahresabschliisse gemal3 § 244 HGB in Euro aufstellt und offenlegt.

In dem durch Absatz 2 in Bezug genommenen Fall des § 342e HGB-E muss der Ertrag-
steuerinformationsbericht dieselbe Wahrung ausweisen, in der der Jahresabschluss des
unverbundenen Unternehmens aufgestellt wird.

In dem durch Absatz 3 in Bezug genommenen Féllen des § 342d Absatz 1 und 3 HGB-E
und des § 342f HGB-E muss der Ertragsteuerinformationsbericht dieselbe Wéahrung aus-
weisen wie der Konzernabschluss des obersten Mutterunternehmens.

Zu 8§ 342k (Weglassen nachteiliger Angaben)

Die Regelung stellt eine Ausnahme zu § 342h Absatz 1 und 2 HGB-E dar. Sie macht von
dem Wahlrecht Gebrauch, das den Mitgliedstaaten durch Artikel 48c Absatz 6 der Bilanz-
richtlinie eingerdumt wird. Danach kdnnen die Mitgliedstaaten gestatten, dass Uber be-
stimmte Angaben zeitweise nicht berichtet werden muss, wenn ihre Offenlegung der Markt-
stellung des Unternehmens einen erheblichen Nachteil zufligen wirde.

Zu Absatz 1

Satz 1 regelt demgemaf, dass Angaben nach § 342h Absatz 1 und 2 HGB-E nicht in den
Ertragsteuerinformationsbericht aufgenommen werden missen, wenn ihre Offenlegung
den Unternehmen, auf die sie sich beziehen, einen erheblichen Nachteil zufiigen wirde.
Die Berichtersteller haben dann die Wahl, von der Aufnahme der Angaben abzusehen oder
aber die Angabe ohne gesetzliche Verpflichtung dennoch aufzunehmen. Nicht jeder Nach-
teil rechtfertigt ein Weglassen von Pflichtangaben. Der Nachteil muss erheblich sein. Erwa-
gungsgrund 18 der Richtlinie (EU) 2021/2101 nennt insoweit die ,ernsthafte Beeintrachti-
gung der Marktstellung eines Unternehmens®. Der erhebliche Nachteil muss einem einbe-
zogenen Unternehmen zugefugt werden. Erforderlich ist, dass der Nachteil mit (iberwiegen-
der Wahrscheinlichkeit eintritt. Die blo3e Mdglichkeit, dass ein erheblicher Nachteil eintre-
ten konnte, ist nicht ausreichend. Angaben nach § 342h Absatz 1 und 2 HGB-E diirfen nicht
insgesamt weggelassen werden, wenn nur durch bestimmte einzelne Angaben ein erhebli-
cher Nachteil im Sinne der Norm zu besorgen ist. Das Vorliegen der tatbestandlichen Vo-
raussetzungen muss vielmehr fir jede Angabe gesondert geprift werden.

Satz 2 erklart die Regelung des Satzes 1 im Sinne einer Riickausnahme fir nicht anwend-
bar auf Angaben, die sich auf Steuerhoheitsgebiete beziehen, die zu den in § 342i Absatz 1
Satz 1 Nummer 2 und 3 HGB-E genannten Zeitpunkten in den Anhangen | und Il der
Schlussfolgerungen des Rates zur Uberarbeiteten EU-Liste nicht kooperativer Lander und
Gebiete aufgefiihrt sind (vergleiche Artikel 48c Absatz 6 Unterabsatz 3 der Bilanzrichtlinie,
der auf Artikel 48c Absatz 5 der Bilanzrichtlinie und damit auch auf die dort genannten Zeit-
punkte Bezug nimmt). In Bezug auf diese Lander und Gebiete missen alle Angaben daher
nach MalRRgabe des § 342i Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 und 3 HGB-E stets getrennt ausge-
wiesen werden.
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Zu Absatz 2

Satz 1 bestimmt, dass die Berichtersteller, wenn sie von der Aushahmebestimmung des
Absatzes 1 Satz 1 Gebrauch machen, dies im Ertragsteuerinformationsbericht angeben
und geblhrend begriinden missen. Die Begriindung muss hinreichend aussagekréftig,
konkret und nachvollziehbar sein (Artikel 48c Absatz 6 Unterabsatz 1 Satz 2 der Bilanzricht-
linie: ,klar und deutlich®). Allerdings wird nicht verlangt, dass die Angaben, die gemaf Ab-
satz 1 Satz 1 weggelassen werden dtrfen, in der Begriindung de facto reproduziert werden
missen. Denn bei Anlegen eines solch strengen Maf3stabs wirde die Ausnahmebestim-
mung des Absatzes 1 Satz 1 unterlaufen.

Satz 2 ordnet an, dass Angaben, die in Anwendung der Ausnahmebestimmung des Absat-
zes 1 Satz 1 nicht in den Ertragsteuerinformationsbericht aufgenommen worden sind, spa-
testens in den Ertragsteuerinformationsbericht aufgenommen werden mussen, der fur das
finfte Geschaftsjahr nach dem Berichtszeitraum, in dem die Angaben erstmalig weggelas-
sen wurden, erstellt wird. Mit der Funfjahresfrist wird in grof3itmdglichem Umfang von dem
Mitgliedstaatenwahlrecht in Artikel 48c Absatz 6 der Bilanzrichtlinie Gebrauch gemacht. Fur
jedes einzelne Geschéftsjahr muss allerdings neu geprift werden, ob die tatbestandlichen
Voraussetzungen des Absatzes 1 Satz 1 in Bezug auf jede ausgenommene Pflichtangabe
weiterhin vorliegen und die Voraussetzungen des Absatzes 1 Satz 2 weiterhin nicht vorlie-
gen. Satz 2 stellt keine funf Jahre wahrende Pauschalausnahme dar.

Zu § 342l (Formblatt; maschinenlesbares elektronisches Format)
Die Regelung setzt Artikel 48c Absatz 4 Satz 1 der Bilanzrichtlinie um.
Zu Absatz 1

Absatz 1 ordnet an, dass der Ertragsteuerinformationsbericht unter Verwendung des Form-
blatts zu erstellen ist, das die Europaische Kommission in einem noch zu erlassenden
Durchfuihrungsrechtsakt festlegen wird.

Zu Absatz 2

Absatz 2 bestimmt, dass der Ertragsteuerinformationsbericht in einem der maschinenles-
baren elektronischen Formate zu erstellen ist, die die Europaische Kommission in einem
noch zu erlassenden Durchfiihrungsrechtsakt festlegen wird.

Zu dem Vierten Titel (Offenlegung und Verdéffentlichung)

Der Titel enthalt Vorgaben zur Offenlegung des Ertragsteuerinformationsberichts und der
Erklarungen nach § 342d Absatz 2 Nummer 1, 8 342e Absatz 2 Nummer 1 und § 342f Ab-
satz 2 Nummer 1 HGB-E im Unternehmensregister und zu deren Vero6ffentlichung auf der
Internetseite des Unternehmens.

Zu 8 342m (Offenlegung im Unternehmensregister)

Die Regelung dient der Umsetzung von Artikel 48b Absatz 1 Unterabsatz 1 und 3, Absatz 4
Unterabsatz 1 und Absatz 5 Unterabsatz 1 der Bilanzrichtlinie, jeweils in Verbindung mit
Artikel 48d Absatz 1 und von Artikel 48e der Bilanzrichtlinie. Dabei gibt Artikel 48d Absatz 1
der Bilanzrichtlinie vor, dass die Offenlegung gemalf3 den Artikeln 14 bis 28 und Artikel 36
der Gesellschaftsrechtsrichtlinie, mithin in der Weise zu erfolgen hat, in der auch die Rech-
nungslegungsunterlagen und andere rechtstragerbezogene Urkunden und Angaben offen-
zulegen sind. Daran knipft 8 342m HGB-E an und sieht eine Pflicht zur Offenlegung im
Unternehmensregister (Artikel 16 der Gesellschaftsrechtsrichtlinie) in deutscher Sprache
(Artikel 21 Absatz 1 der Gesellschaftsrechtsrichtlinie) vor. Die Offenlegung hat dadurch zu
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erfolgen, dass der Ertragsteuerinformationsbericht und ggf. die Erklarung nach § 342d Ab-
satz 2 Nummer 1, § 342e Absatz 2 Nummer 1 oder § 342f Absatz 2 Nummer 1 HGB-E in
deutscher Sprache der das Unternehmensregister fiihrenden Stelle zur Einstellung in das
Unternehmensregister tbermittelt werden. Die Offenlegungsfrist betragt im Einklang mit Ar-
tikel 48d Absatz 1 der Bilanzrichtlinie ein Jahr ab Ende des Berichtszeitraums. Nach Ein-
stellung sind die Unterlagen gemafR § 8b Absatz 2 Nummer 4 HGB Uber die Internetseite
des Unternehmensregisters zugénglich, da es sich um nach diesem Gesetz offengelegte
Unternehmensberichte handelt. Kosten fir den Abruf werden nicht erhoben. Die Abséatze 1
bis 3 kniipfen an die im Zweiten Titel geregelten unterschiedlichen Fallgestaltungen an und
prazisieren jeweils, welche Unterlagen offenzulegen sind.

Zu Absatz 1

Die Mitglieder des vertretungsberechtigten Organs einer Gesellschaft im Sinne des § 342
Absatz 1 Nummer 1 oder 2 HGB-E (Félle eines unverbundenen Unternehmens oder obers-
ten Mutterunternehmens mit Sitz im Inland), die gemalR 8§ 342b Absatz 1 HGB-E oder
8§ 342c Absatz 1 HGB-E zur Erstellung eines Ertragsteuerinformationsberichts verpflichtet
sind, haben diesen Bericht in der zuvor beschriebenen Weise fir die jeweilige Gesellschaft
offenzulegen. Auch wenn die Offenlegungspflicht funktional den Mitgliedern des vertre-
tungsberechtigten Organs zugewiesen ist, handelt es sich um eine Pflicht der Gesellschaft,
was die Formulierung ,fur diese” klarstellt.

Zu Absatz 2

Fur die Mitglieder des vertretungsberechtigten Organs einer Gesellschaft im Sinne des
§ 342 Absatz 1 Nummer 3 HGB-E (Fall eines im Inland ansassigen Tochterunternehmens
eines obersten Mutterunternehmens mit Sitz in einem Drittstaat), die den Pflichten des
§ 342d Absatz 1 HGB-E unterliegen, gilt Folgendes: Hat das oberste Mutterunternehmen
fir den Berichtszeitraum einen gesetzeskonformen Ertragsteuerinformationsbericht zur
Verfuigung gestellt (entweder auf Aufforderung oder ,proaktiv®), haben die Mitglieder des
vertretungsberechtigten Organs diesen Bericht in der zuvor beschriebenen Weise fiir die
Gesellschaft (das Tochterunternehmen) offenzulegen. Satz 2 verpflichtet die Mitglieder des
vertretungsberechtigten Organs der Gesellschaft fiir den Fall, dass das oberste Mutterun-
ternehmen einen Ertragsteuerinformationsbericht nicht oder nicht den rechtlichen Vorgaben
entsprechend zur Verfuigung stellt, die von ihnen gemaf § 342d Absatz 2 Nummer 1 HGB-
E zu erstellende Erklarung sowie den von ihnen gemaR § 342d Absatz 2 Nummer 2 HGB-
E zu erstellenden Ertragsteuerinformationsbericht fir die Gesellschaft (das Tochterunter-
nehmen) offenzulegen. Ein vom obersten Mutterunternehmen zur Verfiigung gestellter, je-
doch nicht den gesetzlichen Anforderungen entsprechender Ertragsteuerinformationsbe-
richt muss in diesem Fall nicht offengelegt werden.

Zu Absatz 3

Absatz 3 enthélt Offenlegungsvorgaben in Bezug auf inlandische Zweigniederlassungen
von Kapitalgesellschaften mit Sitz in einem Drittstaat fir diejenigen Personen, die den
Pflichten nach § 342e Absatz 1 und 8§ 342f Absatz 1 HGB-E unterliegen. Die Offenlegung
hat fir die Kapitalgesellschaft im Sinne des § 342 Absatz 2 HGB-E zu erfolgen. Die Offen-
legungsvorgaben entsprechen den fur Tochterunternehmen geltenden Vorgaben. Zur Er-
lAuterung wird auf die entsprechenden Ausfilhrungen zu Absatz 2 Bezug genommen.

Zu Absatz 4

Satz 1 erklart § 11 HGB sowie § 328 Absatz 1 Satz 1 bis 3, Absatz 2 Satz 1 und 4 HGB und
§ 329 Absatz 1 und 4 HGB fur entsprechend anwendbar.
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Der in Bezug genommene § 11 HGB erlaubt es den Offenlegungspflichtigen, die Unterlagen
zusatzlich zu der durch die Absatze 1 bis 3 verlangten Ubermittlung in deutscher Sprache
in jeder weiteren EU-Amtssprache offenzulegen.

Die entsprechende Geltung des 8§ 328 Absatz 1 Satz 1 bis 3 HGB lasst die dort geregelten
Gebote der aufstellungskonformen Wiedergabe sowie der Vollstandigkeit und Richtigkeit
auch bei der Offenlegung von Ertragsteuerinformationsberichten zur Anwendung kommen.
Die verlangte aufstellungskonforme Wiedergabe bei der Offenlegung erfordert, dass der
nach MalRgabe des § 342| Absatz 2 HGB-E in einem maschinenlesbaren elektronischen
Format erstellte Ertragsteuerinformationsbericht auch in diesem Format offengelegt werden
muss. Infolge der entsprechenden Geltung von 8 328 Absatz 2 Satz 1 und 4 HGB muss bei
freiwilligen Veroffentlichungen in einer Form oder einem Format, die respektive das nicht
den Vorgaben des Dritten Titels entspricht, in einer Uberschrift auf die Abweichung hinge-
wiesen und zudem angegeben werden, ob (gesetzeskonforme) Unterlagen bereits dem Un-
ternehmensregister tbermittelt worden sind.

Durch entsprechende Geltung des § 329 Absatz 1 und 4 HGB werden Priufungs- und Un-
terrichtungspflichten der das Unternehmensregister fihrenden Stelle auf die Einhaltung der
Offenlegungsvorgaben der Absatze 1 bis 3 erstreckt. Die das Unternehmensregister fuh-
rende Stelle hat zu prifen, ob die offenzulegenden Unterlagen fristgemar und vollzahlig
ubermittelt worden sind. Bei fehlender oder unvollstandiger Ubermittiung muss die das Un-
ternehmensregister fuhrende Stelle das Bundesamt fur Justiz als die fir die Durchfiihrung
von Ordnungsgeldverfahren zustandige Verwaltungsbehorde (8§ 342p HGB-E) unterrichten.

Die das Unternehmensregister fihrende Stelle wird bei der Priifung, ob den Offenlegungs-
pflichten nach § 342m Absatz 1 und 2 HGB-E (vollstandig) nachgekommen wurde, die in
den Bestéatigungsvermerken mitgeteilten Ergebnisse der Abschlusspriifung nach 8§ 317 Ab-
satz 3b HGB-E berucksichtigen. Fur die Prifung der Offenlegungspflicht nach § 342m Ab-
satz 3 HGB-E sehen die Satze 2 und 3 jeweils ein Nachfragerecht der das Unternehmens-
register fuhrenden Stelle vor in Bezug auf inlandische Zweigniederlassungen von bestimm-
ten Drittstaats-Kapitalgesellschaften im Sinne von 8§ 342 Absatz 2 Nummer 1 HGB-E. Die
Satze 4 und 5 enthalten jeweils eine gesetzliche Vermutung. Die das Unternehmensregister
fuhrende Stelle wird hierdurch in die Lage versetzt, ihrer Prufungspflicht nachzukommen.

Gemal Satz 2 kann die das Unternehmensregister fihrende Stelle bei inlandischen Zweig-
niederlassungen von Kapitalgesellschaften im Sinne von § 342 Absatz 2 Nummer 1 HGB-
E von den in § 13e Absatz 2 Satz 5 Nummer 3 HGB genannten angemeldeten Personen
oder, wenn solche nicht vorhanden sind, den Mitgliedern des vertretungsberechtigten Or-
gans der Kapitalgesellschaft Mitteilung Uber die Umsatzerldse der Zweigniederlassung in
den letzten beiden Geschéftsjahren verlangen und hierflir eine angemessene Frist setzen.
Eine Frist von zwei Wochen wird in der Regel angemessen sein. Die Mitteilung der auf die
Zweigniederlassung entfallenden Umsatzerlose ist relevant zur Bestimmung der Umsatzer-
l6se-Schwelle des § 342 Absatz 2 Nummer 2 Buchstabe a HGB-E. Das Nachfragerecht
nach Satz 3 betrifft den Fall, dass nur noch vom Vorliegen der negativen Tatbestandsvo-
raussetzung des 8§ 342f Absatz 1 Nummer 2 HGB-E abhéangt, ob die Pflichten des § 342f
Absatz 1 HGB-E und mithin diejenigen des 8§ 342m Absatz 3 HGB-E eingreifen. In diesem
Fall kann die das Unternehmensregister fihrende Stelle von den in § 13e Absatz 2 Satz 5
Nummer 3 HGB genannten angemeldeten Personen oder, wenn solche nicht vorhanden
sind, den Mitgliedern des vertretungsberechtigten Organs der Kapitalgesellschaft im Sinne
des 8§ 342 Absatz 2 Nummer 1 zweite Alternative HGB-E binnen angemessener Frist die
Mitteilung des Namens und des Sitzes eines Tochterunternehmens verlangen, das fur den
Konzern den Pflichten nach § 342d Absatz 1 und 2 HGB-E oder vergleichbaren Pflichten
nach MalRgabe des Rechts eines anderen EU-Mitgliedstaats oder EWR-Vertragsstaats im
Einklang mit Artikel 48b Absatz 4 der Bilanzrichtlinie unterliegt.
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Wenn die fristgemaRe Mitteilung der Umsatzerlose der Zweigniederlassung unterbleibt,
wird gemalf Satz 4 widerleglich vermutet, dass die Umsatzerldse-Schwelle des § 342 Ab-
satz 2 Nummer 2 Buchstabe a HGB-E Uberschritten ist. Wenn die fristgemafRe Mitteilung
eines vorrangig berichtspflichtigen Tochterunternehmens unterbleibt, wird gemafl Satz 5
widerleglich vermutet, dass ein solches nicht existiert.

Die das Unternehmensregister fihrende Stelle kann auch zu Aspekten auf3erhalb der in
den Satzen 2 und 3 normierten Tatbestadnde Nachfragen an Unternehmen richten, sofern
dies fur die Prifung erforderlich erscheint. Das Unterlassen einer Beantwortung geht in
diesem Fall jedoch nicht mit einer gesetzlichen Vermutungswirkung einher.

Zu § 342n (Veroffentlichung auf der Internetseite der Gesellschaft)

Die Vorschrift sieht in Absatz 1 Satz 1, Absatz 2 Satz 1 und Absatz 3 Satz 1 jeweils in Um-
setzung von Artikel 48d Absatz 2 und 4 der Bilanzrichtlinie vor, dass die fur die jeweilige
Gesellschaft handelnden Personen den Ertragsteuerinformationsbericht und gegebenen-
falls die von ihnen zu erstellende Erklarung — zusétzlich zu der Offenlegung im Unterneh-
mensregister nach § 342m HGB-E — auf den ndher bezeichneten Internetseiten zu verof-
fentlichen haben. Absatz 1 qilt fir die nach § 342b Absatz 1 HGB-E oder § 342c Absatz 1
HGB-E verpflichteten Personen (Félle eines unverbundenen Unternehmens oder obersten
Mutterunternehmens mit Sitz im Inland), Absatz 2 fiir die nach § 342d Absatz 1 HGB-E ver-
pflichteten Personen (Fall eines im Inland ansassigen Tochterunternehmens eines obers-
ten Mutterunternehmens mit Sitz in einem Drittstaat) und Absatz 3 fir den nach § 342e
Absatz 1 oder § 342f Absatz 1 HGB-E verpflichteten Personenkreis (Félle einer inlandi-
schen Zweigniederlassung von Unternehmen mit Sitz in einem Drittstaat). Es soll zugleich
von der in Artikel 48d Absatz 3 der Bilanzrichtlinie vorgesehenen Befreiungsmaéglichkeit
Gebrauch gemacht werden. Nach Absatz 1 Satz 2 sowie nach Absatz 2 Satz 2 und Ab-
satz 3 Satz 2, die jeweils die Befreiungsregelung des Absatzes 1 Satz 2 fiir entsprechend
anwendbar erklaren, entfallt daher die Veréffentlichungspflicht, wenn die Unterlagen geman
§ 342m HGB-E im Unternehmensregister offengelegt worden sind und die fur die Gesell-
schaft handelnden Personen auf der Internetseite der Gesellschaft oder gegebenenfalls
derjenigen eines verbundenen Unternehmens flr mindestens funf Jahre auf die erfolgte
Offenlegung im Unternehmensregister hinweisen. Dabei miissen sie auch darauf hinwei-
sen, dass die Pflicht zur Veréffentlichung auf der Internetseite der Gesellschaft oder gege-
benenfalls derjenigen eines verbundenen Unternehmens in Folge der Befreiungsregelung
entfallen ist.

Zu dem Funften Titel (BuRgeldvorschriften; Ordnungsgelder)

Der Titel sieht in Umsetzung von Artikel 51 der Bilanzrichtlinie Sanktionen und Durchset-
zungsmal3nahmen bei VerstoRen gegen die Bestimmungen zur Ertragsteuerinformations-
berichterstattung vor. Auch Erwagungsgrund 20 der Richtlinie (EU) 2021/2101 unterstreicht
die Verpflichtung der Mitgliedstaaten zur Einfuhrung von Sanktionen und erforderlichen
Mafinahmen bei Verstol3en gegen die nationalen Umsetzungsbestimmungen.

Zu § 3420 (Bul3geldvorschriften)

Vorséatzliche VerstoRe gegen die in Absatz 1 Nummer 1 und 2 referenzierten Pflichten stel-
len ordnungswidriges Handeln dar. Durch die Nummer 1 werden Verstt3e bei der Erstel-
lung des Ertragsteuerinformationsberichts geahndet. Die Nummer 2 betrifft Verstol3e gegen
die Pflichten zur Veroffentlichung des Berichts auf der Internetseite der Gesellschaft. Die
Saumigkeit bei der Offenlegung im Unternehmensregister ist hingegen nicht als Ordnungs-
widrigkeit mit BuRgeld ausgestaltet, sondern unterliegt — wie sonst auch — dem Ordnungs-
geldverfahren nach § 342p HGB-E.
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Zu Absatz 1

Zu Nummer 1

Verstol3e gegen die in Nummer 1 genannten Vorschriften bei der Erstellung des Ertragsteu-
erinformationsberichts stellen eine bu3geldbewehrte Ordnungswidrigkeit dar. Die Hand-
lungsgebote, die in den durch Nummer 1 in Bezug genommenen Vorschriften geregelt sind,
werden durch die Formulierung ,nicht richtig oder nicht vollstandig“ verkirzt wiedergege-
ben. ,Nicht richtig“ ist der Ertragsteuerinformationsbericht beispielsweise dann, wenn er
fehlerhafte Pflichtangaben enthalt. ,Nicht vollstandig“ ist der Bericht, wenn er etwa einzelne
der nach 8 342h Absatz 1 und 2 HGB-E erforderlichen Pflichtangaben nicht enthélt. Dabei
ist jedoch zu bertcksichtigen, dass im Falle des § 342d Absatz 2 Nummer 2 Buchstabe a
HGB-E, des 8§ 342e Absatz 2 Nummer 2 Buchstabe a HGB-E und des § 342f Absatz 2
Nummer 2 Buchstabe a HGB-E fiir die Frage, ob der Bericht unvollsténdig ist, maf3geblich
ist, Uber welche Angaben die Berichtersteller verfligen respektive welche Angaben sie be-
schaffen kénnen.

Zu Nummer 2

Nummer 2 sanktioniert Verstd3e gegen die Veroffentlichungspflichten nach § 342n Ab-
satz 1 Satz 1, Absatz 2 Satz 1 oder Absatz 3 Satz 1 HGB-E.

Zu Absatz 2

Die Verstof3e kdnnen nach Absatz 2 mit einer GeldbulRe bis zu 200 000 Euro geahndet
werden. Bei der Bemessung der Obergrenze ist zu beriicksichtigen, dass das Bul3geld ge-
eignet sein muss, abschreckende Wirkung gegentber den von der Pflicht zur Ertragsteuer-
informationsberichterstattung erfassten Unternehmen mit sehr hohen Umsatzerlésen zu
entfalten. Da die verletzten Pflichten die (Kapital-)Gesellschaft treffen, kommt auch eine
VerbandsgeldbulRe gemalR § 30 des Gesetzes uber Ordnungswidrigkeiten in Betracht.

Zu Absatz 3
Zustandige Verwaltungsbehorde ist nach Absatz 3 das Bundesamt fiir Justiz.
Zu § 342p (Ordnungsgelder)

Die Regelung ubertragt die Aufgabe der Durchsetzung der in 8§ 342m HGB-E geregelten
Offenlegungspflichten dem Bundesamt fur Justiz, das gemaR § 335 HGB auch bereits flr
die Durchsetzung der Offenlegungspflichten bei Jahres- und Konzernabschliissen zustéan-
dig ist. Das Bundesamt fur Justiz wird gemaf § 342m Absatz 4 Satz 1 HGB-E in Verbin-
dung mit § 329 Absatz 4 HGB von der das Unternehmensregister fihrenden Stelle Uber
fehlende oder unvollstandige Offenlegungen unterrichtet.

Das Ordnungsgeldverfahren wird im Falle des Satzes 1 Nummer 1 gegen die Mitglieder
des vertretungsberechtigten Organs einer Gesellschaft im Sinne des § 342 Absatz 1 HGB-
E und im Falle des Satzes 1 Nummer 2 gegen die Mitglieder des vertretungsberechtigten
Organs einer Kapitalgesellschaft im Sinne des § 342 Absatz 2 HGB-E durchgefuhrt, wobei
gemal Satz 2 im Falle des Satzes 1 Nummer 2 die in § 13e Absatz 2 Satz 5 Nummer 3
HGB genannten angemeldeten Personen, sobald sie angemeldet sind, an die Stelle der
Mitglieder des vertretungsberechtigten Organs der Kapitalgesellschaft treten.

Gemal Satz 3 kann das Ordnungsgeldverfahren auch gegen die Gesellschaft, fur die die
Offenlegungspflichtigen die Offenlegungspflicht erfiillen, angestrengt werden. Dies ist im
Falle des Satzes 1 Nummer 1 die inlandische Gesellschaft im Sinne des § 342 Absatz 1
HGB-E und im Falle des Satzes 1 Nummer 2 die auslandische Kapitalgesellschaft im Sinne
des 8§ 342 Absatz 2 HGB-E.
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Satz 4 ordnet die entsprechende Anwendung des § 335 Absatz 1 Satz 3 bis 5 und Ab-
satz 1c bis 7 sowie der 88 335a und 335b HGB mit der MalRgabe an, dass das Ordnungs-
geld hochstens 200 000 Euro betragt. Insofern wird ein Gleichlauf mit der Obergrenze des
BuRRgeldrahmens des § 3420 Absatz 2 HGB-E erzielt.

Zu Nummer 22

Der bisherige § 342 HGB wird zu § 342q HGB-E. Im Ubrigen wird die Vorschrift an die im
Zuge der 20. Wahlperiode des Deutschen Bundestages geanderte Ressortbezeichnung
angepasst.

Zu Nummer 23

Der bisherige § 342a HGB wird zu § 342r HGB-E. Im Ubrigen wird die Vorschrift an die in
der 20. Wahlperiode gednderten Ressortbezeichnungen angepasst.

Zu Nummer 24

Die Anderung passt die Vorschrift an die in der 20. Wahlperiode geanderten Ressortbe-
zeichnungen an.

Zu Nummer 25

Die Anderungen dienen der Anpassung an die in der 20. Wahlperiode geanderte Ressort-
bezeichnung.

Zu Nummer 26

Die Anderungen dienen der Anpassung an die in der 20. Wahlperiode geanderte Ressort-
bezeichnung.

Zu Nummer 27

Die Anderungen dienen der Anpassung an die in der 20. Wahlperiode geénderte Ressort-
bezeichnung an.

Zu Artikel 2 (Anderung des Einfiilhrungsgesetzes zum Handelsgesetzbuch)
Die Vorschrift enthalt Ubergangsregelungen.

Die Anderungen von § 271 Absatz 2 und § 325a HGB sollen bereits fiir nach dem 31. De-
zember 2023 beginnende Geschaftsjahre gelten.

Die Vorgaben zur Ertragsteuerinformationsberichterstattung finden erstmals auf Ertragsteu-
erinformationsberichte fir ein nach dem 21. Juni 2024 beginnendes Geschaftsjahr Anwen-
dung. Damit wird Artikel 48g der Bilanzrichtlinie umgesetzt. Die Vorgaben zur erweiterten
Abschlussprifung finden erstmals fir das darauffolgende Geschéftsjahr Anwendung. Denn
in der gesetzlichen Abschlussprifung fur ein am 22. Juni 2024 beginnendes Geschéftsjahr
konnte der Abschlussprifer nur feststellen, dass im vorausgehenden Geschaftsjahr noch
keine Pflicht zur Offenlegung eines Ertragsteuerinformationsberichts bestand.

Daruber hinaus wird klargestellt, dass die auf die Wiedereinsetzung in den vorigen Stand
bezogenen Regelungen zur Rechtsbeschwerde erstmals auf Wiedereinsetzungen anzu-
wenden sind, die am Tag des Inkrafttretens dieses Gesetzes gewéhrt werden. Damit kann
das Bundesamt fur Justiz zeithah auch die praktisch bedeutsamen Rechtsfragen im Zu-
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sammenhang mit dem Verschuldenserfordernis in § 335 Absatz 5 Satz 1 HGB einer ober-
gerichtlichen Klarung zufiihren und so eine weitere Vereinheitlichung der Rechtsprechung
ermaoglichen.

Zu Artikel 3 (Anderung des Unternehmensbasisdatenregistergesetzes)

Die Anderungen schaffen die erforderliche Rechtsgrundlage zur Ubermittlung von Unter-
nehmensbasisdaten durch die Registerbehdrde an das Bundesamt fur Justiz zur Durchfih-
rung von Ordnungsgeldverfahren nach § 342p HGB-E in Verbindung mit § 335 HGB und
von BuRgeldverfahren nach § 3420 HGB-E.

Zu Artikel 4 (Anderung des Justizverwaltungskostengesetzes)
Zu Nummer 1

Der Gebuhrentatbestand der Nummer 1427 KV JVKostG-E ist angesichts der vorgeschla-
genen Erweiterung des Anwendungsbereichs des § 325a Absatz 1 Satz 1 HGB-E anzupas-
sen. Die Anpassung erfolgt auch vor dem Hintergrund, dass die nach § 325a Absatz 1
Satz 1 HGB-E offenzulegenden Rechnungslegungsunterlagen von Kapitalgesellschaften
mit Sitz im Ausland der das Unternehmensregister filhrenden Stelle gemaR § 11 Absatz 2
Satz 1 Nummer 2 URV-E in dem nach dem Recht der Hauptniederlassung maf3geblichen
Offenlegungsformat zu Gbermitteln sind. Das kann ein anderes Format als das XML-Format
sein. Ubermittlungen auRerhalb des XML-Formats lésen beim Unternehmensregister er-
hdhten Bearbeitungsaufwand aus, so dass beim Geblhrentatbestand in Anlehnung an die
Gebuhrentatbestande der Nummern 1423 und 1426 KV JVKostG eine Differenzierung vor-
genommen werden soll.

Zu Nummer 2
Es handelt sich um die Korrektur einer offensichtlichen Unrichtigkeit.
Zu Nummer 3

Fur das Verfahren zur Einstellung eines Ertragsteuerinformationsberichts geman § 342m
HGB-E wird im Hinblick auf den erhéhten Prifungsaufwand fir die das Unternehmensre-
gister fuhrende Stelle eine Gebihr in H6he von 220 Euro vorgeschlagen.

Zu Artikel 5 (Anderung der Unternehmensregisterverordnung)
Zu Nummer 1

Die Neufassung der Nummer 1 beriicksichtigt die Anderungen bei § 11 URV und fasst die
Vorschrift kompakter.

Zu Nummer 2

Absatz 2 Satz 1 wird der Ubersichtlichkeit wegen neu gefasst. Die Vorschrift enthalt kiinftig
auch Vorgaben dazu, in welchem Format Rechnungslegungsunterlagen von Kapitalgesell-
schaften mit Sitz in einem anderen Staat sowie Ertragsteuerinformationsberichte an die das
Unternehmensregister fuhrende Stelle zu Gbermitteln sind. Nach § 325a Absatz 1 Satz 1
HGB-E offenzulegende Rechnungslegungsunterlagen von Kapitalgesellschaften mit Sitz in
einem anderen Staat sind gemaf der neu gefassten Nummer 2 in dem nach dem Recht
der Hauptniederlassung maf3geblichen Offenlegungsformat zu tibermitteln, da nach § 325a
Absatz 1 Satz 1 HGB-E im Inland diejenigen Unterlagen offenzulegen sind, die bereits im
Ausland offengelegt worden sind. Enthéalt das Recht der Hauptniederlassung dazu keine
Vorgaben oder handelt es sich um Ubermittlungen nach § 325a Absatz 1 Satz 3 HGB, er-
folgt die Ubermittlung gemafR der neuen Nummer 4 im XML-Format. Nach § 342m HGB-E
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offenzulegende Ertragsteuerinformationsberichte sind gemafr der neuen Nummer 3 in dem
Erstellungsformat (8 3421 Absatz 2 HGB-E) zu Ubermitteln.

Absatz 2 Satz 2 enthalt Folge&nderungen.

Zu Artikel 6 (Anderung des Aktiengesetzes)

Die Anderungen erfolgen in Umsetzung von Artikel 48e der Bilanzrichtlinie, der die Verant-
wortung der Aufsichtsorgane fiir die gesetzeskonforme Erstellung des Ertragsteuerinforma-
tionsberichts hervorhebt.

Zu Nummer 1

Der Vorstand muss dem Aufsichtsrat kiinftig auch den Ertragsteuerinformationsbericht so-
wie — sofern einschlagig — die Erklarung vorlegen, dass das oberste Mutterunternehmen
einen Ertragsteuerinformationsbericht nicht gesetzeskonform zur Verfligung gestellt hat.
Zu Nummer 2

Die Prufung des Aufsichtsrats wird auf den Ertragsteuerinformationsbericht sowie — sofern
einschlagig — die Erklarung erstreckt, dass das oberste Mutterunternehmen einen Ertrag-
steuerinformationsbericht nicht gesetzeskonform zur Verfigung gestellt hat.

Die Prafung der Offenlegung dieser Unterlagen durch den Vorstand ist Gegenstand der
allgemeinen Uberwachungsaufgabe des Aufsichtsrats gemaR § 111 Absatz 1 AktG. Einer
gesetzlichen Klarstellung bedarf es insoweit nicht.

Zu Nummer 3

Die Einfugung erfolgt vor dem Hintergrund der Anderung in § 170 Absatz 1 Satz 3 AktG.
Zu Artikel 7 (Anderung des Einfiihrungsgesetzes zum Aktiengesetz)

Fur die Anderungen des AktG werden Ubergangsvorschriften geschaffen, die im Einklang
mit den fir das HGB vorgesehenen Ubergangsvorschriften (Artikel 2 dieses Gesetzes) ste-
hen.

Zu Artikel 8 (Anderung des SE-Ausfiihrungsgesetzes)

Zu Nummer 1

In die amtliche Inhaltstibersicht soll der neue § 58 aufgenommen werden.

Zu Nummer 2

Mit der Anderung wird fur die monistische SE bestimmt, dass die geschaftsfiihrenden Di-
rektoren dem Verwaltungsrat auch den Ertragsteuerinformationsbericht sowie — sofern ein-
schlagig — die Erklarung nach 8 342d Absatz 2 Nummer 1 HGB-E vorzulegen haben und
dass der Verwaltungsrat diese Unterlagen zu prifen hat. Fir die dualistische SE folgt aus
Artikel 9 Absatz 1 Buchstabe c Ziffer ii der SE-Verordnung in Verbindung mit 8 170 Absatz 1
Satz 3und § 171 Absatz 1 Satz 4 AktG-E eine entsprechende Vorlagepflicht des Leitungs-
organs an das Aufsichtsorgan und eine Prifpflicht des Aufsichtsorgans.

Zu Nummer 3

Die BulRgeldvorschriften des 8 3420 HGB-E sollen auch fir die SE gelten.
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Zu Nummer 4
Fur die Anderungen des SEAG werden Ubergangsvorschriften geschaffen, die im Einklang
mit den fur das HGB und das AktG vorgesehenen Ubergangsvorschriften (Artikel 2 und 7
dieses Gesetzes) stehen.
Zu Artikel 9 (Anderung der Wirtschaftspruferordnung)
Es handelt sich um eine Folgednderung zur Umnummerierung der 88 342 und 342a HGB
infolge der Einfigung des neuen Unterabschnitts im Vierten Abschnitt des Dritten Buchs
des HGB.
Zu Artikel 10 (Inkrafttreten)

Das Gesetz tritt am Tag nach der Verkindung in Kraft. Im Hinblick auf die bis zum 22. Juni
2023 laufende Umsetzungsfrist ist ein zeitnahes Inkrafttreten nach Verkiindung erforderlich.
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		Entwurf eines Gesetzes zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 2021/2101 im Hinblick auf die Offenlegung von Ertragsteuerinformationen durch bestimmte Unternehmen und Zweigniederlassungen )

		Artikel 1

		Änderung des Handelsgesetzbuchs

		Das Handelsgesetzbuch in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 4100-1, veröffentlichten bereinigten Fassung, das zuletzt durch … geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

		1. § 264 Absatz 3 Satz 1 wird wie folgt geändert:

		2. § 271 Absatz 2 wird wie folgt gefasst:

		„(2) Verbundene Unternehmen im Sinne dieses Buches sind unabhängig von ihrer Rechtsform und ihrem Sitz solche, die im Verhältnis zueinander Mutterunternehmen und Tochterunternehmen gemäß § 290 Absatz 1 Satz 1 und Absatz 2 bis 4 sind; alle mit demselbe...



		3. In § 291 Absatz 2 Satz 2 wird die Angabe „(ABl. EG Nr. L 372 S. 1)“ durch die Wörter „(ABl. L 372 vom 31.12.1986, S. 1; L 60 vom 3.3.1987, S. 17; L 316 vom 23.11.1988, S. 51), die zuletzt durch die Richtlinie 2006/46/EG (ABl. L 224 vom 16.8.2006, S...

		4. In § 292 Absatz 1 in dem Satzteil vor Nummer 1 wird nach dem Wort „Staat“ das Wort „ist“ eingefügt.

		5. In § 315e Absatz 1 werden die Wörter „in der jeweils geltenden Fassung“ durch die Wörter „betreffend die Anwendung internationaler Rechnungslegungsstandards (ABl. L 243 vom 11.9.2002, S. 1), die zuletzt durch die Verordnung (EG) Nr. 297/2008 (ABl. ...

		6. § 317 wird wie folgt geändert:

		„(3b) Der Abschlussprüfer des Jahresabschlusses hat im Rahmen der Prüfung auch zu beurteilen, ob die Kapitalgesellschaft



		7. In § 318 Absatz 3 Satz 1 Nummer 2 wird die Angabe „Verordnung (EU) Nr. 527/2014“ durch die Angabe „Verordnung (EU) Nr. 537/2014“ ersetzt.

		8. § 322 Absatz 1 Satz 4 wird wie folgt gefasst:

		9. In § 325 Absatz 3 werden die Wörter „Absätze 1 bis 2 und 4 Satz 1“ durch die Wörter „Absätze 1 bis 1b Satz 1 und Absatz 4 Satz 1“ ersetzt.

		10. § 325a wird wie folgt geändert:

		11. In § 326 Absatz 1 Satz 1 und Absatz 2 Satz 1 sowie § 327 in dem Satzteil vor Nummer 1 werden jeweils die Wörter „gesetzlichen Vertreter“ durch die Wörter „Mitglieder des vertretungsberechtigten Organs“ ersetzt.

		12. § 334 wird wie folgt geändert:

		13. § 335 wird wie folgt geändert:

		14. § 335a Absatz 3 Satz 4 wird wie folgt gefasst:

		15. Die Überschrift des Dritten Buchs Vierter Abschnitt wird wie folgt gefasst:

		„Vierter Abschnitt

		Ergänzende Vorschriften für bestimmte Unternehmen“.



		16. In § 340 Absatz 4a Satz 3 werden die Wörter „oder für Zweigniederlassungen“ gestrichen.

		17. § 340n wird wie folgt geändert:

		18. § 340o wird wie folgt geändert:

		„(2) Die §§ 335 bis 335b sind mit der Maßgabe entsprechend anzuwenden, dass Gesamtumsatz im Sinne des § 335 Absatz 1a Satz 1 Nummer 2 Folgendes ist:



		19. § 341n Absatz 3b wird wie folgt geändert:

		20. § 341o wird wie folgt geändert:

		„(2) Die §§ 335 bis 335b sind mit der Maßgabe entsprechend anzuwenden, dass Gesamtumsatz im Sinne des § 335 Absatz 1a Satz 1 Nummer 2 Folgendes ist:



		21. Dem Dritten Buch Vierter Abschnitt wird folgender Vierter Unterabschnitt angefügt:

		„Vierter Unterabschnitt

		Ergänzende Vorschriften für bestimmte umsatzstarke multinationale Unternehmen und Konzerne

		Erster Titel

		Anwendungsbereich; Begriffsbestimmungen

		§ 342

		Anwendungsbereich

		(1) Dieser Unterabschnitt ist anzuwenden auf Kapitalgesellschaften mit Sitz im Inland und auf Personenhandelsgesellschaften im Sinne des § 264a Absatz 1 mit Sitz im Inland, wenn diese Kapitalgesellschaften und Personenhandelsgesellschaften

		(2) Dieser Unterabschnitt ist ferner anzuwenden auf Kapitalgesellschaften mit Sitz in einem Drittstaat, die



		§ 342a

		Begriffsbestimmungen

		Im Sinne dieses Unterabschnitts sind





		Zweiter Titel

		Pflicht zur Ertragsteuerinformationsberichterstattung

		§ 342b

		Unverbundene Unternehmen mit Sitz im Inland

		(1) Die Mitglieder des vertretungsberechtigten Organs einer Gesellschaft im Sinne des § 342 Absatz 1 Nummer 1 haben für diese für das vergangene Geschäftsjahr einen Ertragsteuerinformationsbericht gemäß

		(2) Die Mitglieder des vertretungsberechtigten Organs einer Gesellschaft im Sinne des § 342 Absatz 1 Nummer 1 sind von der Pflicht nach Absatz 1 befreit, wenn die Gesellschaft ein CRR-Kreditinstitut im Sinne des § 1 Absatz 3d Satz 1 des Kreditwesenges...

		(3) Die Pflicht nach Absatz 1 erlischt, wenn die in den Jahresabschlüssen ausgewiesenen Umsatzerlöse in zwei aufeinander folgenden Geschäftsjahren jeweils 750 Millionen Euro unterschreiten.

		(4) Umsatzerlöse nach den Absätzen 1 und 3 sind



		§ 342c

		Oberste Mutterunternehmen mit Sitz im Inland

		(1) Die Mitglieder des vertretungsberechtigten Organs einer Gesellschaft im Sinne des § 342 Absatz 1 Nummer 2 haben für diese für das vergangene Geschäftsjahr einen Ertragsteuerinformationsbericht gemäß









		1. § 342g Nummer 2, den §§ 342h, 342i, 342j Absatz 1 und § 342k Absatz 2 sowie

		2. § 342k Absatz 1 und § 342l

		(2) Die Mitglieder des vertretungsberechtigten Organs einer Gesellschaft im Sinne des § 342 Absatz 1 Nummer 2 sind von der Pflicht nach Absatz 1 befreit, wenn die Gesellschaft ein CRR-Kreditinstitut im Sinne des § 1 Absatz 3d Satz 1 des Kreditwesenges...

		(3) Die Pflicht nach Absatz 1 erlischt, wenn die in den Konzernabschlüssen ausgewiesenen Konzernumsatzerlöse in zwei aufeinander folgenden Geschäftsjahren jeweils 750 Millionen Euro unterschreiten.

		(4) Konzernumsatzerlöse nach den Absätzen 1 und 3 sind

		§ 342d

		Tochterunternehmen mit Sitz im Inland von obersten Mutterunternehmen mit Sitz in einem Drittstaat

		(1) Die Mitglieder des vertretungsberechtigten Organs einer Gesellschaft im Sinne des § 342 Absatz 1 Nummer 3 haben das oberste Mutterunternehmen der Gesellschaft aufzufordern, ihr für das vergangene Geschäftsjahr einen Ertragsteuerinformationsbericht...

		(2) Wenn das oberste Mutterunternehmen einen Ertragsteuerinformationsbericht nicht zur Verfügung stellt oder der zur Verfügung gestellte Bericht nicht den gesetzlichen Vorgaben entspricht, haben die Mitglieder des vertretungsberechtigten Organs der Ge...

		(3) Die Mitglieder des vertretungsberechtigten Organs einer Gesellschaft im Sinne des § 342 Absatz 1 Nummer 3 sind von den Pflichten nach den Absätzen 1 und 2 befreit, wenn das oberste Mutterunternehmen einen Ertragsteuerinformationsbericht gemäß § 34...

		(4) Die Pflichten nach den Absätzen 1 und 2 erlöschen, wenn die in den Konzernabschlüssen des obersten Mutterunternehmens ausgewiesenen Konzernumsatzerlöse in zwei aufeinander folgenden Geschäftsjahren jeweils einen Betrag unterschreiten, der zum Wech...

		(5) Konzernumsatzerlöse nach den Absätzen 1 und 4 sind der Betrag der Konzernumsatzerlöse, der sich bei Anwendung der Rechnungslegungsgrundsätze ergibt, die nach dem jeweiligen nationalen Recht für die Aufstellung des Konzernabschlusses des obersten M...



		§ 342e

		Inländische Zweigniederlassungen unverbundener Unternehmen mit Sitz in einem Drittstaat

		(1) Bei Zweigniederlassungen im Sinne des § 342 Absatz 2 Nummer 2 einer Kapitalgesellschaft im Sinne des § 342 Absatz 2 Nummer 1 erste Alternative haben die in § 13e Absatz 2 Satz 5 Nummer 3 genannten angemeldeten Personen oder, wenn solche nicht vorh...

		(2) Wenn die Hauptniederlassung einen Ertragsteuerinformationsbericht nicht zur Verfügung stellt oder der zur Verfügung gestellte Bericht nicht den gesetzlichen Vorgaben entspricht, haben die nach Absatz 1 Verpflichteten für die Kapitalgesellschaft Fo...

		(3) Die nach den Absätzen 1 und 2 Verpflichteten sind von den dort genannten Pflichten befreit, wenn die Kapitalgesellschaft einen Ertragsteuerinformationsbericht gemäß § 342g Nummer 1, § 342h Absatz 1 Nummer 1 bis 3 und Absatz 2 bis 5, den §§ 342i un...

		(4) Die Pflichten nach den Absätzen 1 und 2 erlöschen, wenn die in den Jahresabschlüssen der Kapitalgesellschaft ausgewiesenen Umsatzerlöse in zwei aufeinander folgenden Geschäftsjahren jeweils einen Betrag unterschreiten, der zum Wechselkurs vom 21. ...

		(5) Umsatzerlöse nach den Absätzen 1 und 4 sind der Betrag der Umsatzerlöse, der sich bei Anwendung der Rechnungslegungsgrundätze ergibt, die nach dem jeweiligen nationalen Recht für die Aufstellung des Jahresabschlusses der Kapitalgesellschaft gelten.



		§ 342f

		Inländische Zweigniederlassungen verbundener Unternehmen mit Sitz in einem Drittstaat

		(1) Bei Zweigniederlassungen im Sinne des § 342 Absatz 2 Nummer 2 einer Kapitalgesellschaft im Sinne des § 342 Absatz 2 Nummer 1 zweite Alternative haben die in § 13e Absatz 2 Satz 5 Nummer 3 genannten angemeldeten Personen oder, wenn solche nicht vor...

		(2) Wenn das oberste Mutterunternehmen einen Ertragsteuerinformationsbericht nicht zur Verfügung stellt oder der zur Verfügung gestellte Bericht nicht den gesetzlichen Vorgaben entspricht, haben die nach Absatz 1 Verpflichteten für die Kapitalgesellsc...

		(3) Die nach den Absätzen 1 und 2 Verpflichteten sind von den dort genannten Pflichten befreit, wenn das oberste Mutterunternehmen einen Ertragsteuerinformationsbericht gemäß § 342g Nummer 2, den §§ 342h 342i, 342j Absatz 3 sowie den §§ 342k und 342l ...

		(4) Die Pflichten nach den Absätzen 1 und 2 erlöschen, wenn die in den Konzernabschlüssen des obersten Mutterunternehmens ausgewiesenen Konzernumsatzerlöse in zwei aufeinander folgenden Geschäftsjahren jeweils einen Betrag unterschreiten, der zum Wech...

		(5) Konzernumsatzerlöse nach den Absätzen 1 und 4 sind der Betrag der Konzernumsatzerlöse, der sich bei Anwendung der Rechnungslegungsgrundätze ergibt, die nach dem jeweiligen nationalen Recht für die Aufstellung des Konzernabschlusses des obersten Mu...



		Dritter Titel

		Einzubeziehende Unternehmen; Inhalt und Form des Ertragsteuerinformationsberichts

		§ 342g

		Einzubeziehende Unternehmen

		In den Ertragsteuerinformationsbericht sind einzubeziehen:



		§ 342h

		Pflichtangaben

		(1) Im Ertragsteuerinformationsbericht sind anzugeben:

		(2) Im Ertragsteuerinformationsbericht sind ferner zu dem oder den einzubeziehenden Unternehmen nach Maßgabe des § 342i anzugeben:

		(3) Für die Angaben nach Absatz 2 gelten vorbehaltlich des Absatzes 4 die folgenden Vorgaben:

		(4) Die Angaben nach Absatz 2 können insgesamt auch gemäß den Vorgaben in Anhang III Abschnitt III Teil B und C der Richtlinie 2011/16/EU des Rates vom 15. Februar 2011 über die Zusammenarbeit der Verwaltungsbehörden im Bereich der Besteuerung und zur...

		(5) Im Ertragsteuerinformationsbericht ist anzugeben, ob die nach Absatz 2 erforderlichen Angaben gemäß den Vorgaben des Absatzes 3 oder 4 gemacht wurden.



		§ 342i

		Länderbezogener Ausweis der Angaben

		(1) Die Angaben nach § 342h Absatz 2 sind wie folgt getrennt auszuweisen:

		(2) Die Angaben sind demjenigen Steuerhoheitsgebiet zuzuordnen, in dem die Niederlassung oder feste Geschäftseinrichtung belegen ist oder die dauerhafte Geschäftstätigkeit besteht, auf die sich die Angaben jeweils beziehen, vorausgesetzt die Niederlas...



		§ 342j

		Währung

		(1) Der Ertragsteuerinformationsbericht ist in den Fällen der §§ 342b, 342c und 342d Absatz 2 Nummer 2 in Euro zu erstellen.

		(2) In den Fällen des § 342e ist der Bericht in derjenigen Währung zu erstellen, in der der Jahresabschluss des unverbundenen Unternehmens für den Berichtszeitraum aufgestellt wird.

		(3) In den Fällen des § 342d, die nicht von Absatz 1 erfasst sind, und in den Fällen des § 342f ist der Bericht in derjenigen Währung zu erstellen, in der der Konzernabschluss des obersten Mutterunternehmens für den Berichtszeitraum aufgestellt wird.



		§ 342k

		Weglassen nachteiliger Angaben

		(1) Angaben nach § 342h Absatz 1 und 2 müssen nicht in den Ertragsteuerinformationsbericht aufgenommen werden, wenn ihre Offenlegung den Unternehmen, auf die sie sich beziehen, einen erheblichen Nachteil zufügen würde. Satz 1 gilt nicht für Angaben, d...

		(2) Wenn Absatz 1 Satz 1 angewendet wird, so ist dies im Ertragsteuerinformationsbericht anzugeben und gebührend zu begründen. Die nicht aufgenommenen Angaben sind spätestens in den Ertragsteuerinformationsbericht aufzunehmen, der für das fünfte Gesch...



		§ 342l

		Formblatt; maschinenlesbares elektronisches Format

		(1) Der Ertragsteuerinformationsbericht ist unter Verwendung des von der Europäischen Kommission auf der Grundlage des Artikels 48c Absatz 4 Satz 2 der Richtlinie 2013/34/EU festzulegenden Formblatts zu erstellen.

		(2) Der Ertragsteuerinformationsbericht ist in einem von der Europäischen Kommission auf der Grundlage des Artikels 48c Absatz 4 Satz 2 der Richtlinie 2013/34/EU festzulegenden maschinenlesbaren elektronischen Format zu erstellen.





		Vierter Titel

		Offenlegung und Veröffentlichung

		§ 342m

		Offenlegung im Unternehmensregister

		(1) Die Mitglieder des vertretungsberechtigten Organs einer Gesellschaft im Sinne des § 342 Absatz 1 Nummer 1 oder 2, die der Pflicht nach § 342b Absatz 1 oder § 342c Absatz 1 unterliegen, haben für die Gesellschaft den Ertragsteuerinformationsbericht...

		(2) Die Mitglieder des vertretungsberechtigten Organs einer Gesellschaft im Sinne des § 342 Absatz 1 Nummer 3, die der Pflicht nach § 342d Absatz 1 unterliegen, haben für die Gesellschaft den Ertragsteuerinformationsbericht, den das oberste Mutterunte...

		(3) Die in § 13e Absatz 2 Satz 5 Nummer 3 genannten angemeldeten Personen oder, wenn solche nicht vorhanden sind, die Mitglieder des vertretungsberechtigten Organs einer Kapitalgesellschaft im Sinne des § 342 Absatz 2, die der Pflicht nach § 342e Absa...

		(4) Die §§ 11 und 328 Absatz 1 Satz 1 bis 3, Absatz 2 Satz 1 und 4 sowie § 329 Absatz 1 und 4 sind entsprechend anzuwenden. Bei inländischen Zweigniederlassungen von Kapitalgesellschaften im Sinne des § 342 Absatz 2 Nummer 1 kann die das Unternehmensr...



		§ 342n

		Veröffentlichung auf der Internetseite der Gesellschaft

		(1) Die Mitglieder des vertretungsberechtigten Organs einer Gesellschaft im Sinne des § 342 Absatz 1 Nummer 1 oder 2, die der Pflicht nach § 342b Absatz 1 oder § 342c Absatz 1 unterliegen, haben für die Gesellschaft den Ertragsteuerinformationsbericht...

		(2) Die Mitglieder des vertretungsberechtigten Organs einer Gesellschaft im Sinne des § 342 Absatz 1 Nummer 3, die der Pflicht nach § 342d Absatz 1 unterliegen, haben für die Gesellschaft spätestens ein Jahr nach dem Ende des Berichtszeitraums für min...

		(3) Die in § 13e Absatz 2 Satz 5 Nummer 3 genannten angemeldeten Personen oder, wenn solche nicht vorhanden sind, die Mitglieder des vertretungsberechtigten Organs einer Kapitalgesellschaft im Sinne des § 342 Absatz 2, die der Pflicht nach § 342e Absa...





		Fünfter Titel

		Bußgeldvorschriften; Ordnungsgelder

		§ 342o

		Bußgeldvorschriften

		(1) Ordnungswidrig handelt, wer

		(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu zweihunderttausend Euro geahndet werden.

		(3) Verwaltungsbehörde im Sinne des § 36 Absatz 1 Nummer 1 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten ist das Bundesamt für Justiz.



		§ 342p

		Ordnungsgelder

		Das Bundesamt für Justiz hat ein Ordnungsgeldverfahren durchzuführen gegen





		22. Der bisherige § 342 wird § 342q und in Absatz 1 Satz 1 in dem Satzteil vor Nummer 1, Nummer 2 und Absatz 2 werden jeweils die Wörter „und für Verbraucherschutz“ gestrichen.

		23. Der bisherige § 342a wird § 342r und wird wie folgt geändert:

		24. In § 412 Absatz 4 werden die Wörter „und für Verbraucherschutz“ gestrichen und werden die Wörter „Verkehr und digitale Infrastruktur“ durch die Wörter „Digitales und Verkehr“ ersetzt.

		25. In § 8a Absatz 2 Satz 1, § 8b Absatz 1, § 9a Absatz 1 Satz 1, Absatz 2 Satz 1 und Absatz 3 Satz 1, § 253 Absatz 2 Satz 5 sowie § 328 Absatz 1 Satz 1 werden jeweils die Wörter „und für Verbraucherschutz“ gestrichen.

		26. In § 92a Absatz 1 Satz 1 und § 330 Absatz 1 Satz 1 werden jeweils die Wörter „und für Verbraucherschutz“ gestrichen und wird jeweils das Wort „Energie“ durch das Wort „Klimaschutz“ ersetzt.

		27. In § 408 Absatz 3 Satz 2, § 443 Absatz 3 Satz 2, § 475c Absatz 4 Satz 2, § 516 Absatz 3 und § 526 Absatz 4 Satz 2 werden jeweils die Wörter „und für Verbraucherschutz“ gestrichen und werden jeweils die Wörter „Innern, für Bau und Heimat“ durch die...





		Artikel 2

		Änderung des Einführungsgesetzes zum Handelsgesetzbuch

		Dem Einführungsgesetz zum Handelsgesetzbuch in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 4101-1, veröffentlichten bereinigten Fassung, das zuletzt durch … geändert worden ist, wird folgender … [einsetzen: nächster bei der Verkündung freier ...

		„… [einsetzen: nächster bei der Verkündung freier Abschnitt mit Zählbezeichnung] Abschnitt

		Übergangsvorschrift zum Gesetz zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 2021/2101 im Hinblick auf die Offenlegung von Ertragsteuerinformationen durch bestimmte Unternehmen und Zweigniederlassungen

		Artikel … [einsetzen: nächster bei der Verkündung freier Artikel mit Zählbezeichnung]

		(1) § 271 Absatz 2, die §§ 325a, 334 Absatz 1 und 3b, § 335 Absatz 1 und 1b, § 340n Absatz 3b sowie die §§ 340o, 341n Absatz 3b und § 341o des Handelsgesetzbuchs in der jeweils ab dem … [einsetzen: Datum des Inkrafttretens dieses Gesetzes nach Artikel...

		(2) § 271 Absatz 2, die §§ 325a, 334 Absatz 1 und 3b, § 335 Absatz 1 und 1b, § 340n Absatz 3b, die §§ 340o, 341n Absatz 3b und § 341o des Handelsgesetzbuchs in der bis einschließlich … [einsetzen: Datum des Tages vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes ...









		Artikel 3

		Änderung des Unternehmensbasisdatenregistergesetzes

		§ 5 Absatz 1 Satz 1 Nummer 5 Buchstabe b des Unternehmensbasisdatenregistergesetzes vom 9. Juli 2021 (BGBl. I S. 2506) wird wie folgt geändert:

		1. In Doppelbuchstabe aa wird die Angabe „oder § 341y“ durch ein Komma und die Angabe „§ 341y oder § 342p“ ersetzt.

		2. In Doppelbuchstabe bb wird die Angabe „§§ 334 oder 341x“ durch die Angabe „§§ 334, 341x oder 342o“ ersetzt.





		Artikel 4

		Änderung des Justizverwaltungskostengesetzes

		Die Anlage (Kostenverzeichnis) zum Justizverwaltungskostengesetz vom 23. Juli 2013 (BGBl. I S. 2586, 2655), das zuletzt durch … geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

		1. Nummer 1427 wird wie folgt gefasst:

		2. In Nummer 1429 wird im Gebührentatbestand die Angabe „§ 12 Abs. 3 Satz 2 PublG“ durch die Angabe „§ 12 Abs. 3 Satz 3 PublG“ ersetzt.

		3. Nach Nummer 1438 wird folgende Nummer 1439 eingefügt:





		Artikel 5

		Änderung der Unternehmensregisterverordnung

		Die Unternehmensregisterverordnung vom 26. Februar 2007 (BGBl. I S. 217), die zuletzt durch … geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

		1. § 1 Absatz 1 Satz 2 Nummer 3 wird wie folgt gefasst:

		2. § 11 Absatz 2 wird wie folgt geändert:





		Artikel 6

		Änderung des Aktiengesetzes

		Das Aktiengesetz vom 6. September 1965 (BGBl. I S. 1089), das zuletzt durch … geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

		1. In § 170 Absatz 1 Satz 3 werden die Wörter „und der gesonderte nichtfinanzielle Konzernbericht (§ 315b des Handelsgesetzbuchs)“ durch ein Komma und die Wörter „der gesonderte nichtfinanzielle Konzernbericht (§ 315b des Handelsgesetzbuchs), der Ertr...

		2. In § 171 Absatz 1 Satz 4 werden die Wörter „und den gesonderten nichtfinanziellen Konzernbericht (§ 315b des Handelsgesetzbuchs)“ durch ein Komma und die Wörter „den gesonderten nichtfinanziellen Konzernbericht (§ 315b des Handelsgesetzbuchs), den ...

		3. Nach § 283 Nummer 11 wird folgende Nummer 11a eingefügt:





		Artikel 7

		Änderung des Einführungsgesetzes zum Aktiengesetz

		Vor dem Zweiten Abschnitt des Einführungsgesetzes zum Aktiengesetz vom 6. September 1965 (BGBI. I S. 1185), das zuletzt durch … geändert worden ist, wird folgender § 26… [einsetzen: bei der Verkündung nächster freier Buchstabenzusatz] eingefügt:

		„§ 26… [einsetzen: bei der Verkündung nächster freier Buchstabenzusatz]

		Übergangsvorschrift zum Gesetz zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 2021/2101 im Hinblick auf die Offenlegung von Ertragsteuerinformationen durch bestimmte Unternehmen und Zweigniederlassungen

		§ 170 Absatz 1 Satz 3, § 171 Absatz 1 Satz 4 und § 283 Nummer 11a des Aktiengesetzes in der jeweils ab dem … [einsetzen: Datum des Inkrafttretens dieses Gesetzes nach Artikel 10] geltenden Fassung sind erstmals auf Ertragsteuerinformationsberichte und...







		Artikel 8

		Änderung des SE-Ausführungsgesetzes

		Das SE-Ausführungsgesetz vom 22. Dezember 2004 (BGBl. I S. 3675), das zuletzt durch … geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

		1.  Der Inhaltsübersicht wird folgende Angabe angefügt:

		2. Nach § 47 Absatz 4 wird folgender Absatz 4a eingefügt:

		„(4a) Absatz 1 Satz 1 und Absatz 3 gelten entsprechend für einen Ertragsteuerinformationsbericht (§§ 342b, 342c, 342d Absatz 2 Nummer 2 des Handelsgesetzbuchs) und eine Erklärung nach § 342d Absatz 2 Nummer 1 des Handelsgesetzbuchs.“



		3. In § 53 Absatz 1 Satz 1 werden die Wörter „des § 334 des Handelsgesetzbuchs“ durch die Wörter „des § 334 und des § 342o des Handelsgesetzbuchs“ ersetzt.

		4. Folgender § 58 wird angefügt:

		§ 58 „

		Übergangsvorschrift zum Gesetz zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 2021/2101 im Hinblick auf die Offenlegung von Ertragsteuerinformationen durch bestimmte Unternehmen und Zweigniederlassungen

		§ 47 Absatz 4a und § 53 Absatz 1 in der jeweils ab dem … [einsetzen: Datum des Inkrafttretens dieses Gesetzes nach Artikel 10] geltenden Fassung sind erstmals auf Ertragsteuerinformationsberichte und Erklärungen nach § 342d Absatz 2 Nummer 1 des Hande...









		Artikel 9

		Änderung der Wirtschaftsprüferordnung

		In § 43a Absatz 1 Nummer 9 Buchstabe a der Wirtschaftsprüferordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 5. November 1975 (BGBl. I S. 2803), die zuletzt durch … geändert worden ist, wird die Angabe „§ 342 Absatz 1“ durch die Angabe „§ 342q Absatz 1“ ...



		Artikel 10

		Inkrafttreten

		Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft.





		Begründung

		A. Allgemeiner Teil

		I. Zielsetzung und Notwendigkeit der Regelungen

		II. Wesentlicher Inhalt des Entwurfs

		III. Alternativen

		IV. Gesetzgebungskompetenz

		V. Vereinbarkeit mit dem Recht der Europäischen Union und völkerrechtlichen Verträgen

		VI. Gesetzesfolgen

		1. Rechts- und Verwaltungsvereinfachung

		2. Nachhaltigkeitsaspekte

		3. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand

		4. Erfüllungsaufwand



		a) Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger

		b) Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft

		c) Erfüllungsaufwand der Verwaltung

		5. Weitere Kosten

		6. Weitere Gesetzesfolgen



		VII. Befristung; Evaluierung



		B. Besonderer Teil

		Zu Artikel 1 (Änderung des Handelsgesetzbuchs)

		Zu Nummer 1
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		Zu Nummer 3
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		Zu Nummer 7

		Zu Nummer 8

		Zu Nummer 9

		Zu Nummer 10

		Zu Buchstabe a

		Zu Buchstabe b

		Zu Nummer 11

		Zu Nummer 12

		Zu Buchstabe a

		Zu Buchstabe b

		Zu Doppelbuchstabe aa

		Zu Doppelbuchstabe bb

		Zu Buchstabe c

		Zu Nummer 13

		Zu Buchstabe a

		Zu Buchstabe b

		Zu Buchstabe c

		Zu Buchstabe d

		Zu Buchstabe e

		Zu Nummer 14

		Zu Nummer 15

		Zu Nummer 16

		Zu Nummer 17

		Zu Buchstabe a

		Zu Buchstabe b

		Zu Nummer 18

		Zu Nummer 19

		Zu Nummer 20

		Zu Nummer 21

		Zu § 342 (Anwendungsbereich)

		Zu Absatz 1

		Zu Nummer 1

		Zu Nummer 2

		Zu Nummer 3

		Zu Buchstabe a

		Zu Buchstabe b

		Zu Absatz 2
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		Zu Nummer 5

		Zu Nummer 6
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		Zu Absatz 4

		Zu Nummer 1

		Zu Nummer 2

		Zu Nummer 3
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		Zu Absatz 2

		Zu Absatz 3

		Zu Absatz 4

		Zu Nummer 1

		Zu Nummer 2
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		Zu Absatz 2

		Zu Absatz 3

		Zu Nummer 1

		Zu Nummer 2

		Zu Nummer 3

		Zu Absatz 4

		Zu Absatz 5
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		Zu Absatz 1

		Zu Absatz 2

		Zu Absatz 3

		Zu Absatz 4

		Zu Absatz 5

		Zu § 342f (Inländische Zweigniederlassungen verbundener Unternehmen mit Sitz in einem Drittstaat)

		Zu Absatz 1

		Zu Absatz 2

		Zu Absatz 3

		Zu Absatz 4

		Zu Absatz 5

		Zu § 342g (Einzubeziehende Unternehmen)

		Zu Nummer 1

		Zu Nummer 2

		Zu § 342h (Pflichtangaben)

		Zu Absatz 1

		Zu Nummer 1
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		Zu Nummer 4
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		Zu § 342i (Länderbezogener Ausweis der Angaben)

		Zu Absatz 1

		Zu Absatz 2

		Zu § 342j (Währung)

		Zu § 342k (Weglassen nachteiliger Angaben)

		Zu Absatz 1

		Zu Absatz 2

		Zu § 342l (Formblatt; maschinenlesbares elektronisches Format)

		Zu Absatz 1

		Zu Absatz 2

		Zu § 342m (Offenlegung im Unternehmensregister)

		Zu Absatz 1

		Zu Absatz 2

		Zu Absatz 3

		Zu Absatz 4
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		Die Änderungen schaffen die erforderliche Rechtsgrundlage zur Übermittlung von Unternehmensbasisdaten durch die Registerbehörde an das Bundesamt für Justiz zur Durchführung von Ordnungsgeldverfahren nach § 342p HGB-E in Verbindung mit § 335 HGB und vo...
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Berechnung bzw. Ermittlung der Lohnsteuer ab Januar 2023

Bekanntmachung der Programmablaufplane fir den Lohnsteuerabzug 2023

vom 18. November 2022 (BStBI | S. mm?);

Entwurf eines Jahressteuergesetzes 2022 i. d. F. der Bundestags-Drucksache 20/4729
vom 30. November 2022

IV C5-S2361/19/10008 :008
2022/1229034

(bei Antwort bitte GZ und DOK angeben)

Mit Bekanntmachung vom 18. November 2022 (BStBI I S. mm') wurden die Programm-
ablaufplane 2023 fir die maschinelle Lohnsteuerberechnung und fiir die Erstellung von
Lohnsteuertabellen bekannt gemacht. Diese Programmablaufplane berticksichtigen u. a. die
fiir 2023 vorgesehenen Anpassungen des Einkommensteuertarifs, der Zahlenwerte in 8 39b
Absatz 2 Satz 7 EStG, der Freibetrége fiir Kinder und der Freigrenze beim Solidaritatszu-
schlag durch das Inflationsausgleichsgesetz. AuRerdem berlcksichtigen die Programmab-
laufplane die Folgewirkung bei der VVorsorgepauschale des fur 2023 vorgesehenen voll-
stdndigen Sonderausgabenabzugs fur Altersvorsorgeaufwendungen (Jahressteuergesetz 2022).

Zum Zeitpunkt der Bekanntmachung war nicht absehbar, dass sich voraussichtlich weitere
gesetzliche Anderungen durch das Jahressteuergesetz 2022 ergeben werden, die Auswirkun-
gen auf die Programmablaufpléane 2023 haben (s. Bundestags-Drucksache 20/4729

1 Wird von der Redaktionsleitung des Bundessteuerblatts erganzt.
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vom 30. November 2022). Dies ist die Anhebung des Arbeitnehmer-Pauschbetrags
auf 1 230 Euro und des Entlastungsbetrags fur Alleinerziehende auf 4 260 Euro.

Vor dem Hintergrund des derzeit noch laufenden Gesetzgebungsverfahrens zum Jahressteuer-
gesetz 2022 werden nach Erdérterung mit den obersten Finanzbeh6rden der Lander hinsichtlich
des ab Januar 2023 vorzunehmenden Lohnsteuerabzugs folgende Ubergangsregelungen
getroffen:

Arbeitgeber sind bis zu einem noch zu bestimmenden Zeitpunkt nach der
Bekanntmachung gednderter Programmablaufpléane 2023 nicht verpflichtet, die
Anhebung des Arbeitnehmer-Pauschbetrags und des Entlastungsbetrags fir
Alleinerziehende beim Lohnsteuerabzug 2023 umzusetzen.

Arbeitgeber kénnen danach fiir einen Ubergangszeitraum die Lohnsteuer entsprechend
der Programmablaufpline 2023 vom 18. November 2022 (BStB1 1 S. mm?) berechnen
(maschinelle Lohnsteuerberechnung) bzw. ermitteln (manuelle Ermittlung der
Lohnsteuer auf Grundlage von Lohnsteuertabellen).

Arbeitgeber, die die Lohnsteuer manuell ermitteln, kdnnen fiir einen
Ubergangszeitraum die Lohnsteuer auch auf Grundlage von Lohnsteuertabellen fiir
2022 (Bekanntmachung vom 20. Mai 2022, BStBI | S. 682, Anlage 2) ermitteln, wenn
der Arbeitnehmer nicht ausdricklich widerspricht.

Nach Ablauf der Ubergangsregelungen ist der Lohnsteuerabzug in der Regel zu korrigieren
(8 41c Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 und Satz 2 EStG). Die Einzelheiten werden zusammen mit

der Bekanntmachung der gednderten Programmablaufplane 2023 festgelegt.

Dieses Schreiben wird im Bundessteuerblatt Teil | veréffentlicht.

Im Auftrag

Dieses Dokument wurde elektronisch erstellt und ist ohne Unterschrift giltig.

2 Wird von der Redaktionsleitung des Bundessteuerblatts erganzt.
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URTEIL DES GERICHTSHOFS (Siebte Kammer)

8. Dezember 2022(*)

,Vorlage zur Vorabentscheidung — Harmonisierung des Steuerrechts — Gemeinsames Mehrwertsteuersystem — Richtlinie 2006/112/EG
— Art. 203 — Berichtigung der Mehrwertsteuererklarung — Dienstleistungsempféanger, die nicht zum Vorsteuerabzug berechtigt sind —
Keine Geféhrdung des Steueraufkommens*

In der Rechtssache C-378/21

betreffend ein Vorabentscheidungsersuchen nach Art. 267 AEUV, eingereicht vom Bundesfinanzgericht (Osterreich) mit Entscheidung
vom 21. Juni 2021, beim Gerichtshof eingegangen am 21. Juni 2021, in dem Verfahren

P GmbH
gegen
Finanzamt Osterreich
erldsst
DER GERICHTSHOF (Siebte Kammer)

unter Mitwirkung des Richters F. Biltgen (Berichterstatter) in Wahrnehmung der Aufgaben des Kammerprésidenten sowie der Richter
N. Wahl und J. Passer,

Generalanwiltin: J. Kokott,
Kanzler: A. Calot Escobar,

aufgrund des schriftlichen Verfahrens,

unter Beriicksichtigung der Erklarungen

- der osterreichischen Regierung, vertreten durch A. Posch als Bevollméchtigten,

- der Europdischen Kommission, vertreten durch L. Lozano Palacios und R. Pethke als Bevollméchtigte,
nach Anhorung der Schlussantrige der Generalanwiltin in der Sitzung vom 8. September 2022

folgendes
Urteil

Das Vorabentscheidungsersuchen betrifft die Auslegung von Art. 203 der Richtlinie 2006/112/EG des Rates vom 28. November 2006
iber das gemeinsame Mehrwertsteuersystem (ABIL. 2006, L 347, S. 1) in der durch die Richtlinie (EU) 2016/1065 des Rates vom
27. Juni 2016 (ABI. 2016, L 177, S. 9) gednderten Fassung (im Folgenden: Mehrwertsteuerrichtlinie).

Es ergeht im Rahmen eines Rechtsstreits zwischen der P GmbH und dem Finanzamt Osterreich (im Folgenden: Finanzamt) wegen der
Ablehnung eines Antrags auf Berichtigung der Mehrwertsteuererklarung von P durch das Finanzamt. Die Berichtigung sollte erfolgen,
da P in ihren Rechnungen einen Mehrwertsteuerbetrag ausgewiesen hatte, der auf der Grundlage eines falschen Steuersatzes berechnet
worden war.

Rechtlicher Rahmen

Unionsrecht

Art. 193 der Mehrwertsteuerrichtlinie bestimmt:

,,Die Mehrwertsteuer schuldet der Steuerpflichtige, der Gegenstinde steuerpflichtig liefert oder eine Dienstleistung steuerpflichtig
erbringt, auler in den Fillen, in denen die Steuer gemifl den Artikeln 194 bis 199b sowie 202 von einer anderen Person geschuldet
wird.*

Art. 203 dieser Richtlinie sicht vor:

,,Die Mehrwertsteuer wird von jeder Person geschuldet, die diese Steuer in einer Rechnung ausweist.

In Art. 220 Abs. 1 der Richtlinie heif3t es:
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,Jeder Steuerpflichtige stellt in folgenden Fillen eine Rechnung entweder selbst aus oder stellt sicher, dass eine Rechnung vom
Erwerber oder Dienstleistungsempfénger oder in seinem Namen und fiir seine Rechnung von einem Dritten ausgestellt wird:

1. er liefert Gegenstinde oder erbringt Dienstleistungen an einen anderen Steuerpflichtigen oder an eine nichtsteuerpflichtige
juristische Person;

Osterreichisches Recht

§ 11 Abs. 1 Z 1 des Umsatzsteuergesetzes 1994 (Bundesgesetz iiber die Besteuerung der Umsitze, BGBI. Nr. 663/1994) in der auf den
Ausgangsrechtsstreit anwendbaren Fassung (im Folgenden: UStG 1994) sieht vor:

,Fihrt der Unternehmer Umsétze im Sinne des § 1 Abs. 1 Z 1 aus, ist er berechtigt, Rechnungen auszustellen. Fiihrt er die Umsétze an
einen anderen Unternehmer fiir dessen Unternehmen oder an eine juristische Person, soweit sie nicht Unternehmer ist, aus, ist er
verpflichtet, Rechnungen auszustellen. Fithrt der Unternehmer eine steuerpflichtige Werklieferung oder Werkleistung im
Zusammenhang mit einem Grundstiick an einen Nichtunternehmer aus, ist er verpflichtet[,] eine Rechnung auszustellen. Der
Unternehmer hat seiner Verpflichtung zur Rechnungsausstellung innerhalb von sechs Monaten nach Ausfithrung des Umsatzes
nachzukommen.*

§ 11 Abs. 6 UStG 1994 bestimmt:

,,Bei Rechnungen, deren Gesamtbetrag 400 Euro nicht tibersteigt, geniigen neben dem Ausstellungsdatum folgende Angaben:

1. Der Name und die Anschrift des liefernden oder leistenden Unternehmers;

2. die Menge und die handelsiibliche Bezeichnung der gelieferten Gegenstinde oder die Art und der Umfang der sonstigen Leistung;
3. der Tag der Lieferung oder sonstigen Leistung oder der Zeitraum, iiber den sich die Leistung erstreckt;

4.  das Entgelt und der Steuerbetrag fiir die Lieferung oder sonstige Leistung in einer Summe und

5. der Steuersatz.”

§ 11 Abs. 12 UStG 1994 lautet:

,Hat der Unternehmer in einer Rechnung fiir eine Lieferung oder sonstige Leistung einen Steuerbetrag, den er nach diesem
Bundesgesetz fiir den Umsatz nicht schuldet, gesondert ausgewiesen, so schuldet er diesen Betrag auf Grund der Rechnung, wenn er sie
nicht gegeniiber dem Abnehmer der Lieferung oder dem Empfinger der sonstigen Leistung entsprechend berichtigt. Im Falle der
Berichtigung gilt § 16 Abs. 1 sinngemaf.“

§ 16 Abs. 1 UStG 1994 sieht vor:

,,Hat sich die Bemessungsgrundlage fiir einen steuerpflichtigen Umsatz im Sinne des § 1 Abs. 1 Z 1 und 2 geéndert, so haben

1. der Unternehmer, der diesen Umsatz ausgefiihrt hat, den dafiir geschuldeten Steuerbetrag, und

2. der Unternchmer, an den dieser Umsatz ausgefiihrt worden ist, den dafiir in Anspruch genommenen Vorsteuerabzug entsprechend
zu berichtigen. Die Berichtigungen sind fiir den Veranlagungszeitraum vorzunehmen, in dem die Anderung des Entgeltes eingetreten
ist.

§ 239a der Bundesabgabenordnung in der auf den Ausgangsrechtsstreit anwendbaren Fassung bestimmt:

»Soweit eine Abgabe, die nach dem Zweck der Abgabenvorschrift wirtschaftlich von einem Anderen als dem Abgabepflichtigen
getragen werden soll, wirtschaftlich von einem Anderen als dem Abgabepflichtigen getragen wurde, haben zu unterbleiben:

1. die Gutschrift auf dem Abgabenkonto,
2. die Riickzahlung, Umbuchung oder Uberrechnung von Guthaben und
3. die Verwendung zur Tilgung von Abgabenschuldigkeiten,

wenn dies zu einer ungerechtfertigten Bereicherung des Abgabepflichtigen fithren wiirde.

Ausgangsverfahren und Vorlagefragen

Im Steuerjahr 2019 wandte die Beschwerdefiihrerin des Ausgangsverfahrens, die einen Indoor-Spielplatz betreibt, einen
Mehrwertsteuersatz von 20 % auf ihre Dienstleistungen an. Sie stellte insgesamt 22 557 Registrierkassenbelege mit diesem
Mehrwertsteuersatz an ihre Kunden aus. Diese Registrierkassenbelege sind Kleinbetragsrechnungen im Sinne von § 11 Abs. 6 UStG
1994.

Aus dem Vorabentscheidungsersuchen geht hervor, dass die Kunden der Beschwerdefiihrerin des Ausgangsverfahrens ausschlieflich
Endverbraucher waren, die kein Recht auf Vorsteuerabzug besitzen.
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Nachdem die Beschwerdefiihrerin des Ausgangsverfahrens festgestellt hatte, dass ihre Dienstleistungen nicht dem gesetzlichen
Mehrwertsteuersatz von 20 %, sondern dem von 13 % unterlagen, berichtigte sie ihre Mehrwertsteuererklarung, um die zu viel bezahlte
Mehrwertsteuer vom Finanzamt gutgeschrieben zu bekommen.

Das Finanzamt verweigerte die Berichtigung mit der Begriindung, dass die Beschwerdefiihrerin des Ausgangsverfahrens zum einen
nach nationalem Recht verpflichtet sei, die hohere Mehrwertsteuer zu entrichten, da sie die Rechnungen nicht berichtigt habe, und dass
sie zum anderen durch die beantragte Berichtigung ungerechtfertigt bereichert wiirde, da ihre Kunden die Kosten der hoheren
Mehrwertsteuer getragen hétten.

Die Beschwerdefiihrerin des Ausgangsverfahrens erhob gegen diesen Bescheid des Finanzamts Beschwerde an das vorlegende Gericht,

das Bundesfinanzgericht (Osterreich). Dieses stellt sich im Hinblick auf die Rechtsprechung des Gerichtshofs die Frage, ob Art. 203 der
Mehrwertsteuerrichtlinie in dem bei ihm anhdngigen Verfahren anwendbar ist, obwohl keine Gefdhrdung des Steueraufkommens
vorliegt. Falls diese Frage bejaht wird, mochte das vorlegende Gericht wissen, ob angesichts dessen, dass der Beschwerdefiihrerin des
Ausgangsverfahrens eine Berichtigung der den Endverbrauchern ausgestellten Rechnungen faktisch unmoglich ist, zu beriicksichtigen
ist, dass keine Gefdhrdung des Steueraufkommens vorliegt, um der Beschwerdefiihrerin die Berichtigung ihrer
Mehrwertsteuererklarung wie beantragt zu ermdglichen. Das vorlegende Gericht ist sich auBlerdem nicht sicher, ob die
Mehrwertsteuerrichtlinie dahin auszulegen ist, dass der Umstand, dass die Endverbraucher die gesamte Mehrwertsteuer getragen haben
und die Beschwerdefiihrerin sich folglich bei Berichtigung dieser Steuer bereichern wiirde, einer solchen Berichtigung entgegensteht.

Das Bundesfinanzgericht hat deshalb beschlossen, das Verfahren auszusetzen und dem Gerichtshof folgende Fragen zur
Vorabentscheidung vorzulegen:

1. Wird die Mehrwertsteuer vom Aussteller einer Rechnung gemaf3 Art. 203 der Mehrwertsteuerrichtlinie geschuldet, wenn — wie in
einem Fall wie diesem — keine Gefahrdung des Steueraufkommens vorliegen kann, weil die Leistungsempfinger der
Dienstleistungen nicht zum Vorsteuerabzug berechtigte Endverbraucher sind?

2. Falls die erste Frage bejaht wird und damit der Aussteller einer Rechnung gemifl Art. 203 der Mehrwertsteuerrichtlinie die
Mehrwertsteuer schuldet:

a)  Kann die Berichtigung der Rechnungen gegeniiber den Leistungsempfangern unterbleiben, wenn einerseits eine Gefdhrdung
des Steueraufkommens ausgeschlossen und andererseits die Berichtigung der Rechnungen faktisch unméglich ist?

b)  Steht es der Berichtigung der Mehrwertsteuer entgegen, dass die Endverbraucher die Steuer im Rahmen des Entgeltes
getragen haben und sich damit der Steuerpflichtige durch Berichtigung der Mehrwertsteuer bereichert?

Zu den Vorlagefragen
Zur ersten Frage

Mit seiner ersten Frage mochte das vorlegende Gericht im Wesentlichen wissen, ob Art. 203 der Mehrwertsteuerrichtlinie dahin
auszulegen ist, dass ein Steuerpflichtiger, der eine Dienstleistung erbracht und in seiner Rechnung einen Mehrwertsteuerbetrag
ausgewiesen hat, der auf der Grundlage eines falschen Steuersatzes berechnet wurde, diese Mehrwertsteuer auch dann schuldet, wenn
keine Gefahrdung des Steueraufkommens vorliegt, weil die Empféanger der Dienstleistung ausschlieBlich Endverbraucher sind, die nicht
zum Vorsteuerabzug berechtigt sind.

Aus dem Vorabentscheidungsersuchen geht hervor, dass die Fragen des vorlegenden Gerichts auf der Pramisse beruhen, dass im
vorliegenden Fall keine Gefdhrdung des Steueraufkommens vorliegt, da die Kunden der Beschwerdefiihrerin des Ausgangsverfahrens
im betreffenden Steuerjahr ausschlieBlich Endverbraucher waren, die hinsichtlich der ihnen von der Beschwerdefiihrerin in Rechnung
gestellten Mehrwertsteuer nicht zum Vorsteuerabzug berechtigt sind. Die Priifung der ersten Frage durch den Gerichtshof erfolgt
ausschlieBlich im Lichte dieser Pramisse.

Zur Beantwortung dieser Frage ist darauf hinzuweisen, dass nach Art. 203 der Mehrwertsteuerrichtlinie die Mehrwertsteuer von jeder
Person geschuldet wird, die diese Steuer in einer Rechnung ausweist, und dass nach der Rechtsprechung des Gerichtshofs die in einer
Rechnung ausgewiesene Mehrwertsteuer vom Aussteller dieser Rechnung geschuldet wird, auch wenn jeder tatsachlich steuerpflichtige
Umsatz fehlt (Urteil vom 8. Mai 2019, EN.SA., C-712/17, EU:C:2019:374, Rn. 26).

Aus der Rechtsprechung des Gerichtshofs geht aulerdem hervor, dass Art. 203 der Mehrwertsteuerrichtlinie der Gefdhrdung des
Steuerautkommens entgegenwirken soll, die sich aus dem in dieser Richtlinie vorgesehenen Recht auf Vorsteuerabzug ergeben kann
(Urteile vom 8.Mai 2019, EN.SA., C-712/17, EU:C:2019:374, Rn. 32, und vom 18.Mirz 2021, P [Tankkarten], C-48/20,
EU:C:2021:215, Rn. 27).

Wie die Generalanwéltin in Nr. 26 ihrer Schlussantrdge ausgefiihrt hat, kommt Art. 203 der Mehrwertsteuerrichtlinie folglich zur
Anwendung, wenn die Mehrwertsteuer zu Unrecht in Rechnung gestellt wurde und eine Gefahrdung des Steueraufkommens vorliegt,
weil der Adressat der in Rede stehenden Rechnung sein Recht auf Vorsteuerabzug geltend machen kann.

Art. 203 der Mehrwertsteuerrichtlinie unterscheidet sich damit insofern von Art. 193 dieser Richtlinie, als Art. 193 in Verbindung mit
Art. 220 Abs. 1 der Richtlinie den Fall betrifft, dass der Steuerpflichtige eine Rechnung mit korrektem Mehrwertsteuerbetrag geméil
Art. 220 Abs. 1 ausgestellt hat, wonach ein Steuerpflichtiger, der an einen anderen Steuerpflichtigen einen Gegenstand steuerpflichtig
liefert oder eine Dienstleistung steuerpflichtig erbringt, diesem anderen Steuerpflichtigen eine Rechnung ausstellen muss. In diesem
Fall wird die Mehrwertsteuer nach Art. 193 der Richtlinie von dem Steuerpflichtigen geschuldet, der eine solche Lieferung oder
Dienstleistung an einen anderen Steuerpflichtigen bewirkt hat.

Daraus folgt entsprechend den Ausfilhrungen der Generalanwiltin in Nr.26 ihrer Schlussantrige, dass Art. 203 der
Mehrwertsteuerrichtlinie nur auf eine Steuerschuld anwendbar ist, die hoher ist als die Steuerschuld in den Féllen, in denen Art. 193
dieser Richtlinie anwendbar ist, und dass er daher nicht die Fille erfasst, in denen die in der Rechnung ausgewiesene Mehrwertsteuer
korrekt ist. Wurde ein Teil der Mehrwertsteuer zu Unrecht in Rechnung gestellt, kommt Art. 203 der Mehrwertsteuerrichtlinie nur
beziiglich des Teils der Mehrwertsteuer zur Anwendung, der den zutreffend in Rechnung gestellten Betrag iibersteigt. In diesem Fall
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liegt ndmlich eine Gefédhrdung des Steuerautkommens vor, da ein Steuerpflichtiger, dem eine solche Rechnung ausgestellt wird, sein
Recht auf Vorsteuerabzug ausiiben konnte, ohne dass die zustindige Steuerbehdrde in der Lage wiére, zu priifen, ob die
Voraussetzungen fiir die Ausiibung dieses Rechts erfiillt sind.

Im vorliegenden Fall hat das vorlegende Gericht, wie in Rn. 18 dieses Urteils ausgefiihrt, das Vorliegen einer Gefiahrdung des
Steuerautkommens mit der Begriindung ausgeschlossen, dass die Kunden der Beschwerdefiihrerin des Ausgangsverfahrens im
betreffenden Steuerjahr ausschlieflich Endverbraucher gewesen seien, die nicht zum Vorsteuerabzug berechtigt seien. Somit ist
festzustellen, dass Art. 203 der Mehrwertsteuerrichtlinie in einem solchen Fall nicht anwendbar ist.

Nach alledem ist auf die erste Frage zu antworten, dass Art. 203 der Mehrwertsteuerrichtlinie dahin auszulegen ist, dass ein
Steuerpflichtiger, der eine Dienstleistung erbracht und in seiner Rechnung einen Mehrwertsteuerbetrag ausgewiesen hat, der auf der
Grundlage eines falschen Steuersatzes berechnet wurde, nach dieser Bestimmung den zu Unrecht in Rechnung gestellten Teil der
Mehrwertsteuer nicht schuldet, wenn keine Gefahrdung des Steuerautkommens vorliegt, weil diese Dienstleistung ausschlieSlich an
Endverbraucher erbracht wurde, die nicht zum Vorsteuerabzug berechtigt sind.

Zu zweiten Frage

In Anbetracht der Antwort auf die erste Frage eriibrigt sich die Beantwortung der zweiten Frage.

Kosten

Fiir die Beteiligten des Ausgangsverfahrens ist das Verfahren Teil des bei dem vorlegenden Gericht anhéngigen Verfahrens; die
Kostenentscheidung ist daher Sache dieses Gerichts. Die Auslagen anderer Beteiligter fiir die Abgabe von Erkldrungen vor dem
Gerichtshof sind nicht erstattungsfahig.

Aus diesen Griinden hat der Gerichtshof (Siebte Kammer) fiir Recht erkannt:

Art. 203 der Richtlinie 2006/112/EG des Rates vom 28. November 2006 iiber das gemeinsame Mehrwertsteuersystem in der
durch die Richtlinie (EU) 2016/1065 des Rates vom 27. Juni 2016 geéinderten Fassung

ist dahin auszulegen, dass

ein Steuerpflichtiger, der eine Dienstleistung erbracht hat und in seiner Rechnung einen Mehrwertsteuerbetrag ausgewiesen
hat, der auf der Grundlage eines falschen Steuersatzes berechnet wurde, nach dieser Bestimmung den zu Unrecht in Rechnung
gestellten Teil der Mehrwertsteuer nicht schuldet, wenn keine Gefihrdung des Steueraufkommens vorliegt, weil diese
Dienstleistung ausschlieSlich an Endverbraucher erbracht wurde, die nicht zum Vorsteuerabzug berechtigt sind.

Biltgen Wahl Passer

Verkiindet in 6ffentlicher Sitzung in Luxemburg am 8. Dezember 2022.

Der Kanzler Fiir den Kammerpréasidenten

A. Calot Escobar F. Biltgen

*  Verfahrenssprache: Deutsch.






URTEIL DES GERICHTSHOFS (Achte Kammer)

8. Dezember 2022(*)

,,Vorlage zur Vorabentscheidung — Mehrwertsteuer — Richtlinie 2006/112/EG — Art. 42 Buchst. a — Art. 197 Abs. 1 Buchst. ¢ — Art. 226
Nr. 11a — Art. 141 — Steuerbefreiung — Dreiecksgeschift — Bestimmung des Endempfangers einer Lieferung als Schuldner der
Mehrwertsteuer — Rechnungen — Angabe ,Steuerschuldnerschaft des Leistungsempféangers‘ — Unverzichtbarkeit — Weglassen dieser
Angabe auf einer Rechnung — Riickwirkende Berichtigung der Rechnung*

In der Rechtssache C-247/21

betreffend ein Vorabentscheidungsersuchen nach Art. 267 AEUV, eingereicht vom Verwaltungsgerichtshof (Osterreich) mit
Entscheidung vom 8. April 2021, beim Gerichtshof eingegangen am 20. April 2021, in dem Verfahren

Luxury Trust Automobil GmbH
gegen

Finanzamt Osterreich

erldsst
DER GERICHTSHOF (Achte Kammer)

unter Mitwirkung der Présidentin der Dritten Kammer K. Jirimée (Berichterstatterin) in Wahrnehmung der Aufgaben des Présidenten
der Achten Kammer sowie der Richter N. Pigarra und N. Jaaskinen,

Generalanwiltin: J. Kokott,

Kanzler: A. Calot Escobar,

aufgrund des schriftlichen Verfahrens,

unter Beriicksichtigung der Erklarungen

- der Luxury Trust Automobil GmbH, vertreten durch M. Huber, Steuerberater und Wirtschaftspriifer, und S. Lacha, Steuerberater,
- der 6sterreichischen Regierung, vertreten durch M. Augustin, A. Posch und J. Schmoll als Bevollméchtigte,

- der Europiischen Kommission, vertreten durch R. Pethke und V. Uher als Bevollméchtigte,

nach Anhérung der Schlussantrige der Generalanwiltin in der Sitzung vom 14. Juli 2022

folgendes
Urteil

Das Vorabentscheidungsersuchen betrifft die Auslegung von Art. 42 Buchst.a der Richtlinie 2006/112/EG des Rates vom
28. November 2006 iiber das gemeinsame Mehrwertsteuersystem (ABIL. 2006, L 347, S. 1) in der durch die Richtlinie 2010/45/EU des
Rates vom 13.Juli 2010 (ABIL 2010, L 189, S. 1, berichtigt in ABI. 2010, L 299, S.46) gednderten Fassung (im Folgenden:
Mehrwertsteuerrichtlinie) in Verbindung mit Art. 197 Abs. 1 Buchst. ¢ dieser Richtlinie und von Art. 219a der Richtlinie.

Es ergeht im Rahmen eines Rechtsstreits zwischen der Luxury Trust Automobil GmbH und dem Finanzamt Osterreich (im Folgenden:
Finanzamt) iiber die von dieser Gesellschaft fiir das Steuerjahr 2014 geforderte Mehrwertsteuer.

Rechtlicher Rahmen

Unionsrecht

Mehrwertsteuerrichtlinie

In Art. 2 Abs. 1 Buchst. b Ziff. i der Mehrwertsteuerrichtlinie heif3t es:

,,Der Mehrwertsteuer unterliegen folgende Umsétze:

b) der innergemeinschaftliche Erwerb von Gegenstdnden im Gebiet eines Mitgliedstaats gegen Entgelt

i)  durch einen Steuerpflichtigen, der als solcher handelt, oder durch eine nichtsteuerpflichtige juristische Person, wenn der
Verkéufer ein Steuerpflichtiger ist, der als solcher handelt, fiir den die Mehrwertsteuerbefreiung fiir Kleinunternehmen
gemil den Artikeln 282 bis 292 nicht gilt und der nicht unter Artikel 33 oder 36 fallt®.
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Titel V der Richtlinie trigt die Uberschrift ,,Ort des steuerbaren Umsatzes“. In Kapitel 2 dieses Titels legen die Art. 40 bis 42 der
Richtlinie den Ort eines innergemeinschaftlichen Erwerbs von Gegenstanden fest.

Art. 40 der Richtlinie lautet: ,,Als Ort eines innergemeinschaftlichen Erwerbs von Gegenstdnden gilt der Ort, an dem sich die
Gegenstidnde zum Zeitpunkt der Beendigung der Versendung oder Beforderung an den Erwerber befinden.*

In Art. 41 der Mehrwertsteuerrichtlinie heifit es:

,Unbeschadet des Artikels 40 gilt der Ort eines innergemeinschaftlichen Erwerbs von Gegenstinden im Sinne des Artikels 2 Absatz 1
Buchstabe b Zifferi als im Gebiet des Mitgliedstaats gelegen, der dem Erwerber die von ihm fiir diesen Erwerb verwendete
Mehrwertsteuer-Identifikationsnummer erteilt hat, sofern der Erwerber nicht nachweist, dass dieser Erwerb im Einklang mit Artikel 40
besteuert worden ist.

Wird der Erwerb gemél Artikel 40 im Mitgliedstaat der Beendigung der Versendung oder Beforderung der Gegenstande besteuert,
nachdem er gemdl3 Absatz 1 besteuert wurde, wird die Steuerbemessungsgrundlage in dem Mitgliedstaat, der dem Erwerber die von
ihm fiir diesen Erwerb verwendete Mehrwertsteuer-Identifikationsnummer erteilt hat, entsprechend gemindert.*

Art. 42 der Richtlinie lautet:

,Artikel 41 Absatz 1 ist nicht anzuwenden und der innergemeinschaftliche Erwerb von Gegenstinden gilt als gemd3 Artikel 40
besteuert, wenn folgende Bedingungen erfiillt sind:

a) [DJer Erwerber weist nach, dass er diesen Erwerb fiir die Zwecke einer anschlieBenden Lieferung getitigt hat, die im Gebiet des
gemill Artikel 40 bestimmten Mitgliedstaats bewirkt wurde und fiir die der Empféanger der Lieferung gemil3 Artikel 197 als
Steuerschuldner bestimmt worden ist;

b)  der Erwerber ist der Pflicht zur Abgabe der zusammenfassenden Meldung gemaf Artikel 265 nachgekommen.*

Titel IX der Richtlinie trigt die Uberschrift ,,Steuerbefreiungen. Kapitel 4 dieses Titels behandelt Steuerbefreiungen bei
innergemeinschaftlichen Umsétzen. Abschnitt 2 dieses Kapitels betrifft Steuerbefreiungen beim innergemeinschaftlichen Erwerb von
Gegenstinden. In diesem Abschnitt bestimmt Art. 141 der Richtlinie:

Jeder Mitgliedstaat trifft besondere Maflnahmen, damit ein innergemeinschaftlicher Erwerb von Gegensténden, der nach Artikel 40 als
in seinem Gebiet bewirkt gilt, nicht mit der Mehrwertsteuer belastet wird, wenn folgende Voraussetzungen erfiillt sind:

a) [DJer Erwerb von Gegenstinden wird von einem Steuerpflichtigen bewirkt, der nicht in diesem Mitgliedstaat niedergelassen ist,
aber in einem anderen Mitgliedstaat fiir Mehrwertsteuerzwecke erfasst ist;

b) der Erwerb von Gegenstinden erfolgt fiir die Zwecke einer anschlieBenden Lieferung dieser Gegenstinde durch den unter
Buchstabe a genannten Steuerpflichtigen in diesem Mitgliedstaat;

c) die auf diese Weise von dem Steuerpflichtigen im Sinne von Buchstabe a erworbenen Gegenstéinde werden von einem anderen
Mitgliedstaat aus als dem, in dem der Steuerpflichtige fiir Mehrwertsteuerzwecke erfasst ist, unmittelbar an die Person versandt
oder befordert, an die er die anschlieBende Lieferung bewirkt;

d) Empféanger der anschlieBenden Lieferung ist ein anderer Steuerpflichtiger oder eine nichtsteuerpflichtige juristische Person, der
bzw. die in dem betreffenden Mitgliedstaat fiir Mehrwertsteuerzwecke erfasst ist;

e) der Empfanger der Lieferung im Sinne des Buchstaben d ist gemdB3 Artikel 197 als Schuldner der Steuer fiir die Lieferung
bestimmt worden, die von dem Steuerpflichtigen bewirkt wird, der nicht in dem Mitgliedstaat anséssig ist, in dem die Steuer
geschuldet wird.*

In Titel XI (,,Pflichten der Steuerpflichtigen und bestimmter nichtsteuerpflichtiger Personen®) der Mehrwertsteuerrichtlinie sieht
Art. 197 Abs. 1 vor:

,,Die Mehrwertsteuer schuldet der Empfanger einer Lieferung von Gegenstdnden, wenn folgende Voraussetzungen erfiillt sind:
a)  [DlJer steuerpflichtige Umsatz ist eine Lieferung von Gegensténden im Sinne von Artikel 141;

b)  der Empfanger dieser Lieferung von Gegenstdnden ist ein anderer Steuerpflichtiger oder eine nichtsteuerpflichtige juristische
Person, der bzw. die in dem Mitgliedstaat fiir Mehrwertsteuerzwecke erfasst ist, in dem die Lieferung bewirkt wird;

c¢) die von dem nicht im Mitgliedstaat des Empféngers der Lieferung anséssigen Steuerpflichtigen ausgestellte Rechnung entspricht
Kapitel 3 Abschnitte 3 bis 5.

Art. 219a der Richtlinie bestimmt:
,,Unbeschadet der Artikel 244 bis 248 gilt Folgendes:

1. Die Rechnungsstellung unterliegt den Vorschriften des Mitgliedstaats, in dem die Lieferung von Gegenstinden oder die
Dienstleistung nach Maf3gabe des Titels V als ausgefiihrt gilt.

2. Abweichend von Nummer 1 unterliegt die Rechnungsstellung den Vorschriften des Mitgliedstaats, in dem der Lieferer oder
Dienstleistungserbringer den Sitz seiner wirtschaftlichen Tétigkeit oder eine feste Niederlassung hat, von dem bzw. der aus die
Lieferung oder die Dienstleistung ausgefiihrt wird, oder — in Ermangelung eines solchen Sitzes oder einer solchen festen
Niederlassung — des Mitgliedstaats, in dem er seinen Wohnsitz oder seinen gewohnlichen Aufenthaltsort hat, wenn

a) der Lieferer oder Dienstleistungserbringer nicht in dem Mitgliedstaat anséssig ist, in dem die Lieferung oder die
Dienstleistung im Einklang mit Titel V als ausgefiihrt gilt, oder seine Niederlassung in dem betreffenden Mitgliedstaat im
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Sinne des Artikels 192a nicht an der Lieferung oder Dienstleistung beteiligt ist, und wenn die Mehrwertsteuer vom
Erwerber oder vom Dienstleistungsempfanger geschuldet wird.

Wenn jedoch der Erwerber oder Dienstleistungsempfanger die Rechnung ausstellt (Gutschriften), gilt Nummer 1[;]
b) die Lieferung oder die Dienstleistung im Einklang mit Titel V als nicht innerhalb der Gemeinschaft ausgefiihrt gilt.*

Der Inhalt der Rechnungen wird in Titel XI Kapitel 3 Abschnitt 4 der Richtlinie néher erldutert. Zu den Vorschriften dieses Abschnitts
gehort Art. 226 der Richtlinie, der vorsieht:

,Unbeschadet der in dieser Richtlinie festgelegten Sonderbestimmungen miissen gemif den Artikeln 220 und 221 ausgestellte
Rechnungen fiir Mehrwertsteuerzwecke nur die folgenden Angaben enthalten:

1la.bei Steuerschuldnerschaft des Erwerbers oder Dienstleistungsempfangers: die Angabe ,Steuerschuldnerschaft des
Leistungsempfangers*.

Richtlinie 2010/45
Der siebte Erwdgungsgrund der Richtlinie 2010/45 lautet:

,,Bestimmte Vorschriften iiber die obligatorischen Rechnungsangaben sollten so gedndert werden, dass sie eine bessere Steuerkontrolle
gewihrleisten, die eine einheitlichere Behandlung von grenziiberschreitenden Lieferungen und Dienstleistungen sowie von Lieferungen
und Dienstleistungen im Inland erméglichen und die elektronische Rechnungsstellung fordern.

Osterreichisches Recht

Art. 3 Abs. 8 (,,0rt des innergemeinschaftlichen Erwerbs) des Umsatzsteuergesetzes 1994 vom 23. August 1994 (BGBI. 663/1994) in
der fiir das Jahr 2014 anwendbaren Fassung (BGBI. 1, 112/2012) (im Folgenden: UStG 1994) lautet:

,.Der innergemeinschaftliche Erwerb wird in dem Gebiet des Mitgliedstaates bewirkt, in dem sich der Gegenstand am Ende der
Beforderung oder Versendung befindet. Verwendet der Erwerber gegeniiber dem Lieferer eine ihm von einem anderen Mitgliedstaat
erteilte Umsatzsteuer-Identifikationsnummer, so gilt der Erwerb solange in dem Gebiet dieses Mitgliedstaats als bewirkt, bis der
Erwerber nachweist, dass der Erwerb durch den im ersten Satz bezeichneten Mitgliedstaat besteuert worden ist. Im Falle des
Nachweises gilt § 16 sinngemaf.*

Art. 25 (,,Dreiecksgeschaft™) UStG 1994 sieht vor:
»Begriff

Art. 25. (1) Ein Dreiecksgeschift liegt vor, wenn drei Unternehmer in drei verschiedenen Mitgliedstaaten liber denselben Gegenstand
Umsatzgeschéfte abschliefen, dieser Gegenstand unmittelbar vom ersten Lieferer an den letzten Abnehmer gelangt und die in Abs. 3
genannten Voraussetzungen erfiillt werden. Das gilt auch, wenn der letzte Abnehmer eine juristische Person ist, die nicht Unternehmer
ist oder den Gegenstand nicht fiir ihr Unternechmen erwirbt.

Ort des innergemeinschaftlichen Erwerbs beim Dreiecksgeschdift

(2)  Der innergemeinschaftliche Erwerb im Sinne des Art. 3 Abs. 8 zweiter Satz gilt als besteuert, wenn der Unternehmer (Erwerber)
nachweist, dass ein Dreiecksgeschift vorliegt und dass er seiner Erklarungspflicht gemd Abs. 6 nachgekommen ist. Kommt der
Unternehmer seiner Erklérungspflicht nicht nach, fillt die Steuerfreiheit riickwirkend weg.

Steuerbefreiung beim innergemeinschaftlichen Erwerb von Gegenstinden
(3)  Der innergemeinschaftliche Erwerb ist unter folgenden Voraussetzungen von der Umsatzsteuer befreit:

a)  Der Unternehmer (Erwerber) hat keinen Wohnsitz oder Sitz im Inland, wird jedoch im Gemeinschaftsgebiet zur Umsatzsteuer
erfasst;

b)  der Erwerb erfolgt fiir Zwecke einer anschlieBenden Lieferung des Unternehmers (Erwerbers) im Inland an einen Unternehmer
oder eine juristische Person, der bzw. die fir Zwecke der Umsatzsteuer im Inland erfasst ist;

c) die erworbenen Gegenstinde stammen aus einem anderen Mitgliedstaat als jenem, in dem der Unternehmer (Erwerber) zur
Umsatzsteuer erfasst wird;

d) die Verfiigungsmacht iiber die erworbenen Gegenstinde wird unmittelbar vom ersten Unternehmer oder ersten Abnehmer dem
letzten Abnehmer (Empfénger) verschafft;

e) die Steuer wird gemafl Abs. 5 vom Empfénger geschuldet.
Rechnungsausstellung durch den Erwerber

(4)  Die Rechnungsausstellung richtet sich nach den Vorschriften des Mitgliedstaates, von dem aus der Erwerber sein Unternehmen
betreibt. Wird die Lieferung von der Betriebsstitte des Erwerbers ausgefiihrt, ist das Recht des Mitgliedstaates mafigebend, in dem sich
die Betriebsstitte befindet. Rechnet der Leistungsempféanger, auf den die Steuerschuld tibergeht, mittels Gutschrift ab, richtet sich die
Rechnungsausstellung nach den Vorschriften des Mitgliedstaates, in dem die Lieferung ausgefiihrt wird.
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Sind fiir die Rechnungsausstellung die Vorschriften dieses Bundesgesetzes mafBgebend, muss die Rechnung zusétzlich folgende
Angaben enthalten:

- einen ausdriicklichen Hinweis auf das Vorliegen eines innergemeinschaftlichen Dreiecksgeschiftes und die Steuerschuldnerschaft
des letzten Abnehmers,

- die Umsatzsteuer-Identifikationsnummer, unter der der Unternehmer (Erwerber) den innergemeinschaftlichen Erwerb und die
nachfolgende Lieferung der Gegenstdnde bewirkt hat, und

- die Umsatzsteuer-Identifikationsnummer des Empfangers der Lieferung.
Steuerschuldner

(5) Bei einem Dreiecksgeschift wird die Steuer vom Empfanger der steuerpflichtigen Lieferung geschuldet, wenn die vom Erwerber
ausgestellte Rechnung dem Abs. 4 entspricht.

Pflichten des Erwerbers

(6)  Zur Erfullung seiner Erklarungspflicht im Sinne des Abs. 2 hat der Unternehmer in der Zusammenfassenden Meldung folgende
Angaben zu machen:

- die Umsatzsteuer-Identifikationsnummer im Inland, unter der er den innergemeinschaftlichen Erwerb und die nachfolgende
Lieferung der Gegenstdnde bewirkt hat;

- die Umsatzsteuer-Identifikationsnummer des Empfangers der vom Unternehmer bewirkten nachfolgenden Lieferung, die diesem
im Bestimmungsmitgliedstaat der versandten oder beférderten Gegensténde erteilt worden ist;

- fiir jeden -einzelnen dieser Empfinger die Summe der Entgelte der auf diese Weise vom Unternehmer im
Bestimmungsmitgliedstaat der versandten oder beforderten Gegenstéinde bewirkten Lieferungen. Diese Betrdge sind fiir das
Kalendervierteljahr anzugeben, in dem die Steuerschuld entstanden ist.

Pflichten des Empfingers

(7)  Bei der Berechnung der Steuer gemél3 § 20 ist dem ermittelten Betrag der nach Abs. 5 geschuldete Betrag hinzuzurechnen.*

Ausgangsrechtsstreit und Vorlagefragen

Luxury Trust Automobil ist eine Gesellschaft mit beschrinkter Haftung mit Sitz in Osterreich, die Luxusfahrzeuge in mehreren
Léandern sowohl in der Européischen Union als auch in Drittlindern vermittelt und verkauft.

Im Jahr 2014 kaufte Luxury Trust Automobil von einem Lieferanten mit Sitz im Vereinigten Koénigreich Fahrzeuge und verduferte
diese weiter an die M s. r. 0. (im Folgenden: Gesellschaft M) mit Sitz in der Tschechischen Republik. Diese Fahrzeuge wurden direkt
vom Vereinigten Konigreich in die Tschechische Republik transportiert.

Die an diesen Lieferungen beteiligten Unternehmer traten mit der Umsatzsteuer-Identifikationsnummer ihres Sitzstaats auf. In drei von

Luxury Trust Automobil ausgestellten Rechnungen vom Mérz 2014 (im Folgenden: streitgegenstédndliche Rechnungen) wurden daher
die Osterreichische Umsatzsteuer-Identifikationsnummer dieser Gesellschaft, die tschechische Umsatzsteuer-Identifikationsnummer der
Gesellschaft M und die Umsatzsteuer-Identifikationsnummer des Lieferers mit Sitz im Vereinigten Konigreich angefiihrt. Diese
Rechnungen enthielten den Hinweis ,,Steuerfreies innergemeinschaftliches Dreiecksgeschaft™.

In der zusammenfassenden Meldung fir den Monat Mirz 2014 wies Luxury Trust Automobil die tschechische
Umsatzsteuer-Identifikationsnummer der Gesellschaft M aus und gab an, dass es sich um innergemeinschaftliche Dreiecksgeschifte
handele.

Im Rahmen einer finanzbehordlichen Priifung wurde jedoch festgestellt, dass die Regelung des Dreiecksgeschéfts nicht anwendbar sei,

da die streitgegenstindlichen Rechnungen entgegen Art. 25 Abs. 4 UStG 1994 keinen Hinweis auf den Ubergang der Steuerschuld
enthielten. Es liege daher ein ,,missgliicktes Dreiecksgeschéft* vor, das nachtréaglich nicht sanierbar sei. Aufgrund der Verwendung der
osterreichischen Umsatzsteuer-Identifikationsnummer sei gemiB Art. 3 Abs. 8 UStG 1994 ein innergemeinschaftlicher Erwerb in
Osterreich anzunehmen. Aufgrund dessen setzte das Finanzamt mit Bescheid vom 25. April 2016 die von Luxury Trust Automobil fiir
das Jahr 2014 geschuldete Umsatzsteuer fest.

Das vorlegende Gericht weist darauf hin, dass Luxury Trust Automobil die streitgegenstindlichen Rechnungen nach der
finanzbehordlichen Priifung mit Berichtigungsnoten vom 23. Mai 2016 berichtigt habe, indem sie diese Rechnungen um einen Hinweis
auf den Ubergang der Steuerschuld auf die Gesellschaft M erginzt habe. Der Nachweis der tatsichlichen Zustellung der
Berichtigungsnoten an diese Gesellschaft sei jedoch nicht vorhanden. Auflerdem werde diese von der tschechischen Steuerverwaltung
als ,,Missing Trader* eingestuft. Obwohl die Gesellschaft M im Zeitraum der Ausfithrung der streitgegenstdndlichen Lieferungen in der
Tschechischen Republik zur Umsatzsteuer erfasst gewesen sei, sei sie fiir die tschechische Steuerverwaltung nédmlich nicht erreichbar
gewesen und habe in der Tschechischen Republik keine Umsatzsteuer aus diesen Lieferungen erklért und abgefiihrt.

Dieser Bescheid der Steuerverwaltung vom 25. April 2016 wurde beim Finanzamt Baden Modling (Osterreich) erfolglos angefochten.
Luxury Trust Automobil erhob daraufhin Beschwerde an das Bundesfinanzgericht (Osterreich).

Nach Ansicht dieses Gerichts sind die Bestimmungen zum Dreiecksgeschift bei einer Sachverhaltskonstellation im Sinne des Art. 25
Abs. 1 UStG nicht zwingend anzuwenden. Der Zwischenerwerber eines Dreiecksgeschifts, wie im vorliegenden Fall Luxury Trust
Automobil, habe ein Wahlrecht, ob er hinsichtlich einer bestimmten Lieferung diese Bestimmungen anwenden mochte oder nicht.
Dieses Recht miisse im Zeitpunkt der Abwicklung des fraglichen Geschéfts ausgeiibt werden.
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Wolle der Zwischenerwerber in diesem Zusammenhang die Steuerfreiheit eines innergemeinschaftlichen Erwerbs im
Bestimmungsmitgliedstaat und den Ubergang der Steuerschuld fiir diesen Erwerb auf den Endempfinger erreichen, miisse er eine
Rechnung ausstellen, die die Angaben nach Art. 25 Abs. 4 UStG 1994 enthalte. In den streitgegenstindlichen Rechnungen fehle jedoch
der in dieser Bestimmung vorgesehene Hinweis auf die Steuerschuldnerschaft des letzten Abnehmers.

Art. 25 UStG 1994 sei daher nicht anwendbar, so dass das in Rede stehende Geschdft nach den allgemeinen Vorschriften dieses
Gesetzes behandelt werden miisse. Danach habe Luxury Trust Automobil einen innergemeinschaftlichen Erwerb in Osterreich getitigt,
da sie ihre sterreichische Umsatzsteuer-Identifikationsnummer verwendet habe. Der Erwerb miisse daher so lange als in Osterreich
bewirkt gelten, bis diese Gesellschaft nachweise, dass der Erwerb in der Tschechischen Republik besteuert worden sei. Da diese
Bedingung nicht erfiillt sei, stehe der Gesellschaft aus diesem Erwerb kein Vorsteuerabzug zu.

Luxury Trust Automobil legte gegen das Erkenntnis des Bundesfinanzgerichts beim Verwaltungsgerichtshof (Osterreich), dem
vorlegenden Gericht in der vorliegenden Rechtssache, Revision ein.

Gegenstand des Ausgangsrechtsstreits ist die nach Art. 3 Abs. 8 Satz2 UStG 1994 anfallende Besteuerung, also die zusitzliche
Besteuerung  eines  innergemeinschaftlichen  Erwerbs, der aufgrund der  Verwendung einer  Osterreichischen
Umsatzsteuer-Identifikationsnummer als ein solcher gilt.

In diesem Zusammenhang stellt der Verwaltungsgerichtshof drei Schwierigkeiten fest.

Erstens gelte ein innergemeinschaftlicher Erwerb gemiafl Art. 41 Abs. 1 der Mehrwertsteuerrichtlinie als im Gebiet desjenigen
Mitgliedstaats bewirkt, der die fiir diesen Erwerb verwendete Mehrwertsteuer-Identifikationsnummer erteilt habe. Nach Art. 42 der
Richtlinie sei dies jedoch dann nicht der Fall, wenn der Empfénger einer anschlieBenden Lieferung gema3 Art. 197 der Richtlinie als
Schuldner der Mehrwertsteuer bestimmt worden sei.

Art. 197 Abs. 1 Buchst. ¢ sehe insoweit vor, dass die Rechnung fiir ein solches Geschift Titel XI Kapitel 3 Abschnitte 3 bis 5 der
Richtlinie zu entsprechen habe.

Daher liege eine ,,Bestimmung® des Empféngers einer Lieferung als Schuldner der Mehrwertsteuer im Sinne von Art. 42 der Richtlinie
dann vor, wenn die Rechnung eine Angabe enthalte, wie sie in Art. 226 Nr. 11a der Richtlinie angefiihrt sei, d. h. die Angabe
.Steuerschuldnerschaft des Leistungsempfangers®.

Der siebte Erwédgungsgrund der Richtlinie 2010/45 spreche zwar fiir eine strikte Einhaltung der Vorschriften iiber die
Rechnungsstellung, Zweck der Angabe ,,Steuerschuldnerschaft des Leistungsempfangers® auf den Rechnungen fiir Dreiecksgeschifte
sei es aber, sicherzustellen, dass der letzte Abnehmer in einem solchen Geschéft eindeutig und leicht erkennen konne, dass die
Steuerschuld auf ihn ibertragen werde. Dieser Zweck konne auch durch die Angabe ,steuerfreies innergemeinschaftliches
Dreiecksgeschift™ auf den streitgegensténdlichen Rechnungen erfiillt werden, vor allem, wenn beriicksichtigt werde, dass diese keinen
Mehrwertsteuerbetrag auswiesen, sondern der auf diesen Rechnungen angegebene Betrag ausdriicklich als ,,Rechnungsbetrag Netto*
bezeichnet sei.

Vor diesem Hintergrund sei es nicht ausgeschlossen, dass die urspriingliche Angabe auf den streitgegensténdlichen Rechnungen den
unionsrechtlichen Voraussetzungen fiir die Bestimmung des Empfangers einer Lieferung zum Schuldner der Mehrwertsteuer geniigen
konnte.

Wenn dies nicht der Fall sein sollte, weist das vorlegende Gericht zweitens darauf hin, dass der Gerichtshof in Rn. 49 seines Urteils
vom 19. April 2018, Firma Hans Biihler (C-580/16, EU:C:2018:261), ausgefiihrt habe, Art. 42 Buchst. a der Mehrwertsteuerrichtlinie
regele die materielle Voraussetzung dafiir, dass ein Erwerb wie der in der diesem Urteil zugrunde liegenden Rechtssache in Rede
stehende als geméB Art. 40 der Richtlinie besteuert gelte. Art. 42 Buchst. b dieser Richtlinie lege hingegen die Modalititen fiir den
Nachweis der Besteuerung im Bestimmungsmitgliedstaat fest, die als formelle Voraussetzungen anzusehen seien.

Eine der materiellen Voraussetzungen nach Art. 42 Buchst. a der Richtlinie bestehe darin, dass der Empfénger einer Lieferung gemaf
Art. 197 der Mehrwertsteuerrichtlinie auf der Rechnung fiir diese Lieferung als Schuldner der Mehrwertsteuer bestimmt worden sei.

Im Zusammenhang mit einem Vorsteuerabzug seien Rechnungen demnach als formelle Voraussetzungen anzusehen, die im
Allgemeinen berichtigt werden konnten, wobei die Berichtigung auf das Jahr, in dem die Rechnung urspriinglich ausgestellt worden sei,
zuriickwirke. Dariiber hinaus konne eine Rechnung, auch wenn Mehrwertsteuer fdlschlich in Rechnung gestellt worden sei, berichtigt
werden, wenn ihr Aussteller seinen guten Glauben nachweise oder die Gefdhrdung des Steueraufkommens rechtzeitig und vollsténdig
beseitigt habe.

Das vorlegende Gericht fragt sich jedoch, ob eine derartige Berichtigungsmoglichkeit auch im Hinblick auf eine materielle
Voraussetzung bestehe, zumal die Anwendung der Regelung iiber Dreiecksgeschéfte nicht verpflichtend sei, da sich die
Steuerpflichtigen dazu entscheiden konnten, von der durch diese Regelung eingefiihrten Vereinfachungsmafinahme keinen Gebrauch zu
machen.

In diesem Zusammenhang sei auch zu klédren, ob es ausreiche, dass der Aussteller einer Rechnung diese berichtige und an den
Empfanger der fraglichen Lieferung versende oder ob es dariiber hinaus erforderlich sei, dass die Berichtigung diesem zugehe.
Auflerdem sei zu kldren, ob eine solche Berichtigung entsprechend dem Urteil vom 15. September 2016, Senatex (C-518/14,
EU:C:2016:691), zuriickwirken konne.

Drittens weist das vorlegende Gericht darauf hin, dass Luxury Trust Automobil geltend mache, das tschechische Recht sei anwendbar.
Danach sei es im Gegensatz zum Osterreichischen Recht nicht erforderlich, dass die Rechnungen einen Hinweis auf den Ubergang der
Steuerschuld enthielten. Zur Bestimmung des anwendbaren Rechts sei jedoch Art. 219a der Mehrwertsteuerrichtlinie auszulegen.

Unter diesen Umstdnden hat der Verwaltungsgerichtshof beschlossen, das Verfahren auszusetzen und dem Gerichtshof folgende
Fragen zur Vorabentscheidung vorzulegen:
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1. Ist Art. 42 Buchst. a der Mehrwertsteuerrichtlinie in Verbindung mit Art. 197 Abs. 1 Buchst. ¢ dieser Richtlinie dahin auszulegen,
dass eine Bestimmung des Empféangers der Lieferung als Steuerschuldner auch dann vorliegt, wenn in der Rechnung, in der kein
Mehrwertsteuerbetrag ausgewiesen wird, angegeben wird: ,,Steuerfreies innergemeinschaftliches Dreiecksgeschaft™?

2. Fiir den Fall der Verneinung der ersten Frage:

a) Kann eine derartige Rechnungsangabe nachtriglich wirksam berichtigt werden (durch Angabe: ,Innergemeinschaftliches
Dreiecksgeschift gem. Art. 25 UStG [1994]. Die Steuerschuld geht auf den Leistungsempfénger iiber*)?

b)  Istes fiir eine wirksame Berichtigung erforderlich, dass die berichtigte Rechnung dem Rechnungsempfanger zugeht?
c)  Tritt die Wirkung der Berichtigung riickwirkend auf den Zeitpunkt der urspriinglichen Rechnungsstellung ein?

3. Ist Art.219a der Mehrwertsteuerrichtlinie dahin auszulegen, dass die Vorschriften iiber die Rechnungsstellung jenes
Mitgliedstaats anzuwenden sind, dessen Vorschriften anzuwenden wéren, wenn (noch) keine Bestimmung eines ,,Erwerbers® zum
Steuerschuldner in der Rechnung erfolgt ist; oder sind die Vorschriften jenes Mitgliedstaats anzuwenden, dessen Vorschriften bei
angenommener Wirksamkeit der Bestimmung des ,,Erwerbers® zum Steuerschuldner anzuwenden wéren?

Zu den Vorlagefragen
Zur ersten Frage

Mit seiner ersten Frage mochte das vorlegende Gericht im Wesentlichen wissen, ob Art. 42 Buchst. a der Mehrwertsteuerrichtlinie in
Verbindung mit Art. 197 Abs. 1 Buchst. ¢ dieser Richtlinie dahin auszulegen ist, dass der Enderwerber im Rahmen eines
Dreiecksgeschifts wirksam als Schuldner der Mehrwertsteuer bestimmt wird, wenn die vom Zwischenerwerber ausgestellte Rechnung
nicht die Angabe ,,Steuerschuldnerschaft des Leistungsempfangers* enthélt.

Zunéchst ist darauf hinzuweisen, dass es sich bei einem Dreiecksgeschift um ein Geschift handelt, mit dem ein Gegenstand von einem
in einem ersten Mitgliedstaat fiir Mehrwertsteuerzwecke erfassten Lieferer an einen in einem zweiten Mitgliedstaat fiir
Mehrwertsteuerzwecke erfassten Zwischenerwerber geliefert wird, der diesen Gegenstand seinerseits an einen in einem dritten
Mitgliedstaat fiir Mehrwertsteuerzwecke erfassten Enderwerber liefert, wobei der Gegenstand unmittelbar vom ersten Mitgliedstaat in
den dritten Mitgliedstaat befordert wird.

Dieses Dreiecksgeschift kann unter eine Regelung fallen, die von der in Art.2 Abs. 1 Buchst. b der Mehrwertsteuerrichtlinie
vorgesehenen Regel abweicht, wonach der innergemeinschaftliche Erwerb von Gegenstdnden im Gebiet eines Mitgliedstaats gegen
Entgelt der Mehrwertsteuer unterliegt (vgl. in diesem Sinne Urteil vom 19. April 2018, Firma Hans Biihler, C-580/16, EU:C:2018:261,
Rn. 27).

Diese abweichende Regelung besteht darin, dass zum einen der innergemeinschaftliche Erwerb durch den Zwischenerwerber, der im
zweiten Mitgliedstaat fiir Mehrwertsteuerzwecke erfasst ist, von der Steuer befreit wird, und zum anderen die Besteuerung dieses
Erwerbs auf den im dritten Mitgliedstaat ansdssigen und fiir Mehrwertsteuerzwecke erfassten Enderwerber verlagert wird, wobei der
Zwischenerwerber im letztgenannten Mitgliedstaat von der Pflicht zur Mehrwertsteuer-Identifikation befreit ist. Diese Regelung ergibt
sich aus dem Zusammenspiel der in Art. 40 der Richtlinie vorgesehenen Regel und der Ausnahme gemél Art. 42 der Richtlinie.

Art. 40 der Mehrwertsteuerrichtlinie stellt ndmlich die Regel auf, dass Ort der Besteuerung eines innergemeinschaftlichen Erwerbs der
Ort ist, an dem sich die Gegenstdnde zum Zeitpunkt der Beendigung der Versendung oder Beforderung an den Erwerber befinden. Um
die korrekte Anwendung dieser Regel zu gewiéhrleisten, gilt nach Art. 41 der Richtlinie, wenn der Erwerber nicht nachweist, dass der
Erwerb gemil Art. 40 der Richtlinie der Mehrwertsteuer unterlag, als Ort des innergemeinschaftlichen Erwerbs das Gebiet des
Mitgliedstaats, der die Mehrwertsteuer-Identifikationsnummer erteilt hat, unter der der Erwerber den Erwerb getétigt hat.

Art. 42 der Richtlinie macht von der Anwendung dieser Regel im Rahmen der in Art. 141 der Mehrwertsteuerrichtlinie definierten
Dreiecksgeschifte eine Ausnahme, wenn der Erwerber zum einen nachweist, dass er den fraglichen innergemeinschaftlichen Erwerb fiir
die Zwecke einer anschlieenden Lieferung getitigt hat, die im Gebiet des gemifl Art. 40 der Richtlinie bestimmten Mitgliedstaats
bewirkt wurde und fiir die der Empfanger gemifl Art. 197 der Richtlinie als Steuerschuldner bestimmt worden ist, und wenn der
Erwerber zum anderen der Pflicht zur Abgabe der zusammenfassenden Meldung geméf3 Art. 265 der Richtlinie nachgekommen ist.

Nach Art. 197 Abs. 1 Buchst. ¢ der Mehrwertsteuerrichtlinie muss die vom Zwischenerwerber ausgestellte Rechnung Titel XI
Kapitel 3 Abschnitte 3 bis 5 der Richtlinie entsprechen. Geméifl Art. 226 Nr. 11a der Richtlinie als einer der hierunter fallenden
Vorschriften muss die Rechnung bei Steuerschuldnerschaft des Erwerbers oder Dienstleistungsempfangers die Angabe
»Steuerschuldnerschaft des Leistungsempfangers® enthalten.

In diesem Rahmen sind zur Beantwortung der ersten Frage nicht nur der Wortlaut von Art. 42 Buchst. a der Mehrwertsteuerrichtlinie,
sondern auch sein Zusammenhang und die Ziele zu beriicksichtigen, die mit der Regelung, zu der diese Bestimmung gehort, verfolgt
werden (vgl. in diesem Sinne Urteil vom 19. April 2018, Firma Hans Biihler, C-580/16, EU:C:2018:261, Rn. 33).

Erstens ergibt sich aus dem Wortlaut von Art. 42 der Mehrwertsteuerrichtlinie zum einen, dass es sich um eine Abweichung von
Art. 41 Abs. 1 der Richtlinie handelt, und zum anderen, dass die Anwendung dieser Ausnahme davon abhingt, dass die beiden
kumulativen Voraussetzungen dieses Art. 42 Buchst. a und b erfiillt sind (vgl. in diesem Sinne Urteil vom 19. April 2018, Firma Hans
Biihler, C-580/16, EU:C:2018:261, Rn. 45).

Wihrend Art. 42 Buchst. a der Mehrwertsteuerrichtlinie die materielle Voraussetzung dafiir regelt, dass ein im Rahmen eines
Dreiecksgeschifts getdtigter Erwerb als hinsichtlich der Mehrwertsteuer gemal Art. 40 dieser Richtlinie besteuert gilt, legt Art. 42
Buchst. b der Richtlinie die formellen Voraussetzungen fiir die Erbringung des Nachweises der Besteuerung im
Bestimmungsmitgliedstaat der innergemeinschaftlichen Beforderung oder Versendung fest (vgl. in diesem Sinne Urteil vom 19. April
2018, Firma Hans Biihler, C-580/16, EU:C:2018:261, Rn. 49).
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Zweitens ergibt sich in Bezug auf den Zusammenhang, in den sich Art.42 der Mehrwertsteuerrichtlinie einfligt, aus der
Rechtsprechung des Gerichtshofs, dass dieser Artikel die Voraussetzungen fiir die Anwendung der nach Art. 141 der Richtlinie
vorgesehenen Vereinfachungsmafinahme prézisiert und ergénzt (vgl. in diesem Sinne Urteil vom 19. April 2018, Firma Hans Biihler,
C-580/16, EU:C:2018:261, Rn. 37). Sowohl Art. 42 Buchst. a der Mehrwertsteuerrichtlinie als auch Art. 141 Buchst. e der Richtlinie
verweisen auf Art. 197 der Richtlinie, wonach Titel XI Kapitel 3 der Richtlinie, wozu Art. 226 der Richtlinie gehdrt, zu beachten ist.

Speziell im Rahmen der fiir Dreiecksgeschifte geltenden Ausnahmeregelung kann der Zwischenerwerber eines Dreiecksgeschifts
folglich die Angabe ,,Steuerschuldnerschaft des Leistungsempfangers® nicht durch einen anderen Hinweis ersetzen, wéahrend Art. 226
Nr. 11a der Mehrwertsteuerrichtlinie diese Angabe ausdriicklich vorschreibt.

Drittens wird diese Auslegung durch die Ziele gestiitzt, die mit der in den Art. 42 und 141 der Mehrwertsteuerrichtlinie vorgesehenen
Ausnahmeregelung verfolgt werden.

Mit Art. 141 der Richtlinie soll ndmlich zwar vermieden werden, dass sich der Zwischenerwerber im Bestimmungsmitgliedstaat der
Gegenstdnde mehrwertsteuerlich registrieren lassen und eine Steuererklarung abgeben muss (Urteil vom 19. April 2018, Firma Hans
Biihler, C-580/16, EU:C:2018:261, Rn.41), doch sollen die Art.41 und 42 der Richtlinie sicherstellen, dass der fragliche
innergemeinschaftliche Erwerb der Mehrwertsteuer beim Enderwerber unterliegt, und gleichzeitig verhindern, dass dieser Umsatz
doppelt besteuert wird (Urteil vom 19. April 2018, Firma Hans Biihler, C-580/16, EU:C:2018:261, Rn. 50 und die dort angefiihrte
Rechtsprechung).

Wie die Generalanwiltin in Nr. 46 ihrer Schlussantrige ausgefiihrt hat, besteht der Sinn und Zweck der nach Art. 226 der
Mehrwertsteuerrichtlinie notwendigen Rechnungsangaben darin, den Rechnungsadressaten iiber die rechtliche Bewertung des Umsatzes
des Rechnungsausstellers zu informieren. Dieser Zweck greift umso mehr, wenn der Rechnungsaussteller der Ansicht ist, dass
ausnahmsweise nicht er, sondern der Empféanger der Lieferung die Mehrwertsteuer schuldet.

Da die in den Art. 42 und 141 der Mehrwertsteuerrichtlinie vorgesehene Ausnahmeregelung fakultativ ist, ermoglicht es die nach
Art. 226 Nr. 11a der Richtlinie erforderliche Formalitit, sicherzustellen, dass der Endempfénger einer Lieferung Kenntnis von seinen
steuerlichen Pflichten hat. Denn fiir die Regelung des Ubergangs der Steuerschuld auf den Leistungsempfinger ist es gerade
kennzeichnend, dass zwischen dem Lieferer und dem steuerpflichtigen Empfénger einer Lieferung keine Mehrwertsteuerzahlung
erfolgt, weil Letzterer diese Steuer fiir diese Lieferung zu entrichten hat (vgl. in diesem Sinne Urteil vom 2. Juli 2020, Terracult,
C-835/18, EU:C:2020:520, Rn. 22). Daher kann insoweit keine Unsicherheit bestehen.

Nach alledem ist auf die erste Frage zu antworten, dass Art. 42 Buchst. a der Mehrwertsteuerrichtlinie in Verbindung mit Art. 197
Abs. 1 Buchst. ¢ dieser Richtlinie dahin auszulegen ist, dass der Enderwerber im Rahmen eines Dreiecksgeschéfts nicht wirksam als
Schuldner der Mehrwertsteuer bestimmt worden ist, wenn die vom Zwischenerwerber ausgestellte Rechnung nicht die Angabe
.Steuerschuldnerschaft des Leistungsempfangers* gemaf3 Art. 226 Nr. 11a der Richtlinie enthélt.

Zur zweiten Frage

Mit seiner zweiten Frage mochte das vorlegende Gericht im Wesentlichen wissen, ob Art. 226 Nr. 11a der Mehrwertsteuerrichtlinie
dahin auszulegen ist, dass das Weglassen der nach dieser Bestimmung erforderlichen Angabe ,,Steuerschuldnerschaft des
Leistungsempfangers® auf einer Rechnung spiter durch Ergénzung eines Hinweises darauf berichtigt werden kann, dass diese
Rechnung ein innergemeinschaftliches Dreiecksgeschift betrifft und dass die Steuerschuld auf den Empfanger der Lieferung iibergeht.

Falls die zweite Frage bejaht wird, mochte das vorlegende Gericht zum einen wissen, ob die Wirksamkeit einer solchen Berichtigung
davon abhingt, dass sie ihrem Empfénger zugeht, und zum anderen, ob die auf diese Weise berichtigte Rechnung auf den Zeitpunkt der
urspriinglichen Rechnungsstellung zurtickwirkt.

Hierzu ist darauf hinzuweisen, dass der Gerichtshof zwar anerkannt hat, dass das Grundprinzip der Neutralitit der Mehrwertsteuer
verlangt, dass der Vorsteuerabzug oder die Erstattung der Vorsteuer gewahrt wird, auch wenn der Steuerpflichtige bestimmten
formellen Anforderungen nicht geniigt hat, doch gilt dies nur unter der Voraussetzung, dass die materiellen Anforderungen im Ubrigen
erflillt wurden (vgl. in diesem Sinne Urteile vom 27. September 2007, Collée, C-146/05, EU:C:2007:549, Rn. 31, vom 19. April 2018,
Firma Hans Biihler, C-580/16, EU:C:2018:261, Rn. 50 und 51, sowie vom 21. Oktober 2021, Wilo Salmson France, C-80/20,
EU:C:2021:870, Rn. 76).

Es geht ndmlich darum, die fraglichen Umsétze unter Beriicksichtigung ihrer objektiven Merkmale zu besteuern (vgl. in diesem Sinne
Urteil vom 27. September 2007, Collée, C 146/05, EU:C:2007:549, Rn. 30 und die dort angefiihrte Rechtsprechung).

Folglich kann von einer Berichtigung der Rechnung nicht die Rede sein, wenn eine Voraussetzung fiir die Anwendung der fiir
Dreiecksgeschéfte geltenden Ausnahmeregelung wie die nach Art. 226 Nr. 11a der Mehrwertsteuerrichtlinie erforderliche Angabe fehlt.
Wie die Generalanwiéltin in den Nrn. 57 und 61 ihrer Schlussantrage ausgefiihrt hat, ist das nachtragliche Erfiillen einer fiir die
Steuerschuldverlagerung auf den Empfénger einer Lieferung notwendigen Tatbestandsvoraussetzung keine Korrektur. Es handelt sich
um die erstmalige Ausstellung der erforderlichen Rechnung, die keine Riickwirkung entfalten kann.

Demnach ist auf die zweite Frage zu antworten, dass Art. 226 Nr. 11a der Mehrwertsteuerrichtlinie dahin auszulegen ist, dass das
Weglassen der nach dieser Bestimmung erforderlichen Angabe ,,Steuerschuldnerschaft des Leistungsempfiangers® auf einer Rechnung
nicht spater durch Ergénzung eines Hinweises darauf berichtigt werden kann, dass diese Rechnung ein innergemeinschaftliches
Dreiecksgeschift betrifft und dass die Steuerschuld auf den Empféanger der Lieferung iibergeht.

Zur dritten Frage

Mit seiner dritten Frage mochte das vorlegende Gericht im Wesentlichen wissen, ob Art. 219a der Mehrwertsteuerrichtlinie dahin
auszulegen ist, dass die Vorschriften iiber die Rechnungsstellung des Mitgliedstaats des Zwischenerwerbers oder jene des
Mitgliedstaats des Enderwerbers anzuwenden sind.

Dem vorlegenden Gericht stellt sich diese Frage, weil Luxury Trust Automobil im Rahmen des Ausgangsverfahrens geltend macht,
dass tschechisches Recht anzuwenden sei. Danach sei es nicht erforderlich, dass die Rechnungen einen Hinweis auf den Ubergang der
Steuerschuld enthielten.
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Aus den Antworten auf die ersten beiden Fragen ergibt sich jedoch, dass die Antwort auf die dritte Frage keine Auswirkung auf den
Ausgang des Ausgangsrechtsstreits haben kann.

Da auf den streitgegenstindlichen Rechnungen die Angabe ,Steuerschuldnerschaft des Leistungsempfingers® fehlt, ist die
Bestimmung des Enderwerbers zum Schuldner der Mehrwertsteuer ndmlich nicht wirksam erfolgt. Der Zwischenerwerber ist daher
gemidll Art. 41 Abs. 1 der Mehrwertsteuerrichtlinie in dem Mitgliedstaat als Schuldner dieser Steuer anzusehen, der ihm die
Identifikationsnummer erteilt hat, die er fiir den fraglichen innergemeinschaftlichen Erwerb verwendet hat.

Die in Art. 42, Art. 141 Buchst. e und Art. 226 Nr. 11a der Mehrwertsteuerrichtlinie genannten Anforderungen kénnen jedenfalls nicht
von einem Mitgliedstaat zum anderen variieren. Das vorlegende Gericht hat das auf den Ausgangsrechtsstreit anwendbare Recht, sei es
das Recht des Mitgliedstaats des Zwischenerwerbers oder das Recht des Mitgliedstaats des Enderwerbers, in Ubereinstimmung mit dem
Unionsrecht auszulegen (vgl. entsprechend Urteil vom 18. November 2020, DelayFix, C-519/19, EU:C:2020:933, Rn. 51).

Demnach braucht die dritte Frage nicht beantwortet zu werden.

Kosten

Fiir die Beteiligten des Ausgangsverfahrens ist das Verfahren Teil des bei dem vorlegenden Gericht anhdngigen Verfahrens; die
Kostenentscheidung ist daher Sache dieses Gerichts. Die Auslagen anderer Beteiligter fiir die Abgabe von Erkldrungen vor dem
Gerichtshof sind nicht erstattungsfahig.

Aus diesen Griinden hat der Gerichtshof (Achte Kammer) fiir Recht erkannt:

1. Art.42 Buchst.a der Richtlinie 2006/112/EG des Rates vom 28. November 2006 iiber das gemeinsame
Mehrwertsteuersystem in der durch die Richtlinie 2010/45/EU des Rates vom 13.Juli 2010 geiinderten Fassung in
Verbindung mit Art. 197 Abs. 1 Buchst. ¢ der Richtlinie 2006/112 in geiinderter Fassung

ist dahin auszulegen, dass

der Enderwerber im Rahmen eines Dreiecksgeschéfts nicht wirksam als Schuldner der Mehrwertsteuer bestimmt worden
ist, wenn die vom Zwischenerwerber ausgestellte Rechnung nicht die Angabe ,Steuerschuldnerschaft des
Leistungsempfingers* gemif} Art. 226 Nr. 11a der Richtlinie 2006/112 in gefinderter Fassung enthiilt.

2. Art. 226 Nr. 11a der Richtlinie 2006/112 in der durch die Richtlinie 2010/45 geéinderten Fassung
ist dahin auszulegen, dass
das Weglassen der nach dieser Bestimmung erforderlichen Angabe ,,Steuerschuldnerschaft des Leistungsempfingers“ auf

einer Rechnung nicht spiiter durch Erginzung eines Hinweises darauf berichtigt werden kann, dass diese Rechnung ein
innergemeinschaftliches Dreiecksgeschiift betrifft und dass die Steuerschuld auf den Empfinger der Lieferung iibergeht.

Jiriméde Pigarra Jadskinen

Verkiindet in 6ffentlicher Sitzung in Luxemburg am 8. Dezember 2022.

Der Kanzler Fiir den Kammerpréasidenten

A. Calot Escobar K. Jiriméae

*  Verfahrenssprache: Deutsch.






BFH Bundesfinanzhof

Urteil vom 29. September 2022, IV R 20/19

Zur Riickstellungsbildung fiir Verpflichtungen aus einem Kundenkartenprogramm
ECLI:DE:BFH:2022:U.290922.1IVR20.19.0
BFH IV. Senat

FGO & 67, EStG & 5 Abs 2a, EStG § 4 Abs 1, HGB § 247 Abs 1, HGB § 249 Abs 1 S 1, FGO & 155 S 1, ZPO & 264 Nr 2, EStG
§5Abs1S1,EStGVZ 2010

vorgehend FG Nurnberg, 25. April 2019, Az: 4 K 1050/17
Leitsatze

1. Bei einer Klage gegen einen Gewinnfeststellungsbescheid ist eine betragsmafRige Erweiterung des Klagebegehrens in
Bezug auf eine angegriffene Feststellung nicht als Klageanderung i.S. des & 67 FGO, sondern als grundsatzlich zulassige
Klageerweiterung anzusehen, es sei denn, der Klager hat eindeutig zu erkennen gegeben, dass er von einem
weitergehenden Klagebegehren absieht.

2. Verpflichtet sich ein Handelsunternehmen gegeniiber den an seinem Kundenkartenprogramm teilnehmenden Kunden,
diesen im Rahmen eines Warenkaufs in Abhangigkeit von der Hohe des Warenkaufpreises Bonuspunkte bzw. Gutscheine
zu gewahren, die der Karteninhaber innerhalb des Giltigkeitszeitraums bei einem weiteren Warenkauf als
Zahlungsmittel einsetzen kann, ist fir die am Bilanzstichtag noch nicht eingeldsten Bonuspunkte bzw. Gutscheine eine
Ruckstellung flr ungewisse Verbindlichkeiten zu bilden, wenn wahrscheinlich ist, dass die Verbindlichkeit entsteht und
dass das Unternehmen in Anspruch genommen werden wird.

3. Eine entsprechende Anrechnungsverpflichtung stellt keine Verpflichtung i.S. des § 5 Abs. 2a EStG dar.

Tenor

Die Revision des Beklagten gegen das Urteil des Finanzgerichts Niirnberg vom 25.04.2019 - 4 K 1050/17 wird als
unbegrundet zurtickgewiesen.

Die Kosten des Revisionsverfahrens hat der Beklagte zu tragen.

Tatbestand

1  Streitig ist die Passivierung einer Ruckstellung fur ungewisse Verbindlichkeiten wegen Verpflichtungen der Klagerin
und Revisionsbeklagten (Klagerin) aus einem Kundenkartenprogramm in der Bilanz zum 31.12.2010.

2 Die Klagerin, eine GmbH & Co. KG, die ihren Gewinn durch Betriebsvermdgensvergleich ermittelt, betreibt ein
Handelsunternehmen. In ihrer Bilanz zum 31.12.2010 hatte sie eine Ruckstellung in Hohe von 5.937.237,32 € fur
Bonuspunkte und Gutscheine passiviert, die sie Inhabern der A-Card gewahrt hatte. Im Vergleich zum Vorjahr hatte
sich die Ruckstellung um 1.911.343,90 € erhoht.

3  Zu dem Kundenkartensystem stellte die Priferin im Rahmen einer bei der Klagerin durchgefihrten AuRenprufung,
die sich u.a. auf das Jahr 2010 (Streitjahr) erstreckte und die mit dem Bericht vom 30.04.2015 abgeschlossen wurde,
Folgendes fest:

4  Die Klagerin, deren Tochterunternehmen und die A-Partnerunternehmen gaben gemeinsam die A-Card heraus. Die
Inhaber der A-Card erhielten beim Einkauf in den teilnehmenden A-Stores bzw. beim Einkauf im A-Onlineshop
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Bonuspunkte auf den jeweiligen Wert ihres Einkaufs in Hohe von 3 %. Ein Cent entsprach einem Punkt. Die
Bonuspunkte wurden auf das Bonuspunktekonto des Karteninhabers Uibertragen und fortlaufend aufaddiert. Fur
Karteninhaber, die zum Zeitpunkt der monatlichen Abrechnung innerhalb der letzten zwolf vor dem jeweiligen
Abrechnungszeitraum liegenden Monate einen Bonuspunktestand von 1 800 (entspricht einem Umsatz von 600 €)
erreicht hatten, erhohte sich der Bonus auf 5 %.

Bei Ruickgangigmachung des Kaufvertrags (Rlickgabe, Umtausch, Reklamation) wurde die entsprechende Gutschrift
vom Bonuspunkteguthaben abgezogen. Waren bereits Gutscheine hinsichtlich dieser Gutschriften ausgestellt oder
im Rahmen eines Einkaufs im A-Onlineshop eingeldst worden, wurde ein moglicher Negativsaldo mit den Umsatzen
aus kinftigen Abrechnungszeitraumen verrechnet.

Die auf dem Bonuspunktekonto gutgeschriebenen Punkte konnten ab einem Punktestand von 250 Punkten
(entspricht 2,50 €) im A-Onlineshop eingeldst werden. Hatte das Bonuspunktekonto des Karteninhabers, der einem
bestimmten Store zugeordnet war, zum Zeitpunkt der monatlichen Kontoabrechnung einen Bonuspunktestand von
mindestens 600 Punkten (entspricht 6 €), erhielt er einen Gutschein in Hohe des tatsachlichen Guthabens
ausgestellt. Die Gutscheinbetrage wurden auf volle Euro abgerundet. Nicht in Gutscheine umgewandelte
Bonuspunkte (kleiner als 100 Punkte) verblieben auf dem Kundenkonto und wurden in den nachsten
Abrechnungszeitraum Ubertragen.

Nach den Teilnahmebedingungen waren relevanter Zeitraum fur die Ermittlung des Bonuspunktestands zum
monatlichen Abrechnungszeitraum jeweils die davorliegenden letzten zwolf Monate der Mitgliedschaft des
Karteninhabers. Umsatze, die alter waren als zwolf Monate, verfielen. Tatsachlich verfielen die Bonuspunkte aber
erst, wenn sie alter als 36 Monate waren. Die Teilnahmebedingungen sahen weiterhin vor, dass die ausgestellten
Gutscheine zwolf Monate glltig waren. Danach verfielen sie. Tatsachlich verfielen die Gutscheine aber erst, wenn
sie alter als drei Jahre waren. Eine Barauszahlung der Bonuspunkte oder Gutscheine war in den
Teilnahmebedingungen nicht vereinbart und erfolgte auch tatsachlich nicht.

Die Priferin war der Auffassung, dass die Einlosungsverpflichtung aus dem Bonuspunktesystem bei der Kldgerin
zum Bilanzstichtag weder eine zu passivierende Verbindlichkeit begriinde, noch eine ungewisse Verbindlichkeit, die
in Form einer Rickstellung gewinnmindernd Bericksichtigung finden kdnne.

Der Beklagte und Revisionsklager (Finanzamt --FA--) folgte dem und erliefs am 04.08.2015 einen entsprechend
gednderten Bescheid Uber die gesonderte und einheitliche Feststellung von Besteuerungsgrundlagen
(Gewinnfeststellungsbescheid) fur das Streitjahr. Der hiergegen gerichtete Einspruch der Klagerin blieb ohne Erfolg
(Einspruchsentscheidung vom 07.07.2017).

Im nachfolgenden Klageverfahren verfolgte die Klagerin ihr Begehren dem Grunde nach weiter, stellte aber
unstreitig, dass die Finanzverwaltung die Hohe der bisher gebildeten Bonuspunktertckstellung zu Recht als
unzutreffend angesehen habe. Fir das Streitjahr sei lediglich eine Rickstellung in Hohe von 1.607.212 €
anzuerkennen. Die hierzu von der Klagerin vorgelegte Berechnung ergab allerdings einen Betrag von gerundet
1.607.122 €.

Das Finanzgericht (FG) gab der Klage nahezu vollumfanglich statt. Nur insoweit, als die Berechnung der
Riickstellungshohe von 1.607.122 € hinter dem dem Klageantrag zugrundeliegenden Rickstellungsbetrag von
1.607.212 € zurlckblieb, war die Klage ohne Erfolg. Die Klagerin habe --so das FG-- in der Bilanz zum 31.12.2010
eine Ruckstellung fur die Einlosungsverpflichtung von gewahrten Bonuspunkten bzw. ausgestellten Gutscheinen als
Zahlungsmittel gegenuber den am Bonussystem teilnehmenden Kunden in Hohe von 1.607.122 € einzustellen. Der
Bildung einer solchen Riickstellung stehe das Passivierungsverbot des & 5 Abs. 2a des Einkommensteuergesetzes
(EStG) nicht entgegen. Der festgestellte Gesamthandsgewinn der Kldgerin sei daher entsprechend zu mindern.

Mit seiner hiergegen gerichteten Revision rligt das FA die Verletzung materiellen Rechts. Die Auffassung des FG,
das Bonusprogramm begriinde zum Bilanzstichtag eine dem Grunde nach ungewisse, aber hinreichend
wahrscheinliche und wirtschaftlich verursachte Verbindlichkeit der Klagerin, verstoRe gegen § 249 Abs. 1 Satz 1 des
Handelsgesetzbuchs (HGB), &8 5 Abs. 1 Satz 1, § 4 Abs. 1 Satz 1 EStG.

Die Verpflichtung der Kldgerin, aus dem Bonuspunktesystem Rabatte auf weitere Umsatze zu gewahren, sei erst
nach dem Bilanzstichtag entstanden. Sie sei zudem durch den fur die Rabattgewahrung notwendigen Folgekauf
wirtschaftlich verursacht.
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14 Der vorliegende Sachverhalt sei mit dem "Friseurgutschein-Fall" (Urteil des Bundesfinanzhofs --BFH-- vom
19.09.2012 - IV R 45/09, BFHE 239, 66, BStBL I1 2013, 123) vergleichbar, wie das Urteil des Niedersachsischen FG
vom 03.06.2013 - 6 K 357/12 bestatige. Auch die Verpflichtung der Klagerin hange von einer weiteren
Inanspruchnahme ihrer Leistungen, dem Einfordern des Rabatts durch den Kunden, ihrer Bereitschaft zur
Rabattgewahrung und dem Einsatz ihres regularen Warensortiments ab. Dass die Klagerin --anders als im
"Friseurgutschein-Fall"-- zur Ermittlung der Hohe der Bonuspunkte/Gutscheine auf die Einkaufe des Kunden bis zum
Bilanzstichtag zuruckgreife, stehe der Vergleichbarkeit nicht entgegen. Der Unterschied in der Ermittlung der Hohe
der Rabatte rechtfertige keine andere bilanzielle Behandlung der Verpflichtung der Klagerin, denn bis zum
Bilanzstichtag sei sie nicht wirtschaftlich belastet.

15 Zudem habe das FG verkannt, dass die Voraussetzungen eines Passivierungsverbots gemaf3 § 5 Abs. 2a EStG
gegeben seien. Die Verpflichtung der Klagerin, den Wert der Bonuspunkte/Gutscheine anzurechnen, sei von kinftig
anfallenden Einnahmen abhangig. Die Verrechnung setze den Erwerb von Waren der Klagerin nach dem
Bilanzstichtag voraus, was zu Einnahmen und Gewinnen fihre, aus denen die Kldgerin die Rabatte gewahre.

16 Das FA beantragt,
das angefochtene Urteil aufzuheben und die Klage abzuweisen.

17 Die Klagerin beantragt,
die Revision als unbegriindet zuriickzuweisen.

18 Sie halt das FG-Urteil fur zutreffend und hebt hervor, der Streitfall sei mit dem "Friseurgutschein-Fall" nicht
vergleichbar. Das von ihr angebotene Bonuspunktesystem gehore zu einer anderen Fallgruppe von
Kundenbindungsprogrammen. Diese sei dadurch gekennzeichnet, dass der gewahrte Preisnachlass sowohl dem
Grunde als auch der Hohe nach von einem bereits getatigten Umsatz abhange. Der Kunde habe aus einem vor dem
Bilanzstichtag begriindeten, eigenstandigen Rechtsverhaltnis einen vor dem Bilanzstichtag entstandenen Anspruch
auf Rabattierung der bereits getatigten Umsatze in der Vergangenheit und einen --ebenfalls vor dem Bilanzstichtag
bestehenden-- Rechtsanspruch, die Bonuspunkte/Gutscheine als Zahlungsmittel bei einem neuen Einkauf
einzusetzen. Nur der Hohe nach bestehe noch die Ungewissheit, in welchem Umfang die ausgegebenen
Bonuspunkte/Gutscheine in der Zukunft eingeldst wurden.

19 Entgegen den Darlegungen des FA und des dem Verfahren beigetretenen Bundesministeriums der Finanzen (BMF)
komme es zu einer Rabattierung von Umsatzen der Vergangenheit; eine Einldsung der Bonuspunkte erfolge im
Rahmen kunftiger Kaufe. Hier konnten die Bonuspunkte in beliebiger Hohe als Zahlungsmittel verwendet werden.
Die Handhabung, in Umtauschfallen den Rabatt in Form der Bonuspunkte zu stornieren und den durch den Einsatz
von Bonuspunkten gezahlten Kaufpreis bar zu erstatten, bestatige, dass der rabattierte Umsatz der
"Bonuspunktegewahrungsumsatz” sei.

20 Die Voraussetzungen des Passivierungsverbots gemaft § 5 Abs. 2a EStG seien nicht gegeben. § 5 Abs. 2a EStG setze
einen unmittelbaren Kausalzusammenhang zwischen der kiinftigen Einnahmen- bzw. Gewinnerzielung und der
Verpflichtungserfullung voraus, an dem es vorliegend fehle. Dies zeige sich daran, dass der Kunde sein
Bonuspunkteguthaben in voller Hohe als Zahlungsmittel beim Kauf von Waren einsetzen kénne. In diesem Fall
wiurden keine Einnahmen i.S. des § 5 Abs. 2a EStG erzielt. Es hange von der Entscheidung des Kunden ab, ob
anlasslich der Erfullung der Sachleistungspflicht weitere Einnahmen entstehen. Dies sei nur der Fall, wenn der
Kunde einen Teil des Kaufpreises mit Bonuspunkten und einen Teil durch Zuzahlung begleiche. Die Erfullung der
Sachleistungspflicht sei damit gerade nicht kausal fur die Erzielung von Einnahmen. Zudem sei von der
Sachleistungspflicht auch bereits zum Bilanzstichtag auf Lager/in den Geschaften befindliche Ware umfasst, so dass
die Sachleistungsverpflichtung auch aus bereits am Bilanzstichtag vorhandenem Vermdgen der Klagerin erbracht
werde.

21 Das BMF unterstutzt, soweit es sich zu den Rechtsfragen gedufert hat, die Auffassung des FA. Es betont, dass die
aus den Bonuspunkten/Gutscheinen resultierende Verbindlichkeit der Klagerin vor dem Bilanzstichtag weder
rechtlich entstanden und nur der H6he nach ungewiss noch wirtschaftlich verursacht sei. Es fehle bereits an einer
fur die Ruckstellungsbildung erforderlichen Verpflichtung der Klagerin, denn die Kaufpreisminderung hange von
dem weiteren Kaufvertrag ab, zu dessen Abschluss die Klagerin nicht verpflichtet sei. Die Karteninhaber hatten
keinen zivilrechtlich durchsetzbaren Anspruch auf den Abschluss eines Folgekaufvertrags und eine in diesem
Zusammenhang erfolgende Rabattgewahrung.
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Dies zeige sich auch daran, dass die Klagerin das Bonusprogramm in Ganze einstellen kénne (Nr. 7 Abs. 1 der
Teilnahmebedingungen). In diesem Fall seien die Bonuspunkte/Gutscheine wertlos.

Die vom FG herausgestellten Sachverhaltsunterschiede zum "Friseurgutschein-Fall" seien zwar gegeben; sie seien
jedoch fur die Beurteilung der Frage der Riickstellungsbildung unerheblich. Im Streitfall seien am Bilanzstichtag
noch nicht alle wirtschaftlich wesentlichen Tatsachen erfillt. Es fehle der Abschluss eines weiteren Kaufvertrags.
Ebenso fehle es an einer wirtschaftlichen Verursachung vor dem Bilanzstichtag. Diese kdnne nicht mit der
"Vergangenheitsbezogenheit” der Bonuspunkte begriindet werden. Die Kldgerin rabattiere nicht die vor dem
Bilanzstichtag getatigten Kaufe, sondern die Folgekaufe. Dies ergebe sich daraus, dass der Abschluss eines in der
Zukunft liegenden Kaufvertrags zur Rabattgewahrung erforderlich sei. Der Umsatz aus den Kaufen vor dem
Bilanzstichtag spiele lediglich flr die Hohe des Rabatts eine Rolle. Auch der Umstand, dass die gesammelten
Punkte/Gutscheine verfielen, wenn das Bonusprogramm eingestellt werde, zeige, dass die Preisminderung nicht
schon der friheren, voll bezahlten Leistung zugeordnet werden kdnne.

Entscheidungsgrunde

24
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Die Revision ist unbegriindet und daher zurtickzuweisen (§ 126 Abs. 2 der Finanzgerichtsordnung --FGO--). Das FG
hat ohne Rechtsfehler angenommen, dass die Klage insgesamt zulassig ist (hierzu unter 1.). Auch hat es zutreffend
entschieden, dass die Klagerin in ihrer Bilanz zum 31.12.2010 zwar keine Verbindlichkeiten aus der Gewahrung von
am Bilanzstichtag nicht eingelosten Bonuspunkten bzw. Gutscheinen ausweisen konnte (hierzu unter 2.a), wohl aber
eine Ruckstellung fur ungewisse Verbindlichkeiten in Hohe von 1.607.122 € bilden musste (hierzu unter 2.b). Der
Bildung einer entsprechenden Riickstellung steht das Passivierungsverbot des & 5 Abs. 2a EStG nicht entgegen
(hierzu unter 3.).

1. Die Klage, mit der die Klagerin eine Minderung des laufenden Gesamthandsgewinns um 1.607.212 € begehrt hat,
ist in vollem Umfang zuldssig, obwohl die Klagerin zunachst einen Antrag angekundigt hat, der auf die
Herabsetzung des Gesamthandsgewinns um lediglich 412.148,45 € gerichtet war.

a) Die Klagerin hat ihr Klagebegehren in der Klageschrift und der Klagebegriindung zwar zunachst betragsmafiig
niedriger beziffert als im spater tatsachlich gestellten Klageantrag. Die betragsmafiige Erweiterung des
Klageantrags war jedoch zulassig. Sie stellt keine an & 67 FGO zu messende Klageanderung, sondern eine statthafte
Klageerweiterung gemaR & 155 Satz 1 FGO i.V.m. & 264 Nr. 2 der Zivilprozessordnung dar.

b) Bei einer Klage gegen einen Gewinnfeststellungsbescheid fuhrt jedes nachtraglich gestellte
Rechtsschutzbegehren, das nicht mit der Klage angegriffene Feststellungen betrifft, zu einer Klageanderung, die
nur innerhalb der Klagefrist zulassig ist (vgl. BFH-Urteil vom 09.02.2011 - IV R 15/08, BFHE 233, 290, BStBL Il 2011,
764, Rz 17). Eine betragsmafdige Erweiterung des Klagebegehrens in Bezug auf eine angegriffene Feststellung ist
hingegen --wie eine nach Ablauf der Klagefrist erfolgende betragsmafiige Erweiterung einer Anfechtungsklage
gegen einen Einkommensteuerbescheid-- nicht als Klagedanderung i.S. des § 67 FGO anzusehen (vgl. z.B. BFH-Urteil
vom 19.12.2012 - XI R 38/10, BFHE 240, 366, BStBL Il 2013, 1053; Graber/Herbert, Finanzgerichtsordnung, 9. Aufl.,
§ 67 Rz 8). Sie stellt vielmehr eine grundsatzlich zulassige Klageerweiterung dar, es sei denn, der Klager hat
eindeutig zu erkennen gegeben, dass er von einem weitergehenden Klagebegehren absieht (vgl. Beschluss des
GroBen Senats des BFH vom 23.10.1989 - GrS 2/87, BFHE 159, 4, BStBL 11 1990, 327, zur
Einkommensteuerfestsetzung).

¢) Danach war die betragsmafiige Erweiterung der gegen die Feststellung des Gesamthandsgewinns gerichteten
Klage zulassig. Die Klagerin hat nicht eindeutig zu erkennen gegeben, dass sie von einem weitergehenden
Klagebegehren absieht. Im Klageschriftsatz vom 09.08.2017 hatte sie lediglich den Antrag angekindigt, dass "fur
die Bildung einer Bonuspunkteruickstellung ein steuerlich anzuerkennender Aufwand in Hohe von EUR 412.148,45
bericksichtigt wird". Auch der Klagebegriindung vom 11.09.2017 ist keine entsprechende Einschrankung zu
entnehmen.

2. Das FG hat ebenfalls zutreffend erkannt, dass die Klagerin in ihrer Bilanz zum 31.12.2010 keine Verbindlichkeit
aus der Gewahrung von am Bilanzstichtag noch nicht eingelosten Bonuspunkten bzw. Gutscheinen ausweisen
konnte (hierzu unter a), wohl aber eine Ruckstellung fur ungewisse Verbindlichkeiten in Hohe von 1.607.122 €
bilden musste (hierzu unter b).
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a) Die Klagerin konnte im Streitjahr keine Verbindlichkeit gegeniiber Karteninhabern aus der Gewahrung von am
Bilanzstichtag noch nicht eingeldsten Bonuspunkten und Gutscheinen ausweisen, weil diese dem Grunde nach noch
ungewiss war.

aa) Nach & 247 Abs. 1 HGB sind in der Handelsbilanz Schulden zu passivieren, wenn der Unternehmer zu einer dem
Inhalt und der Hohe nach bestimmten Leistung an einen Dritten verpflichtet ist, die vom Glaubiger erzwungen
werden kann und die am zu beurteilenden Bilanzstichtag eine gegenwartige wirtschaftliche Belastung darstellt.
Dies gilt nach dem aus & 5 Abs. 1 Satz 1 EStG folgenden sog. Mafigeblichkeitsgrundsatz auch fur Zwecke der
Steuerbilanz (z.B. BFH-Urteil vom 19.08.2020 - XI R 32/18, BFHE 270, 344, BStBL Il 2021, 279, Rz 24, m.w.N.). Nach
allgemeinen Grundsatzen entstehen Anspriiche und Verpflichtungen zu dem Zeitpunkt, zu dem die sie
begriindenden Tatbestandsmerkmale erfullt sind (z.B. BFH-Urteile vom 17.10.2013 - IV R 7/11, BFHE 243, 256,
BStBL Il 2014, 302, Rz 20; vom 15.03.2017 - I R 11/15, BFHE 258, 8, BStBL 1 2017, 1043, Rz 20, jeweils m.w.N.). Auf
den Zeitpunkt der Falligkeit der Verbindlichkeit kommt es nicht an (BFH-Urteil in BFHE 258, 8, BStBL 11 2017, 1043,
Rz 20, m.w.N.).

bb) Im Zusammenhang mit Kundengutscheinen hat der BFH das Vorliegen einer zu passivierenden Verbindlichkeit
bejaht, wenn ein Unternehmen sog. "Gutminzen" ausgibt und sich gegeniber dem jeweiligen Inhaber verpflichtet,
die "Gutminzen" unter Anrechnung auf den Kaufpreis (Leistung an Erfiillungs statt, § 364 Abs. 1 des Burgerlichen
Gesetzbuchs) zuriickzunehmen oder die aufgepragten Geldbetrage bar auszuzahlen. Jedenfalls aufgrund der
Verpflichtung zur Barauszahlung sei nach den Ausgabebedingungen des Unternehmens eine unbedingte und in
ihrer Hohe feststehende Verbindlichkeit entstanden (vgl. BFH-Urteil vom 22.11.1988 - VIII R 62/85, BFHE 155, 322,
BStBL I1 1989, 359, unter Il.1.a - "Gutmunzen-Fall").

Die Passivierung einer Verbindlichkeit wegen der Ausgabe von Kundengutscheinen, die einen Anspruch auf eine
Preisermafdigung fir Friseurleistungen im Jahr nach der Ausgabe gewahrten, hat der BFH hingegen als unzulassig
erachtet. Die Belastung des ausgebenden Unternehmens hange davon ab, ob die Inhaber der Gutscheine innerhalb
des Geltungszeitraums eine Dienstleistung zu dem durch den Gutschein ermaBigten Entgelt in Anspruch nehmen.
Eine isolierte Einlosung der Gutscheine sei nicht moglich, weder durch Barauszahlung noch durch Eintausch gegen
eine Sachleistung. Daher sei das Entstehen der entsprechenden Verbindlichkeit dem Grunde nach ungewiss. Der
Tatbestand, an den die Leistungspflicht --die Verrechnung des im Gutschein ausgewiesenen Betrags-- geknupft sei,
sei im Ausgabejahr noch nicht verwirklicht; die Verpflichtung sei daher in dem fiir die Bilanzierung mafigeblichen
Sinne rechtlich noch nicht entstanden (BFH-Urteil in BFHE 239, 66, BStBL Il 2013, 123 - "Friseurgutschein-Fall").

cc) Ausgehend von diesen Grundsdtzen scheidet die Passivierung von Verbindlichkeiten aus der Verpflichtung der
Klagerin gegenliber den Inhabern der A-Card zur Einlosung der gewahrten Bonuspunkte bzw. ausgestellten
Gutscheine in der Bilanz zum 31.12.2010 aus. Der Tatbestand, an den die Leistungspflicht der Klagerin gekniipft ist,
ist zum Bilanzstichtag noch nicht verwirklicht, das Entstehen der Verbindlichkeit daher dem Grunde nach noch
ungewiss (im Ergebnis ebenso wohl Schwemmer, Deutsches Steuerrecht 2020, 1585, 1587; anderer Ansicht wohl
Diffring/Saft, Die Unternehmensbesteuerung --Ubg-- 2020, 146, 154 ff.).

(1) Nach den fur den Senat gemaf3 § 118 Abs. 2 FGO bindenden Feststellungen des FG hat die Klagerin mit der
Ausgabe der A-Card ein eigenstandiges Vertragsverhaltnis mit ihren teilnehmenden Kunden begriindet. Im Rahmen
dieses Vertragsverhaltnisses verpflichtete sie sich, den Karteninhabern bei einem Einkauf Bonuspunkte auf den
jeweiligen Wert ihres Einkaufs in Hohe von 3 % bzw. 5 % mit einem Gegenwert von einem Cent pro Punkt
gutzuschreiben. Weiterhin verpflichtete sie sich, die gutgeschriebenen Punkte ab einem Stand von 250 Punkten
(entspricht einem Wert von 2,50 €) bei einem weiteren Einkauf des Karteninhabers unter Anrechnung auf den
Kaufpreis einzuldsen. Gleiches galt fur die Karteninhabern erteilten Gutscheine. Ein Anspruch des Karteninhabers
auf Barauszahlung bestand nach den fur den Senat bindenden Feststellungen des FG allerdings nicht.

(2) Danach bestand --entgegen der Auffassung des FA und des BMF-- bereits vor dem Bilanzstichtag eine rechtliche
Verpflichtung der Klagerin gegenuber dem Karteninhaber. Diese war darauf gerichtet, im Rahmen eines Folgekaufs
auf Verlangen des Karteninhabers dessen im Zusammenhang mit bereits getatigten Wareneinkaufen erworbene
Gutscheine bzw. Bonuspunkte auf den Kaufpreis anzurechnen. Die Kldgerin gewahrt dem Karteninhaber auf der
Grundlage eines mit dem Beitritt zum Kundenkartensystem geschlossenen Vertrags mit den Bonuspunkten bzw.
Gutscheinen ein besonderes Zahlungsmittel, das er im Zusammenhang mit einem neuerlichen Warenkauf in
Unternehmen der Klagerin einsetzen kann. Damit setzt die Klagerin bewusst auch einen Anreiz fur weitere
Wareneink3aufe.

Fur den Karteninhaber ist die Moglichkeit des Abschlusses eines solchen weiteren Kaufvertrags weder beschrankt
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noch vom Eintritt weiterer Bedingungen abhangig. Er kann jederzeit neue Waren einkaufen und im Zusammenhang
mit diesem Kauf die Anrechnung seiner Bonuspunkte bzw. Gutscheine verlangen, ohne dass ersichtlich ware, mit
welchem Grund die Klagerin den Abschluss eines weiteren Kaufvertrags verweigern sollte oder kdnnte. Die Klagerin
kann den Karteninhabern im Zusammenhang mit deren Beitritt zum Kundenkartensystem nicht einerseits ein auf
einen kunftigen Warenkauf bezogenes Anrechnungsversprechen geben und andererseits den Abschluss jenes
Warenkaufs verweigern, ohne vertrags- oder jedenfalls treuwidrig zu handeln. Demnach basiert das von der Klagerin
angebotene Kundenkartensystem auf einer zumindest faktischen Verpflichtung, mit den Karteninhabern weitere
Kaufvertrage abzuschlieRen.

Aus dem Umstand, dass die Klagerin nach Nr. 7 der Teilnahmebedingungen die Mdglichkeit zur Einstellung des
Kartenprogramms hat, ergibt sich --entgegen der Auffassung des BMF-- nichts anderes, denn es ist bereits nicht
ersichtlich, dass eine solche Einstellung zugleich zum Verfall bereits gesammelter Bonuspunkte bzw. Gutscheine
sowie zum Wegfall der entsprechenden Anrechnungspflicht der Klagerin fihrt. Auch die grundsatzlich bestehende
Maglichkeit der Betriebseinstellung kann kein anderes Ergebnis begriinden. Eine etwaige Betriebseinstellung wirde
zwar die Maglichkeiten der Karteninhaber, weitere Wareneinkaufe in den Shops der Klagerin zu tatigen,
einschranken, sie lief3e jedoch die von der Klagerin bei Ausgabe der Kundenkarten eingegangenen Verpflichtungen
unberihrt.

(3) Danach war die Klagerin hinsichtlich der bis zum Bilanzstichtag ausgegebenen Gutscheine bzw. Bonuspunkte
vertraglich verpflichtet, diese innerhalb des vereinbarten Gultigkeitszeitraums bei einem weiteren Warenkauf als
Zahlungsmittel zu akzeptieren, d.h. einen entsprechenden Gegenwert auf das Verlangen des Kunden hin auf den
Kaufpreis anzurechnen. Die tatsachliche Einlosung der Bonuspunkte/Gutscheine durch Anrechnung auf eine
Kaufpreiszahlungsverpflichtung des Kunden war allerdings stets vom Erwerb weiterer Waren innerhalb des
Gultigkeitszeitraums durch den Karteninhaber und dessen Einlosungsverlangen abhangig. Soweit es hieran am
Bilanzstichtag fehlte, bestand noch keine Verpflichtung der Klagerin zur Anrechnung der zum Bilanzstichtag noch
nicht eingeldsten Bonuspunkte/Gutscheine, die von den teilnehmenden Kunden hatte erzwungen werden konnen.
Der Tatbestand, an den die Leistungsverpflichtung der Klagerin (die Anrechnungsverpflichtung) geknupft ist, war
daher noch nicht verwirklicht; die Verpflichtung der Klagerin war in dem fir die Bilanzierung maftgeblichen Sinne
zum Bilanzstichtag rechtlich noch nicht entstanden.

b) Die Klagerin musste jedoch --wie das FG im Ergebnis zutreffend erkannt hat-- in ihrer Bilanz zum 31.12.2010 fur
die am Bilanzstichtag noch nicht eingelésten Bonuspunkte/Gutscheine eine Ruckstellung flr ungewisse
Verbindlichkeiten bilden.

aa) GemaR § 249 Abs. 1 Satz 1 HGB sind in der Handelsbilanz Riickstellungen fiir ungewisse Verbindlichkeiten zu
bilden. Das handelsrechtliche Passivierungsgebot fiir Verbindlichkeitsriickstellungen gehort zu den Grundsatzen
ordnungsgemafser Buchfiihrung und gilt nach & 5 Abs. 1 Satz 1 EStG auch fir die Steuerbilanz (z.B. BFH-Urteile in
BFHE 243, 256, BStBL 11 2014, 302, Rz 16; in BFHE 258, 8, BStBL 11 2017, 1043, Rz 16, jeweils m.w.N.).

Voraussetzung fur die Bildung einer Rickstellung fir ungewisse Verbindlichkeiten ist das Bestehen einer nur ihrer
Hohe nach ungewissen Verbindlichkeit oder die hinreichende Wahrscheinlichkeit des kinftigen Entstehens einer
Verbindlichkeit dem Grunde nach --deren Hohe zudem ungewiss sein kann-- sowie ihre wirtschaftliche
Verursachung in der Zeit vor dem Bilanzstichtag. Als weitere Voraussetzung muss der Schuldner ernsthaft mit seiner
Inanspruchnahme rechnen (BFH-Urteil in BFHE 243, 256, BStBL || 2014, 302, Rz 17). Ist eine Verpflichtung am
Bilanzstichtag bereits rechtlich entstanden, bedarf es keiner Prifung der wirtschaftlichen Verursachung mehr, weil
eine Verpflichtung spatestens im Zeitpunkt ihrer rechtlichen Entstehung auch wirtschaftlich verursacht ist (naher
dazu BFH-Urteil in BFHE 243, 256, BStBL Il 2014, 302, Rz 24 f.). Mit dieser Rechtsansicht des erkennenden Senats
steht die Rechtsprechung des I. Senats des BFH in Einklang, der zufolge fur den Fall, dass eine Verpflichtung am
Bilanzstichtag nicht nur der Hohe nach ungewiss, sondern auch dem Grunde nach noch nicht rechtlich entstanden
ist, eine Ruckstellung nur unter der weiteren Voraussetzung gebildet werden kann, dass sie wirtschaftlich in den bis
zum Bilanzstichtag abgelaufenen Wirtschaftsjahren verursacht wurde (BFH-Urteil in BFHE 258, 8, BStBL Il 2017,
1043, Rz 17).

bb) Im Zusammenhang mit Kundengutscheinen hat der BFH die Bildung einer Riickstellung fir ungewisse
Verbindlichkeiten anerkannt, wenn das Unternehmen seinen Kunden beim Verkauf von Waren im Einzelhandel
einen Barzahlungsnachlass durch Ausgabe von Gutscheinen (Rabattmarken) gewahrt und die Auszahlung des
Rabattbetrags davon abhangig macht, dass der Kunde durch Sammeln und Einkleben der Marken in eine
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Rabattkarte einen Mindesteinkauf belegt (BFH-Urteil vom 04.12.1959 - Ill 317/59 S, BFHE 70, 212, BStBL 1l 1960,
80).

Im "Friseurgutschein-Fall" hat der BFH die Bildung einer Ruickstellung fur ungewisse Verbindlichkeiten hingegen
abgelehnt, weil die Verbindlichkeiten im Ausgabejahr weder rechtlich entstanden und nur der Hohe nach ungewiss
noch wirtschaftlich verursacht seien. Sie beinhalteten einen Preisnachlass nicht fir bereits bezogene, sondern fur
kiinftige Dienstleistungen. Die mit den Gutscheinen versprochene Preisminderung fur kiinftige, wahrend des
Geltungszeitraums in Anspruch zu nehmende Dienstleistungen sei nicht bereits durch das Versprechen im
Ausgabejahr, sondern erst durch die Dienstleistung im Folgejahr, fiir die die Preisminderung gewahrt werde,
wirtschaftlich verursacht. Der Anspruch auf Preisermafiigung kdnne wirtschaftlich nicht schon friher verursacht sein
als das Geschaft, auf das er sich beziehe (BFH-Urteil in BFHE 239, 66, BStBL 11 2013, 123).

cc) Nach diesen Rechtsgrundsatzen hatte die Klagerin fur die Aufwendungen aus den an die Karteninhaber
gewahrten Bonuspunkten und Gutscheinen bereits im Streitjahr erfolgswirksam eine Ruickstellung fur ungewisse
Verbindlichkeiten in ihrer Bilanz zu passivieren. Zwar war die Bildung einer Riickstellung wegen einer rechtlich
bereits entstandenen, allein der Hohe nach ungewissen Verbindlichkeit ausgeschlossen, weil die Verbindlichkeit
--wie unter I1.2.a dargelegt-- dem Grunde nach noch ungewiss war. Die Kldgerin hatte allerdings eine Ruckstellung
fur ungewisse Verbindlichkeiten zu bilden, da ihre Anrechnungsverpflichtung ihre wirtschaftliche Verursachung in
der Zeit vor dem Bilanzstichtag hat (hierzu nachfolgend unter (1)). Auch war es wahrscheinlich, dass die
Verbindlichkeit der Klagerin entstehen und die Klagerin in Anspruch genommen werden wurde (hierzu nachfolgend
unter (2)).

(1) Die wirtschaftliche Verursachung einer Verbindlichkeit im abgelaufenen Wirtschaftsjahr oder in den Vorjahren
setzt voraus, dass die wirtschaftlich wesentlichen Tatbestandsmerkmale erfullt sind und das Entstehen der
Verbindlichkeit nur noch von wirtschaftlich unwesentlichen Tatbestandsmerkmalen abhangt. MafRgebend ist
hiernach die wirtschaftliche Wertung des Einzelfalls. Der rechtliche und wirtschaftliche Bezugspunkt der
Verpflichtung muss in der Vergangenheit liegen, so dass die Verbindlichkeit nicht nur an Vergangenes anknupft,
sondern auch Vergangenes abgilt (z.B. BFH-Urteile in BFHE 243, 256, BStBL Il 2014, 302; in BFHE 258, 8, BStBL |1
2017, 1043, m.w.N.).

(1.1) Danach hat die Anrechnungsverpflichtung der Klagerin ihre rechtliche und wirtschaftliche Verursachung in der
Zeit vor dem Bilanzstichtag. Wie auch das FG im Rahmen seiner Hilfserwagungen angenommen hat, waren die
wesentlichen wirtschaftlichen Tatbestandsmerkmale fir das Entstehen der Anrechnungsverpflichtung gegentiiber
den Karteninhabern bereits am Bilanzstichtag erfullt.

Die Anrechnungsverpflichtung hat ihre rechtliche und wirtschaftliche Grundlage in dem in der Vergangenheit
liegenden, auf der Grundlage der Verpflichtungen aus dem Kundenkartensystem durchgefiihrten ersten Warenkauf
durch den Karteninhaber. Jener ist nicht nur ursachlich fir die Gewahrung der Bonuspunkte/Gutscheine, sondern
auch Mafistab fur die Ermittlung der Anzahl der gutzuschreibenden Bonuspunkte, denn diese bemisst sich jeweils
am Kaufpreis der Ware. Folglich hangt der Anrechnungsanspruch des Karteninhabers dem Grunde und der Hohe
nach vom ersten Warenkauf ab. Die wirtschaftlich wesentlichen Tatbestandsmerkmale flr das Entstehen der
Anrechnungsverpflichtung sind mit dem ersten Warenkauf durch den am Kundenkartensystem teilnehmenden
Kunden verwirklicht.

Demgegentber ist der weitere Warenkauf zwar aus der Sicht des Karteninhabers notwendig, um die tatsachliche
Anrechnung seines in Gestalt von Bonuspunkten bzw. Gutscheinen gesammelten Guthabens zu erreichen. Dieser
Kauf bildet allerdings lediglich den Rahmen fir die Erfullung der Anrechnungsverpflichtung der Klagerin und damit
die Realisierung des vom Karteninhaber bereits verdienten Vorteils; er bringt den Vorteil des Karteninhabers aber
weder zur Entstehung, noch hat er Einfluss auf dessen Hohe. Daher ist er in Bezug auf die Entstehung der
Verrechnungsverpflichtung der Klagerin --entgegen der Auffassung des FA und des BMF-- lediglich als
wirtschaftlich unwesentliches Tatbestandsmerkmal anzusehen.

(1.2) Der Streitfall ist mit dem "Friseurgutschein-Fall" nicht vergleichbar.

Anders als dort wendet die Klagerin ihren Kunden nicht anlasslich der Inanspruchnahme von Leistungen einen
Vorteil als (Weihnachts-)Geschenk und "Dankeschon” fur die Treue zu. Vielmehr hat sie sich im Rahmen des
Kundenkartenprogramms vertraglich zur Vorteilsgewahrung gegenuber den teilnehmenden Kunden verpflichtet. Sie
muss dem Karteninhaber nach MaRgabe der vertraglichen Regelungen beim Einkauf von Waren Bonuspunkte bzw.
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Gutscheine gewahren, die der Karteninhaber im Rahmen eines Folgekaufs in Unternehmen der Klagerin als
Zahlungsmittel einsetzen kann.

Anders als im "Friseurgutschein-Fall", dem ein gegeniiber dem "Rabattmarken-Fall" (BFH-Urteil in BFHE 70, 212,
BStBL Il 1960, 80) anders gelagerter Sachverhalt zugrunde liegt (so ausdrucklich auch BFH-Urteil in BFHE 239, 66,
BStBL I 2013, 123, Rz 43), rabattiert die Klagerin deshalb keine kiinftige Leistung, sondern gewahrt --insoweit dem
"Rabattmarken-Fall" vergleichbar-- einen Nachlass auf bereits getatigte Einkaufe des Kundenkarteninhabers.

Bei wirtschaftlicher Betrachtung kommt es --entgegen der Auffassung des FA und des BMF-- auch im Streitfall zu
einer Rabattierung des ersten Warenkaufs, denn der Karteninhaber erhalt fur den seinerzeit gezahlten Kaufpreis
nicht nur die Waren, sondern zusatzlich --in Abhangigkeit vom Kaufpreis jener Waren-- Bonuspunkte/Gutscheine,
die er bei einem weiteren Einkauf als Zahlungsmittel einsetzen kann. Bei diesem weiteren Warenkauf bleibt der
Kaufpreis der Ware unverandert; allerdings kann der Karteninhaber den gesamten Kaufpreis oder einen Teil des
Kaufpreises mit seinen Bonuspunkten/Gutscheinen, zu deren Anrechnung die Klagerin sich verpflichtet hat,
begleichen. Damit ergibt sich fiir die Kldagerin bereits mit der Bonuspunktegewdhrung anldsslich des ersten
Warenkaufs eine wirtschaftliche Belastung, denn sie ist jedenfalls faktisch zum Abschluss eines weiteren
Kaufvertrags mit dem Karteninhaber und rechtlich zur Einlésung der Bonuspunkte und Gutscheine verpflichtet.

Dass es zu einer Rabattierung des Kaufpreises des ersten Warenkaufs kommt, zeigt sich --ausgehend von den
Feststellungen des FG-- im Ubrigen auch an den bei Riickgabe von Waren, deren Kauf unter Anrechnung von

Bonuspunkten im stationdren Handel erfolgt ist, gultigen Regeln. Hier wird dem Kunden der volle Warenpreis
erstattet, d.h. es wird auch der durch Anrechnung von Bonuspunkten beglichene Kaufpreis voll erstattet.

Die Tatsache, dass die Klagerin mit der Ausgabe der Kundenkarten und dem Bonuspunktesystem auch eine
Kundenbindung fir die Zukunft anstrebt, steht nicht in Widerspruch zur Annahme einer Kaufpreisminderung im
Rahmen des ersten Warenkaufs. Auch der Umstand, dass die tatsachliche Belastung der Klagerin nur in Hohe der
Herstellungskosten der Waren und nicht in Hohe des nominellen Rabattbetrags eintritt, fuhrt zu keinem anderen
Ergebnis.

(2) Zum Bilanzstichtag war die Entstehung der Verpflichtung der Klagerin zur Anrechnung der an die Karteninhaber
ausgegebenen Bonuspunkte und Gutscheine wahrscheinlich. Auch musste die Kldgerin ernsthaft mit einer
Inanspruchnahme rechnen.

(2.1) Das Entstehen einer ungewissen Verbindlichkeit ist wahrscheinlich, wenn nach den am Bilanzstichtag objektiv
gegebenen und bis zur Aufstellung der Bilanz subjektiv erkennbaren Verhaltnissen mehr Grinde dafir als dagegen
sprechen. Eine Inanspruchnahme ist wahrscheinlich, wenn der Steuerpflichtige ernstlich damit rechnen musste, aus
der Verpflichtung in Anspruch genommen zu werden. Auch fiir die Inanspruchnahme miissen mehr Griinde sprechen
als dagegen (z.B. BFH-Urteil vom 19.10.2005 - XI R 64/04, BFHE 211, 475, BStBL Il 2006, 371).

(2.2) Danach war zum Bilanzstichtag die Entstehung der Verpflichtung zur Anrechnung der an die teilnehmenden
Karteninhaber ausgegebenen Bonuspunkte und Gutscheine hinreichend wahrscheinlich. Die Klagerin hatte die
Bonuspunkte im Rahmen von vor dem Bilanzstichtag getatigten Warenkaufen gutgeschrieben; sie war auch --bei
einem weiteren Warenkauf durch den Kunden-- zu deren Einldsung verpflichtet, ohne dass hierfur weitere
Bedingungen wie z.B. das Erreichen eines Mindestumsatzes zu erfiillen waren. Hinreichend wahrscheinlich war
auch, dass die Kunden im Rahmen des weiteren Warenkaufs tatsachlich eine Verrechnung ihres Guthabens
verlangen wurden. Die Erfahrungswerte fir die Jahre 2006 bis 2009 zum Verfall von Bonuspunkten und Gutscheinen
bestatigen eine hinreichende Wahrscheinlichkeit. Nach diesen ergab sich im stationdren Handel eine
Wahrscheinlichkeit der Inanspruchnahme von 60 %, im Onlineshop sogar eine Wahrscheinlichkeit von uber 80 %.

dd) Die Annahme der Zuldssigkeit einer Ruckstellungsbildung im Streitfall widerspricht --entgegen der Auffassung
des FA und des BMF-- nicht der sonstigen Rechtsprechung des BFH.

(1) So liegt keine Abweichung von jenen Grundsatzen vor, die der |. Senat im Zusammenhang mit der
Rickstellungsbildung fur ein Mitarbeiter-Aktienprogramm, bei dem die Leistungsanspriiche der
Optionsberechtigten vom Eintritt bestimmter "Exit-Ereignisse” sowie einer bestimmten Wertentwicklung der Aktien
abhingen, in seinem Urteil in BFHE 258, 8, BStBL 11 2017, 1043 (Rz 23) aufgestellt hat. In jenem Fall hatte der

I. Senat eine wirtschaftliche Verursachung der Verbindlichkeit im abgelaufenen Wirtschaftsjahr abgelehnt, weil die
Auslibung der Option u.a. auch davon abhangig war, dass der Verkehrswert der Aktien bei Ausubung des
Optionsrechts 10 % Uber dem Ausgabepreis lag. Daraus sei zu ersehen, dass das Optionsrecht nicht in erster Linie
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gewahrt worden sei, um dadurch in der Vergangenheit erbrachte Arbeitnehmerleistungen abzugelten, sondern um
dem beguinstigten Fluhrungspersonal eine zusatzliche Erfolgsmotivation fiir die Zukunft zu verschaffen. Eine
vergleichbare Situation liegt im Streitfall nicht vor. Die Klagerin gibt den Karteninhabern ein
Anrechnungsversprechen, dessen Wahrnehmung im Rahmen eines weiteren Warenkaufs allein in der Hand des
Karteninhabers liegt. Sie hat ihren Kunden kein Ausiibungsrecht eingeraumt, das von "Exit-Ereignissen” und
zukunftigen Wertentwicklungen abhangig ist.

(2) Der Senat kann auch keine Abweichung von dem Urteil des I. Senats vom 06.12.1978 - I R 35/78 (BFHE 126, 549,
BStBL 11 1979, 262) zu einer sog. Exportforderung erkennen. Hier hatte der I. Senat die Aktivierung eines Anspruchs
auf verbilligten Nachbezug von Rohstoffen, den Lieferanten solchen Kunden gewahren, welche die Ausfuhr der aus
diesen Rohstoffen hergestellten Waren nachweisen, ausgeschlossen, solange der Kunde die
Bezugsberechtigungsscheine beim Lieferanten noch nicht eingereicht und keine entsprechende Bestellung neuer
Rohstoffe aufgegeben hat. Abweichend vom Streitfall betrifft die Entscheidung des |. Senats danach die bilanzielle
Behandlung einer vom Nachweis bestimmter Voraussetzungen abhangigen Rabattierung eines Folgegeschafts.

(3) Aus dem BFH-Urteil vom 05.04.2017 - X R 30/15 (BFHE 257, 403, BStBL |1 2017, 900) zur Riickstellungsbildung
fur Zusatzbeitrage zur Handwerkskammer, dessen Erwdagungen das BMF unter Verweis auf das BFH-Urteil vom
13.11.1991 - | R 78/89 (BFHE 166, 96, BStBL Il 1992, 177) auf privatrechtliche Verpflichtungen fir ibertragbar halt,
ergibt sich ebenfalls kein Widerspruch.

Wahrend der X. Senat in BFHE 257, 403, BStBL 11 2017, 900 eine Riickstellungsbildung fiir Kammerbeitrage eines
kunftigen Beitragsjahrs abgelehnt hat, weil die Beitragspflicht unmittelbar und zwingend an die
Kammerzugehdrigkeit im Beitragsjahr geknupft sei und lediglich die Bemessung der Beitragshohe nach dem
vergangenen Gewerbeertrag erfolge, war die Ruckstellungsverpflichtung im Streitfall zu bejahen, weil die
Anrechnungsverpflichtung der Klagerin ihre rechtliche und wirtschaftliche Grundlage in dem in der Vergangenheit
liegenden ersten Warenkauf durch den Karteninhaber hat. Die Anrechnungsverpflichtung der Kldgerin hangt --wie
ausgefiihrt-- dem Grunde und der Hohe nach von dem ersten Warenkauf des Karteninhabers ab.

(4) Aus dem gleichen Grund kann auch aus dem BFH-Urteil vom 27.01.2010 - | R 103/08 (BFHE 228, 91, BStBL II
2010, 614) zur Rickstellungsbildung fur Sanierungsgelder der Versorgungsanstalt des Bundes und der Lander (VBL)
kein anderes Ergebnis hergeleitet werden. Der |. Senat hat seine Entscheidung, nach der eine Ruckstellungsbildung
fur Sanierungsgelder ausgeschlossen ist, mafigeblich damit begriindet, dass deren wirtschaftlicher Zweck darin
bestanden habe, aus einem Systemwechsel entstehende Finanzierungsliicken der VBL zu schliefsen. Die
Sanierungsgelder sollten absehbare, tatsachlich aber erst in spateren Bilanzierungszeitraumen entstehende
Finanzierungslicken abdecken. Davon abweichend hangt die Anrechnungsverpflichtung der Klagerin im Streitfall
dem Grunde und der H6he nach mit dem in der Vergangenheit liegenden ersten Warenkauf des Karteninhabers
zusammen.

(5) Auch die Grundsatze der Bilanzierung schwebender Geschafte stehen einer Rickstellungsbildung im Streitfall
nicht entgegen.

Beruht die Verpflichtung auf einem sog. schwebenden Geschaft aus einem gegenseitigen Vertrag, der von der zur
Sach- oder Dienstleistung verpflichteten Partei noch nicht voll erfiillt ist, hat die Passivierung zu unterbleiben, weil
wahrend des Schwebezustands die (widerlegbare) Vermutung besteht, dass sich die wechselseitigen Rechte und
Pflichten aus dem auf Leistungsaustausch gerichteten Vertrag wertmafiig ausgleichen (z.B. BFH-Urteil vom
09.01.2013 - I R 33/11, BFHE 240, 226, BStBL Il 2019, 150, Rz 44, m.w.N.). Die Anrechnungspflicht der Klagerin stellt
jedoch keinen auf einen gegenseitigen Leistungsaustausch gerichteten Vertrag dar. Sie hat ihren rechtlichen und
wirtschaftlichen Ursprung im ersten Warenkauf, der bereits abgewickelt ist. Die Anrechnungspflicht dient nicht der
Erfullung einer Leistungsverpflichtung, die die Klagerin im Rahmen des zweiten Warenkaufs eingegangen ist. Der
weitere Warenkauf stellt lediglich das Rechtsgeschaft dar, in dessen Rahmen fiir den Kunden die Méglichkeit
besteht, von seinem Anspruch Gebrauch zu machen, d.h. das ihm von der Klagerin gewahrte Zahlungsmittel zwecks
Verrechnung mit dem Kaufpreis einzusetzen.

ee) Zutreffend hat das FG entschieden, dass die Klagerin zum 31.12.2010 eine Rickstellung in Hohe von
1.607.122 € bilden musste.

Gemaft § 253 Abs. 1 Satz 2 HGB i.V.m. & 5 Abs. 1 Satz 1 EStG ist die Ruckstellung in Hohe des nach verniinftiger
kaufmannischer Beurteilung notwendigen Erfullungsbetrags anzusetzen.
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Der zwischen den Beteiligten unstreitige Rickstellungsbetrag in Hohe von 1.607.122 € entspricht diesen Vorgaben.
Da dies zwischen den Beteiligten unstreitig ist, sieht der Senat von weiteren Ausflihrungen ab.

3. Der Bildung einer entsprechenden Rickstellung steht --wie das FG zutreffend entschieden hat-- das
Passivierungsverbot des & 5 Abs. 2a EStG nicht entgegen (im Ergebnis ebenso Diffring/Saft, Ubg 2020, 146, 158 f,;
anderer Ansicht Bugge in Kirchhof/Séhn/Mellinghoff --KSM--, EStG, & 5 Rz Ca 33). Die Anrechnungsverpflichtung
der Klagerin stellt keine Verpflichtung im Sinne dieser Regelung dar.

a) & 5 Abs. 2a EStG sieht vor, dass fur Verpflichtungen, die nur zu erfiillen sind, soweit kiinftig Einnahmen oder
Gewinne anfallen, Verbindlichkeiten oder Riickstellungen erst anzusetzen sind, wenn die Einnahmen oder Gewinne
angefallen sind.

Wie der Wortlaut zeigt, knupft & 5 Abs. 2a EStG daran an, dass die Verpflichtung des Schuldners einer rechtlichen
Erfullungsbeschrankung unterliegt, nach der der Schuldner zur Erfiillung nicht sein aktuelles, sondern nur sein
kuinftiges Vermogen einsetzen muss. Nicht die Verpflichtung selbst, wohl aber deren ErfiillLung muss
vereinbarungsgemaf? vom Anfall kiinftiger Einnahmen oder Gewinne abhangig sein.

Das Passivierungsverbot setzt demnach voraus, dass sich der Anspruch des Glaubigers verabredungsgemaf nur auf
kunftiges Vermdgen des Schuldners (damit nicht auf am Bilanzstichtag vorhandenes Vermdgen) bezieht (BFH-
Urteile vom 10.07.2019 - XI R 53/17, BFHE 265, 249, BStBL Il 2019, 803, Rz 17; vom 30.11.2011 - | R 100/10, BFHE
235,476, BStBL Il 2012, 332; vom 06.02.2013 - | R 62/11, BFHE 240, 314, BStBL Il 2013, 954). Es greift ein, wenn die
(Tilgungs-)Verpflichtung des Schuldners vereinbarungsgemaf’ "nur” dessen Einnahmen bzw. Gewinnen folgt, d.h. ein
entsprechender Veranlassungszusammenhang zwischen kiunftigen Einnahmen bzw. Gewinnen und der (Tilgungs-
)Verpflichtung besteht (vgl. zum Veranlassungszusammenhang BFH-Urteil in BFHE 265, 249, BStBL II 2019, 803,

Rz 19; Richter/Anzinger/Tiedchen in Herrmann/Heuer/Raupach, § 5 EStG Rz 1916; Meyering/Grone in
Hachmeister/Kahle/Mock/Schiippen, Bilanzrecht, § 249 HGB Rz 111).

Demgegeniber begriindet allein der faktische Umstand, dass der Steuerpflichtige mangels aktuell einsetzbaren
Vermdgens fir die Erflllung zwangslaufig nur kuinftiges Vermdgen einsetzen kann, kein Passivierungsverbot (vgl.
BFH-Urteil in BFHE 265, 249, BStBL |1 2019, 803, Rz 18; Bugge in KSM, EStG, § 5 Rz Ca 26). Belastet die zu
erfullende Verpflichtung verabredungsgemaf bereits das am Bilanzstichtag vorhandene Vermdgen des Schuldners,
findet das Passivierungsverbot ebenfalls keine Anwendung. Es fehlt an einer Verpflichtung i.S. des & 5 Abs. 2a EStG.

b) Ausgehend von diesen Grundsatzen fehlt es an einer Verpflichtung der Klagerin i.S. des & 5 Abs. 2a EStG. Die
Erfillung der Anrechnungsverpflichtung der Klagerin bezieht sich nicht verabredungsgematf} nur auf deren
kiinftiges Vermdgen.

aa) Die Anrechnungsverpflichtung der Klagerin, die ihren rechtlichen und wirtschaftlichen Ursprung im ersten,
bereits abgewickelten Warenkauf hat, stellt --wie bereits ausgefihrt-- keinen auf einen gegenseitigen
Leistungsaustausch gerichteten Vertrag dar. Es handelt sich vielmehr um eine Vereinbarung (Hilfsgeschaft) Giber die
Erfillung der urspriinglichen Schuld, die es dem Karteninhaber gestattet, seine aus dem weiteren Warenkauf
resultierende Zahlungsverpflichtung durch eine andere als die geschuldete Leistung zum Erloschen zu bringen: Der
Kunde kann mit Bonuspunkten/Gutscheinen statt mit Geld zahlen.

Dabei kann die Anrechnungsverpflichtung der Klagerin nicht losgeldst von der zugrundeliegenden Gewahrung der
Bonuspunkte bzw. Gutscheine beurteilt werden, die stets im Rahmen eines vorhergehenden Einkaufs unter Nutzung
der Kundenkarte erfolgt und --wie dargelegt-- bei wirtschaftlicher Betrachtung zu dessen Rabattierung fuhrt. Die
Klagerin uberldsst dem teilnehmenden Kunden im Rahmen des (ersten) Warenkaufs zulasten ihres am
Bilanzstichtag (31.12.2010) vorhandenen Vermdgens ein besonderes Zahlungsmittel, das der Kunde bei einem
nachsten Einkauf, der auch erst nach dem Bilanzstichtag erfolgen kann, einsetzen darf.

bb) Danach ist die Anrechnungsverpflichtung verabredungsgemaR nicht nur auf das klinftige Vermogen der
Klagerin bezogen. Bereits die mit der Anrechnungsverpflichtung verbundene Gewahrung der Bonuspunkte bzw.
Gutscheine hat zu einer Belastung des zum Bilanzstichtag vorhandenen Vermdgens der Klagerin gefiihrt. Zudem
fehlt eine Erfullungsbeschrankung, die an den Anfall kinftiger Einnahmen oder Gewinne anknupft, denn der Kunde
kann jederzeit weitere Einkdufe tatigen und zur Bezahlung Bonuspunkte/Gutscheine einsetzen und damit die
Erfullungspflicht der Klagerin auslosen. Der weitere Einkauf fihrt zwar zum Anfall von Einnahmen bei der Klagerin,
jedoch ist die Erfullung der Anrechnungsverpflichtung der Klagerin nicht von dem Anfall der Einnahmen abhangig,
sondern allein von dem weiteren Warenkauf des Kunden und dessen Entscheidung, seine Bonuspunkte/Gutscheine
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einzusetzen (vgl. auch Schiffers/Strahl/Fuhrmann/Veit in Korn, § 5 EStG Rz 546). Die Anrechnungsverpflichtung der
Klagerin stellt daher keine Verpflichtung i.S. des & 5 Abs. 2a EStG dar.

79 4. Die Kostenentscheidung folgt aus & 135 Abs. 2 FGO.

Quelle: www.bundesfinanzhof.de
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BFH Bundesfinanzhof

Urteil vom 29. Juni 2022, X R 6/20

Wahlrecht zwischen Sofort- und Zuflussbesteuerung auch bei VerauRerung von Wirtschaftsgiitern gegen wiederkehrende
Beziige im Rahmen einer Betriebsaufgabe

ECLI:DE:BFH:2022:U.290622.XR6.20.0
BFH X. Senat

EStG & 16 Abs 1, EStG & 16 Abs 2, EStG & 16 Abs 3, EStG & 24 Nr 2, EStG & 34 Abs 1, EStG & 34 Abs 2 Nr 1, EStG & 34 Abs
3, EStG VZ 2014

vorgehend Schleswig-Holsteinisches Finanzgericht , 24. Januar 2020, Az: 4 K 28/18
Leitsatze

Ein Steuerpflichtiger, der im Rahmen einer Betriebsaufgabe betriebliche Wirtschaftsglter gegen wiederkehrende Beziige
verauBert, kann --wie bei der BetriebsverauRerung gegen wiederkehrende Bezlige-- zwischen der Sofortbesteuerung und
der Zuflussbesteuerung des entsprechenden Gewinns wahlen.

Tenor

Auf die Revision der Klagerin wird das Urteil des Schleswig-Holsteinischen Finanzgerichts vom 24.01.2020 - 4 K 28/18
aufgehoben.

Die Einkommensteuer 2014 wird unter Abanderung des Einkommensteuerbescheids des Beklagten vom 05.02.2018 auf
den Betrag festgesetzt, der sich bei Beruicksichtigung von Einklinften aus Gewerbebetrieb in Hohe von 34.344 € ergibt.

Die Berechnung der Steuer wird dem Beklagten Ubertragen.

Die Kosten des gesamten Verfahrens hat der Beklagte zu tragen.

Tatbestand

1 Die Klagerin und Revisionsklagerin (Klagerin) fihrte einen handwerklichen Betrieb. lhren Gewinn ermittelte sie
durch Betriebsvermdgensvergleich. Die Betriebsstatte befand sich in einem Anbau zu ihrem Einfamilienhaus.
Krankheitsbedingt stellte die Klagerin ihren Betrieb Ende des Jahres 2013 ein und bezog aufgrund ihrer
Berufsunfahigkeit Renten von privaten Versicherungsunternehmen.

2 Einen Grofsteil der Wirtschaftsguter ihres Geschaftsbetriebs verauRerte die Klagerin an die A-GmbH gegen die
Zahlung einer lebenslangen monatlichen Rente in Hohe von 3.000 € ab Januar 2014. Von der Verdauferung
ausgenommen war der bis dahin zum Betriebsvermdgen gehdérende Grundsticksteil mit aufstehenden Gebauden
und fest installierten Betriebsvorrichtungen. Weitere nicht zu den wesentlichen Betriebsgrundlagen gehdrende
Wirtschaftsgiter (PKW, Kundenforderungen, Kassenbestand, Bankguthaben, Verpflichtungen aus Rickstellungen,
Bank- und andere Verbindlichkeiten), die ebenfalls nicht an die A-GmbH veraufert wurden, sind in & 1 Abs. 2 des
Unternehmenskaufvertrags aufgefiihrt. Als Ubertragungsstichtag wurde der 02.01.2014 vereinbart. An diesem Tag
Ubergab die Klagerin die entsprechenden Wirtschaftsgiiter ihres Gewerbebetriebs an die A-GmbH und uberfiihrte
die Ubrigen Wirtschaftsgiter in ihr Privatvermdgen. Der gemeine Wert der in ihr Privatvermogen Uberfuhrten
Wirtschaftsguter betrug 85.134,44 €. Auf diese entfielen Restbuchwerte in Hohe von 67.453,84 €.

3 Inihrer Einkommensteuererklarung fur das dem Streitjahr vorhergehende Jahr 2013 vertrat die Klagerin die Ansicht,
dass lediglich in Hohe der Differenz zwischen dem gemeinen Wert der ins Privatvermdgen Uberfiihrten
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Wirtschaftsguter und deren Restbuchwerten, also in Hohe von 17.680 €, eine Sofortbesteuerung zu erfolgen habe.
Dagegen war der Beklagte und Revisionsbeklagte (Finanzamt --FA--) der Auffassung, die Klagerin habe auch die
stillen Reserven der von ihr gegen Leibrente an die A-GmbH verdufierten Wirtschaftsgiiter schon im Jahr 2013 zu
versteuern. Ein Wahlrecht zur Zuflussbesteuerung bestehe nicht. Dieses lasse R 16 Abs. 11 der Einkommensteuer-
Richtlinien (EStR) nur fiir den Fall einer Betriebsveraufierung i.S. von & 16 Abs. 1 des Einkommensteuergesetzes
(EStG) zu. Vorliegend sei jedoch von einer Betriebsaufgabe auszugehen. Das FA ermittelte deshalb einen
Aufgabegewinn, der auch den Barwert der Leibrente umfasste. Diesen korrigierte das FA aufgrund des Einspruchs
der Klagerin gegen den Einkommensteuerbescheid 2013 auf 542.195,39 € und unterwarf ihn aufgrund des im
dortigen Verfahren gestellten Antrags der ermafiigten Besteuerung nach & 34 Abs. 3 EStG. Im Rahmen des
anschlieRenden Klageverfahrens beim Finanzgericht (FG) sind die Beteiligten ibereinstimmend zu der Ansicht
gekommen, dass ein Betriebsaufgabegewinn erst im Streitjahr 2014 zu berucksichtigen sei, und haben den
Rechtsstreit in der Hauptsache deshalb fur erledigt erklart.

4 Das FA erlief? daraufhin am 05.02.2018 einen auf § 164 Abs. 2 der Abgabenordnung (AO) gestitzten geanderten
Einkommensteuerbescheid fur das Streitjahr 2014, in dem es den Aufgabegewinn in voller Hohe bertcksichtigte
und ihn der ermafiigten Besteuerung nach & 34 Abs. 3 EStG unterwarf. Im Rahmen der Sprungklage machte die
Klagerin auch fur die Einkommensteuerfestsetzung des Streitjahres geltend, es bestehe ein Wahlrecht auf
Anwendung der Zuflussbesteuerung.

5 Das FG wies die Klage ab (Entscheidungen der Finanzgerichte --EFG-- 2020, 575). Der zutreffend ermittelte
Aufgabegewinn sei im Streitjahr 2014 zu erfassen. Ein Wahlrecht zur Zuflussbesteuerung bestehe nicht. Da die
Klagerin das Betriebsgrundstuick als wesentliche Betriebsgrundlage in ihr Privatvermdgen uberfihrt habe, liege eine
Betriebsaufgabe vor. Anders als im Fall der Veraufierung des Betriebs verblieben in einem solchen Fall dem
Steuerpflichtigen ausreichende Mittel zur Zahlung der Einkommensteuer, die aufgrund der Sofortbesteuerung des
Aufgabegewinns anfalle. Ansonsten komme eine abweichende Steuerfestsetzung nach § 163 AO in Betracht.

6  Die Klagerin macht mit ihrer Revision die Verletzung materiellen Rechts geltend. Das FG habe verkannt, dass auch
im Fall einer Betriebsaufgabe die 8§ 16, 34 EStG teleologisch reduziert werden mussten, da eine Sofortbesteuerung
der Leibrente als Teil des Aufgabegewinns unverhaltnismafiig sei. Wie im Fall der BetriebsverdauRerung bestehe
ansonsten die Gefahr, dass der rentenberechtigte VerauRerer bei Versterben vor dem Erreichen seiner statistischen
Lebenserwartung einen zu hohen Gewinn versteuere. Soweit das FG darauf abstelle, dass bei einer Betriebsaufgabe
Mittel zur Entrichtung der Steuer vorhanden seien, verkenne es die Entwicklung der hdchstrichterlichen
Rechtsprechung in Bezug auf das Wahlrecht zur Zuflussbesteuerung. Dies musse auch bei der Betriebsaufgabe
ermoglicht werden. Unter Aufteilung in einen Tilgungs- und Zinsanteil und unter Einbeziehung des sofort zu
versteuernden Teils des Aufgabegewinns sowie der von der Klagerin zu tragenden Rickbauaufwendungen seien
lediglich Einkunfte aus Gewerbebetrieb in Hohe von 34.344 € im Streitjahr anzusetzen.

7  Die Klagerin beantragt sinngemaf,
das angefochtene Urteil aufzuheben und die Einkommensteuerfestsetzung fur 2014 mit der Mafigabe zu andern,
dass die Einklnfte aus Gewerbebetrieb auf 34.344 € herabgesetzt werden.

8 Das FA beantragt,
die Revision zurlickzuweisen.

9  Esverweist auf das FG-Urteil und tragt erganzend vor, durch die Gewahrung des Wahlrechts, den Gewinn aus einer
BetriebsverduRerung alternativ der Zuflussbesteuerung unterwerfen zu kénnen, werde die Ubertragung ganzer
lebender Gewerbebetriebe ohne Zerschlagung gefordert. Daran fehle es im Fall einer Betriebsaufgabe jedoch. Auch
sei die Ausdehnung dieses Wahlrechts auf die Betriebsaufgabe nicht durch den Grundsatz der VerhaltnismafRigkeit
geboten. Vielmehr fuhre es zu einer ungerechtfertigten Abweichung von der gesetzlich angeordneten
Sofortbesteuerung des Aufgabegewinns.

Entscheidungsgrunde

10 Die Revision ist begriindet. Sie flihrt zur Aufhebung des angefochtenen Urteils. Der Senat entscheidet liber die
spruchreife Sache selbst (§ 126 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 der Finanzgerichtsordnung --FGO--) und gibt der Klage nach
MaRgabe des Antrags der Klagerin statt.
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Zutreffend ist das FG von einer Aufgabe des Gewerbebetriebs der Klagerin im Streitjahr 2014 ausgegangen (unten
1.). Die Klagerin konnte das Wahlrecht ausuben, den Betriebsaufgabegewinn, soweit er auf den Barwert der
Leibrente entfallt, erst bei einem das Kapitalkonto und die Aufgabekosten ubersteigenden Zufluss der
Rentenzahlungen zu realisieren und die Rentenzahlungen insoweit als nachtragliche Einklinfte aus Gewerbebetrieb
zu versteuern (unten 2.). Im Streitjahr hat die Klagerin Einkunfte aus Gewerbebetrieb in der beantragten Hohe von
34.344 € zu versteuern; die Einkommensteuer ist entsprechend zu reduzieren (unten 3.). Eine ermaRigte
Besteuerung nach § 34 EStG kommt im Streitfall nicht in Betracht (unten 4.).

1. Die Klagerin hat im Streitjahr 2014 den Tatbestand einer Betriebsaufgabe erfullt.

a) Die Betriebsaufgabe nach & 16 Abs. 3 Satz 1 EStG beginnt zwar bereits mit der ersten vom Aufgabeentschluss
getragenen Handlung, die objektiv auf die Auflosung des Betriebs gerichtet ist (vgl. nur Urteil des Bundesfinanzhofs
--BFH-- vom 21.10.1993 - IV R 42/93, BFHE 173, 285, BStBL Il 1994, 385, unter 1.a). Fur die Gewinnverwirklichung
im Rahmen einer Betriebsaufgabe ist aber nicht deren Beginn, sondern der Zeitpunkt des einzelnen Aufgabeteilakts
relevant. Denn der Betriebsaufgabegewinn kann in verschiedenen Veranlagungszeitrdumen entstehen (Senatsurteil
vom 02.09.2008 - X R 32/05, BFHE 224, 217, BStBL Il 2009, 634, unter 11.3.b, m.w.N.).

b) Hiervon ausgehend hat das FG zu Recht eine Betriebsaufgabe im Streitjahr 2014 angenommen. Denn die
Klagerin hat die zu ihrem Geschaftsbetrieb gehdrenden Wirtschaftsguter erst zum 02.01.2014 an die A-GmbH
veraufiert und auch erst in diesem Zeitpunkt die Ubrigen Wirtschaftsguter, insbesondere das als wesentliche
Betriebsgrundlage anzusehende Betriebsgrundstiick, in ihr Privatvermégen Uberfihrt.

2. Der Gewinn aus der VerauBerung eines grofien Teils der betrieblichen Wirtschaftsguter an die A-GmbH gegen
Leibrente kann aufgrund der mit einer Betriebsveraufierung gegen wiederkehrende Beziige vergleichbaren
Interessenlage ebenfalls der Zuflussbesteuerung unterliegen. Auch in diesem Fall steht dem Steuerpflichtigen ein
Wabhlrecht zu, den Gewinn aus der Veraufierung einzelner betrieblicher Wirtschaftsgiiter im Rahmen der Aufgabe
(8 16 Abs. 3 Satz 6 EStG) nach Mafigabe des Zuflusses der wiederkehrenden Bezlige und zudem erst dann als
realisiert anzusehen, wenn die wiederkehrenden Bezlige die Buchwerte der veraufierten Wirtschaftsgiter und die
insoweit angefallenen Aufgabekosten Ubersteigen. Dieses Wahlrecht hat die Klagerin ausgeubt.

a) Im Fall der BetriebsverauRerung i.S. des § 16 Abs. 1 Satz 1 EStG gegen bestimmte wiederkehrende Bezlige kann
der Steuerpflichtige zwischen der Sofortbesteuerung und der Zuflussbesteuerung wahlen.

aa) Veraufert ein Steuerpflichtiger seinen Betrieb gegen wiederkehrende Bezlige --insbesondere gegen eine
Leibrente--, gewahren sowohl die Rechtsprechung als auch die Finanzverwaltung (R 16 Abs. 11 EStR)
einkommensteuerrechtliche Erleichterungen. Die jungere hochstrichterliche Rechtsprechung (vgl. zur Entwicklung
nur das Senatsurteil vom 17.07.2013 - X R 40/10, BFHE 242, 58, BStBL Il 2013, 883, Rz 16 ff., m.w.N.) geht dabei
davon aus, dass zwar die Sofortbesteuerung der gesetzliche Normalfall ist, die Zuflussbesteuerung aber "eine auf
Billigkeitserwagungen unter Berlicksichtigung des Verhaltnismafiigkeitsgrundsatzes beruhende Ausnahmeregelung”
darstellt. Aus diesem Grund muss der Steuerpflichtige bei einer Betriebsveraufierung die Zuflussbesteuerung auch
ausdricklich wahlen (weiterfihrend auch Senatsurteil vom 05.11.2019 - X R 12/17, BFHE 266, 224, BStBL 1l 2020,
262, Rz 14).

bb) Die Eroffnung dieses Wahlrechts zur Zuflussbesteuerung hat der BFH mit dem fir den Verauferer verbundenen
Wagnis begrindet und erganzend auf den Versorgungscharakter dieser Zahlungen abgestellt.

(1) Schon lange erkennt die hochstrichterliche Rechtsprechung im Fall einer Betriebsverauerung gegen Leibrente
"das Wagnis in der durch die Bindung an die Lebenszeit einer Person bedingten Ungewifsheit der Rentenlaufzeit”
(BFH-Urteil vom 30.01.1974 - IV R 80/70, BFHE 111, 477, BStBL 11 1974, 452, unter 2.a, m.w.N.) an. Demzufolge wird
dem VeraufRerer ein Wahlrecht eingeraumt, den VeraufRerungsgewinn entsprechend dem Zufluss zu versteuern. Das
EStG enthalt keine eindeutige Regelung Uber das Verhaltnis zwischen §§ 16, 34 EStG einerseits und & 24 Nr. 2 EStG
andererseits. Deshalb ist die Einkommensbesteuerung "einer den Besonderheiten der Vertragsgestaltung im
Einzelfall gerechtwerdenden Auslegung zuganglich”, deren Ergebnis darin bestehen kann, dass das Gesetz dem
Steuerpflichtigen insoweit ein Wahlrecht einraumt (so BFH-Urteil in BFHE 111, 477, BStBL || 1974, 452, unter 2.3).

(2) Die hochstrichterliche Rechtsprechung hat darliber hinaus das Wahlrecht zwischen Sofort- und
Zuflussbesteuerung in Fallen anderer langfristig wiederkehrender Bezlige zugelassen, die nicht im Interesse des
Erwerbers, sondern hauptsachlich im Interesse des Veraufierers vereinbart wurden, um dessen Versorgung zu
sichern. Dabei hat der BFH darauf verwiesen, dass im Fall eines ungewohnlich langen, nicht mehr Gbersehbaren
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Zeitraums diese Bezlige ahnlich wagnisbehaftet wie eine Leibrente sind (vgl. nur BFH-Urteil vom 26.07.1984 -

IVR 137/82, BFHE 141, 525, BStBL 11 1984, 829, unter Il.1.b, m.w.N.). Auch hat der BFH in diesen Fallen auf die
ungewisse Versorgung des Verduferers abgestellt. Erstreckt sich die Versorgung des Berechtigten namlich Uber eine
langere Zeit, ist eine Milderung des Grundsatzes der sofortigen Versteuerung der durch die VerauBerung des
Betriebs realisierten stillen Reserven geboten und wegen des Grundsatzes der Verhadltnismafiigkeit der Besteuerung
die Erfassung des Verauferungserloses erst im Zeitpunkt des Zuflusses notwendig (vgl. BFH-Urteil vom

29.10.1974 - VIII R 131/70, BFHE 114, 79, BStBL Il 1975, 173, unter 2.b).

(3) Im Vordergrund dieser Rechtsprechung steht also das Risiko, dass im Fall eines friihen Todes des Veraufierers bei
einer Sofortbesteuerung mehr versteuert werden muss als dem Steuerpflichtigen tatsachlich zugeflossen ist (so
schon Senatsurteil vom 17.07.2013 - X R 40/10, BFHE 242, 58, BStBL Il 2013, 883, Rz 61). Das Wahlrecht tragt dem
Umstand Rechnung, dass einerseits die wiederkehrenden Beziige mit ihrem Gegenwartswert zu bewerten sind und
damit der VerduRerungsgewinn bereits im Zeitpunkt der Ubertragung des wirtschaftlichen Eigentums an den
wesentlichen Betriebsgrundlagen verwirklicht wird, andererseits jedoch das --gemessen an der statistischen
Wahrscheinlichkeit-- vorzeitige Versterben des Rentenberechtigten nicht zu einer (ruckwirkenden) Korrektur des
Verdufierungsgewinns fihrt (vgl. BFH-Urteil vom 14.05.2002 - VIII R 8/01, BFHE 199, 198, BStBL Il 2002, 532, unter
[1.2.3).

(4) Die Zuflussbesteuerung bewirkt lediglich eine zeitliche Streckung der anfallenden Steuerzahlungen, die sich der
Steuerpflichtige durch den Verlust der Beglinstigungen des § 16 Abs. 4 EStG (Freibetrag) und des & 34 EStG
(ermafiigter Steuersatz) quasi "erkauft” (vgl. Senatsurteil in BFHE 242, 58, BStBL Il 2013, 883, Rz 63).

b) Im Fall einer Betriebsaufgabe, bei der Wirtschaftsgliter gegen langfristig wiederkehrende Bezlige, insbesondere
Leibrenten, veraufiert werden, ist das Wahlrecht zur Zuflussbesteuerung --bezogen auf diese veraufierten
Wirtschaftsglter-- ebenfalls zu gewahren. Es liegt eine vergleichbare Interessenlage vor.

aa) Bislang hat der BFH lediglich entschieden, dass ein solches Wahlrecht bei der Veraufierung eines einzelnen
Wirtschaftsguts gegen Leibrente aus einem fortbestehenden Betrieb nicht zu gewahren ist (BFH-Urteil vom
20.01.1971 - I R 147/69, BFHE 101, 218, BStBL 11 1971, 302, unter 1.b). Er hat dies damit begriindet, dass der Betrieb
nach der Veraufierung des Wirtschaftsguts beim Veraufierer fortbesteht und der Gewinn des Todesjahres durch eine
Ausbuchung der aktivierten Leibrentenforderung gemindert wird; dies gleicht --anders als in den Fallen des § 16
EStG-- das mit der Leibrente verbundene Risiko eines statistisch vorzeitigen Versterbens aus.

bb) Hiervon unterscheidet sich jedoch eine Betriebsaufgabe, bei der ebenfalls Wirtschaftsguter gegen
wiederkehrende Beziige verauBert werden. Denn ebenso wie nach der Betriebsverauerung im Ganzen ist der
Veraufderer nach einer Veraufierung einzelner Wirtschaftsguter im Rahmen einer Betriebsaufgabe nicht mehr
Inhaber des Betriebs. Wie bei einer BetriebsverduRerung liegt es in seinem Interesse, fur diese VerauRerung nicht
mehr Einkommensteuer zahlen zu missen, als er nach Mafigabe der tatsachlich zugeflossenen Rentenzahlungen
musste. Dieses Risiko ist auch bei einer Betriebsaufgabe vorhanden. Stirbt der (frihere) Betriebsinhaber vor
Erreichen seiner statistischen Lebenserwartung, hatte er einen Gewinn zu versteuern, der nachtraglich nicht
korrigiert werden kann, da kein rickwirkendes Ereignis gegeben ist, sondern sich ein vertragsimmanentes Wagnis
konkretisiert (vgl. BFH in BFHE 199, 198, BStBL Il 2002, 532, unter 1l.2.c aa bbb).

cc) Aufgrund des beschriebenen Wagnischarakters und im Hinblick auf den Versorgungscharakter derartiger Bezlige
erscheint eine gleiche Behandlung von Betriebsveraufierung und Betriebsaufgabe jeweils gegen wiederkehrende
Bezlige zwingend. Dies gilt umso mehr, als im Fall der Betriebsveraufierung das Wahlrecht, die wiederkehrenden
Bezlige erst bei Zufluss zu versteuern, schon dann erdffnet ist, wenn nur ein Teil des Kaufpreises in dieser Form
erbracht wird, der andere Teil aber aus einer Einmalzahlung besteht (so Kulosa in Herrmann/Heuer/Raupach
--HHR--, § 16 EStG Rz 582; vgl. auch BFH-Urteil vom 20.12.1988 - VIII R 110/82, BFH/NV 1989, 630, unter 1. zur
Betriebsverdufierung gegen Einmalzahlung und wiederkehrenden Bezligen).

dd) Wie im Fall der Betriebsveraufierung kann das Wahlrecht zur Zuflussbesteuerung bei der Betriebsaufgabe im
Wege einer teleologischen Reduktion der §§ 16, 34 EStG im Verhaltnis zu § 24 Nr. 2 EStG hergeleitet werden. Auch
bei einem Betriebsaufgabegewinn i.S. des & 16 Abs. 3 EStG, der wie der Veraufierungsgewinn nach &8 16, 34 EStG zu
behandeln ist, ist nicht geklart, ob diese Vorschriften § 24 Nr. 2 EStG verdrangen. Sinn und Zweck der begunstigten
Besteuerung des Veraufierungs- sowie des Aufgabegewinns aufgrund des & 34 Abs. 2 Nr. 1 EStG --ggf. unter
Berlcksichtigung der Freibetragsregelung des § 16 Abs. 4 EStG-- ist die Gewahrung einer Tarifbeguinstigung fur den
Fall einer zusammengeballten Realisierung der wahrend vieler Jahre entstandenen stillen Reserven, die in den
wesentlichen Grundlagen einer betrieblichen Sachgesamtheit angesammelt und in einem einheitlichen Vorgang
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aufgelost werden (vgl. BFH-Urteil vom 17.12.2014 - IV R 57/11, BFHE 248, 66, BStBL 1l 2015, 536, Rz 16, m.w.N.).

§ 24 Nr. 2 EStG ordnet dagegen zuflieRende Einkinfte nach der Beendigung einer Tatigkeit oder Einkunftsart
--insoweit klarstellend-- der in der Vergangenheit verwirklichten Einkunftsart zu (statt aller vgl. nur HHR/Horn, § 24
EStG Rz 70, m.w.N.).

Da wie im Fall der Betriebsveraufierung gegen wiederkehrende Beziige auch bei der Betriebsaufgabe unter
Veraufderung von Wirtschaftsgutern nicht ausgeschlossen werden kann, ob eine unverhaltnismafiig hohe
Besteuerung trotz der Beglinstigungen durch 88§ 16 Abs. 4, 34 EStG droht, bedarf es der am Zweck dieser Normen
orientierten Einschrankung der Besteuerung des wagnisbehafteten Teils des VerauRerungs- bzw. Aufgabegewinns.
Folglich kann auch dieser Teil des Aufgabegewinns, wenn der Steuerpflichtige es wahlt, nach dem Zufluss der
Zahlungen, also nach & 24 Nr. 2 EStG, besteuert werden.

ee) Dieses Wahlrecht ist im Fall der Betriebsaufgabe nicht deshalb ausgeschlossen, weil der Steuerpflichtige einen
Teil der zuvor betrieblich genutzten Wirtschaftsgiter in seinem Eigentum behalt.

Bereits bei einer Betriebsveraufierung ist es fur die Anwendung des Wahlrechts auf Zuflussbesteuerung unerheblich,
ob der Veraufierer die notigen Mittel erhalt, um die im Fall der Sofortbesteuerung zu erbringenden Steuern
begleichen zu kénnen. Zudem stellt die hochstrichterliche Rechtsprechung lediglich auf das Wagnis des friheren
Ausfalls der wiederkehrenden Beziige und/oder den Versorgungscharakter dieser Zahlungen fiir den VeraufRerer ab
(vgl. oben II.2.a bb).

ff) Eine Beschrankung der Zuflussbesteuerung auf den Fall der Betriebsveraufierung lasst sich dem BFH-Urteil vom
14.12.1988 - | R 44/83 (BFHE 155, 368, BStBL 11 1989, 323) nicht entnehmen. Vielmehr stellte der BFH dort unter 5.2
heraus, dass die Rechtsprechung nicht ausschlief3e, in anderen Fallen als der Betriebsveraufierung laufende Bezlige
erst mit dem Zufluss zu besteuern.

3. Aufgrund der zuldssigen Inanspruchnahme des Wahlrechts auf Zuflussbesteuerung sind die EinkUlnfte aus
Gewerbebetrieb der Klagerin im Streitjahr 2014 mit 34.344 € anzusetzen.

a) Der Aufgabegewinn ist gemaR & 16 Abs. 3 Satze 2 und 3 i.V.m. & 16 Abs. 2 EStG entsprechend dem
Veraufderungsgewinn zu ermitteln. Einzelne dem Betrieb gewidmete Wirtschaftsgiter, die im Rahmen der
Betriebsaufgabe verauRert werden, sind mit dem Verdaufierungspreis anzusetzen (8§ 16 Abs. 3 Satz 6 EStG). Somit ist
zunachst die Summe der VerauBerungserlose der im Rahmen der Betriebsaufgabe verauRerten Wirtschaftsguter
sowie der nach § 16 Abs. 3 Satz 7 EStG zu beriicksichtigende gemeine Wert der nicht verdufierten, in das
Privatvermogen Uberflihrten Wirtschaftsglter zu ermitteln; dieser Betrag ist dem Buchwert des Betriebsvermogens
im Zeitpunkt der Betriebsaufgabe gegenuberzustellen. Der Unterschied zwischen diesen Werten --abzlglich
etwaiger Aufgabe- und VerauRerungskosten-- ergibt den Aufgabegewinn (vgl. nur Senatsurteil vom 22.10.2013 -

X R 14/11, BFHE 243, 271, BStBL 11 2014, 158, Rz 42, m.w.N.). Eine Aufteilung des Buchwerts des
Betriebsvermogens, der dem Kapitalkonto des Betriebs entspricht, erfolgt ebenso wenig wie im Fall der
BetriebsverdaufRerung in Form einer Rente neben einem bestimmten Kaufpreisteil (vgl. BFH-Urteil vom 21.09.1993 -
I11 R 53/89, BFHE 172, 349, unter Il.2.b cc, sowie --wenn auch zur Frage der Anwendung des & 34 Abs. 1 EStG--
Senatsurteil vom 10.07.1991 - X R 79/90, BFHE 165, 75, unter 11.1.).

b) Nach diesen Grundsatzen ist fir das Streitjahr kein Aufgabegewinn gemaf3 § 16 Abs. 3 i.V.m. Abs. 2 EStG in Ansatz
zu bringen. Die nach & 16 Abs. 3 Satz 7 EStG fir die ins Privatvermdgen Uberflhrten Wirtschaftsglter
anzusetzenden gemeinen Werte betrugen 85.134,44 €; sie waren somit geringer als die Summe aus dem --nicht
aufzuteilenden-- Kapitalkonto des Betriebs der Kldgerin (81.747,34 €) und den Aufgabekosten (13.323,71 €), mithin
95.071,05 €. Soweit die Klagerin einen Aufgabegewinn von 4.356 € ermittelt hat (gemeiner Wert der ins
Privatvermdgen Uberfihrten Wirtschaftsguter ./. Buchwerte jener Wirtschaftsguter [67.453,84 €] ./. Aufgabekosten
[Rickbauaufwendungen]), ist sie von unzutreffenden Rechtsgrundsatzen zu ihren Lasten ausgegangen.

¢) Nachtragliche Einklinfte aus Gewerbebetrieb gemaf3 § 24 Nr. 2 EStG sind fur das Streitjahr zu berucksichtigen,
soweit die zugeflossenen Rentenzahlungen die Summe aus Kapitalkonto und Aufgabekosten (95.071,05 €)
abzuglich der bereits berticksichtigten gemeinen Werte der ins Privatvermdgen Uberfuhrten Wirtschaftsguter
(85.134,44 €), d.h. einen Betrag von 9.936,61 € Uberschritten haben.

d) Ob der Zinsanteil von den Rentenzahlungen zu separieren ist, bedarf im Streitfall keiner Entscheidung. Denn die
Klagerin begehrt mit ihrem Revisionsantrag eine Berticksichtigung von gewerblichen Einkiinften in Hohe von
34.344 €. Diesen Betrag kann der Senat nicht unterschreiten.
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aa) Wirde man auf die gesamten --nicht zwischen Tilgungs- und Zinsanteil differenzierenden-- Rentenzahlungen
von 36.000 € abstellen, ergaben sich fiir die Klagerin steuerbare nachtragliche Einkunfte aus Gewerbebetrieb in
Hohe von 26.063,39 € (36.000 € ./. 9.936,61 €).

bb) Ware dagegen der Zinsanteil (29.988 €) zu separieren und nur der Tilgungsanteil von 6.012 € zu
berilicksichtigen, ware der noch unverbrauchte Betrag von 9.936,61 € im Streitjahr zwar nicht Uberschritten. Eine
gunstigere Besteuerungsfolge ergabe sich flr die Klagerin in diesem Fall aber nicht, da der Zinsanteil im Jahr des
Zuflusses ebenfalls zu nachtraglichen Einkunften aus Gewerbebetrieb fuhrt. Dies hat der Senat fir die
Zuflussbesteuerung bei einer Veraufierungszeitrente bereits entschieden (Urteil in BFHE 266, 224, BStBL 11 2020,
262, Rz 26) und gilt bei einer Veraufierungsleibrente sinngemaR. Eine Zuordnung zu den sonstigen Einkunften
gemaf § 22 Nr. 1 Satz 3 Buchst. a Doppelbuchst. bb EStG scheidet jedenfalls bei der Wahl zur Zuflussbesteuerung
aus, da die sonstigen Einkunfte i.S. von & 22 Nr. 1 EStG gegenuber den --wenn auch nachtraglichen-- gewerblichen
Einkiinften subsidiar sind (vgl. § 22 Nr. 1 Satz 1 Halbsatz 1 EStG).

4. Im vorliegenden Fall sind samtliche Einklinfte aus Gewerbebetrieb --unabhdngig von dieser Frage der Aufteilung
der Leibrente im Fall der Zuflussbesteuerung in einen Zins- und Tilgungsanteil-- nicht nach & 34 EStG ermafigt zu
besteuern. Zum einen unterliegen sowohl der Zins- wie auch der Tilgungsanteil der Leibrente als nachtragliche
Betriebseinnahmen gemaf & 24 Nr. 2 EStG i.V.m. § 15 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 EStG nicht der ermaBigten Besteuerung
nach & 34 EStG, da insoweit keine aufierordentlichen Einklnfte i.S. des § 34 Abs. 2 Nr. 1 EStG gegeben sind. Zum
anderen fehlen aber auch ansonsten Einklinfte aus Gewerbebetrieb, die als aufierordentliche Einklinfte i.S. des & 34
Abs. 2 Nr. 1 EStG qualifiziert werden konnten. Wie unter 11.3.c gezeigt, ubersteigt das Kapital des Betriebs zuzuglich
der Aufgabekosten die gemeinen Werte der von der Kldgerin in ihr Privatvermogen uberfuhrten Wirtschaftsgiter um
9.936,61 €.

Somit kann der Senat die Frage unbeantwortet lassen, ob an der dlteren BFH-Rechtsprechung festzuhalten ist,
wonach auch in Fallen der Zuflussbesteuerung die Begunstigung nach & 34 EStG ungeachtet dessen gewahrt
werden kann, dass der Gewinn aus der Betriebsveraufierung bzw. der Veraufierung einzelner Wirtschaftsgtiter Gber
viele Jahre verteilt wird (vgl. Urteile vom 28.09.1967 - IV 288/62, BFHE 90, 324, BStBL Il 1968, 76, unter 5.; in BFHE
165, 75, unter 11.1., und in BFHE 172, 349, unter 11.2.a), obwohl es damit an der von der neueren Rechtsprechung
geforderten "Aufierordentlichkeit” der Einkinfte (vgl. nur Senatsurteil vom 06.05.2020 - X R 24/19, BFHE 269, 265,
BStBL 11 2021, 141, Rz 17, und vom 25.02.2014 - X R 10/12, BFHE 245, 1, BStBL 11 2014, 668, Rz 33) fehlen konnte.

5. Die Berechnung der festzusetzenden Einkommensteuer wird dem FA (ibertragen (§ 100 Abs. 2 Satz 2 FGO).

6. Die Kostenentscheidung ergibt sich aus & 135 Abs. 1 FGO.

Quelle: www.bundesfinanzhof.de
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